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Vorwort 


In  den  meisten  zivilisirten  Ländern  Europas  ist  in 
neuerer  Zeit  in  Folge  grosser  Fortsehritte  der  Verkelirsmittel 
und  des  Welthandels  der  Ackerbau  in  den  Aenderungen 
seines  Betriebs,  in  seinen  Aussichten ,  in  seiner  gesetzlichen 
Stellung,  in  den  Bedingungen  des  Maiktes,  seiner  Kaufkraft 
und  seines  Kredits,  vor  allem  in  Bezug  auf  den  kleinen  und 
mittleren  Bauer,  ein  Gegenstand  ernster,  oft  übertriebener 
Sorge,  aber  auch  ein  Gegenstand  des  Strebens  nach  Reform 
an  Haupt  und  Gliedern,  hier  nach  staatssozialistischem  Rezept, 
dort  aus  der  eigenen  Kraft  der  Interessenten  geworden.  Kein 
Land  ist  aber  durch  alte  Schuld  der  Gesetzgebung,  durch 
die  Schuld  der  grossen  Gutsherren,  wie  durch  die  Schuld  der 
kleinen  Pächter,  von  unglücklichen  Jahreszeiten  ganz  abge- 
sehen, dem  Abgrund  einer  agrarischen  Revolution,  eines  nur 
mit  Vernichtung  der  Schwächeren  endenden  Bürgerkrieges  so 
nahe  gerückt  worden,  wie  Irland. 

Es  war  die  grosse  Aufgabe  der  jetzigen  Regierung  Eng- 
lands, den  Sturz  des  Landes  auf  dieser  schiefen  Ebene  auf- 
zuhalten. Es  kommt  aber  noch  etwas  Anderes  dazu:  die 
politische  Besvegung  eines  Sonderbundes,  einer  beabsichtigten 
Lostrennung  Irlands  von  England  unter  eigener  Regierung. 
Wie  die  Sturmfluth  dadurch,  dass  die  Wallung  der  Gezeiten 
von  einem  Sturmwind  in  gleicher  Richtung  vervielfacht  und 
erhöht  wird,  zu  bergehohen  Wogen  emporschwillt,  so  ist  in 
Irland    die    agrarische    Bewegung    durch    die    fenische    zur 


VI  Vorwort. 

sozialpolitischen  Revolution  gesteigert  worden.  Kine  ähnliche 
Erscheinung  der  Zeit' in  grösstem  Styl,  auf  dem  grössten 
Theater  ist  die  des  Nihilismus  in  Russland.  Wie  verschieden 
aber  gestaltet  sich  die  Bekämpfung  seitens  der  Regierung; 
hier  die  rücksichtlose  Niederwerfung  durch  Gewalt  ohne  den 
Gedanken  an  eine  Milderung  oder  Beseitigung  dessen,  vs'as 
in  den  Ursachen  auf  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  Anspruch 
machen  kann;  hier  langes  Zögern,  mit  der  Gewalt  von 
Ausnahmegesetzen  einzuschreiten,  selbst  nachdem  die  Ge- 
sch  worn  engerichte  ihren  Dienst  versagt  haben,  Beschränkung 
der  Gewalt  auf  das  Nothwendigste  staatlicher  Selbsterhaltung, 
vor  allem  aber  eine  offene,  ehrliche  und  muthige  Reform, 
welche  die  Schuld  der  Vergangenheit  zu  tilgen  und  die  Leiden 
der  armen  Bevölkerung  zu  mildern  sucht,  ohne  deren  Selbst- 
hilfe überflüssig  zu  machen  oder  zu  lähmen. 

Diese  zwei  verschiedenen  grossen  Experimente  sind  auf 
der  Weltbühne  in  dramatischer  Entwicklung.  W^elches  auch 
das  siegreiche  sein  mag,  es  kann  für  den  denkenden  und 
humanen  Menschen  kein  Zweifel  sein ,  welchem  seine  Sym- 
pathie gehört. 
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Bei  Gelegenheit  des  Lordmayors- Bankets  in  London 
sagte  der  Minister  Bright  von  diesem  Gesetze:  „das  grösste 
Reich  der  Welt  habe  unter  seinem  grössten  Staats- 
manne  mit  dieser  Bill  seine  grösste  Maassregel  zur 
Befestigung  des  inneren  Friedens  geschaffen." 
Man  kann  es  Bright,  dem  nüchternen  Logiker,  nicht  nach- 
sagen, dass  er  es  liebe,  mit  dem  Glanz  grosser  Worte  einer 
Sache  eine  Grösse  verleihen  zu  wollen,  der  ihr  innerer  Werth 
nicht  entspricht.  Für  Jeden,  der  die  Verhältnisse  in  Irland 
kennt,  für  Jeden,  welcher  den  tiefen  inneren  Zusammenhang 
erfasst  hat,  in  welchem  die  agrarischen  Gesetze  Englands  und 
Irlands  mit  dem  ganzen  sozialen  und  politischen  Gefüge  der 
englischen  Gesellschaft  stehen,  ist  es  keine  Frage,  dass  dieses 
Landgesetz,  welches  bereits  beginnt,  seine  reformirende  Wirkung 
auf  England  und  Schottland  zu  verbreiten,  seit  der  Aufliebung 
der  englischen  Korngesetze  unter  Robert  Peel  die  grösste 
That  in  der  Wirthschaftsgeschichte  Englands  bildet. 

Da  der  Zeit  nach  die  agrarische  Bewegung  in  Irland,  die 
noch  nicht  zur  Ruhe  gekommen  ist,  mit  den  grossen  Getreide- 
sendungen aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
ihren  Folgen  für  den  Weizenpreis  zusammenfiel,  da  zu  der- 
selben Zeit  in  England  besonders  schlechte  Ernten  waren,  so 
ist  man  auf  dem  Kontinent  gemeinhin  zu  der  Ansicht  ge- 
kommen, dass  diese  beiden  Zeitereignisse  in  innerem  ursäch- 
lichem Zusammenhange  stünden.  Nichts  kann  falscher  sein 
als  dies. 

Wiss,  Irische  Landakte.  1 
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Die  schlechten  Ernten  der  letzten  Jahre  haben  allerdings 
in  England  Folgen  gehabt,  welche  nicht  nur  für  die  Gegenwart 
drückend  waren,  sondern  für  die  gesammte  englische  Land- 
wirthschaft  eine  gefahrvolle  Zukunft  voraussehen  lassen.  Ganz 
Europa  erstaunte  darüber,  dass  in  einem  Augenblicke,  wo  die 
schlechten  Ernten  in  England,  Frankreich  und  in  anderen 
Ländern  Europa's  eine  Hungersnoth  befürchten  Hessen,  von 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ein  Füllhorn  des  Nah- 
rungssegens auf  die  Märkte  Europa's  und  am  reichlichsten 
auf  den  Markt  von  London  ausgeschüttet  worden  ist.  Es 
waren  die  unerhörten  Massen  Weizens,  die,  wie  sich  zeigte, 
die  Vereinigten  Staaten  von  ihrem  Ueberüusse  entbehren 
konnten.  Waren  in  diesem  Augenblicke  die  goldenen  Körner 
der  Ackerkrume  so  erwünscht,  wie  früher  die  goldenen  Körner 
des  Edelmetalls  Kaliforniens,  so  konnten  sich  doch  die  euro- 
päischen Weizenproduzenten  der  Sorge  für  die  Zukunft  nicht 
entschlagen,  wenn  sie  annehmen  mussten,  dass  diese  Ausfuhr 
Amerika's  auch  in  Jahren  guter  Ernten  fortdauere.  Der  Ruf 
auf  dem  Weltmarkte:  „Cotton  is  king",  hat  Europa  nicht 
erschreckt;  Europa  baute  keine  Baumwolle ;  der  Ruf :  „Wheat 
is  king",  berührt  die  Lebensinteressen  der  europäischen  Land- 
wirthe.  Und  dies  betrifft  nicht  nur  die  weizenbauenden;  der 
jetzige  amerikanische  Betrieb  ist  Raubbau;  wenn  die  aus- 
gesogene Erde  für  Weizen  unnütz  wird,  fragt  es  sich,  ob  sie 
für  Roggen,  der  keines  so  fetten  Bodens  bedarf,  im  Frucht- 
wechsel nicht  noch  ebensogut  verwerthbar  sei.  Die  Vereinigten 
Staaten  würden  so  für  Europa  die  Kornkammer  werden,  wie 
es  Kleinasien  für  das  alte  Griechenland,  das  nördliche  Afrika 
für  das  Rom  der  Kaiserzeit  waren. 

Es  ist  natürlich,  dass  England,  der  Mittelpunkt  des  Welt- 
handels, ihn  beherrschend  und  von  ihm  beherrscht,  von  der 
grossen  Handelsbewegung  eines  der  unentbehrlichsten  Be- 
friedigungsmittel der  Menschen  zunächst  betroffen  wird.  Eng- 
land ist  ein  weizenproduzirendes  Land,  obwohl  es  seit  etwa 
drei  Jahrzehnten  nicht  mehr  genug  für  den  eignen  Bedarf 
produzirt.  Ein  Korrespondent  der  London  Times  theilt  mit, 
dass  in  England  der  Nettoertrag  des  Weizens   per  Acre  von 
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1866  bis  1870  durchschnittlich  i^  7.  45  s.  11  d.  und  von  1875 
bis  1879  £  5.  18  s.  3  d.  gewesen  sei.  Dies  bedeutet  in 
anderthalb  Jahrzehnt  einen  Verlust  von  ca.  ^£  3  per  Acre 
oder  37  Prozent.  Es  muss  dies  als  Folge  der  amerikanischen 
Konkurrenz  angesehen  werden  und  die  englischen  Landwirthe 
vor  die  ernste  Frage  stellen,  ob  sie  den  Getreidebau  nicht 
ganz  aufgeben  und  ihren  Boden  ausschliesslich  intensiver 
Kultur  unterwerfen  sollen. 

Diese  von  aussen  gekommene  Bewegung,  welche  für  den 
englischen  Farmer  einen  doppelten  Nachtheil ,  den  eines  ge- 
ringen Weizenpreises  und  den  eines  geringen  Körnerertrages 
in  Folge  der  schlechten  Ernte,  in  sich  schloss,  hatte  für  Irland 
vielmehr  günstige  Folgen.  Gladstone  drückt  sich  darüber 
in  seiner  Parlamentsrede  vom  7.  April  1881  sehr  bestimmt  aus. 

„In  England  hatte  der  Pächter  einer  Preiserniedrigung 
seiner  Hauptwaare  ins  Auge  zu  sehen,  auf  die  er  in  erster 
Linie  und  mit  Unrecht  sich  verliess,  um  seinen  Pachtzins  zu 
zahlen  —  nämlich  auf  den  Weizen.  Aber  Irland  ist  ein  Land, 
das  mehr  Weizen  einführt,  als  es  erzeugt.  Der  Vortheil  in 
dieser  Beziehung  war  für  dasselbe  unverkürzt  und  aus  andern 
Ursachen  überreichlich." 

Selbst  die  schlechte  Kartoffelernte  in  Irland  wurde  da- 
durch quitt  gemacht;  es  gab  billigen  Preis  für  importirten 
Weizen,  hohe  Preise  für  selbsterzeugte  Kartoffeln.  Als  Impuls 
der  agrarischen  Agitation  in  Irland  kann  also  die  amerikanische 
Konkurrenz  nicht  angesehen  werden.  Die  Ursachen  dieser 
Bewegung  sind  vielfältige,  alte  und  neue,  allgemeine  und 
volksindividuelle;  sie  werden  sich  aber  alle  naturgemäss  um 
die  beiden  Hauptursachen  gruppiren:  den  Bestand  des 
verfügbaren  Ackerlandes  in  Irland,  die  Natur 
der  ackerbauenden  Irländer  und  die  irländische 
Agrargesetzgebung,  oder,  wie  Gladstone  sich  kurz 
ausdrückt,  den  Hunger  nach  Land  auf  der  einen  Seite 
und  den  Mangel  an  Land  auf  der  andern. 

Wenn  wir  ferner  die  agrarische  Bewegung  gegenwärtig 
verbunden  sehen  mit  den  politischen  Bestrebungen  der  Home- 
rulepartei,  so  könnte  man  glauben,  das  Verbrecherische  ihrer 
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Mittel ,  Meuchelmord  uud  Raub ,  die  Forderung  einer  gesetz- 
liehen Eigen thumsentziehung  gegen  die  Grundbesitzer  seien 
lediglich  als  Mittel  und  Zweck  einer  politischen  Verschwörung, 
wie  der  der  Sozialdemokraten  und  der  Nihilisten,  anzusehen. 
Dies  trifft  jedoch  in  Irland  nicht  zu.  Die  agrarischen  Morde 
sind  in  Irland  seit  alter  Zeit  gebräuchlich,  ja  sie  waren 
früher  häufiger,  als  jetzt;  sie  liegen  wesentlich  in  der  halb- 
wilden, gesetzlosen  und  staatsunfähigen  Eigenthümlichkeit  der 
Rasse.  Es  drückt  sich  darüber  M.  Longfield  folgender- 
maassen  aus: 

„Die  wohlbegründeten  Klagen  der  Irländer  sind  mit  den 
unvernünftigsten  Forderungen  vermischt,  und  eine  geschickte 
Sophistik  und  Sprache  in  Bildern  hat  sie  fast  zu  dem  Glauben 
verleidet,  dass  Mord  gerechtfertigt  sei,  wenn  er  aus  Gründen 
der  Habsucht  und  der  Rache  verübt  wird." 

„Werden  die  Verbrechen  gegen  Leben  und  Eigenthum 
aufhören,  wenn  alles,  was  die  Gerechtigkeit  verlangt,  zu- 
gestanden ist?"  „Ich  erwarte  nicht,  dass  ein  solcher  Erfolg 
unmittelbar  aus  irgendwelcher  Gesetzgebung  hervorgehen 
wird,  solange  das  Volk  nicht  belehrt  wird,  mit  Abscheu  auf 
den  Mord  zu  sehen.  Würde  alles  Land  in  Irland  als  freies 
Eigenthum  unter  die  Bauern  vertheilt,  so  würde  sich  die  Zahl 
der  Morde  doch  nicht  verringern.  Ein  Unterschied  würde 
blos  in  den  Ueberschriften  der  Sensationsartikel  der  Zeitungen 
eintreten.  Statt  eines  „agrarischen  Verbrechens"  würde  es 
da  heissen:  „eine  häusliche  Tragödie".  Dasselbe  Gefühl,  das 
einen  Menschen  fähig  macht,  seinen  Gutsherrn  zu  ermorden, 
um  einem  wirklichen  oder  eingebildeten  Unrecht  zuvorzukom- 
men oder  es  zu  rächen,  würde  ihn  dazu  treiben,  zu  dem- 
selben Mittel  zu  greifen  gegen  eine  Schwester,  welche  ihr 
Vermögen  zu  einer  ihm  ungelegenen  Zeit  heraushaben  wollte, 
oder  gegen  einen  Bruder,  der  mit  seinen  Ansichten  über  die 
Theilung  des  Grundbesitzes  nicht  übereinstimmen  würde." 

Wir  wären  geneigt,  solche  Urtheile  englischer  Schrift- 
steller für  parteiisch  gefärbt  zu  halten,  wenn  wir  nicht  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  jahrelange  Gelegenheit  ge- 
habt hätten,   die  Irländer  theils  selbst  zu  beobachten,   theils 
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ihr  Leben  in  der  dortigen  Presse  geschildert  zu  finden.  Ihr 
Fluch,  ihre  grössten  moralischen  Verderber  sind  der  Schnaps 
und  der  Pfaffe.  Dieser,  meist  Redemptorist,  d.  i.  Jesuit,  macht 
sie  denk-  und  willensunfähig,  jener  verdirbt  sie  für  das  wirth- 
sehaftliehe  und  gesellige  Leben.  Eine  Ausnahme  machen  die 
„Orangemen",  die  protestantischen  Iren.  Wir  verwerfen  ge- 
wiss die  Härte  allgemeiner  Urtheile  über  ganze  Nationen; 
darin  liegt  ja  das  ganze  Hauptunrecht  der  schmachvollen 
antisemitischen  Bewegung  dieser  jüngst  vergangenen  Tage. 
Die  Unterschiede  der  Sittlichkeit  und  der  Kultur  sind,  ab- 
gesehen von  den  wilden  Völkerschaften,  fast  überall  zwischen 
den  Individuen  weit  grösser  als  zwischen  den  Nationen.  Wenn 
wir  daher  über  die  Irländer  allgemeinere  verwerfende  Urtheile 
zulassen  —  wir  haben  ja  die  Orangemen  ausgenommen,  und 
so  ist  gewiss  eine  grosse  Zahl  braver  und  gebildeter  Irländer 
auszunehmen  — ,  so  müssen  wir  starke  Gründe  dazu  haben. 
Die  bei  weitem  grösste  Mehrzahl  der  Iren ,  die  nach  den 
Vereinigten  Staaten  auswandern,  gehören  eben  der  Bauern- 
schaft (peasantry)  Irlands  an,  derselben  Klasse,  welche  jetzt 
an  den  Grundfesten  des  englischen  Staates  rüttelt.  Drüben 
sind  sie  freie  Männer,  von  keinem  Landlord  bedrückt.  Wie 
fiel  die  Probe  aus,  welche  die  Schuld  von  ihnen  abwälzen 
könnte,  für  die  elenden  agrarischen  Verhältnisse  in  Irland 
selbst  verantwortlich  zu  sein,  die  Probe  der  Tüchtigkeit  im 
eigenen  Haushalt  unter  freien  Verhältnissen  in  einem  Lande, 
wo  die  Arbeit  goldene  Früchte  bringt?  Es  ist  diese  Frage 
sehr  umfangreich  und  ebenso  die  Antwort.  Wir  wollen  sie 
nur  auf  dem  Gebiete  unserer  eigenen  Erfahrung  stellen.  Es 
liegen  hier  zufällig  Vergleichungspunkte  vor,  welche  volle 
Gerechtigkeit  in  sich  schliessen.  Denn  mit  den  Anglo- 
amerikanern, mit  der  zugleich  mit  den  Iren  ausgewanderten 
herrschenden  Klasse  Englands  wäre  der  Vergleich  vielleicht 
ein  unbilliger;  auch  die  Aermsten  unter  den  Letzteren  haben 
mehr  Erziehung  in  der  Schule,  im  Hause  und  im  Leben  ge- 
nossen, als  der  arme  Paddy  auf  seinem  Kartoffelacker  in  Ir- 
land. Wählen  wir  daher  einen  gerechteren  Vergleich.  Die 
allemannischen  Bauern,  welche  unter  der  Führung  von  Penn 
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in  gleichen  Zeitläufen  mit  Irländern  nach  Pennsylvanien  ein- 
gewandert sind,  waren  ihrer  Vergangenheit  wie  den  Verhält- 
nissen nach,  unter  denen  sie  eingewandert  sind,  ganz  in  der- 
selben Lage,  wie  die  Irländer;  sie  waren  gleich  drückenden 
agrarischen  Zuständen  in  der  alten  Heimath  entflohen;  sie 
kamen  gleich  arm  nach  Amerika,  lediglich  auf  ihrer  Hände 
Arbeit  angewiesen ;  ja,  einen  Vortheil  hatten  die  irländischen 
Einwanderer  noch  vor  ihnen  voraus,  den  Vortheil  der  eng- 
lischen Sprache,  der  Landessprache.  Die  Vortheile  des  Landes 
in  Amerika  waren  sonst  für  beide  ebenfalls  gleich:  billiges 
fruchtbares  Land  und  reicher  Lohn  für  Arbeit.  Bei  dem 
weiten  Raum  des  dünnbevölkerten  Landes  war  es  natürlich, 
dass  zwei  Nationen,  so  verschieden  an  Natur,  in  Religion  und 
Sitte,  sich  nicht  vermischt,  sondern  gesonderte  Ansiedelungen 
gebildet  haben.  Welche  Unterschiede  haben  sieh  nun  im 
Laufe  der  Zeit  zwischen  den  Ansiedelungen  deutscher  und 
denen  der  irischen  Bauern  herausgestellt?  Es  kann  nichts 
Erfreulicheres  und  Wohlthuenderes  geben,  als  im  Fräh- 
ling  und  im  Sommer  jene  deutschen  Ansiedelungen  zu  durch- 
streifen: wohlgepflegtes  und  gepflügtes  Ackerfeld,  gutgebaute 
reinliche  Häuser  mit  Stallungen,  Remisen  und  Scheunen,  oft 
von  bedeutender  Grösse,  in  alter  allemannischer  Bauart  von 
Fachwerk  mit  dunkelroth  gestrichenen  Balken;  ein  wahrer 
Blüthenregen,  der  uns  aus  den  zahllosen  Obstgärten  entgegen- 
weht; Gemüsebau  und  Blumen  um  das  Haus  und  an  den 
Fenstern,  welche  die  deutsche  Art  zeigen.  Es  ist  ein  hart 
arbeitendes,  biederes  Volk,  das  ein  seltsames  Gemisch  von 
Deutsch  und  Englisch  spricht,  aber  den  am  liebsten  gastlieh 
aufnimmt,  mit  dem  am  liebsten  ein  Geschäft  macht,  der 
es  deutsch  anspricht.  Eine  seltene  allgemeine  Wohlhaben- 
heit herrsclit  im  grossen  pennsylvanischen  Ackerbaustaate 
unter  den  deutsehen  Farmern.  Die  irischen  Ansiedelungen 
dagegen  bieten  ein  trauriges  Bild:  schlecht  bebaute  Acker- 
felder, braches  Land,  elende  Häuser;  Unreinliehkeit  überall; 
Trunkenheit  und  gewaltthätige  Verbrechen  an  der  Tages- 
ordnung. Eine  Armuth,  wie  in  Irland,  die  mit  dem  Hunger 
kämpft,    wird   man   überhaupt    dort   selten    auf   dem   Lande 
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finden;  aber  von  Wohlstand  ist  in  den  irischen  Settlements 
auch  nichts  zu  gewahren. 

Wir  haben  die  Mittheilungen  dieser  wirthschaftlichen  Probe 
im  Laufe  eines  Säkulums  vorausgeschickt,  um  uns  zu  recht- 
fertigen ,  wenn  wir  den  englischen  Quellen  vertrauen ,  aus 
denen  wir  das  Material  für  die  dargestellte  Entwicklung  der 
traurigen  agrarischen  Zustände  Irlands  geschöpft  haben;  sie 
müssen  uns  nach  unserer  Erfahrung  nur  gerecht  und  un- 
parteiisch erseheinen. 

Es  liegt  uns  das  Landgesetz  für  Irland  in  einer  end- 
gültigen Fassung  im  englischen  Original  vor.  Bei  dem  Ge- 
danken aber,  es  der  gebildeten  deutschen  Welt  zu  übergeben, 
wurde  es  uns  sofort  klar,  dass  seine  allgemeine  Bedeutung 
wie  seine  konkreten  Wirkungen  für  Jeden  unfasslich  sein 
müssen,  der  die  ganz  besonderen,  historisch  gewordenen  länd- 
lichen Verhältnisse  Irlands  nicht  kennt,  ja  dass  auch  die 
letzteren  zum  Theil  nicht  ohne  die  Vorkenntniss  der  agra- 
rischen Gesetze  und  Verhältnisse  Englands  verstanden  wer- 
den können. 

Der  Autor  hat  sich  daher  bemüht,  ehe  er  die  Quintessenz 
des  irischen  Landgesetzes  analysirt,  aus  früheren  und  neueren 
Studien  ein  möglichst  deutliches  Bild  jener  Zustände  zu 
geben  und  es  dabei  durch  vergleichende  Punkte  mit  den  Ab- 
lösungsgesetzen Preussens  dem  deutschen  Interesse  näher  zu 
bringen. 

Sehen  wir  uns  zunächst  um  nach  den  Personen  und  nach 
dem  Lande,  um  die  es  sich  in  England  bei  agrarischen  Fragen 
handelt. 

Nach  dem  kürzlich  veröffentlichten  „New  Domesday  Book" 
bestehen  im  Vereinigten  Königreiche  bei  einer  Gesammt- 
bevölkerung  von  33  Millionen  301 000  Besitzer  von  Land  über 
1  Acre.  Hierbei  sind  die  zahlreichen  doppelten  Besitznahmen, 
die  Pfarräcker  und  das  Land  von  milden  Stiftungen  und 
Korporationen  mit  eingeschlossen.  Diese  letzteren  Besitzer 
müssen  aber  theils  reduzirt  werden,  theils  kommen  sie  für 
agrarische  Fragen  gar  nicht  in  Betracht.  Wir  folgen  daher 
besser  der  Schätzung  von  Shaw  Lefevre  in  seiner  Schrift : 
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„Freedom  of  Land",  welcher  diese  ausscheidet  und  für  die 
eigentlichen  Landeigenthümer  die  Gesammtzahl  von  200000 
annimmt,  von  denen  circa  166000  auf  England,  21000  auf 
Irland  und  8000  auf  Schottland  kommen. 

Die  Gesammtacrezahl  des  Vereinigten  Königreiches  beträgt 
76  300  000  Acres,  von  denen  ungefähr  26  300  000  wüste 
Strecken  und  bergiges  Weideland  und  50000  000  unter  Saaten 
stehend,  Wiesenland  oder  mit  Busch  und  Wald  bedeckt  sind. 
Von  diesen  sind  30000000  Acres  das  Eigenthum  von  zu- 
sammen 955  Personen.  In  zweiter  Reihe  kommen  durch- 
schnittlich je  5000  Acres  auf  etwa  4000  Personen;  10000  Per- 
sonen eignen  zwischen  500  und  2000  Acres,  50000  Personen 
zwischen  50  und  500  Acres  und  gegen  130000  Personen 
zwischen  1  und  50  Acres. 

Die  äussei'sten  Enden  dieser  Statistik  zeigen  als  Grund- 
eharakter  des  englischen  Landeigenthums  den  Grossgrund- 
besitz in  wenigen  Händen.  Drei  Fünftel  des  urbaren  Landes 
sind  im  Besitz  von  955  Eigenthümern,  und  von  dem  Rest  be- 
sitzen 130  000  den  kleinsten  Besitz  von  1  bis  50  Acres. 
Mittlerer  Besitz  ist  nur  an  zusammen  60  000  Personen  ver- 
theilt.  In  der  Verth eilung  auf  die  einzelnen  Inseln  tritt  dies 
noch  schärfer  hervor.  In  England  ist  die  Hälfte  des 
Landes  Eigenthum  von  circa  4500  Personen,  in  Schottland 
von  70  und  in  Irland  von  744  Personen. 

Der  grösste  Theil  des  Landes  in  Grossbritannien  wird 
von  Pächtern  bebaut.  Ihre  Zahl  ist  in  England  560000  und 
in  Irland  ungefähr  500000,  im  Ganzen  1600000.  Mit  Aus- 
schluss von  Gebirge,  wüsten  Strecken  und  Wasser  haben  diese 
in  England  durchschnittlich  je  56  Acres  und  in  Irland  je 
26  Acres  inne.  Siebzig  Prozent  der  Pächter  haben  unter 
50  Acres  (vornehmlich  in  Irland),  12  Prozent  zwischen  50 
und  100  Acres,  18  Prozent  mehr  als  100  Acres;  500000  be- 
bauen Pachtgüter  von  500  bis  1000  Acres,  und  600  bebauen 
Pachtgüter  von  über  1000  Acres. 

Der  Flächeninhalt  des  Landes  unter  verschiedenen  Kul- 
turen war  im  Jahre  1877:  an  Weizen  3  321000  Acres,  an 
Gerste  2652  000  Acres,  an  Hafer  4  239000  Acres,  an  anderen 
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grünen  Saaten  mit  Einschluss  der  Kartoffeln  4959000,  an 
Gras  mit  Wechsel  6  441000,  an  dauernder  Weide  24000  000, 
an  Wald  und  Pflanzungen  2  511 000,  an  anderen  Ernten  833  000. 

Der  Werth  der  heimischen  Ernten  und  der  Viehzucht  war 
im  Vergleich  zur  Einfuhr  im  Jahre  1877: 

heimisches  Wachsthum        fremdes 
Werth  von  Getreide  und  Gemüse  'M  125  740  000   #   52  540  000 
Werth  d.  animalischen  Produktion  ^  1 35  000  000   £   58 160  000 
Gesammtsumme  £  260  740000    'ä  HO  700000 

Die  Zahl  der  ländlichen  Arbeiter  und  Hirten  in  England 
und  Wales  betrug  gegen  800000. 

Auch  aus  dem  gedrängten  Bilde  dieser  Statistik  geht 
schon  äusserlich  hervor,  dass  die  ländliche  Produktionsweise 
Grossbritanniens  vom  Grossgrundbesitze  beherrscht  wird  und 
dass  neben  und  mit  diesem  sich  eine  Pächterschaft  entwickelt 
hat,  welche  nur  wenig  Personen  für  die  Bebauung  grösserer 
Güter,  die  Mehrzahl  aber,  namentlich  in  Irland,  für  die  klei- 
ner Grundstücke  in  sich  schliesst  und  schon  dadurch,  bei  den 
Fluktuationen  der  Ernteerträge,  zu  proletarischen  Zuständen 
führen  muss.  In  einem  Reiche,  dessen  Gesammtkonsum  seine 
Nahrung  fast  zu  einem  Drittel  aus  dem  Auslande  beziehen 
muss,  ist  die  Frage  der  werthvollsten  Ausnützung  des  Bodens 
von  hoher  Bedeutung;  sie  ist  volkswirthschaftlich  noch  von 
dauernderem  Interesse,  als  die  zeitliche  Noth  der  Pächter  Ir- 
lands, welche  bis  an  die  Schwelle  eines  Bürgerkrieges  und 
zu  einer  so  kühnen  Reformgesetzgebung  geführt  hat,  wie  sie 
im  irischen  Landgesetze  vorliegt. 

Das  Nützliche  und  Lehrreiche  dieser  Frage,  welches  über 
die  Grenzen  einer  nationalen  Frage  hinaus  für  die  Land- 
wirthschaft  aller  Länder  von  Interesse  ist,  liegt  in  der  Spal- 
tung derselben  in  die  beiden  Fragen:  „Ist  die  geringe  Ver- 
werthung  des  Bodens  eine  natürliche  Folge  freier  wirthschaft- 
licher  Entwickelung,  oder  ist  sie  die  Folge  einer  sozialen  und 
politischen  Gesetzgebung,  welche  diese  Entwickelung  beein- 
flusst  hat?'^ 

Wir  können  gleich  im  voraus  darauf  antworten,  dass  es 
wesentlich  die  agrarische  Gesetzgebung  Grossbritanniens  ist, 
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auf  welche  im  letzten  Grunde  alle  üebel  zurückgeführt  wer- 
den müssen.  In  Irland  treten  dann  noch  Momente  der  Ver- 
schlimmerung hinzu,  die  der  grünen  Insel  eigenthümlich  sind: 
die  mangelnde  Bildung  und  wirthschaftliehe  Unfähigkeit  der 
Ackerbaubevölkerung  und  die  gewohnheitsgemässe  Abwesen- 
heit der  Grundherren.  Ja,  diese  Momente  erscheinen  auf  den 
ersten  Blick  als  die  mächtigsten,  während  die  politischen 
Motive,  grosse  Latifundien  festzuhalten,  nicht  so  vorherrschend 
sind,  wie  in  England  und  Schottland.  Aber  diese  waren  doch 
auch  in  Irland,  trotz  des  grösseren  wirthschaftliehen  Vortheils, 
der  darin  gelegen  hätte,  den  Grossgrundbesitz  in  kleinere 
Bauernschaften  zu  zertheilen,  mit  die  Ursache,  dass  dieser 
festgehalten  wurde,  und  zwar  mit  dem  Mittel  einer  kümmer- 
lichen, rechtlosen  Pächterschaft. 

Die  beiden  hauptsächlichsten  agrarischen  Gesetze  Eng- 
lands, die  auch  durch  das  irische  Reforragesetz ,  wenngleich 
theilweise  durchbrochen,  doch  nicht  aufgehoben  wurden,  sind : 
das  des  Erbrechts  der  Erstgeburt  beim  Mangel 
eines  Testaments  (law  of  intestacy)  und  das  des  Rechts 
des  Erblassers,  einen  Grundbesitz  auf  eine  Reihe 
bestimmter  Personen  bis  zum  ungeborenen  Kinde  des 
letzten  Berechtigten  zu  vererben  (laws  of  entail). 

Was  das  erstere  betrifft,  so  ist  es  als  Fideikommiss  und 
Majorat  auch  auf  dem  Kontinent  noch  in  Kraft,  theils  als 
erbliche  Institution  adeliger  Familien,  theils  als  herkömmliche 
Erb  weise  von  Bauerngütern.  Der  Unterschied  des  deutschen 
Majorats  vom  englischen  Gesetz  liegt  aber  darin,  dass  jenes 
in  Folge  eines  Testaments  des  ursprünglichen  freien  Be- 
sitzers die  Erbfolge  bestimmt,  dass  das  Erstgeburtsrecht  aber 
nicht,  wie  in  England,  von  der  Gesetzgebung  beim  Fehlen 
eines  ursprünglichen  oder  letztwilligen  Vermächtnisses,  beim 
Intestat,  eingeführt  ist  und  zur  Geltung  kommt.  Wir  werden 
sehen,  wie  diese  letztere  Modifikation  geschichtlich  in  Eng- 
land zu  Stande  gekommen  ist. 

Das  Erbrecht  des  „entail"  ist  aber  auf  dem  Kontinent  voll- 
ständig unbekannt,  und  dies  ist  der  Grund,  weshalb  es  hier 
oft  von  Volkswirthen  und  Staatsmännern  mit  der  Primogenitur 
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verwechselt  worden  ist,  mit  der  es  schon  deshalb  nicht  ver- 
wechselt werden  darf,  weil  es,  ganz  unabhängig  von  der 
Familienerbfolge,  sich  auf  beliebige  Personen  erstrecken  kann. 
Wir  wollen  daher,  ehe  wir  dessen  Wirkungen  besprechen,  die 
das  neue  Landgesetz  Irlands  zuerst  abgedämmt  hat,  eine 
kurze  Erklärung  desselben  nach  S.  C.  Buxton  vorausschicken. 

Kraft  der  Gesetze,  welche  die  englische  Landerbfolge 
(entail)  reguliren,  kann  ein  Landeigenthümer  sein  Land  durch 
Vermächtniss  (settlement)  so  fest  binden,  dass  es  (wenn  ein 
Verkauf  ausdrücklich  ausgeschlossen  wird  und  in  jedem  Falle 
ohne  Zustimmung  der  Kuratoren  und  anderer  Interessenten) 
nicht  verkauft,  in  Beschlag  genommen  oder  verkleinert  wer- 
den kann,  für  einen  Zeitraum,  der  die  Lebzeiten  irgend  einer 
Anzahl  thatsächlich  lebender  Personen  und  die  Zeit,  bis  das 
noch  ungeborene  Kind  einer  derselben  das  2V^^  Jahr  erreicht 
hat,  in  sich  schliesst.  Und  noch  mehr:  auch  der  Erbbesitzer 
(tenant  in  tail),  der  Letztgenannte  im  Vermächtniss,  kann 
nach  Erreichung  des  2P*«'^  Lebensjahres  das  Vermächtniss 
nicht  aufheben  ohne  die  Zustimmung  des  „Protektors"  des 
Vermächtnisses,  d.  i.  gewöhnlich  des  lebenden  Besitzers  auf 
Lebenszeit  (tenant  for  life).  Keine  der  Personen,  auf  die  das 
Land  vererbt  wird,  mit  Ausnahme  der  letzten,  kann  das 
Land  verkaufen  oder  während  ihres  Lebens  mit  Hypotheken 
belasten  ohne  Zustimmung  aller  anderen  Erben  für  Lebens- 
zeit (life-tenants).  Und  jede  Person  muss,  sobald  das  Land 
an  sie  kommt,  alle  Verordnungen  ausführen  und  alle  Lasten 
tragen,  welche  das  Testament  dem  Grundstück  auferlegt  hat. 

Obwohl  man  nun  theoretisch  die  beiden  erbgesetzlichen 
Institutionen,  die  der  Vererbung  eines  Grundbesitzes  auf  eine 
Anzahl  von  Personen  mit  der  Bestimmung  der  Unveräusser- 
lichkeit desselben  (entail)  und  die  der  Primogenitur,  streng 
von  einander  trennen  muss,  sind  sie  praktisch  im  Laufe  der 
Geschichte  doch  in  einander  gewachsen  und  haben  den  Grund 
zu  dem  sozialen  Gebäude  der  Gentry,  der  früher  politisch 
allmächtigen  Bodenaristokratie  Englands,  gelegt.  Das  „entail", 
das  auf  einen  jüngeren  Sohn,  einen  Verwandten  oder  einen 
Fremden  gesetzt  werden  konnte,  wurde  fast  immer  auf  den 
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ältesten  Sohn  übertragen.  Durch  den  Einfluss  der  Boden- 
aristokratie,  als  der  herrschenden  politischen  Klasse,  die  daraus 
entstand,  auf  die  Gesetzgebung  ist  es  dann  gekommen,  dass 
das  Gesetz  die  Primogenitur  als  Norm  beim  Land- 
besitze angenommen,  auch  bei  Intestaterbschaften  als  voraus- 
zusetzenden Willen  des  ohne  Testament  verstorbenen  Eigen- 
thümers  erklärt  und,  ausser  geringen  Entschädigungen  der 
jüngeren  Geschwister,  kein  Recht  auf  Theilung  an  die  Kinder 
oder  die  nächsten  Erben  anerkannt  hat. 

Der  Glanz  der  englischen  Aristokratie  in  der  Geschichte, 
der  nicht  zum  mindesten  ihrer  politischen  Befähiguhg  und 
konstitutionellen  Gesinnung  zuzuschreiben  ist,  wurde  von  den 
Konservativen  Deutschlands  wesentlich  den  Wirkungen  des 
Erstgeburtsrechtes  und  des  dadurch  befestigten  grossen  Grund- 
besitzes zugeschrieben,  und  sie  beantragen  deshalb,  da  sie 
auch  in  einer  Bauernaristokratie  einen  wirksamen  Damm 
gegen  das  von  den  Städten  aus  beförderte  freie  Bürgerthum 
erblicken,  die  Höferechte,  welche  eine  ähnliche  Vererbung 
zeigen  und  in  Westphalen  und  Brandenburg  als  bäuei'liche 
Sitte  vorkommen ,  durch  die  Gesetzgebung  zu  befestigen. 
Doch  dies  ist  für  sie  nur  die  erste  Etappe  für  einen  zu  er- 
strebenden, durch  Fideikommisse  „befestigten  adeligen  Grund- 
besitz". 

Wenn  nun  aber  von  dieser  Seite  die  Primogenitur  als 
Ideal  des  Feudalismus  gepriesen  wird,  so  spricht  dafür  weder 
die  Vergangenheit  des  Kontinents,  noch  die  Englands.  Gründ- 
liche Kenner  alter  Piechtsurkunden ,  wie  Blackstone  und 
Sir  H.  Maine,  stimmen  darin  überein,  dass  das  Erstgeburts- 
recht keine  Institution  des  Feudalismus  in  seiner  B 1  ü t h e , 
sondern  zur  Zeit  seines  Verfalls  gewesen  sei.  Weder  die 
alten  Germanen,  noch  die  Römer  kannten  es.  Im  altgerma- 
nischen wie  im  indischen  Recht  waren  die  männlichen  Nach- 
kommen nurMiteigenthümer  des  Vatei-s,  und  das  Einkommen 
der  Familie  konnte  ohne  Zustimmung  aller  ihrer  Mitglieder 
nicht  freigegeben  werden.  „Erben  und  Nachfolger  eines  Jeden 
sind  seine  Kinder  und,  wo  bei  fehlendem  Testament  keine 
Kinder  da  sind,  der  nächste  Grad  der  Verwandtschaft,  Brüder 


Einleitung.  13 

und  Oheime  von  des  Vaters  und  der  Mutter  Seite" :  das  war 
römisches  Recht.  —  „Haeredes  successoresque  sui  cuique  liberi 
et  nullum  testamentura :  si  liberi  non  sunt,  proximus  gradus 
in  possessione  fratres,  patrui,  avunculi"  (Tacitus).  Ebenso 
waren  das  anglosächsische  Gesetz,  wie  es  noch  in  Kent  existirt 
(custom  of  gavelkind),  und  das  irländische  im  Brehon  Code, 
durch  welches  letztere  das  Erbrecht  sogar  auf  die  unehelichen 
Kinder  ausgedehnt  wurde.  Das  atheniensische  Gesetz  unter 
Solon  war  in  allen  wesentlichen  Beziehungen  dem  anglo- 
sächsischen  gleich.  Unter  den  alten  Völkern  scheint  nur  das 
der  Juden  das  Recht  der  Erstgeburt  gekannt  zu  haben ;  aber 
selbst  bei  diesen  bestimmte  das  mosaische  Gesetz  nur  die 
Hälfte  des  Erbes  für  den  ältesten  Sohn.  Die  alten  griechischen 
und  römischen  Staaten  waren  zu  eifersüchtig,  um  die  Be- 
festigung grosser  Güter  in  der  Hand  Einzelner  zu  befördern. 
Erst  beim  Verfall  des  römischen  Reiches  entstanden  die 
grossen  Latifundienbesitzer.  Bei  den  alten  Germanen  herrschte 
ziemliche  Gleichheit  des  Ackerbesitzes.  Erst  als  sie  über 
die  Alpen  zogen  und  die  alte  Welt  zertrümmerten,  erhielten 
die  grossen  Heerführer  grössere  Dotationen  an  Land.  Un- 
fähig, es  allein  zu  bebauen,  gaben  sie  einzelne  Stücke  des- 
selben ihren  Rittern  zu  Lehen.  So  waren  auch  in  England 
die  ersten  Landschenkungen  und  Vererbungen  Kriegslehen 
der  Könige  an  hohe  Lords  und  Kriegslehen  der  Lords  an 
Ritter;  sie  waren  mit  Ptlichten  der  Heeresfolge  verbunden 
und  nicht  sehr  einträglich,  da  die  Naturalleistungen  und  die 
Kleidung  und  Bewaffnung  für  die  in  den  Schlössern  beher- 
bergten und  ernährten  Kriegsleute  alle  Einnahme  der  Güter 
aufzehrten.  Die  Pflicht  der  Heeresfolge  und  das  Recht  des 
Adels  wurden  mit  dem  Besitz  der  Güter  verbunden;  und 
dies  mag  zu  der  Sitte  geführt  haben,  solchen  Grundbesitz  als 
politische  Machtquelle  in  einer  Hand  der  Familie  zu  erhalten. 
Aus  den  Kriegslehen  wurden  die  Erstgeburtslehen. 

Diesen  Zusammenhang  hat  schon  Adam  Smith  hervor- 
gehoben: „Insoweit  Land  nur  als  Mittel  der  Subsistenz  und 
des  Genusses  betrachtet  wird,  wird  es,  wie  diese,  nach  dem 
natürlichen  Gesetz  der  Erbfolge  unter  alle  Kinder  der  Familie 


14  Einleitung. 

vertheilt  .  .  .  .;  als  aber  Land  nicht  allein  als  Mittel  der 
Existenz,  sondern  der  Gewalt  und  der  Protektion  angesehen 
wurde,  dachte  man,  es  sei  besser,  dass  es  ungetheilt  auf 
Einen  übergehe.'- 

In  England  hatte  unter  Heinrich  I.  der  älteste  Solm  nur 
Anspruch  auf  das  Kriegslehen  (capital-fee),  und  unter  Hein- 
rich n.  waren  Bauernlehen  noch  theilbar  unter  die  männ- 
lichen Kinder,  Allgemein  wurde  das  Erstgeburtsrecht  erst 
vor  dem  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts.  Die  bestimmte 
Erbfolge  jener  Zeit  (entail)  bezog  sich  jedoch  nur  auf  die 
freiwillige  Erhaltung  des  Gutes  durch  den  Besitzer;  nur  dann 
konnten  seine  männlichen  Erben  dasselbe  antreten;  sie  hin- 
derte aber  nicht  dessen  Verschuldung  oder  Veräusserung 
seitens  des  Besitzers,  wie  das  spätere  Entail.  Diese  Freiheit 
der  Veräusserung  betrachtet  Mr.  N  e  a  1  e  in  seinem  „Treatise 
on  the  Law  of  Entail"  als  charakteristisch  für  den  wahren 
Feudalismus,  während  er  das  spätere  Gesetz  Eduards  1. 
„de  donis"  als  gesetzlichen  Eingriff  in  die  feudalen  Prinzipien 
erklärte.  Die  Wirkungen  der  „Lebenslehen",  die  unter  jenem 
Gesetz  oft  für  200  Jahre  voraus  gestiftet  wurden,  schildert 
Blackstone  in  seinen  „Commentaries"  also:  „Kinder wurden 
ungehorsam,  als  sie  wussten,  dass  sie  nicht  enterbt  werden 
konnten  ....  Bauern  wurden  aus  ihrer  Pacht  getrieben  durch 
Besitzer  auf  Lebenszeit  ....  Gläubiger  wurden  um  ihr  Gut- 
haben betrogen  ....  unzählige  kleine  Erblehen  (entails)  wur- 
den vorgezeigt,  um  Käufer  des  Landes  zu  berauben,  das  sie 
ehrlich  gekauft  hatten  ....  Verräthereien  wurden  ermuthigt, 
weil  Erblehnsgüter  (estates-tail)  nicht  länger  für  Strafveifall 
haftbar  waren,  als  während  der  Lebenszeit  des  Besitzers." 

Erst  unter  Eduard  IV.  und  Heinrich  VIII.  wurden  diese 
„entails"  aufgehoben.  Der  Erblehnsbesitzer  konnte  sein  Gut 
zum  freien  Gut  machen  (fee  simple)  durch  Erhebung  eines 
Lehnsgeldes  (fine),  und  dieser  Beschränkung  der  bestinmiten 
Erbfolge  (entail)  und  der  Freiheit  der  Veräusserung  wird  das 
rasche  Wachsthum  und  die  einzige  Unabhängigkeit  der  eng- 
lischen Gentry  und  Bauernschaft  (Yeomanry)  unter  den  Tudors 
und  den  ersten  Stuarts  zugeschrieben. 
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Später  aber  sorgten  der  Familienstolz  und  die  Gefällig- 
keit der  Advokaten  dafür,  dass  die  „entails'-  unveräusserlich 
für  zwei  Generationen  eingeführt  wurden.  Die  Ausdrücke 
„first  son",  „eldest  son",  „heir  of  his  body"  erschienen  mehr 
und  mehr  in  den  Besitztiteln  der  Landgüter  (Deeds  of  Settle- 
ment). Durch  einen  „protector  of  the  settlement"  (Act  of 
William  IV.)  wurde  dann  das  „entail"  in  einer  Weise  fest- 
gestellt, dass  der  Vater  ohne  Erlaubniss  seines  ältesten  Sohnes 
sein  Gut  nicht  veräussern  konnte,  dass  er  es  nur  als  Lebens- 
lehen (life  estate)  besass.  Das  „entail",  wie  es  heute  noch 
besteht,  ist  in  unbestimmter  Zeit  des  17.  Jahrhunderts,  ver- 
bunden mit  der  Erstgeburts  erb  folge,  entstanden  und 
hat,  während  sich  die  alte  englische  Baronie  schon  in  den 
Kämpfen  der  weissen  und  rothen  Rose  aufgerieben  hatte, 
einen  neuen  Blutadel  erzeugt,  dem  die  politische  und  soziale 
Herrschaft  über  das  Land  zufiel.  Das  übrige  persönliche 
Eigenthum  wurde  von  der  Erstgeburt  wenig  berührt.  In  allen 
Klassen,  ausser  dem  Adel,  drang  die  Gleichtheilung  der 
Kinder  (gavelkind)  als  natürliches  Gebot  der  Gerechtigkeit 
durch;  ja,  selbst  unter  den  schottischen  Bauern  (yeomen),  wo 
ähnlich,  wie  in  unserem  norddeutschen  Höferecht,  das  väter- 
liche Gut  an  den  ältesten  Sohn  überging,  war  es  das  Recht 
aller  legitimen  Kinder,  dafür  entschädigt  zu  werden  oder  bei 
Belastung  des  Gutes  mit  Hypotheken  den  Verkauf  desselben 
und  die  Gleichtheilung  des  Erlöses  zu  verlangen.  Aber  die 
grosse  Mehrheit  der  englischen  Landaristokratie  und  Derer, 
die  in  ihre  Reihen  sich  eindrängten,  der  Squires  und  Lairds 
von  Schottland  und  der  irischen  Gentry,  wirkte  dem  Volks- 
geist dadurch  entgegen,  dass  das  Erstgeburtsrecht  als  natür- 
liches Gesetz,  welches  im  „entail"  zum  Ausdruck  kam,  angesehen 
und  immer  mehr  Land  unter  die  Herrschaft  desselben  gebracht 
wurde.  Diese  letztere  Vermehrung  durch  Erwerbung  neuer 
Güter  geschah  hauptsächlich  bei  Gelegenheit  von  Heirathen 
unter  Familien  mit  festen  Erbgütern;  und  diese  neuen  Güter 
wurden  dann  der  Erbfolgebestimmung  unterworfen,  dass  der 
älteste  Sohn,  der  in  der  Ehe  geboren  würde,  den  beschränk - 
baren  Lehnsbesitz   des  Gutes   erhalten   solle   („is   made  by 
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the  settlement  tenant- entail".  M.  J.  Williams,  „Law  of 
Real  Property"). 

Die  sozialen  Folgen  dieses  Systems  innerhalb  der  Familien 
dieser  Landaristokratie,  wie  im  Verhältniss  zu  der  übrigen 
Bevölkerung,  wollen  wir  nicht  weiter  hier  entwickeln.  Die 
grosse  politische  Gefahr,  die  Brodrik  vorausgesehen,  „die 
mit  der  einfachen  Thatsache  gegeben  ist,  dass  fast  aller  Boden 
von  Grossbritannien ,  dessen  Werth  unberechenbar  und  fort- 
während im  Steigen  begriffen  ist,  einem  relativ  kleinen  und 
immer  kleiner  werdenden  Theil  der  Bevölkerung  gehören 
solle",  diese  politische  Gefahr  ist  in  Irland  zum  vollen  Aus- 
bruch gekommen. 

Sehen  wir  ab  von  diesen  Gesichtspunkten,  die  für  uns 
mehr  den  Werth  der  Erkenntniss  der  historischen  Wurzeln 
haben,  aus  denen  eine  verderbliche  wirthschaftliche  Besitzart 
des  Ackerlandes  entsprungen  ist,  so  lassen  sich  die  wirth- 
sehaftlichen  Nachtheile  der  Primogenitur  und  der  bestimmten 
Erbfolge,  des  „entails",  mit  seinen,  die  freie  Bodenverwerthung 
hindernden  „rights  of  settlement",  die  heute  noch  bestehen 
und  auch  von  dem  Landgesetze  für  Ii-land  nur  umgangen 
und  theilweise  durchbrochen  worden  sind,  in  folgende  Sätze 
zusammenfassen: 

Im  Allgemeinen  kann  man  sagen:  es  widerstreitet  dem 
Geist  der  Zeit  und  allen  Lebensbedingungen  der  modernen 
Produktionsweise,  dass  die  Wohnstätte  des  gesammten  Volkes, 
das  unbewegliche  Vermögen  der  Nation,  das  auf  einen  be- 
stimmten Raum  beschränkt  ist,  nicht  das  freie  und  gemein- 
same Werkzeug  des  werbenden  Kapitals  und  der  befähigten 
Arbeit  zum  Nutzen  ergiebigstei"  Produktion,  sondern  das  be- 
festigte, gesetzlich  gebundene  Eigenthum  einer  verhältniss- 
mässig  geringen  Klasse,  das  Werkzeug  zur  Aufrechterhaltung 
politischer  Vorrechte  geworden  ist.  Im  Besonderen  wirken 
die  Erbgesetze,  welche  das  Landeigenthum  in  solcher  Weise 
binden,  wirthsehaftlich  dadurch  schädlich,  dass  bei  der  Primo- 
genitur durch  Intestaterbfolge  der  bevorzugte  Erbe  unter 
Kindern  kein  Interesse  an  Vermehrung  der  Boden einkünfte 
und  bei  mühelosem  Reichthum  den  Anreiz  zur  Verschwendung 
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hat,  während  die  anderen  Geschwister  verarmen  oder  nur 
mühevoll  die  Lebensform  der  Gesellschaftsklasse,  in  der  sie 
geboren  sind,  aufrechterhalten.  Wenn  im  Mittelalter,  wo 
das  persönliche  Eigenthum  noch  unsicher  war,  das  Haupt 
einer  Familie  unbewegliches  Eigenthum  durch  das  Erstgeburts- 
recht für  die  Familie  erhalten  wollte,  so  war  dies  immer  un- 
gerecht gegen  die  jüngeren  Geschwister,  war  aber  doch  aus 
einem  wirthschaftlichen  persönlichen  Motiv  hervorgegangen. 
Heute,  wo  das  persönliche  Eigenthum  eben  so  sicher  ist,  wie 
das  reale,  darf  die  Gesetzgebung  nicht,  trotz  des  Wegfalls 
jenes  wirthschaftlichen  Grundes,  diese  Ungerechtigkeit  noch 
festhalten  und  als  Norm  annehmen,  wenn  das  Familienhaupt 
es  vernachlässigt  hat,  ein  Testament  zu  machen.  Es  trifft 
dies  die  nach  natürlichem  Gesetz  und  Herkommen  gleichbe- 
rechtigten Kinder  um  so  härter  beim  mittleren  und  kleinen 
Grundbesitz,  wo  oft  das  ganze  Vermögen  des  Verstorbenen 
nur  in  Land  besteht.  Die  Festhaltung  grosser  Latifundien 
in  wenigen  Händen  dient  nicht  der  höchsten  Ausnutzung  des 
Bodens,  wie  es  deren  Zertheilung  in  massigen  Grundbesitz 
thut,  und  fördert  es  nicht,  dass ,  im  Wechsel  freier  Ver- 
werthung,  das  Land  in  den  Händen  derjenigen  bleibt,  welche 
den  grössten  Ertrag  daraus  erzielen.  Beides  sind  Interessen, 
die  mit  dem  Gemeinwohl  und  dem  Wachsthum  des  Volks- 
vermögens in  engem  Zusammenhange  stehen.  Dies  gilt  natür- 
lich von  den  adligen  Majoraten  so  gut,  wie  von  den  Bauern- 
höfen. 

Das  Gesetz  der  bestimmten  Erbfolge  (entail),  das  praktisch 
sich  mit  der  Primogenitur  verbunden  hat,  schafft  eine  politisch 
bevorzugte  Klasse,  was  immer  auch  einen  wirthschaftlichen 
Nachtheil  und  einen  Verstoss  gegen  die  Gleichheit  mit  sich 
führt,  welche  die  Nichtbevorzugten  mit  Recht  vom  Staate 
verlangen  können,  um  so  mehr,  da  dieser  unfähig  ist,  die 
natürliche  Ungleichheit  des  Talents,  des  Glücks  und  des  Be- 
sitzes zu  beseitigen.  In  der  Klasse  aber,  der  es  zugute 
kommen  soll,  schafft  es  zwei  Gruppen  unwirthschaftlicher 
Menschen:  die  indolenten  Erbbesitzer  und  die  armen  nächsten 
Anverwandten,  denen  durch  die  Erblosigkeit  das  Mittel  geraubt 
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wird,  um  den  „standard  of  life"  ihrer  Familie  aufrechtzuer- 
halten, die,  ungewöhnt  daran,  den  Kampf  ums  Leben  oft  von 
den  untersten  Stufen  aus  aufnehmen  müssen.  Mögen  sich 
die  kräftigsten  Naturen  trotzdem  emporbringen,  eine  Menge 
gebildeter  und  für  die  Wirthschaftsgemeinde  nützlicher  Kräfte 
geht  in  diesem  Kampfe  unter,  oder  versinkt  in  unwürdiges 
Sykophantenthum  bei  den  reichen  Verwandten.  Der  "Wider- 
spruch, dass  mit  dem  Steigen  des  Wohlstandes  des  Landes 
der  Grundbesitz,  in  Folge  dieser  gebundenen  Erbfolge,  in 
immer  weniger  Hände  kommt,  verhindert  die  volkswirthschaft- 
lich  nützliehe  Vertheilung  und  Verwerthung  desselben  durch 
Verkauf  auf  dem  freien  Markt  und  steigert  den  Preis  des 
Landes  dadurch  eben  so  sehr,  wie  durch  die  kostspieligen 
Ueb ertragungen  und  Eigenthumstitel,  so  dass  auch  die  übrigen 
Landwirthe  auf  künsthche  Weise  in  ihrem  Ertrag  geschmälert 
werden,  so  dass  es  sich  überhaupt  nicht  mehr  lohnt,  Land 
zu  kaufen,  um  es  zu  bebauen. 

Der  Besitzer  auf  Lebenszeit  hat  kein  Interesse,  das  Land 
zu  verbessern:  denn  dies  würde  sein  Einkommen  schmälern, 
und  die  Fmcht  davon  würde  einem  Fremden,  nicht  immer 
seinem  Sohne,  oder  nur  diesem,  der  ohnedies  genug  erbt,  zu- 
gute kommen;  er  kann  auch  nicht  die  wirthschaftlich  wich- 
tige Maassregel  ausführen,  ein  Stück  seines  Landes  zu  ver- 
kaufen, um  mit  dem  Erlös  das  übrige  zu  desto  höherer  Aus- 
beutung zu  bringen.  Wenn  er  spart,  wird  er  die  Ersparniss 
nicht  auf  die  Verbesserung  des  Landes  wenden,  sondern  sie 
für  die  anderen  Kinder  zurücklegen.  Wenn  er  einen  Pacht- 
vertrag abschliesst,  wird  er  nicht  darauf  sehen,  einen  Pächter 
zu  erhalten,  der  das  Land  in  gutem  Stande  erhält  und  ver- 
bessert, sondern  nur  einen  solchen,  der  den  höchsten  Pacht- 
preis bezahlt.  Sind  alle  diese,  durch  die  bestimmte  Erbfolge 
künstlich  geschaffenen  Verhältnisse  dem  Volkswohlstand  ge- 
radezu feindlich,  so  hat  die  letzterwähnte  Wirkung  auf  die 
Pächterschaft  auch  die  Macht,  grosse  soziale  Gefahren  herbei- 
zuführen, wie  (las  Beispiel  von  Irland  zeigt.  Gefahren,  welche 
das  ganze  Vermögen  grosser  Wirthschaftsgemeinden  aufs  tiefste 
schädigen. 
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Zur  Bestätigung  Dur  zwei  Stellen  aus  Brodrik's  Law 
and  Custom  of  Primogeniture:  „Wir  können  uns  mit  Ver- 
trauen auf  Personen  berufen,  welche,  im  Verkauf  von  Land 
bewandert,  die  Schlüsse  der  Volkswirthschaftslehre  bestätigen, 
dass  in  der  Mehrzahl  der  Fälle,  wenn  Land  auf  den  Markt 
kommt,  dasselbe  von  schlechteren  in  bessere  Hände 
gelangt  und  dass  folglich  insoweit,  als  die  Primogenitur 
den  Freihandel  mit  Land  künstlich  unterbindet  und  die  Land- 
güter von  Verschwendern  vor  der  Theilung  sichert,  dieselbe 
der  Gesellschaft  wesentlichen  Schaden  bereitet.'-  Den  Grund, 
weshalb  der  jährliche  Werth  des  Landes  nicht  der  Maassstab 
des  wirklichen  Werthes  sei,  findet  er  darin:  „Der  Mann, 
welcher  Land  kauft,  kauft  nicht  blos  etwas,  das  ihm  so  und 
so  viele  Prozente  einbringen  kann,  sondern  das  ihm  gesell- 
schaftliche Stellung  und  Gewalt  über  seine  Nach- 
barn und  Pächter  giebt." 

Wenn  auch  nicht  in  dem  hohen  Maasse,  wie  in  England, 
ist  dies  Moment  auch  bei  uns  die  Ursache  der  übermässigen 
Preise  der  Landgüter.  Was  aber  die  Gewalt  der  Landlords 
über  die  Pächter  betrifft,  so  hat  diese  in  Irland  zu  der  tief- 
gehenden Landreformbewegung  geführt,  deren  Steigerung  bis 
zum  Bürgerkriege  nur  durch  das  irische  Landgesetz  und  das 
weise  und  gemässigte  Verfahren  der  Regierung  Gladstone's 
vermieden  worden  ist. 

Die  agrarische  Gesetzgebung  Irlands  war  im  Lauf  der 
Zeit  zur  agrarischen  Gesetzlosigkeit  geworden.  Der  irische 
Pächter  stand  nicht  etwa  blos  unter  einem  drückenden  Recht, 
sondern  war  vollkommen  rechtlos.  Das  Verhältniss  von 
Gutsherr  und  Lehnsmann  war  in  Irland  seit  ältester  Zeit 
nicht  das  der  feudalen  Gegenseitigkeit,  das  auch  die  Treue 
des  Herrn  zu  seinen  Mannen  in  sich  schloss.  Bei  Fehden 
und  Schlachten  standen  sich  Beide  meist  in  feindlichen  Lagern 
gegenüber.  Das  feudale  Recht,  dass  ein  Wechsel  der  Herr- 
schaft nicht  ohne  Zustimmung  der  Lehnsleute  stattfinden 
konnte,  galt  hier  nicht.  Der  neue  Herr  von  heute  war  oft 
ihr  siegreicher  Feind  von  gestern.  Im  späteren  Verhältniss 
der  Landlords  zu  ihren  Lehnsleuten  oder  Pächtern  (tenants) 
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wurden  die  den  ersteren  günstigen  feudalen  Rechte  wie 
Naturrechte  aufrechterhalten,  aber  sofort  geändert,  wenn  sich 
zeigte,  dass  sie  dem  Pächter  einen  augenblicklichen  Schutz 
gewährten.  Das  Parlament  scheute  sich  zu  keiner  Zeit,  zu 
Gunsten  der  Landlords  die  ungerechtesten  Ausnahmen  vom 
gemeinen  Recht  (common  law)  zu  schaffen.  Bei  streitigem 
Pachtgeld  entschied  kein  Richter,  der  Gutsherr  nahm  die 
Habe  und  die  Ernte  des  Pächters  in  Beschlag:  der  Pächter 
konnte  nur  klagen  gegen  Kaution  und  das  Risiko,  die  dop- 
pelten Gerichtskosten  bei  abweisendem  Erkenn tniss  zu 
bezahlen.  Der  Gutsherr  dagegen  konnte,  durch  Parlaments- 
akte bevorzugt,  die  Güter  des  Pächters  verkaufen  und  dessen 
Ernte  für  sich  einziehen,  alles  gegen  das  gemeine  Recht. 
Gegen  alle  Bestimmungen  des  letzteren,  sogar  gegen  die  Be- 
stimmungen des  Kontraktes,  konnte  er  den  Pächter  jeder  Zeit 
nach  Gefallen  austreiben.  Dieser  war  um  so  bedingungsloser 
in  die  Willkür  des  Herrn  gegeben,  als  in  Irland  kein  Armen- 
gesetz bestand,  wie  in  England.  Die  Geistlichen,  ohne  Ver- 
mögen und  meist  Söhne  armer  Leute,  standen  auf  Seiten  der 
Pächter.  Diese  Rechtlosigkeit  erzeugte  in  den  Pächtern  ein 
dauerndes  Gefühl  der  Unzufriedenheit,  trotzdem  dass  die 
irischen  Grundbesitzer  von  ihren  Rechten  nur  selten  Gebrauch 
machten,  ihre  Pächter  nicht  plünderten,  aber  auch  nichts  für 
sie  thaten  und  sie  vernachlässigten. 

Im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  waren  Pachtverträge 
mit  massiger  Rente  für  das  Leben,  ja  für  hundert  und  mehr 
Jahre  nichts  Seltenes.  Dieselben  schufen  trotzdem  keine 
Klasse  zufriedener  und  wohlhabender  Pächter.  Die  nächste 
Generation  der  Gutsherren  fand,  dass  sie  bei  den  langen 
Pachtverträgen,  „leases",  nur  einen  dürftigen  Zins  von  dem 
Werthe  ihres  Gutes  erhielten  und  ihre  Pächter  dabei  doch 
ebenso  arm  blieben,  als  ob  sie  im  Pachtgeld  den  höchsten 
Ertrag  gerechnet  hätten :  und  so  wurden  in  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  meist  nur  Pachtverträge  von  21  bis 
31  Jahren  bewilligt.  Trotz  dieser  kürzeren  Pachten  zeigte 
sich  von  Anfang  bis  zur  Mitte  des  19,  Jahrhunderts,  dass 
dieselben   kein  fester  Boden  des  Erwerbes,  sondern,  einem 
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Schiffe  gleich,  den  Wogen  der  auf-  und  absteigenden  Boden- 
und  Fruchtpreise  ausgesetzt  seien,  dass  diese  Schwankungen 
aber  die  Gutsherren  und  die  Pächter  in  entgegengesetzter 
Weise  trafen.  Als  der  französische  Krieg  und  die  Entwerthung 
des  Geldes  die  Preise  der  Ackerbauprodukte  in  die  Höhe  trieb, 
wurden  die  Pächter,  welche  im  Besitz  von  Pachtverträgen 
waren,  reich.  Die  Gutsherren,  welche  keine  solchen  abge- 
schlossen hatten,  konnten  ihr  Einkommen  vermehren;  aber 
diejenigen  Gutsherren,  welche  solche  eingegangen  waren,  ge- 
riethen  um  so  mehr  in  eine  ärmere  Lage,  als  ihr  nominelles 
Einkommen  auch  an  Kaufkraft  eingebüsst  hatte.  Das  Ver- 
langen, Pachtverträge  auf  mehrere  Jahre  zu  erhalten,  stieg 
unter  den  Pächtern,  während  die  Willigkeit  der  Gutsherren, 
sie  zu  gewähren,  nachliess. 

Ein  ganz  anderes  Bild  zeigten  die  drei  Jahre  von  1816 
bis  1818.  Der  Werth  des  Landes  fiel;  und  die  Pächter, 
welche  Pachtverträge  aus  der  guten  Zeit  hatten,  konnten  ihre 
Pacht  nicht  zahlen;  sie  liefen  davon  und  Hessen  ihre  Pacht 
im  Stich;  andere  wurden  ausgetrieben;  wieder  anderen  wurde 
es  gestattet,  mit  ermässigtem  Pachtgeld  zu  bleiben.  Die  Guts- 
herren erkannten  die  Einseitigkeit  des  Pachtvertrages,  der  sie 
hinderte,  vom  Steigen  der  Preise  Vortheil  zu  ziehen,  sie  aber 
auch  nicht  gegen  Verluste  schützte,  wenn  sie  fielen. 

Trotzdem  wurden  auch  nachher  aus  politischen  Motiven 
zahlreiche  Pachtverträge  längerer  Dauer,  „leases",  gewährt. 
Mit  der  Zahl  der  Freilehnsleute,  die  für  den  Gutsherrn 
stimmten,  wuchs  die  politische  Macht  desselben.  Während 
nun  in  England  dies  Verhältniss  noch  bis  heute  fortdauert, 
hatte  in  Irland  die  Agitation  für  die  Emanzipation  der  Katho- 
liken die  Pächter  in  das  den  Gutsherren  feindliche  Lager  der 
Wähler  getrieben;  und  politische  Motive  waren  seit  dieser 
Zeit  eher  gegen  die  Gewährung  neuer  und  längerer  Pacht- 
verträge als  dafür.  Wenn  nun  aber  seitdem  nur  selten  solche 
gewährt  wurden,  so  blieben  die  Pächter,  meist  auch  nach 
abgelaufenem  Vertrag,  zu  den  alten  Bedingungen  ungestört 
auf  ihren  Farmen,  da  kein  allgemeiner  Wechsel  im  Werthe 
des  Landes  eintrat. 
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Ein  rascherer  Wechsel  in  den  agrarischen  Verhältnissen 
Irlands  vollzog  sich  1846  und  1851.  Im  ersteren  Jahre  trieb 
die  totale  Missernte  der  Kartoffel,  der  fast  einzigen  Nahrung 
der  irischen  Bauern,  die  Pächter  in  plötzliche  Annuth;  sie 
erkannten,  dass  man  im  Besitz  eines  Landgutes  sein  und 
doch  Hunger  leiden  könne.  Die  Gutsherren  mussten  sich  zu 
einer  bedeutenden  Erniedrigung  der  Pacht  herbeilassen.  In 
den  guten  Jahren,  die  von  1851  an  folgten,  suchten  die  Guts- 
herren die  erlittenen  Verluste  wieder  einzuholen.  Sie  erhöhten 
den  Pachtzins  nicht  nur  bis  zu  einer  Höhe,  welche  die  wäh- 
rend der  Hungerjahre  erduldeten  Einbussen  an  ihrem  Ein- 
kommen wieder  einbrachte,  sondern  über  diese  Höhe  hinaus 
und  erzeugten  so  eine  Unzufriedenheit  unter  den  Pächtern, 
die  bis  zum  Verlassen  der  Güter  und  Aufsuchen  anderer 
ging.  Das  Missverhältniss  wurde  noch  verschlimmert  dadurch, 
dass  im  Gericht  für  verschuldete  Güter,  „Encumbered  Estates 
Court",  viele  Güter  verkauft  wurden,  auf  denen  nur  die  be- 
stehenden Pachtverträue  und  die  gesetzlichen  Piechte  haften 
blieben.  Die  neuen  Besitzer  schufen  grosse  Verbesserungen, 
die  nicht  nur  ihnen  selbst,  sondern  auch  den  Pächtern  zugute 
kamen.  Die  letzteren  aber,  misstrauisch  und  an  ihren  alten 
Gewohnheiten  festklebend,  sahen  in  diesen  Neuerungen  nur 
den  Vortheil  der  Gutsherren  und  nicht  den  eigenen,  zumal 
diese  neuen  thätigeren  Grundherren  die  Pächter  strenger  zu 
ihren  Verpflichtungen  anhielten  und  den  vollen  Werth  ihres 
Landes  auszunützen  trachteten.  Im  Ganzen  aber  wuchs  der 
Wohlstand  der  Pächter  zusehends  bis  zum  Jahre  1876,  und 
der  Werth  des  Landes  stieg  rascher,  als  die  Höhe  des  Pacht- 
zinses. „Der  Marktwerth  der  Interessen,  den  die  Pächter 
an  ihren  Farmen  haben,  ist  an  50  Millionen  Pfund  Sterling, 
ausschliesslich  ihres  Vorraths  an  Vieh,  Maschinen,  Ackerbau- 
produkten, der  weit  mehr  werth  ist"  (Longfield). 

Die  Errichtung  des  „Gerichts  für  verschuldete  Güter" 
hat  die  Unverkäuflichkeit  der  Güter  nach  den  Gesetzen  des 
„entail"  und  den  Vermächtnissrechten  (rights  of  settlement)  für 
den  Fall  der  Verschuldung  durchbrochen  und  dadurch  viele 
Güter  auf  den  Markt  gebracht.     So  kamen  sie  in  bessere 
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Hände.  Dieser  einzige  Akt,  nach  der  Richtung  der  Handels- 
freiheit für  Land  hin,  hat  für  Gutsherren  und  Pächter  glück- 
liche Folgen  gehabt. 

Unter  den  Klagen  der  Irländer  und  der  irischen  Presse 
gegen  die  Gutsherren  tönt  eine  davon  immer  wieder  als  eine 
der  lautesten  hervor,  diejenige  über  die  Abwesenheit  der 
Gutsherren  von  ihren  Gütern,  „absenteeism".  Die  mer- 
kantilistischen  Gründe  gegen  dies  Verhalten,  dass  durch  diese 
Abwesenheit  das  Geld,  womit  die  Pächter  die  Pacht  bezahlen, 
ausser  Landes  verzehrt  würde,  sind  schwach  genug.  Ob  der 
Gutsherr  seinen  Bedarf  an  den  irischen  Produkten  in  England 
oder  in  Irland  befriedigt,  ist  gleichgültig  für  das  letztere; 
noch  gleichgültiger  ist  es  aber,  ob  er  die  ausländischen  Pro- 
dukte hier  oder  dort  verzehrt.  Immer  wird  den  Produkten 
Irlands,  womit  eben  der  Pachtzins  bezahlt  wird,  zugute  kom- 
men, was  ihnen  auch  zugute  käme,  wenn  der  Gutsherr  in 
Irland  wohnte.  Andere  Gründe  sind  gewichtiger.  Wo  der 
Gutsherr  abwesend  ist,  bleiben  die  Pächter  auf  der  niedrigen 
wirthschaftlichen  Stufe,  welche  den  letzten  Grund  ihres  mate- 
riellen und  sittlichen  Elends  bildet.  Erbärmliche  Hütten  sind 
ihre  Wohnungen,  schlechte  Werkzeuge,  eine  niedrige  Rasse 
von  Vieh  ihr  Wirthschaftsbestand ,  Aussaugung  und  Brache 
des  Bodens  ihr  schlechter  althergebrachter  Betrieb,  Kartoffel- 
bau die  einzige  Produktion  für  ihre  eigene  Nahrung.  Auf 
grundlosen  oder  steinigen  Strassen  rollt  noch  das  alte  Fuhr- 
werk mit  massiven  Holzräderu  aus  einem  Stück  ohne  Speichen 
dahin.  Kein  Markt,  keine  Poststation,  kein  Kaufladen  lohnt 
sich  in  ihrer  Mitte.  Kein  Handwerker  kann  bei  ihrer  Armuth 
und  Bedürfnisslosigkeit  auf  Erwerb  unter  ihnen  rechnen.  In 
Folge  davon  wird  also  auch  der  Pächter  für  Butter,  Eier, 
Gemüse,  Geflügel  keinen  Absatz  finden.  Keine  theoretische 
Ermahnung  wird  den  geistig  tiefstehenden  irischen  Bauer 
bestimmen,  seine  Wirthschaft  zu  verbessern ;  dies  vermag  nur 
das  erfolgreiche  Beispiel  in  seiner  Nähe. 

Dem  Bilde  der  Abwesenheit  des  Grundherrn  in  Irland 
lässt  sich  das  entgegengesetzte  seiner  Anwesenheit  gegenüber- 
stellen,  wie   es   den   Zuständen   auf  dem  Lande  in  England 
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entnommen  ist.  Mit  der  Anwesenheit  des  Gutsherrn  tritt  die 
lebendige  Vermittelung  eines  unwissenden  verkommenen  Be- 
zirks mit  den  zivilisirten  Theilen  des  Landes  ein.  Der  Guts- 
herr kann  für  eine  bessere  Rasse  von  Vieh,  einen  besseren 
Fruchtwechsel,  eine  verbesserte  Kultur  sorgen,  so  wie  er  sie 
in  anderen  Provinzen  gesehen  hat.  Der  Gutsherr  bedarf  für 
sieh  und  seine  Familie  besserer  Wohngebäude,  besserer  Wirth- 
schaftsräume  und  eines  Gartens;  er  beschäftigt  Zimmerleute, 
Tischler  und  feinere  Handwerker,  welche  sie  in  Stand  halten. 
Mit  dem  Besuch  seiner  Freunde  vergrössert  sieh  der  Verkehr; 
ein  Markt,  Verkaufsläden,  Post-  und  Telegraphenverbindungen 
machen  sich  bezahlt.  Für  gute  Strassen  und  gute  Fuhrwerke 
wird  Sorge  getragen,  ebenso  für  gute  Schulen,  Apotheken 
und  andere  nützliche  Institute.  Die  Erhaltung  des  Friedens 
und  der  Sicherheit  von  Person  und  Eigenthum  wird  durch 
seine  Unterstützung  der  öffentlichen  Rechtspflege  gefördert. 
Was  er  selbst  schafft,  um  den  Komfort  seines  Landaufenthalts 
zu  erhöhen,  wird  zur  kulturfördernden  und  wirthschaftlichen 
Triebfeder  für  eine  vordem  unwissende  und  in  träge  Indolenz 
versunkene  Bevölkerung. 

Mag  die  Abwesenheit  des  Gutsherrn  in  anderen  Ländern 
von  weniger  Belang  sein,  in  Irland  ist  sie  verderblich,  weil 
jene  Distrikte  aus  eigner  Kraft  nicht  emporkommen  können, 
sondern  nur  durch  Mäntier  von  Kenntnissen,  Reichthum  und 
der  Müsse,  welche  sie  auch  für  andere  Zwecke,  als  die  des 
eigenen  Bedarfs,  haben,  emporgehoben  Averden  können. 

Die  Abwesenheit  der  Landlords  hat  sich  aber  in  den 
letzten  Dezennien  nicht  nur  verringert,  sie  ist  auch,  soweit 
sie  noch  besteht,  unschädlicher  geworden.  Während  Sir 
William  Petty  in  „Political  Anatomy  of  Ireland"  noch 
berechnet,  dass  sich  die  Gewohnheit  der  Abwesenheit  auf 
den  vierten  Theil  der  Güter  erstrecke,*  hat  sie  sich  nament- 
lich durch  die  vom  „Gericht  der  verschuldeten  Güter"  ver- 
kauften Güter  vermindert.  Die  neuen  Besitzer  dieser  Güter, 
und  selbst  Engländer  imd  Schotten  unter  ihnen,  sind  selten 
abwesend.  Und  was  die  grössere  Unschädlichkeit  des  „Ab- 
senteeism" betrifft,  so  liegt  dieser  darin,  dass  die  Erhaltung 
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der  Strassen  nicht  mehr  von  den  Grundbesitzern  abhängig, 
dass  sie  Sache  der  Gemeindeverwaltung  geworden  ist.  Das 
Armengesetz  zwingt  auch  die  abwesenden  Gutsherren,  zur 
Unterstützung  des  Elends  beizutragen.  Die  Mittel  zur  Er- 
richtung von  Apotheken  werden  durch  Steuern  aufgebracht. 
Ein  Parlamentsakt  hat  für  die  Erziehung  der  Armen  Mittel 
bewilligt.  An  Stelle  des  abwesenden  Gutsherrn  fungiren  be- 
soldete Behörden.  Die  Eisenbahn  und  die  Dampfschifffahrt 
berühren  in  ihren  Linien  auch  die  Landdistrikte  mit  be- 
fruchtender Wirkung, 

Die  wirksamste  Verminderung  der  Abwesenheit  der  Guts- 
besitzer würde  aber  der  freie  Handel  mit  Land  und  die 
Aufhebung  aller  Einschränkungen  erzielen,  welche  die  Ueber- 
tragung  verhindern,  in  erster  Linie  die  Aufhebung  des  Erst- 
geburtsrechtes, der  hohen  Stempelgebühren  bei  der  Ueber- 
tragung,  dann  des  Gesetzes,  das  gestattet,  Eigenthum  auf 
viele  Generationen  und  ungeborene  Personen  zu  vererben, 
das  „entail",  und  die  Aufhebung  aller  der  erlaubten  Kom- 
plikationen in  den  Besitztiteln  des  Grundeigenthums,  die  auf 
Vermächtniss  beruhen,  „rights  of  settlement".  Alle  bisher  in 
dieser  Richtung  erlassenen  Gesetze  sind  unvollkommen  und 
theilweise  von  der  seltsamen  Wirkung,  dass  die  Anstellung 
eines  Prozesses  als  die  geeignetste  Methode  erscheint,  ein  Gut 
verkaufen  zu  können  („Landed  Estates  Court",  Record  of 
the  Title  Act). 

Am  wirksamsten  sind  die  Folgen  aller  dieser  Gesetze 
in  dem  neuen  irischen  Landgesetz  abgeschnitten  worden, 
indem  bei  neuen,  vom  Gericht  bestätigten  Pachtverträgen  und 
bei  Eigenthumserwerbung  von  Pachtgütern,  mit  oder  ohne 
Hülfe  der  Landkommission,  alle  jene  hindernden  Bestimmungen 
irgendeines  alten  Testaments,  „rights  of  settlement",  ihre 
gesetzliche  Kraft  verlieren.  Nur  bei  Lehnsgütern  wird  die 
Bezahlung  des  Lehnsgeldes  beim  Kauf  und  die  dauernde  Be- 
zahlung des  Lehnszinses  bedungen,  ohne  aber  den  Kaufvertrag 
des  lebenden  Eigenthümers  mit  dem  Pächter  in  seiner  Rechts- 
kraft an  sich  zu  berühren.     Doch  davon  nachher. 

Ein  lehrreiches  Beispiel,  wie  falsche  Wohlthätigkeit  und 
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Nachsicht  nicht  nur  einzelne  Menschen,  sondern  ganze  Klassen 
wirthschaftlich  herabdrückt  und  unfähig  zum  Emporkommen 
macht,  ist  die  in  Irland  herrschende  Gewohnheit,  Pacht- 
rückstände sich  aufhäufen  zu  lassen.  Das  Verderbliche  dieser 
Gewohnheit  für  die  Pächter  selbst  hat  schon  Arthur  Young 
in  ihrem  eigenen  Interesse  ausgesprochen  und  deshalb  dem 
Landlord  gerathen,  die  pünktliche  Bezahlung  der  Pacht  zu 
erzwingen.  Aus  gleichem  Grunde  empfiehlt  er  die  Verpach- 
tung an  unmittelbare  Bewohner  des  Landes,  vornehmlich 
kleine  Gutsbesitzer,  „Freeholders",  die  ihr  eigenes  Wirth- 
schaftsinventar  auch  für  das  Pachtgut  verwenden  und  da- 
durch viel  am  Betriebskapital  ersparen  können,  ausserdem 
aber  durch  ihren  eigenen  Besitz  grössere  Zahlungsfähigkeit 
haben. 

Wir  wollen  hier  gelegentlich  bemerken,  dass  auch  für 
unsere  Verhältnisse  ein  kleiner  Landbesitzer  der  geeignetste 
Pächter  von  Landparzellen  grösserer  Güter  ist,  weil  er  durch 
eigenen  Besitz  grössere  Zahlungsfähigkeit  hat  und  vor 
allem  sein  Wirthschaftsinventar  doppelt,  einmal  auf  dem 
eigenen  Gut  und  dann  auf  dem  gepachteten,  verwenden  kann. 

Die  weisen  Vorschriften  A.  Youngs,  den  Gi'undherren  ge- 
geben und  im  aufrichtigen  und  unparteiischen  Interesse  der 
Pächter  geschrieben,  sind  durchaus  nicht  befolgt  worden ;  und 
dies  ist  nachweislich  der  Grund  gewesen,  dass  nicht  nur  die 
Pächter  mehr  und  mehr  heruntergekommen  sind,  sondern 
dass  eine  grosse  Zahl  von  Grundstücken  von  Leuten  ge- 
pachtet wurde,  die  von  vornherein  nicht  die  Absicht  hatten, 
den  Pachtzins  zu  zahlen,  sondern  nur  in  Besitz  von  Land  zu 
kommen  suchten,  um  durch  Kartoffelbau  ihren  und  der  Ihrigen 
Hunger  zu  stillen.  Diese  bildeten  später  die  eigentliche 
Armee  der  Parnelliten.  Von  der  Absicht,  keinen  Pachtzins 
zu  zahlen,  zu  der,  den  Grundbesitzer  seines  Landes  zu  be- 
rauben, führt  nur  ein  Schritt. 

„Die  Anhäufung  von  Rückständen",  sagt  Longfield, 
„hat  in  Folge  der  in  Irland  herrschenden  und  durch  das  Ge- 
setz ermuthigten  Gewohnheit  so  zugenommen,  dass  in  vielen 
Distrikten  die  Pächter  in  einen  unausgesprochenen  Bankerott 
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verfallen  sind,  das  heisst,  mehr  Schulden  haben,  als  sie  je 
hoffen  dürfen  bezahlen  zu  können." 

Wo  solche  Zustände  herrschen,  da  entspricht  es  der 
menschliehen  Natur,  wie  sie  einmal  beschaffen  ist,  dass  in 
dem  Pächter  jegliche  Energie  zei'stört  wird;  denn  er  hat  das 
Bewusstsein,  dass  kein  Fleiss,  keine  Geschicklichkeit  und 
Sparsamkeit  seine  Lage  verbessern,  dass  Trägheit  und  Ver- 
schwendung sie  kaum  schlechter  machen  können.  Jedes  un- 
verhoffte Glück  kommt  dem  Landlord  zugute;  jede  schlechte 
Ernte  mehrt  nur  die  ohnedies  unbezahlbare  Schuld  des 
Pächters.  Der  Gutsherr  kann  sein  Hab  und  Gut  pfänden 
und  ihn  fortjagen,  ob  er  5  oder  500  Pfund  schuldet.  Seine 
einzige  Hoffnung  beruht  auf  der  Gnade  seines  Herrn,  welcher 
Triebfeder,  welchen  Diensten  er  diese  Gnade  auch 
zu  danken  haben  mag.  Er  wird  nur  so  wenig  Theil- 
zahlungen  machen,  als  eben  unvermeidlich  ist,  um  die  Pach- 
tung zu  behalten,  weil  jede  Zahlung  an  der  Schuld  sein  Ver- 
mögen nur  verringert,  ohne  die  Wirkung  zu  haben,  ihn  von 
der  Schuld  zu  befreien  und  ihn  unabhängig  zu  machen.  Da- 
her das  Spiel  zwischen  Gutsherrn  und  Pächter,  dass  dieser 
stets  Unglück  und  Armuth  heuchelt,  jener  nicht  weiss,  ob  er 
mit  Verstellung  oder  mit  wahrer  Armuth  zu  thun  hat;  dass 
dieser  unsicher  ist,  wie  weit  die  Drohungen  der  Austreibung 
ernsthaft  gemeint  sind,  und  wie  weit  er  nachgeben  muss, 
jener,  wie  viel  er  verlangen  soll.  Es  ist  ein  lauerndes  gegen- 
seitiges Abringen  des  Vortheils,  aber  nicht  die  Erfüllung 
eines  Vertrages. 

Ist  es  einem  Pächter  gelungen,  durch  Heucheln  und 
Armuth  einen  Nachlass  seines  Pachtzinses  zu  erlangen,  so 
fordern  alle  Nachbarn  dasselbe.  Der  böse  Schuldner  wird 
nicht  als  solcher,  sondern  als  kluger  Mann  betrachtet,  der 
einen  vortheilhaften  Vertrag  geschlossen  hat.  In  vielen  Fällen 
hat  sich  später  herausgestellt,  dass  die  Pächter,  welche  mit 
der  Vorspiegelung  von  Armuth  Glück  gehabt  hatten,  zweimal 
soviel  Geld  gehabt  haben,  als  nöthig  war,  ihre  Pacht  zu 
zahlen.  Jedes  Gefühl  für  Ehrenhaftigkeit  und  Unabhängig- 
keit ist  verschwunden.    In  vielen  Fällen  machen  die  Pächter 
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von  Zeit  zu  Zeit  beliebige  Pachtzahlungen,  ohne  je  eine  Rech- 
nung mit  dem  Gutsherrn  zu  halten  und  zu  fragen,  ob  es 
ihnen  gutgeschrieben  wird  oder  nicht.  Dieses  liederliche  und 
fehlerhafte  System  hat  die  Folge  gehabt,  dass  zahlungsfähige 
Bauern,  welche  von  ihrem  Fleiss,  ihrer  Geschicklichkeit  und 
ihrem  Vermögen  einen  Erwerb  durch  Bebauung  des  Landes 
gesucht  haben  und  willig  waren,  ihren  Pachtzins  pünktlich 
zu  bezahlen,  keine  vakante  Farm  erhalten  konnten,  weil  sie 
gegen  die  Konkurrenz  solcher  Pächter  nicht  aufkommen 
konnten,  welche  in  der  unehrenhaften  Absicht,  ihren  Kon- 
trakt nicht  zu  halten,  damit  anfingen,  mehr  Pachtzins  zu 
bieten,  als  das  Land  bringen  konnte,  um  damit  zu  enden, 
weniger  zu  zahlen,  als  der  Ertrag  des  Landes  bei  billiger 
Schätzung  werth  war. 

Das  System,  Rückstände  zuzulassen,  als  solches  hat  dazu 
geführt,  das  Land  in  die  Hände  unehrlicher,  zahlungsunfähiger 
und  unwirthschaftlicher  Pächter  zu  bringen.  Dies  ist  die 
Sorte,  welche  die  Hauptarmee  der  Revolution  bildete.  Auf 
den  Gutsherrn  hat  es  aber  nicht  minder  entsittlichend  ge- 
wirkt. Eines  regelmässigen,  gesicherten  Einkommens  ent- 
behrend, gerieth  auch  er  häufig  in  Schulden,  und  dies  mit 
um  so  grösserer  Sorglosigkeit,  als  er  vor  seinem  Gewissen  die 
Rohbilanz  seines  ihm  geschuldeten,  aber  nicht  bezahlten 
Einkommens  aufführen  konnte.  Schon  Arthur  Dobbs  (1720) 
hat  diese  Beobachtung  gemacht;  er  sagt  von  den  Landlords: 
„Wenn  sie  ihren  Pachtzins  erhoben  haben,  so  verschwenden 
sie  ihr  Vermögen ,  indem  sie  auf  eine  nominelle  Rente  los- 
leben, was  häufig  die  Ursache  ist,  dass  wir  so  viele  Familien 
verkommen  und  aussterben  sehen."  Der  Schaden  für  den 
Nationalwohlstand  liegt  hier  offenbar  darin ,  dass  das  Land 
nicht  produktiv  gemacht  wird,  weil  der  Pächter  sein  Geld 
versteckt,  statt  es  auf  die  Bebauung  und  Nutzung  seines 
Ackers  zu  verwenden.  Während  er  geschickte  Arbeiter  zu 
massigen  Preisen  haben  könnte,  arbeitet  eine  grosse  Zahl 
schlechtbezahlter  Arbeiter  auf  den  Feldern  mit  niehtsleisten- 
der  Geschäftigkeit;  und  diese  schaffen  nur  einen  elenden 
Ackerbau,   während  in  England   mit  weniger  Arbeitern,   die 


Einleitung.  29 

kaum  bemerkt  werden,  reiche  Produkte  vom  Land  erzielt 
werden.  Aber  solche  Arbeiter  können  nicht  bezahlt  werden, 
wo  dem  Bebauer  Alles  fehlt,  Fleiss  und  Geschicklichkeit, 
Kapital  und  Freiheit. 

Die  hundertjährige  Klage  des  zu  hohen  Pachtzinses  hat 
heute  keinen  Grund  mehr;  hohe  Pachtzinse  finden  sich  nur 
noch,  wo  Mittelspersonen  wieder  verpachten,  und  bei  kleinen 
Farmen.  Auch  der  Mangel  der  Armengesetze  ist  jetzt  in 
Irland  beseitigt.  Der  Arme  ist  nicht  mehr  gezwungen,  eine 
Pacht  zu  irgendeinem  Preise  anzutreten,  um  nur  Kartoffeln 
zur  Nahrung  für  sich  und  seine  Familie  bauen  zu  können. 
Es  war  hier  namentlich  die  Hungerzeit  von  1847  von  erzieh- 
licher Wirkung.  Kein  Grundbesitzer  hat  seitdem  einen  Pacht- 
zins verlangt,  von  dem  er  voraussetzen  konnte,  dass  ihn  der 
Pächter  nicht  zahlen  könne,  und  derselbe  wurde  meist  pünkt- 
lich bezahlt. 

Nichtsdestoweniger  herrscht  noch  viel  Elend  unter  den 
irischen  Bauern;  und  ihre  Lage,  die  sie  gerade,  wie  unsere 
Arbeiter,  welche  zehnmal  besser  leben,  als  ihre  Vorfahren, 
lebhafter  empfinden,  weil  sie,  von  der  eindringenden  Kultur 
berührt,  mehr  Ansprüche  an  das  Leben  machen,  ist  noch  eine 
so  unsichere  und  schwankende,  dass,  wie  die  jetzige  Bewegung 
zeigt,  ein  paar  Jahre  schlechter  Ernten  genügen,  um  eine 
Empörung  unter  ihnen  hervorzurufen,  als  ob  sie  noch  unter 
dem  vollen  Gewicht  der  alten  Uebelstände  darniederlägen. 
Welches  unter  den  treibenden  Motiven,  die  wirkliche  Noth, 
oder  die  gewissenlose  politische  Agitation,  das 
stärkere  ist,  lässt  sich  in  den  trüben  Strudeln  der  Bewegung 
nicht  klar  unterscheiden. 

Auch  bestehen  noch  gebräuchliche  Uebelstände  genug, 
welche  für  beide  Theile  nachtheilig  sind:  für  die  Landlords 
die  Sitte  des  Erlasses  eines  halben  Jahres  Pachtzinses,  be- 
kannt unter  dem  Namen  „running  gale",  für  die  Pächter  eine 
Menge  Klauseln  in  den  Kontrakten,  welche  unerfüllbar  sind 
und  sie  ganz  in  die  Hände  der  Gutsherren  geben.  Ausser- 
dem hat  die  Gewohnheit  der  Wiederverpachtung  der  Pacht- 
güter, die  in   wohlhabenden  Distrikten    meist   für  den   ab- 
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ziehenden  und  ein  neues  Gewerbe  suchenden  Pächter  wie  für 
den  neuen  Unterpächter  günstig  ausfiel,  in  den  ärmeren 
Distrikten  eine  Menge  jener  Pächter  wieder  geschaffen,  welche 
blos  pachteten,  um  Kartoffeln  für  ihren  Hunger  zu  bauen, 
und  zahlreiche  Nothstände  erzeugt.  Eine  fernere  Quelle  der 
Verarmung  ist  die  Theilung  unter  die  Kinder.  Die  Kinder 
der  Pächter,  unwissend  und  zu  keinem  anderen  Gewerbe  er- 
zogen, kannten  bisher  kein  anderes  Loos,  als  auf  dem  ge- 
theilten  Boden,  den  die  Eltern  bebaut,  kümmerlich  fort- 
zuvegetiren.  Das  Haus  oder  vielmehr  die  Hütte  der  Eltern 
wurde  beibehalten,  und  zur  Einrichtung  der  neuen  Familien 
wurden  oft  nur  elende,  angeflickte  Holzschuppen  oder  Schweine- 
ställe verwandt.  Ist  auch  in  dieser  Beziehung  durch  die  Sorge 
der  Gutsherren  in  den  letzten  Jahren  für  Wohn-  und  Wirth- 
schaftsgebäude,  für  Schulen  und  durch  Schaffen  von  anderer 
Arjjeitsgelegenheit  Verbesserung  eingetreten,  so  herrscht,  wie 
gesagt,  doch  noch  viel  Elend  unter  den  irischen  Bauern,  das 
bei  ihrer  wirthschaftlichen  Unfähigkeit  und  ihrer  stumpf- 
sinnigen Ergebung  in  eine  unwürdige  Armuth  einer  Hülfe 
von  aussen  bedarf,  um  krankhafte  und  gefährhche  soziale 
Zustände  niederzuhalten. 

Es  muss  auch  dem  Fernstehenden,  der  die  Darstellung 
dieser  Zustände  aus  unparteiischen  englischen  Quellen  schöpft, 
klar  werden,  dass  eine  so  tiefgehende  und  allgemeine  Be- 
wegung, wie  die  gegenwärtige  in  Irland,  nicht  allein  aus  der 
gewissenlosen  politischen  Agitation,  welche  weniger  die  Ab- 
hülfe der  Noth,  als  die  Lostrennung  Irlands  von  England 
bezweckt,  entstanden  ist.  Auch  die  aufgeregten  Leidenschaf- 
ten eines  hoffnungslosen  Proletariats  und  die  kommunistischen 
Versprechungen,  die  Massen  mit  dem  den  Gutshen-en  geraub- 
ten Grundbesitz  zu  befriedigen,  sind  zur  Erklärung  derselben 
nicht  ausreichend.  Wenn  wir  alle  die  oben  geschilderten 
Uebelstände  überblicken,  so  ergiebt  sich  daraus,  dass  trotz 
theilweiser  Milderung  derselben  nicht  nur  eine  Masse  Ver- 
armter aus  den  früheren  Zeiten  und  nicht  ohne  Schuld  der 
Gesetzgebung    zurückgeblieben,     sondern    auch    die   besser 
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situirten  Pächter  durch  ein  paar  Jahre  Misswachs  in  Noth 
gerathen  sind.  In  solcher  Lage  muss  aber  auch  den  redlichen 
Pächter  schon  das  eine  Gefühl  zur  Empörung  bringen,  dass 
er  gleich  dem  Paria  vollkommen  rechtlos  dem  Landlord 
gegenübersteht.  Es  ist  etwas  Unerhörtes,  dass  in  einem 
civilisirten  Lande,  wir  sagen  nicht,  ein  schlechtes,  nein,  gar 
kein  Pächterrecht  besteht. 

Dies  Gefühl,  hier  ein  Recht  zu  schaffen,  das  der  Ge- 
rechtigkeit entspricht,  hat  auch  das  Ministerium  Gladstone 
bewogen,  das  Buch  alter  Ungerechtigkeiten  englischer  Gesetz- 
gebung zu  schliessen  und  in  dem  Landgesetz  für  Irland  ein 
Gesetz  zu  schaffen,  das  nicht  nur  die  Eechte  und  Interessen 
der  Pächter  wahrt  und  sichert,  sondern  ihnen  auch  Mittel 
und  Gelegenheit  schafft,  zu  eigenem  Grundbesitz  zu  ge- 
langen. 

Ehe  wir  auf  die  Prüfung  dieses  Gesetzes  näher  eingehen, 
wollen  wir  vorausschicken,  dass  dasselbe  überall  da  nicht  in 
Geltung  tritt,  wo  das  Ulsterpachtrecht  gilt.  Dies  allein 
zeigt  schon,  dass  das  neue  Gesetz  in  Folge  der  wohlthätigen 
Folgen,  welche  dies  Recht  erfahrungsgemäss  gehabt  hat,  nach 
dem  Muster  desselben  geschaffen,  wenn  auch  vielfach  er- 
weitert und  verbessert  worden  ist.  Eigenthümlich  ist  hierbei 
nur,  dass  dies  Recht,  das  nicht  auf  Sicherung  durch  Gesetz, 
sondern  lediglich  auf  dem  Herkommen  beruht,  nicht  zum 
Gesetz  erhoben  worden  ist.  Allerdings  stimmen  alle  Autoren 
darin  überein,  dass  kein  Fall  bekannt  sei,  dass  es  je  von 
Seiten  der  Landlords  gebrochen  worden  sei.  Aber  wenn 
auch  bei  uns  Gewohnheitsrecht  oft  gesetzliche  Rechtskraft 
erlangt  hat,  so  ist  doch  neu,  dass  es  hier  scheint,  als 
nehme  man  in  England  ein  solches  stabilirtes  Gewohnheits- 
recht auch  ohne  ausdrückliehe  Erklärung  als  gesetzlich  gültig 
an.  Eine  andere  Erklärung  bleibt  allerdings  noch  übrig, 
wenn  man  die  Wirkung  des  neuen  Landgesetzes  verfolgt, 
nämlich  die:  dass  sowohl  die  Aufhebung  wie  die  Legalisirung 
des  Ulsterrechtes  überflüssig  sei,  weil  jeder  streitige  Fall 
zwischen    einem    Gutsbesitzer    und    einem    Pächter    in    den 
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Distrikten,  wo  dieses  Recht  herrscht,  sofort  unter  die  Be- 
stimmungen des  neuen  Gesetzes  gestellt  werden  würde. 

Die  Entstehung  des  Ulsterrechts  ist  für  englische  Zu- 
stände charakteristisch.  Trotzdem  nach  allen  älteren  eng- 
lischen Gesetzen  die  Pächter  fast  rechtlos  in  die  "Willkür  der 
Landlords  gegeben  waren,  ist  in  verschiedenen  alten  Ur- 
kunden und  Testamenten  sowie  in  verschiedenen  Theilen 
Irlands  auch  ausserhalb  Ulsters  von  einem  Pächterrecht,  „tenant 
right",  die  Rede,  das  wohlwollende  Gutsbesitzer  gewährt  haben 
und  das  darin  bestand,  dass  der  Pächter  zu  billigen  Zins- 
bedingungen im  dauernden  Besitz  seiner  Farm  bleiben  kann. 
Die  Eigenthümlichkeit  des  Ulsterpachtrechtes  besteht  darin, 
dass  dieses  Recht  mit  Uebereinstimmung  oder  stillschweigen- 
der Zustimmung  der  Landlords  zu  einer  Art  System  gebracht 
wurde.     Seine  Bestimmungen  sind  folgende: 

In  erster  Reihe,  wenn  ein  Land  für  Ackerbauzwecke  an- 
geboten wird,  ist  der  Pachtzins  kein  Konkurrenzzins,  d.  h.  kein 
Zins  von  der  äussersten  Höhe,  welchen  ein  guter  und  zahlungs- 
fähiger Pächter  bezahlt  hätte.  Steigen  die  Boden-  und  Frucht- 
preise, so  kann  der  Landlord  wohl  auch,  wie  andere,  den 
Pachtzins  erhöhen;  es  wird  aber  vorausgesetzt,  dass  er 
dies  in  demselben  Sinne  thut,  wie  er  zuerst  die  Pacht  aus- 
gesetzt hat. 

Zweitens  wird  erwartet,  dass  der  Landlord  gegen  den 
Pächter,  solange  dieser  seinen  Zins  bezahlt,  nicht  sein  ge- 
setzliches Recht,  die  Pacht  aufzuheben,  geltend  machen  werde. 

Drittens:  Wenn  ein  Pächter  es  nothwendig  oder  nützlich 
findet,  seine  Farm  zu  verlassen,  so  kann  er  mit  Zustimmung 
des  Gutsherrn  sein  Pachtrecht  verkaufen.  Diese  Zustimmung 
darf  nicht  aus  Willkür  verweigert  werden;  andererseits  steht 
es  dem  Pächter  nicht  frei,  irgendeinen  Stellvertreter  nach 
Gutdünken  auszuwählen,  ohne  Rücksicht  auf  seinen  Charakter 
und  die  ausreichenden  Mittel,  die  er  zu  einer  wirksamen  Be- 
bauung des  Bodens  besitzt.  Auch  kann  der  Landlord  gegen 
einen  allzuhohen  Preis,  der  für  das  Paehtrecht  bezahlt  wird, 
Einwand  erheben,  da  hierdurch  dem  neuen  Pächter  die  Mittel 
für  die  gute  Bebauung  der  Farm  entzogen  werden  und  der 
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Landlord  in  aufsteigenden  Zeiten  den  Pachtzins  nicht  so  er- 
höhen könnte,  als  er  mit  allen  billigen  Rücksichten  auf  das 
Pachtrecht  gern  möchte. 

Dies  sind  die  Hauptzüge,  welche  dies  Piecht  zusammen- 
setzen. Es  wird  ohne  gerichtliche  Festsetzung  und  ohne 
Kosten  zwischen  dem  Pächter  und  dem  Gutsherrn,  oder  sei- 
nem Agenten  vereinbart.  Es  hat  in  Bezug  auf  den  Landlord 
keine  Rechtsgültigkeit,  sondern  beruht  auf  seiner  Ehre  und 
der  öffentlichen  Meinung;  aber  der  übrigen  Welt  gegenüber 
ist  der  Rechtstitel  vollkommen  gültig.  Kein  Gläubiger,  Käufer, 
Hypothekeninhaber  oder  irgend  Jemand,  der  unter  dem  frühe- 
ren Pächter  Ansprüche  erhob,  kann  den  Käufer  des  Pacht- 
rechts beunruhigen.  Eine  vom  Landlord  unterzeichnete  Note 
wird  ihn  gegen  jeden  anderen  Anspruch  schützen.  Es  ist 
dies  eine  eigenthümliche  Erscheinung,  wie  sich  das  Bedürfniss 
des  freien  Handels  mit  Land  in  dem  Ulster-Pachtrecht  von 
allen  komplizirten  englischen  Gesetzen  des  Grundbesitzes  frei- 
gemacht hat,  nicht  kraft  eines  Gesetzes,  sondern  kraft  eines 
Gebrauches,  der  aber  unverbrüchlicher  gehalten  wird,  als  ein 
Gesetz,  da  ihn  die  Macht  der  öffentlichen  Meinung  und  die 
Ehre  des  Gutsherrn  aufrechterhalten.  Grundbesitz  im  Werthe 
von  Millionen  wird  in  diesem  Pachtrecht  gekauft  und  ver- 
kauft, ohne  Risiko,  ohne  lästige  Prozedur,  ohne  Uebertragungs- 
kosten,  wie  man  ein  Pferd  kauft  oder  verkauft. 

Ausser  dieser  freien  Verwerthung  des  Landbesitzes  ist 
mit  diesem  Pachtrecht  noch  ein  anderer  Vortheil  verbunden. 
Der  Käufer  des  Pachtrechtes  kann  nicht  arm  sein.  Die 
Farmen  unter  diesem  Rechte  sind  sehr  gesucht;  er  muss  ein 
gutes  Kaufgeld  zahlen.  Auch  wird  er  die  Zustimmung  des 
Landlords  zu  dem  Kaufe  nicht  erlangen,  wenn  er  nicht  aus- 
reichendes Kapital  zur  Bebauung  des  Bodens  hat.  Der  Land- 
lord bezieht  eine  geringere  Rente;  aber  er  hat  den  Vortheil 
des  sicheren  Einkommens.  In  beiden  Fällen  gewinnt  das 
Volksvermögen  durch  grössere  Ausnutzung  des  Bodens  und 
reichere  Produktion.  Das  Gedeihen  der  Ulster- Pächter  und 
der  blühende  Zustand  ihrer  Farmen  hängt  aber  auch  damit 
zusammen,   dass   sie  fleissiger  und  nüchterner  sind;  sie  sind 
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„Orangemen",  protestantische  Irländer,  treu  der  Königin  und  in 
freundlichem  Verhältniss  mit  ihren  Gutsherren.  Bei  der  gewalt- 
samen Verhinderung,  die  Kapitän  Boycott  seitens  der  Landliga 
erfahren,  seine  Ernte  einzubringen,  waren  es  die  Ulstermänner, 
welche  ihm  eine  Schaar  Arbeiter  geschickt  haben,  die  unter 
militärischer  Bedeckung  seine  Ernte  in  Sicherheit  brachten. 

Diese  Besitzart,  welche  den  Bebauer  des  Landes  befähigt, 
seine  Hauptkapitalskraft  auf  die  Ausnutzung  des  Landes  zu 
verwenden,  statt  sie  für  das  Eigenthumsrecht  hinzugeben,  hat 
sich  in  Ulster,  auf  Ehre  und  Vertrauen  gegründet  und  durch 
Herkommen  befestigt,  wohl  erhalten,  zumal  da  der  Landbau 
dort  zugleich  mit  sehr  einträglicher  Flachs-Kultur  und  -Fabri- 
kation verbunden  ist.  Aber  als  allgemeine  Norm  konnte  es 
sich  in  England  nicht  einbürgern.  Die  Abhängigkeit  der 
anderen  Pächter  vom  Landlord  ist  in  Wechselbeziehung  mit 
ihrer  Armuth.  Dafür  aber,  dass  auf  den  Farmen  der  Ulster- 
Pachten  der  Pächter  im  Kauf  des  Rechtes  zusammen  mit  dem 
Pachtzins  für  den  vollen  Werth  des  Landes  bezahlt,  ist  er  zu 
abhängig  vom  Grundherrn.  Seine  Rechte  geniessen  keine 
gesetzliche  Anerkennung,  und,  obwohl  Ehre  und  Sitte  sie 
garantiren,  lassen  sie  auch  keine  bestimmte  Auslegung  zu. 
Wie  das  Verhältniss  zwischen  dem  Werthe  der  Interessen 
einerseits  des  Grundherrn,  andererseits  der  Pächter  sein  soll, 
diese  wichtige  Frage  ist  nicht  zu  bestimmen;  es  wechselt  auf 
den  verschiedenen  Gütern,  je  nach  dem  Reichthum  und  der 
Freigebigkeit  der  Gutsherren,  ja  es  wechselt  oft  auf  demselben 
Gute.  Am  deutlichsten  tritt  dieser  Uebelstand  hervor,  wenn 
der  steigende  Bodenwerth  den  Grundherrn  berechtigt,  den 
Pachtzins  zu  erhöhen.  Bei  einer  kleineren  Steigerung  wird  dies 
nicht  der  Fall  sein ;  wiederholt  sich  diese  aber  und  hat  eine  ge- 
wisse Höhe  erreicht  und  der  Landlord  will  auch  nur  eine  massige 
Erhöhung  des  Pachtzinses  eintreten  lassen,  so  erheben  sich 
von  Seiten  der  Pächter  laute  Klagen,  weil  diese  noch  das 
Jahr  zuvor  alle  Vortheile  des  höheren  Boden-  und  Produkten- 
werthes  eingeheimst  haben  und  nun  mit  einemmale  schlechter 
zu  stehen  kommen.  Erschwert  wird  dies  noch  durch  den 
Umstand,    dass   der  Pächter   nicht  nur  häufig    aus   eigenen 
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Mitteln  Verbesserungen  eingerichtet,  sondern  auch  das  Pacht- 
recht  mit  einem  so  hohen  Preise  bezahlt  hat,  dass  die 
Interessen  davon  zusammen  mit  dem  Pachtzinse  weit  über  den 
wirklichen  Werth  des  Landes  hinausgehen,  dass  also  der  Ver- 
käufer des  Pachtrechts  eine  eventuelle  Erhöhung  des  Boden- 
und  Produktenwerthes  schon  vorher  eskomptirt  hat  und  der 
neue  Pächter  in  gewisser  Beziehung  ein  Unrecht  erleidet, 
wenn  nun  der  Landlord  diese  Erhöhung  bei  ihrem  wirklichen 
Eintritt  zur  Geltung  bringen  will. 

Das  Landgesetz  für  Irland  vom  Jahre  1881 
wird  gleichen  Bedürfnissen  gerecht,  wie  sie  das  Ulster-Pacht- 
recht zufriedengestellt  hat;  es  hat  aber  seine  Aufgabe  in  noch 
weiterem  und  grösserem  Sinne  aufgefasst  und  die  Interessen 
der  Pächter  bis  zu  der  äussersten  Grenze  gesichert  und  ge- 
fördert, wo  die  Eigenthumsrechte  der  Grundeigenthümer  keine 
weitere  Einschränkung  erleiden  dürfen.  Die  Bewegung,  zu- 
nächst in  Irland  begonnen,  wird  ihre  Wellenkreise  auf  Eng- 
land und  Schottland  ausdehnen ;  ja,  sie  wird  die  Folge  haben, 
auch  auf  dem  Festland  ähnliche  Reformen  gegen  ähnliche 
noch  bestehende  agrarische  Uebelstände  ins  Leben  zu  rufen. 

Wer  aber  die  nothwendigen  Wirkungen,  welche  dies  Ge- 
setz im  Lauf  der  Zeit  auf  grossbritannischem  Boden  ausüben 
muss,  in  ihrer  ganzen  Tragweite  verfolgt,  muss  erkennen,  dass 
mit  diesem  Gesetze  die  mächtigste  Bodenaristo- 
kratie diesesWelt  reiches  Schritt  für  Schritt  auf- 
gehoben und  in  die  Reihen  des  freien,  gleich- 
berechtigten Bürgerthums  versetzt  wird. 

Ein  solches  weltgeschichtlich  bedeutungsvolles  Dokument, 
wie  dieses  Gesetz,  sollte  auch  in  Deutschland  jedem  Gelehrten, 
Staatsmann,  Landwirth,  Verwaltungsbeamten  u.  s.  w.  zugäng- 
lich sein.  Im  Besitz  des  englischen  Originals  und  des  Manu- 
skripts einer  musterhaften  deutschen  Uebersetzung ,  deren 
Schwierigkeiten  in  Betreff  der  englischen  Gesetzessprache 
durch  die  persönlichen  Informationen  englischer  Parlaments- 
mitglieder überwunden  worden  sind,  haben  wir  geglaubt,  der 
deutschen  Wissenschaft  einen  Dienst  zu  erweisen,  wenn  wir 
beide  durch  den  Druck  veröffentlichen. 
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Zum  Interesse  an  dessen  Studium  wie  zum  leichteren  Ver- 
ständniss  wollen  wir  eine  kurzgefasste  Analyse  vorausschicken. 
Dieselbe  kann  die  Authentizität  beanspruchen,  dass  sie  nach 
den  eigenen  Erklärungen  der  durch  das  Gesetz  eingesetzten 
Landkommission  ausgearbeitet  worden  ist. 

Die  Vortheile,  welche  das  irische  Landgesetz  von  1881 
den  Pächtern  gewährt,  sind  folgende: 

Billiger  Pachtzins.  Jeder  zeitige  Pächter  von  Jahr 
zu  Jahr  auf  einem  gewöhnlichen  Ackerbau-  oder  Weidepacht- 
hof hat  das  Recht  auf  die  Feststellung  eines  billigen  Pacht- 
zinses (fair  rent),  sei  es  durch  den  Richter  des  Grafschafts- 
gerichts oder  die  Landkommission,  oder  durch  freies  Ueber- 
einkommen  mit  dem  Grundbesitzer,  oder  durch  Schiedsgericht. 

Sicherheit  der  Pachtung.  Jeder  auf  eine  dieser 
Arten  festgestellte  Pachtzins  kann  innerhalb  von  15  Jahren 
weder  erhöht  noch  verändert,  auch  darf  während  dieser  Zeit 
der  Pächter  nicht  in  seinem  Erwerb  gestört  werden.  Nach 
Ablauf  der  15  Jahre  kann  der  Pächter  die  Festsetzung  des 
Pachtzinses  auf  neue  15  Jahre  verlangen  und  so  fort.  Es  ist 
also  in  der  That  nicht  blos  ein  Termin  von  15  Jahren,  die 
der  Pächter  für  seine  Pacht  erhält,  sondern  ein  alle  15  Jahre 
erneuerbarer  Termin.  Ein  Pächter,  welcher  daher  einen 
billigen  Pachtzins  bezahlt  und  das  Gut  in  gutem  Stande  er- 
hält, ohne  es  zu  zertheilen  und  zu  verunterpachten ,  ist  ge- 
sichert vor  Ausweisung  und  willkürlicher  Erhöhung  des  Pacht- 
zinses; auch  kann  dieser  niemals  auf  Grund  seiner  eigenen 
Meliorationen  erhöht  werden. 

Verkauf  der  Pachtung  Jeder  Pächter  darf  seine 
Pachtung  zu  dem  besten  Preise,  den  er  erhalten  kann,  ver- 
kaufen; nur  hat  der  Grundbesitzer  das  Recht  des  Vorkaufs  zu 
einem  Preise,  der  entweder  unter  den  Parteien  vereinbart, 
oder  durch  das  Gericht  bestimmt  wird. 

Vollständiger  Erwerb  des  Pachtgutes  durch 
den  Pächter.  Das  Gesetz  ermächtigt  die  Landkommission, 
dem  Pächter  Vorschüsse  zu  gewähren  zu  dem  Zweck,  sein 
Pachtgut  zu  kaufen  und  vollkommen  Eigenthümer  desselben 
zu  werden. 


Einleitung.  .  37 

Feste  Zeitpachten.  Das  Gesetz  erlaubt  Erbbesitzern 
für  Lebenszeit  oder  anderweitig  beschränkten  Eigenthümern, 
den  Pächtern  dauernde  Pacht  zu  gewähren. 

Im  Einzelnen  stellen  sich  diese  Rechte  so  dar:  Ein  zeit- 
licher Pächter  von  Jahr  zu  Jahr,  mag  er  einen  geschriebenen 
Kontrakt  haben  oder  nicht,  kann  in  dem  Falle,  dass  der 
Grundbesitzer  eine  Erhöhung  des  Pachtzinses,  wenn  auch  nur 
zum  kleinsten  Betrage,  verlangt,  1)  diese  Erhöhung  adoptiren 
und  ist  dann  zu  einer  Pacht  von  15  Jahren  (statutary  term) 
berechtigt,  innerhalb  welcher  der  Pachtzins  nicht  erhöht  wer- 
den kann,  mit  der  Aussicht,  dass  er  12  Monate  vor  Ablauf 
dieses  „gesetzlichen  Termins"  die  Feststellung  eines  billigen 
Pachtzinses  auf  neue  15  Jahre  verlangen  kann  und  so  fort; 
2)  kann  er  die  Erhöhung  des  Pachtzinses  verweigern  und 
sich  sofort  an  das  Gericht  ( Civilgericht  oder  Landkommission, 
gemeinsam  unter  diesem  Wort  auch  im  Folgenden)  wenden, 
um  die  Festsetzung  einer  billigen  Rente  für  15  Jahre  mit  der 
Kraft  der  Erneuerung  zu  erlangen ;  3)  kann  er  die  Erhöhung 
verweigern,  ohne  sich  an  das  Gericht  zu  wenden,  und  sein 
Pachtrecht  entweder  verkaufen  oder,  gezwungen,  sein  Pacht- 
gut zu  verlassen,  Entschädigung  für  Erwerbsstörung  ver- 
langen, deren  Schätzung  weit  höher  angesetzt  ist,  als  im 
Landgesetze  von  1870. 

Auch  in  den  Fällen,  wo  der  Pächter  seinen  zeitigen  Pacht- 
zins zu  hoch  oder  der  Grundbesitzer  ihn  zu  niedrig  findet, 
kann  auf  Antrag  jeder  Partei  das  Gericht  einen  billigen  Pacht- 
zins für  15  Jahre  mit  Erneuerungskraft  festsetzen. 

Ein  solcher  „gerichtlicher  Pachtzins"  wird  nach  Anhörung 
der  Parteien  nur  unter  Berücksichtigung  der  Interessen  des 
Grundbesitzers  wie  des  Pächters,  des  bestimmten  Falles,  des 
Pachtgutes  und  des  Distrikts  festgestellt,  und  kann  eine  Er- 
höhung desselben  nicht  auf  Grund  von  Meliorationen  statt- 
finden, die  der  Pächter  oder  seine  Vorgänger  gemacht,  und 
für  die  der  Pächter  vom  Landlord  nicht  schon  bezahlt  oder 
anderweitig  entschädigt  worden  ist. 

Wenn  der  Grundbesitzer  zum  Nutzen  des  Pachtgutes, 
oder  des  ganzen  Landbesitzes,  zum  Zweck  eines  Baugrundes 
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oder  für  Arbeiterwohnungen,  Gebethäuser,  Schulen,  Apotheken, 
Pfarrhäuser  oder  Lehrerwohnungen  das  Pachtgut  oder  einen 
Theil  derselben  beansprucht,  so  kann  das  Gericht  vom  Pächter 
verlangen,  dass  dieser  seine  Pachtung  oder  die  begehrten 
Theile  derselben  an  den  Gutsbesitzer  verkauft  mit  dem  Recht 
auf  volle  Entschädigung,  die  er  entweder  mit  dem  Landlord 
vereinbart,  oder  vom  Gericht  festgestellt  erhält. 

Die  gesetzlichen  Bedingungen,  unter  denen  der  Pächter 
sein  Pachtgut  innerhalb  des  gesetzlichen  Termins  (15  Jahre) 
behalten  kann,  sind  folgende:  Der  Pächter  muss  seinen  Pacht- 
zins zahlen;  er  darf  keine  dauernde  Verwüstung  anrichten; 
er  darf  ohne  Zustimmung  des  Grundbesitzers  weder  eine  Zer- 
theilung,  noch  eine  Unterverpachtung,  noch  den  Bau  neuer 
Häuser  vornehmen,  wobei  aber  die  zeitweilige  Unterverpach- 
tung der  Weideberechtigung  oder  der  Einzelernte  auf  ge- 
düngtem Boden  nicht  mit  inbegriffen  ist;  er  darf  nichts  thun, 
was  sein  Pachtgut  mit  in  einen  Bankerott  verwickelt;  er 
muss  dem  Grundbesitzer  erlauben,  sein  Gut  zu  Zwecken  von 
Bergbau  oder  Steinbrüchen,  Holzschlägen  und  dergleichen  zu 
betreten,  mit  der  Verpflichtung  des  Grundbesitzers,  für 
jede  Beschädigung  des  Pachtgutes  Entschädigung  zu  leisten; 
er  muss  dem  Grundbesitzer  oder  den  von  ihm  dazu  berech- 
tigten Personen  den  Zutritt  zu  Jagd  zwecken  gestatten;  er 
darf  ohne  Erlaubniss  des  Gutsbesitzers  kein  Wirthshaus  auf 
dem  Pachtgut  eröß"nen.  Wenn  er  seinen  Pachtzins  nicht  be- 
zahlt, kann  der  Gutsbesitzer  die  gesetzliehe  Austreibung 
wegen  Nichtbezahlung  des  Pachtzinses  veranlassen;  aber  der 
Pächter  hat  das  gewöhnliche  Recht,  innerhalb  sechs  Monate 
nach  der  Exekution  sein  Pachtgut  wieder  einzulösen. 

Die  Beobachtung  obiger  Bedingung  ist  von  der  äussersten 
Wichtigkeit;  denn  wenn  der  Pächter,  mag  er  einen  gesetz- 
lichen Pachttermin  haben  oder  nicht,  wegen  Nichtbezahlung 
des  Pachtzinses  seine  Pachtung  verkaufen  muss,  hat  der 
Käufer  nicht  das  Recht  auf  die  Bestimmung  eines  billigeren 
Pachtzinses,  sondern  muss  aushalten  für  die  Restzeit  bis 
zum  Ende  des  bestehenden  gesetzlichen  Termins.  Bei  Ver- 
letzung   irgendeiner    der    anderen    Bedingungen    kann     der 
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Grundbesitzer  die  Aufforderung  zum  Abziehen  finden ;  aber  das 
Gericht  kann  die  Ausführung  hindern  und  dem  Gutsbesitzer 
Entschädigung  für  den  angerichteten  Sehaden  zusprechen. 

Pachtzins -Rückstände.  Für  Pächter  von  M  30 
Zins  und  darunter  trifft  das  Gesetz  Bestimmungen,  um  sie 
von  alten  Rückständen  zu  befreien  und  zu  frischem  Anfang 
zu  befähigen.  Wenn  sie  vor  dem  22.  August  1881  beim 
Grundbesitzer  einen  Jahreszins  berichtigt  haben,  wird  von 
den  Rückständen  dem  Gutsbesitzer  bis  zum  Betrag  eines 
Jahreszinses  von  der  Landkommission  ein  Vorschuss  geleistet, 
für  den  er  15  Jahre  lang  Prozente  zur  Amortisation  zu  leisten 
hat,  die  auf  den  Pachtzins  geschlagen  werden.  Etwaige  Reste 
von  Rückständen  fallen  damit  hinweg.  Alle  solche  Ansprüche 
müssen  vor  dem  28.  Februar  1882   geltend  gemacht  werden. 

Schwebende  Austreibungen.  Auch  hier  hat  das 
Gesetz  mehrere  Bestimmungen,  um  dem  Pächter  sein  Pacht- 
gut zu  erhalten.  Es  ist  hier  ein  Zeitraum  bestimmt.  In 
allen  Fällen  von  notifizirter  oder  in  Vollzug  gesetzter  Aus- 
treibung vor  dem  22.  August  1881  und  sechs  Monate  nachher 
werden  den  Pächtern  Mittel  an  die  Hand  gegeben,  um  durch 
das  Gericht  entweder  Zeit  zu  gewinnen,  ihre  Pachtung 
zu  verkaufen,  oder  durch  Nachbezahlung  des  nichtbezahlten 
Pachtzinses  oder  Entschädigung  für  verletzte  Bedingungen 
wieder  in  ihre  Pacht  eingesetzt  zu  werden. 

Zeitpaehten  (leases).  Alle  Zeitpächter  bis  zu  einer 
Zeitpacht  von  60  Jahren,  also  bis  1941,  werden  als  „zeitliche 
Pächter"  betrachtet,  welchen  alle  Vortheile  des  neuen  Land- 
gesetzes zugute  kommen. 

Zeitpachten  mit  unverständigen  und  unbilligen  Be- 
dingungen (unfair  leases),  seit  dem  „Landlord  and  Tenant 
Act  1870"  eingegangen  und  unter  der  Drohung  der  Aus- 
treibung seitens  des  Gutsbesitzers  und  einem  ungerechten 
Einfluss  desselben  angenommen,  können  vor  dem  11.  Februar 
1882  vom  Pächter  vor  das  Urtheil  des  Gerichts  gestellt  und 
aufgelöst  werden,-  und  ein  solcher  Pächter  tritt  dann  als 
zeitlicher  Pächter  in  alle  Rechte  und  Privilegien  eines  solchen 
ein.    Von  jetzt  ab  kann  kein  Pächter  von  einer  Farm  unter 
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i^  150  Schätzungswerth  sich  selbst  ausserhalb  dieses  Ge- 
setzes durch  einen  geschriebenen  Vertrag  oder  anderweitig 
verkürzen. 

Gerichtliche  Zeitpachten  (judicial  leases)  können  zwischen 
Gutsbesitzern  und  Pächtern  vor  dem  Gericht  für  irgendeine 
Zeit  über  31  Jahre  vereinbart  werden,  und  tritt  dann  der 
Pächter  nach  dem  Ende  der  Zeitpacht,  wenn  diese  nicht  über 
60  Jahre  dauert,  in  die  Stellung  eines  zeitlichen  Pächters  von 
Jahr  zu  Jahr  mit  allen  Rechten  freien  Verkaufs,  billigen  Pacht- 
zinses und  Sicherung  der  Pachtung. 

Feste  Pachten.  Gutsbesitzer  und  Pächter  können 
übereinkommen,  dass  der  Pächter  sein  Gut  für  immer  be- 
halte, entweder  zu  einem  dauernden,  bestimmten  oder  zu 
einem  alle  15  Jahre  zu  revidirenden  Pachtzins.  Eine  solche 
Pacht  muss  vom  Gericht  anerkannt  werden,  wo  der  Landlord 
nur  Erbbesitzer  auf  Lebenszeit  oder  ajiderweitig  beschränkter 
Besitzer  ist. 

Landarbeiter.  Das  Gericht  kann  es  genehmigen,  dass 
der  Grundbesitzer  Theile  des  Pachtgutes  für  Wohnungen, 
Gärten  und  Stückchen  Anland  zum  Nutzen  von  Arbeitern  an 
sich  nimmt  unter  den  vom  Gericht  bestimmten  Bedingungen, 
einschliesslich  voller  Entschädigung  des  Pächters. 

Ein  Pächter  kann,  nachdem  er  dem  Gutsbesitzer  An- 
zeige davon  gemacht,  irgendeinen  Theil  Landes,  der  nicht 
mehr  als  V2  Acre  für  jeden  Arbeiter  beträgt  und  nicht  über 
eine  Vermiethung  für  jede  25  Acres  der  Pachtung  hinaus- 
geht und  der  Auswahl  und  der  Bestimmung  des  Miethzinses 
durch  das  Gericht  unterworfen  ist,  an  Arbeiter,  die  auf  der 
Farm  beschäftigt  sind,  mit  oder  ohne  Wohnungen  vermiethen. 

Das  Gericht  kann  bei  Festsetzung  einer  gerichtlichen 
Pacht  Wohnungsbau  und  Landanweisung  für  Arbeiter  mit 
Bestimmung  der  Miethe  verlangen  und  dem  Pächter  für  diesen 
Zweck  Vorschüsse  nach  den  Bestimmungen  der  „Landed  Pro- 
perty Improvement  Acte"  gewähren. 

Erwerbung  von  Land,  Landeigenthümer.  Ein 
Pächter  kann  mit  seinem  Grundbesitzer  darüber  einig  wer- 
den,  sein  Pachtgut  von   ihm  zu  kaufen.    Der  Vertrag  kann 
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von  der  Kommission  geschäftlich  besorgt  und  zu  einem  be- 
stimmten Preise  festgemacht  werden.  Die  Kommission  kann 
einen  Vorschuss  des  Kaufgeldes  bis  zu  drei  Vierteln  desselben 
leisten,  und  der  Grundbesitzer  kann  das  Restviertel  auf  der 
Sicherheit  des  Gehöftes  nebst  Zubehör  stehen  lassen. 

Wenn  eine  hinreichende  Zahl  von  Pächtern  auf  einem 
Grundbesitz  fähig  und  bereit  ist,  ihre  Pachtgüter  zu  kaufen, 
kann  die  Kommission  das  Grundstück  kaufen  und  die  Pacht- 
güter an  die  Pächter  verkaufen,  indem  sie  drei  Viertel  des 
Kaufpreises  mit  Einschluss  aller  Ausgaben  vorschiesst.  Alle 
Vorschüsse  müssen  innerhalb  35  Jahren  mit  jährlichem  Zinse 
von  5  Prozent  amortisirt  werden.  Am  Ende  dieser  Periode 
ist  das  Pachtgut  Eigenthum  der  Pächter,  frei  von  allem  Zins. 
Der  Pächter  kann  die  Schuld,  wenn  es  ihm  angemessen  ist, 
früher  an  die  Kommission,  unter  günstigen  Bedingungen  für 
ihn,  abzahlen.  Solange,  als  ein  Pachtgut  noch  an  das  Dar- 
lehn der  Kommission  gebunden  ist,  ist  der  Pächter  folgenden 
Bedingungen  unterworfen:  1)  er  darf  es  nicht  theilen  und 
unterverpachten  ohne  Zustimmung  der  Kommission;  aber  er 
kann  es  verkaufen;  2)  wenn  er  bankerott  wird,  kann  die 
Kommission  das  Pachtgut  verkaufen;  3)  soll  beim  Tode  des 
Eigenthümers  das  Pachtgut  auf  ein  Vermäehtniss  hin  oder 
beim  Fehlen  eines  solchen  getheilt  werden,  so  kann  die 
Kommission  verlangen,  dass  es  verkauft  wird. 

Ein  Paragraph  81  erweitert  die  Gelegenheit  zu  Eigen- 
thumserwerb  noch  dahin,  dass  er  neues,  ungerodetes  Land 
zur  Verfügung  stellt.  „Das  Schatzamt  kann  das  Arbeitsamt 
ermächtigen,  von  Zeit  zu  Zeit  aus  irgendwelchen  in  seinen 
Händen  befindlichen  Geldern  an  Gesellschaften,  wenn 
es  bezüglich  der  Sicherheit  zufriedengestellt  ist,  solche 
Summen,  wie  sie  das  Schatzamt  für  angemessen  erachtet, 
vorzustrecken  zum  Zwecke  der  Urbarmachung  oder  Melio- 
ration von  öden  oder  unangebauten  Ländereien ,  oder  See- 
ufern, zur  Drainirung  von  Land  oder  zum  Bau  von  Arbeiter- 
wohnungen, oder  zu  irgendwelchen  anderen  landwirthschaft- 
lichen  Meliorationsarbeiten." 

Auswanderung.    Wenn  eine  hinreichende  Anzahl  von 
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Personen  in  irgendeinem  Distrikt  auszuwandern  wünscht,  ist 
die  Kommission  ermächtigt,  Gelder  unter  den  Normen  der 
Sicherheit  und  der  Rückzahlung,  wie  sie  das  Arbeitsamt  für 
Meliorationen  bestimmt,  vorzustrecken,  um  die  Auswanderung 
zu  unterstützen,  besonders  die  von  Familien  aus  den  dichter 
bevölkerten  Distrikten.  Die  Kommission  wird  die  zweck- 
mässige Einschiffung,  den  Transport  und  den  Empfang  dei 
Auswanderer  sicherstellen  und  zu  all  diesen  Zwecken  für  die 
Verpflegung  und  Komfort  derselben  Sorge  tragen.  Die  Ge- 
sammtsumme  der  für  diesen  Zweck  an  Personen  oder  Gesell- 
schaften vorgestreckten  Gelder  soll  '£  200000  überhaupt  und 
*'3  davon  per  Jahr  nicht  überschreiten.  — 

Wenn  der  Leser  die  agrarischen  Zustände  und  den  Kultur- 
grad der  bäuerlichen  Bevölkerung  der  Insel,  wie  wir  sie  im 
Eingang  kurz  dargestellt  haben,  mit  der  obigen  Analyse  des 
Landgesetzes  für  Irland  von  1881  vergleicht,  so  wird  es  gut 
sein,  wenn  er  sich  selbst  in  Gedanken  in  die  Lage  des  Ge- 
setzgebers versetzt  und  die  beiden  Fragen  sondert,  die  sich 
dieser  stellen  musste,  erstens:  Welcher  ausführbare  Zweck 
soll  mit  dem  Gesetz  erreicht  werden?  und  dann:  Welches 
Material  von  Menschen  ist  vorhanden,  zu  deren  Zweck  und 
Hülfe  es  erlassen  werden  soll? 

Was  die  erste  Frage  betrifft,  so  ist  der  Hauptzweck  des 
Gesetzes,  der  aus  den  grossen  Zügen  desselben  wie  aus  den 
kleinsten  Zweigen  der  Einzelbestimmungen  hervorleuchtet, 
der:  dem  Bebaue r  des  Bodens  den  Niessbrauch 
des  Landes  unter  den  Bedingungen  eines  billigen 
Pachtzinses  und  eines  dauernden  Pachtreehtes 
zu  sichern  und  selbst  für  den  Erwerb  von  Land 
zu  Eigenthum  hilfreiche  Hand  zu  bieten. 

Die  Bevölkerung  dagegen,  der  das  Gesetz  zugute  kommen 
soll,  ist  im  Allgemeinen  die  bäuerliche  Bevölkerung  Irlands. 
Welche  Anhaltspunkte  für  die  Wirkung  des  Gesetzes  hat 
diese  aber  zur  Zeit  seines  Erlasses  dargeboten?  Vagabunden, 
ausgewiesene  und  verarmte  Pächter,  welche  sich  zu  Räuber- 
und  Mörderbanden  organisirt  und  von  gewissenlosen  Poli- 
tikern die  Parole:  „Keinen  Pachtzins  mehr!    Frei  Land,  den 


Einleitung.  43 

Eigenthümern  genommen !  Politische  Unabhängigkeit  von  Eng- 
land!" erhalten  hatten,  erfüllten  das  Land  mit  Schrecken, 
Raub  und  Mord.  Die  Pächter  wurden  revolutionirt ,  aufge- 
fordert, keine  Pacht  zu  zahlen,  oder,  wenn  sie  das  doch 
thaten,  durch  Rache,  an  ihnen  selbst  oder  ihrem  Eigenthum 
geübt,  davon  abgeschreckt. 

Dennoch  sind  diese  „zeitlichen  Pächter"  das  Material, 
dem  dies  Gesetz  gilt.  Dasselbe  Gesetz  thut  alles  Mögliche, 
um  sie  von  den  Uebeln  der  Vergangenheit  und  deren  Folgen 
freizumachen  und  ihnen  einen  frischen  Anfang  zu  ermög- 
lichen. Die  wirthschaftliche  Unfähigkeit  einer  grossen  Zahl 
dieser  Pächter,  namentlich  derjenigen,  die  nur,  und  zwar  zu 
hohen  Preisen,  gepachtet  hatten,  um  durch  Kartoffelbau  dem 
Hunger  zu  entgehen,  wird  auch  die  Wohlthaten  dieses  Ge- 
setzes für  sie  vergeblich  machen. 

Dies  geht  offenbar  aus  den  Intentionen  des  Gesetzes  her- 
vor, einerseits  den  Pächter  vor  ungerechten  und  willkürlichen 
Ausweisungen  zu  schützen,  andererseits  aber  diese  Aus- 
weisungen überall  zuzulassen ,  wo  der  Pachtzins  nicht  be- 
zahlt wird. 

Eines  bleibt  aber  immer  übrig,  was  mit  den  freien  staats- 
wirthschaftlichen  Ansichten  Gladstone's  und  den  ökono- 
mischen Gewohnheiten  Englands  nicht  übereinstimmt:  die 
Vollmacht  des  Gerichts,  den  Pachtzins  für  15 
Jahre  festzustellen,  wenn  der  Landlord  den- 
selben steigern  will  und  der  Pächter  sich  deshalb  an 
den  Gerichtshof  wendet.  Gladstone  bekennt  mit  voller 
Aufrichtigkeit,  dass  diese  „grosse  Abweichung  von  den  Prin- 
zipien des  freien  Vertrages"  eine  revolutionäre,  eine  radikale 
Maassregel  sei.  Aber  einerseits  ist  die  gerichtliche  Ab- 
schätzung lediglich  fakultativ  und  gestattet  den  Parteien, 
jederzeit  in  ein  freies  Vertragsverhältniss  zurückzutreten; 
andererseits  bietet  die  Schatzkammer  dem  Pächter  den  Aus- 
weg, das  Pachtgut  als  freies  Eigenthum  zu  erwerben.  Dies 
ändert  aber  an  der  wirthschaftlichen  Anomalie  nichts.  Es 
ist  hingegen  für  Jeden,  der  die  Verhältnisse  Irlands  kennt, 
klar,  dass  hier  die  „dira  necessitas"  der  Politik  vorliegt,  die 
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Pflicht,  die  Fehler  der  Vergangenheit  durch  eine  Ausnahme 
von  den  wirthschaftlichen  Prinzipien  des  englischen  Lebens 
zu  verbessern.  Hätte  die  herrschende  Regierung  den  lebens- 
fähigen Elementen  der  „zeitlichen  Pächter"  diese  Konzession 
nicht  gemacht,  hätte  sie  den  unwirthschaftlichen  Folgen  einer 
künstlichen  Steigerung  des  Pachtzinses  auf  dem  Markt,  in 
Folge  des  „Hungers  nach  Land"  und  des  „Mangels  an  Land", 
nicht  ein  Ziel  gesetzt,  so  war  die  allgemeine  blutige  Re- 
volution Irlands  unvermeidlich.  Sie  konnte  mit  bewaffneter 
Macht  niedergeschlagen  werden.  Als  tiefgehende,  als  all- 
gemeine soziale  Revolution  hätte  sie  ihr  Haupt  immer  von 
neuem  erhoben.  Eine  andere,  auch  eine  Toryregierung 
hätte  weit  grössere  Konzessionen  machen,  vielleicht  thatsäch- 
lich  in  das  Eigenthum  der  Landlords  eingreifen  müssen.  Im 
Angesichte  dieser  sicher  zu  erwartenden  Ereignisse  ist  der 
geringe  Eingriff  in  das  freie  Verfügungsrecht  der  Landlords 
über  ihr  Eigenthum  gewiss  das  kleinere  Uebel.  Solche  Ereig- 
nisse werfen  ja  ihre  Schatten  bereits  voraus. 

Was  die  maasslosen  Forderungen  der  Pächter  betrifft, 
die  jetzt  mit  wilder  Begehrlichkeit  als  Rechte  aufgestellt  wer- 
den, so  wollen  wir  diese  mit  den  Worten  Long  field's  geben: 
„Die  Pächter  fordern,  dass  der  Pachtzins  nicht  durch  Ver- 
trag, sondern  durch  Abschätzung  bestimmt  werde,  dass  die 
Pacht  beständige  Dauer  habe,  ohne  Rücksicht  auf  jeglichen 
Gebrauch  des  Pachtrechtes  oder  des  Geldes,  das  ein  aus- 
tretender Pächter  erhält,  oder  irgendwelche  Verbesserungen, 
die  auf  dem  Lande  gemacht  worden  sind.  Sie  fordern  in  der 
That,  dass  ein  Mann,  der  eine  Pacht  für  einundzwanzig  Jahre 
für  einen  Pachtzins  von  ^  50  per  Jahr  gewonnen  hat,  diesen 
Pachtvertrag  gegen  eine  Pacht  für  immer  zu  einem  Jahres- 
zinse  von  ^  25  einzutauschen  berechtigt  sei,  obgleich  jeder 
Bauer  in  der  Nachbarschaft  gern  bereit  wäre,  einen  Pacht- 
zins von  £  50  zu  zahlen."  „Es  ist  nicht  schwer,  zu  beweisen, 
dass  ein  Gesetz,  das  die  immerwährende  Dauer  der  Pacht 
festsetzte,  ebenso  unpolitisch  als  unklug  wäre.  Es  würde 
den  vorgegebenen  Zweck  vollständig  verfehlen.  Es  wäre  eine 
blosse  gewaltsame  und  ungerechte  Uebertragung  von  Eigenthum 
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einer  bestimmten  Zahl  von  Individuen,  die  jetzt  Land- 
lords heissen,  auf  eine  andere  Menge  von  Individuen,  die 
man  jetzt  Pächter  nennt  und  die  dann  Landlords  werden 
würden.  Die  Personen,  die  jetzt  im  Pachtbesitz  sind,  würden 
befähigt  werden,  ihre  Verpflichtungen  zu  verletzen;  aber 
kein  Pächter  würde  etwas  bei  dem  Wechsel  gewinnen.  Es 
muss  als  unbestrittener  Grundsatz  in  der  Volkswirthschaft 
gelten,  dass  der  Eigenthümer,  der  sein  Eigenthum  verkaufen 
oder  behalten  und  sich  den  Käufer  wählen  kann,  nicht  ver- 
hindert werden  darf,  den  höchsten  Preis  zu  nehmen,  den 
eine  andere  Person  bereit  ist  dafür  zu  zahlen.  Die  einzige 
Probe  des  Werthes  ist  der  Preis,  den  das  Publikum  willig 
ist  zu  zahlen." 

Wenn  sich  Engländer  wie  Longfield  die  Mühe  geben 
müssen,  für  konkrete  Fälle  nachzuweisen,  wie  alles  freie  Ver- 
tragsreeht  zum  Nachtheile  der  Interessenten  durch  dieselben* 
aufgehoben  wird,  wie  nicht  mehr  ein  mannigfaltiger  Ausgleich 
der  Interessen  nach  Zeit,  Ort  und  individuellen  Bedürfnissen 
der  Kontrahenten  stattfinden  kann,  sondern  der  Gutsherr 
sein  Land  nur  entweder  selbst  bewirthschaften,  oder  mit  Nach- 
theil für  immer  aus  seinem  Besitz  entlassen  muss,  ferner  nach- 
zuweisen, wie  unsicher  und  widersprechend  alle  Schätzungen 
des  Werthes  von  Landgütern  durch  Dritte  seien  und  dass 
nur  zwei,  der  Gutsherr  und  der  Pächter,  der  die  Pacht  an-  ' 
treten  will,  genau  wissen  können,  was  ein  Gut  werth  sei,  — 
so  zeigt  dies  augenscheinlich,  wie  fest  sich  die  sozialistischen 
oder  vielmehr  die  gewaltthätigen  sozialdemokratischen  Ideen 
in  einem  grossen  Theile  des  Volkes  eingewurzelt  haben.  Es 
sollte  doch  nicht  nöthig  sein,  erst  noch  die  Unzweckmässig- 
keit  im  Einzelnen  für  eine  schnöde  Enteignung  nachzuweisen, 
die,  von  rücksichtsloser  Habgier  der  Interessenten  begehrt 
und  vom  Gesetze  eventuell  sanktionirt,  alle  Grundlagen  des 
Volkshaushaltes,  der  Gesellschaft  und  der  Kultur  erschüttern 
und  den  Staat,  statt  zum  Schützer  des  Eigenthums,  zum 
Komplizen  des  Raubes  am  Eigenthum  machen  würde. 

Was  die  Ansprüche  betrifft,  welche  die  Pächter  in  Irland 
bei   der   gegenwärtigen   Bewegung    an    das   Eigenthum   der 
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Landlords  machen,  so  geht  aus  zahllosen  Aeusserungen  in  den 
Versammlungen  und  in  der  Presse  der  Landliga  hervor,  dass 
in  der  Hochfluth  gesetzloser  Begehrlichkeit  von  einem  Ersatz 
des  Eigenthumswerthes  gar  nicht  mehr  die  Rede  ist,  dass 
die  Pächter,  wie  in  einem  Vernichtungskriege,  die  Landlords 
todtschlagen  oder  vertreiben  und  ihr  Land  als  ihr  Eigen- 
thum  behalten  wollen.  Intelligente"  Vertheidiger  der  Land- 
liga suchen  dagegen  diese  als  harmlos  hinzustellen;  die 
Forderungen,  die  sie  aber  selbst  als  solche  der  Landliga 
bezeichnen,  sind  immer  noch  durch  ihre  Rücksichtslosigkeit 
gegen  alle  Eigenthumsrechte  bemerkenswerth.  So  versucht 
ein  irisches  Parlamentsmitglied  in  der  Wiener  N.  Fr.  Presse 
die  Bewegung  der  Landliga  zu  rechtfertigen.  Die  Redaktion 
hat  ihn  nur  zu  Wort  kommen  lassen ,  aber  nicht  Partei  für 
ihn  genommen.  Da  nun  aber  diese  Anschauungen  von  einem 
Parlamentsmitgliede  herrühren  und  durch  ein  so  geachtetes 
Organ  verbreitet  werden,  so  wollen  wir  die  Argumente  prü- 
fen, zumal  da  sie  von  irischer  Seite  kommen,  während  wir 
bisher  wesentlich  aus  den  besten  englischen  Quellen  ge- 
schöpft  haben. 

Wir  müssen  dem  Korrespondenten  zugeben,  wie  wir  es 
im  Einzelnen  selbst  hervorgehoben  haben,  dass  die  irischen 
Pächter  unter  einer  weit  ungünstigeren  agrarischen  Gesetz- 
gebung stehen ,  als  die  englischen ,  dass  die  letzteren  wohl 
auch  gepfändet,  aber  nicht  ausgetrieben  werden  können,  dass 
ihnen  12  Monate  vorher  gekündigt  werden  muss  u.  dgl., 
während  in  Irland  der  Pächter,  ganz  rechtlos  dem  Landlord 
gegenüber,  gepfändet,  ausgetrieben  und  nach  nur  einmonat- 
licher Kündigung  entlassen  werden  kann.  Es  wird  aber 
Jedem  aus  den  von  uns  dargestellten  Verhältnissen  klar  ge- 
worden sein,  dass  die  Abhängigkeit  der  Pächter  weit  weniger 
in  den  agrarischen  Gesetzen,  als  in  ihrer  chronischen  Ver- 
schuldung, in  ihrem  unverbesserlichen  Bankerottzustande  liege, 
in  den  sie  sich  mittellos  und  leichtsinnig  von  vornherein  be- 
geben. Wir  wollen  auch  gern  zugeben,  dass  eine  Latifundien- 
wirthschaft,  wie  sie  in  Irland  besteht,  keine  gesunden  wirth- 
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schaftlichen  Zustände  erzeugen  kann.  Das  irische  Parlaments- 
mitglied stellt  dieselben  folgendermaassen  dar:  Irland  um- 
fasst  ungefähr  15  Millionen  Acres  wirklich  guten  Bodens. 
Der  Marquis  von  Landsdowne,  dessen  Pachtzinsen  eines  der 
obigen  Beispiele  entnommen  ist,  besitzt  170000  Acres;  drei 
Personen  haben  je  mehr  als  100  000  Acres,  vierzehn  Personen 
je  50000  Acres;  ferner  vertheilt  sich  das  Grundeigenthum 
noch  folgendermaassen:  90  Personen  haben  je  20000  Acres, 
135  je  10000  Acres,  552  je  5000  Acres,  und  292  Personen 
und  Kongregationen  besitzen  zusammen  etwa  sechs  Millionen 
Acres.  Die  Gilden  der  City  von  London  —  deren  Dispositum 
(trust)  schon  längst  erloschen  ist  —  besitzen  irischen  Grund 
und  Boden  in  folgendem  Ausmaasse:  die  Salzhändler  19000 
Acres,  die  Tuchmacher  27  000  Acres,  die  Seidenwaaren- 
händler  21 000  Acres,  die  Kürschner  24000  Acres,  die  Eisen- 
händler 10000  Acres  und  die  Spezereiwaarenhändler  10000 
Acres.  Ein  Drittel  der  gesammten  Pachtsumme  geht  aus 
Irland  an  die  ausser  Land  wohnenden  Grundbesitzer,  zwei 
Drittel  an  zweitausend  Personen. 

Derselbe  Autor  giebt  den  Werth  dieses  Landes  nach  der 
Einschätzung  der  Einkommengrundsteuer  auf  200  Millionen 
Pf.  St.,  die  Zahl  der  Eigenthümer  auf  2000,  die  Zahl  der 
Pächter  auf  600000  an. 

Was  haben  aber,  fragen  wir,  diese  Eigenthumsverhält- 
nisse  mit  der  Klage  zu  thun,  dass  die  Pachtzinsen  zu  hoch 
seien  ?  Diese  können  doch  nur  nach  dem  wirklichen  Ertrags- 
werth  der  Güter  beurtheilt  werden.  Darauf  hat  aber  die 
Agitation  von  vornherein  gar  keine  Rücksicht  genommen. 
Parnell  hat  gleich  beim  Beginn  derselben  den  Pächtern 
gesagt,  sie  sollten  den  Pachtzins  nur  im  Verhältniss  zur 
Güterabsehätzung  der  Regierung  bezahlen.  Zur  Differenz 
dieser  Norm  mit  den  wirklichen  Pachtzinsen  giebt  der  irische 
Korrespondent  folgende  Beispiele: 
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irerth  nach  der 
sabschätzung  in 

Pachtzins  in 

Ertragswerth  nach  der 
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7.15 

1.10 
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8.10 

14.7 

14 

21 

11.5 

18 

9.10 

16 

8 

14 

14.11 

21.4 

7.5 

14.7 

10.18 

16 

Wie  verhält  sich  nun  der  wirkliche  Ertragswerth  der 
Güter  zur  Abschätzung  der  Regierung?  Nach  dem  eigenen 
Geständnisse  des  Autors  ist  derselbe  in  neun  von  zehn  Fällen 
50  bis  150  Prozent  höher,  als  die  Ptegierungstaxe.  Nun,  wenn 
wir  die  obige  Tabelle  durchgehen,  finden  wir  alle  Abstufungen 
der  Difi'erenzen  gerade  in  den  Grenzen  von  50  bis  150  Prozent. 
Nach  den  eigenen  Daten  des  Autors  kann  also  von  einem  zu 
hohen  Pachtzinse  nicht  die  Rede  sein,  wenn  dieser  dem  wirk- 
lichen Ertragswerthe  der  Güter  entspricht.  Der  Autor  muss 
dies  selbst  gefühlt  haben;  denn  in  einer  nachfolgenden  Kor- 
respondenz spricht  er  davon,  dass  die  Grundeigenthümer 
selbst  anerkannt  hätten,  dass  ihr  Land  „nur  um  einige 
25  Prozent"  höheren  Ertragswerth  hätte,  als  der  von  der 
Regierung  abgeschätzte.  „Einige  25  Prozent":  150  Prozent 
sind  deren  sechs!  Köstliche  Verschleierung,  die  auf  flüchtige 
Leser  rechnet! 

Thatsächlich  geht  daraus  hervor,  dass  der  Schätzungs- 
werth  der  Regierung  ein  ganz  unsicherer  und  nach  den 
eigenen  Daten  des  Autors  um  50  Prozent  bis  150  Prozent  zu 
niedrig  ist.  Um  diese  hohe  Differenz  würden  also  die  Eigen- 
thümer  ihres  Einkommens  beraubt  werden,  wenn  P  a  r  n  e  1 1'  s 
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Forderung  durchginge;  aber  auch  um  50  bis  100  Proz.  ihres 
Eigenthumswerthes  würde  ein  grosser  Theil  derselben  beraubt 
werden,  wenn  der  Vorschlag  des  Autors  Annahme  bei  der  Ge- 
setzgebung fände,  das  Land  zu  Gunsten  der  Pächter  um 
50  Prozent  über  der  Ptegierungseinschätzung  zu  enteignen. 
Und  eine  solche  Verletzung  des  Eigenthumsrechtes ,  ein  sol- 
cher gesetzlicher  Raub,  allem  Schein  nach  erzwungen  durch 
Meuchelmord  und  Aufruhi-,  soll  stattfinden  zu  Gunsten  träger, 
dem  Trünke  ergebener  und  unwirthschaftlieher  Menschen, 
deren  Produktion  nicht  die  geringste  Aussicht  bietet,  dem 
Lande  zum  Vortheil  zu  gereichen?  Eine  solche  Klasse  in 
Eigenthum  zu  setzen,  das  einer  gebildeten  Klasse  ohne  vollen 
Entgelt  genommen  worden  ist,  kann  das  als  eine  staatsrecht- 
lich gerechtfertigte  Enteignung  gelten?  Und  dann,  von  den 
Millionen,  welche  dem  Staate  die  Enteignung  kosten  würde, 
hätte  er  Aussicht,  mehr  davon  zurückzuerhalten,  als  er  von 
den  früheren  Entwässerungskosten  zurückerhalten  hat?  Und 
hätten  diesen  Verlust  nicht  die  Steuerzahler  zu  tragen  ?  Wäre 
es  politisch  gerecht  und  staatswirthschaftlich  vernünftig  ge- 
handelt, Grundeigenthümer  an  ihrem  Eigenthum  zu  schädigen 
und  die  Lasten  der  Steuerzahler  zu  erhöhen,  um  die  unver- 
schämten Forderungen  aufrührerischer  Bauern  zu  befriedigen  ? 
Wir  hoffen,  der  gesunde  volkswirthschaftliche  Sinn  und  das 
öffentliche  Rechtsgefühl  der  Engländer  werden  eine  solche  Ge- 
setzgebung nicht  unterschreiben.  Es  wäre  ein  verhängniss- 
volles Beispiel  für  andere  Länder. 

Dass  an  dem  verkommenen  Zustande  vieler  irischer  Far- 
mer diese  selbst  Schuld  seien,  dafür  haben  wir  einen  ganz 
unparteiischen  Zeugen  an  Bischof  Berkeley.  Empört  über 
den  vernachlässigten  Zustand  des  Landes,  die  Häuser  voll 
Schmutz  und  den  Boden,  mit  Unkraut  bedeckt,  lässt  er  es 
als  Entschuldigungsgrund  nicht  gelten,  dass  die  Pachtverträge 
nicht  lange  genug  wären.  Es  würden  Dinge  unterlassen, 
welche  auch  bei  den  kürzeren  Pachten  einträglich  wären.  Die 
irischen  Eigenthümer,  welche  eigenes  freies  Land  bewohnten, 
seien  eben  so  faul  und  nachlässig,   wie  die  Pächter  auf  Kün- 
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digung.  Er  kommt  zu  dem  harten  Schluss.  die  Ursache  des 
vernachlässigten  Zustandes  des  Landes  sei  allein  die  Faulheit 
der  Irländer. 

Eine  ebenso  mächtige  Ursache  sind  gewiss  der  Maugel 
an  Bildung  und  die  damit  verbundene  niedrige  Lebensform 
der  Bedürfnisse  und  der  Neigungen.  Dagegen  nützt  weder 
der  lange  Pachtvertrag,  noch  das  Bauen  besserer  Wohnungen 
seitens  der  Gutsherren.  Eine  bessere  sittliche  und  intellek- 
tuelle, besonders  landwirthschaftliche  Erziehung  muss  vorher- 
gehen. Ueber  die  Wirkungslosigkeit  langer  Pachtverträge 
für  die  Masse  der  unfähigen  und  energielosen  irischen  Bauei-u 
hat  schon  Arthur  Young,  gewiss  ein  wahrheitsliebender 
Richter,  sein  Urtheil  abgegeben:  „Sie  wohnen  oft  auf  einem 
Stück  Land,  das  sie  gepachtet,  wo  mau  naturgemäss  erwarten 
müsste,  dass  sie  einige  Verbesserungen  machten;  es  ist  dies 
aber  selten  der  Fall.  Ich  habe  in  verschiedenen  Theilen  des 
Königreichs  Landgüter  gesehen,  Wiedervermiethungen.  von 
drei  Leben,  von  fünfzig,  sechzig  bis  siebzig  Jahren  Dauer 
unterworfen,  auf  denen  die  Wohnung  des  Hauptpächters  nicht 
zu  unterscheiden  war  von  den  Hütten  auf  dem  Felde  rings 
um  ihn.''  Er  schreibt  dies  den  faulen  und  dem  Trünke  hul- 
digenden Gewohnheiten  der  kleinen  Landwirthe  zu.  „Auf 
dem  Platze  lebend,  umgeben  von  ihren  kleinen  Unterpächtern, 
erweisen  sie  sich  als  die  drückendsten  Tyrannen,  die  je  den 
Untergang  eines  Landes  gefördert  haben.  Nicht  zufrieden, 
den  Pachtzins  bis  zum  letzten  Pfennig  emporzuschrauben, 
sind  sie  erbarmungslos  und  räuberisch  in  der  Eintreibung 
desselben.  Wenn  lange  Pachtverträge  mit  geringem  Zins  und 
gutem  Einkommen  das  Land  hätten  verbessern  können,  so 
wäre  L'land  längst  ein  Garten." 

Dies  Bild  einzelner  Fälle,  vergrössert  und  ausgedehnt  auf 
ganz  Irland,  das  wäre  die  Folge,  wenn  den  Forderungen  der 
jetzt  in  Irland  wühlenden  Landliga  nachgegeben  würde.  Es 
lag  auch,  wie  von  glaubwürdiger  Seite  versichert  wird,  nicht 
an  dem  mangelnden  guten  Willen  der  Landlords,  wenn  sie 
sich  bisher  nicht  entschliessen  konnten,  gute  Wohnungen  für 
ihre  Pächter  zu  bauen.     So  unentbehrlich   eine   solche  dem 
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zivilisirten  Menschen  ist,  so  gleichgültig  ist  sie  dem  unkulti- 
virten.  Der  hungrige  Bewohner  einer  schmutzigen  und  stin- 
kenden Hütte  hat  ganz  andere  Wünsche;  er  will  starke  Ge- 
tränke, Tabak,  bessere  und  reichlichere  Kost'  gute  Kleider 
und  wenig  Arbeit;  der  letzte  seiner  Wünsche  wäre  gewiss 
ein  grösseres  und  reinlicheres  Haus.  Und  wenn  es  der  Guts- 
herr für  ihn  baute,  er  würde  es  nicht  annehmen  unter  der 
Bedingung,  es  rein  und  in  gutem  Stande  zu  erhalten.  In  ein- 
zelnen Fällen  ist  dies  allerdings  geschehen;  die  Pächter  haben 
die  Reinlichkeit  und  die  anständige  Wohnung,  die  sie  erst 
für  kalt  und  Mühe  verursachend  ansahen,  schätzen  gelernt; 
einige  haben  sogar  selbst  solche  Wohnhäuser  gebaut.  So  sind 
auch  Verbesserungen  des  Ackerbaues  in  einzelnen  Fällen  mit 
Erfolg  eingeführt  worden,  neue  Kulturen,  verbesserte  Wagen 
und  Pflüge,  die  amerikanischen  Piechen,  Sicheln,  Dresch-, 
Mähe-  und  Ernte-Maschinen  u.  s.  w. 

Die  Einführung  neuer  Kulturen,  namentlich  solcher,  die 
mit  einer  Fabrikation  verbunden  sind ,  welche  die  Familie 
den  Winter  über  beschäftigt,  wie  der  Flachsbau,  hat  sich  für 
Bezirke,  wo  er  nicht  schon,  wie  in  Ulster,  bestand,  als  äusserst 
schwierig  herausgestellt.  Die  vielen  Geschicklichkeiten,  die 
in  den  einzelnen  Bereitungen  vom  Schlagen  des  Flachses  bis 
zum  Spinnen  und  Weben  erforderlich  sind,  und  die  in  Fami- 
lien sich  so  fortgeerbt  haben,  können  zwar  in  der  Nachbar- 
schaft nach  und  nach  gelehrt  werden;  das  ganze  Handwerk 
wird  sich  aber  nicht  so  leicht  über  Gebirge  oder  grosse 
fruchtbare  Ackerstriche  hinweg  mit  andei-en  Kulturen  aus- 
breiten lassen.  Auch  die  Kultur  von  Krapp  und  Zucker- 
rüben ist  für  ein  solches  Land  ein  Experiment,  dessen  Kosten 
und  Risiko  dort  nicht  leicht  Jemand  übernehmen  würde. 
Weit  leichter  wären  die  bisherigen  Produkte  des  Bodens  zu 
verdoppeln.  Dies  liegt  aber  gar  nicht  im  Willen  der  irischen 
Pächter;  sie  klagen  nicht,  dass  das  Land  unfruchtbar  sei, 
sondern,  dass  es  nicht  ihnen  gehöre.  Es  ist  ein  Streit  um 
Eigen thum,  und  jede  Steigerung  der  produktiven  Kräfte 
des  Bodens  würde  nur  den  Preis   und  damit  die  Erbitterung 

erhöhen. 
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Es  kann  nicht  fehlen,  dass  hier  der  theoretische  Streit 
über  das  Recht  des  Grundeigenthums  wieder  aufge- 
wühlt wird,  der  auch  in  Deutschland  so  viele  Köpfe  von  un- 
unterrichteten  Sozialdemokraten  bis  zu  dem  gelehrten,  aber 
nicht  denkkräftigen  Professor  und  zu  dem,  Weisheit  dekretiren- 
den  Junker  mit  staatsmännischen  Allüren  in  die  gräulichste  Ver- 
wirrung gebracht  hat.  Von  den  falschen  Gründen  des  Eigen- 
thumsrechtes  erwähnt  Longfield  das  der  ersten  Besetzung, 
„jus  primae  occupationis".  "Wir  wollen  seine  Deduktion  hier 
wiedergeben  wegen  eines  interessanten  Vergleiches  mit  dem 
Patentrecht : 

Ein  Mann  entdeckt,  sei  es  aus  höherer  Kenntniss,  oder 
durch  Glück,  eine  Quelle  mit  reichlichem  Trinkwasser.  Das 
giebt  ihm  kein  Recht,  alle  Anderen  davon  auszuschliessen. 
Sie  müssen  dasselbe  Recht  besitzen,  das  sie  vor  der  Ent- 
deckung hatten,  die  Quelle  zu  benützen,  wenn  sie  sie  finden. 
Das  Recht  des  Entdeckers  ist  nur  das,  sein  Geheimniss  zu 
bewahren  und  es  der  Gemeinde  für  den  besten  Preis  zu  ver- 
kaufen, den  er  erhalten  kann.  Der  Fall  hat  einige  Aehnlich- 
keit  mit  den  Patentgesetzen,  und  deshalb  will  ich  an  ein  Ar- 
gument erinnern,  das  zuweilen  zu  ihrer  Vertheidigung  vorge- 
bracht worden  ist.  Ein  Mann  erfindet  einen  bestimmten  Pro- 
zess,  und  man  sagt,  dass,  wenn  das  Publikum  Gebrauch  von 
diesem  Prozess  macht,  jener  der  Früchte  seines  Fleisses  und 
seines  Erfindungsgeistes  beraubt  wird.  Aber  dies  Argument 
nimmt  gerade  den  Punkt  als  wahr  an,  der  noch  streitig  ist; 
es  nimmt  an,  dass  eine  der  natürlichen  Früchte  einer  Ent- 
deckung das  Recht  sei,  jede  andere  Person  daran  zu  hindern, 
dieselbe  zu  machen.  Das  ist  eine  schlecht  begründete  Annahme, 
Das  natürliche  Recht  des  Entdeckers  ist  blos  das,  es  selbst  zu 
gebrauchen.  Der  erste  Mann,  welcher  eine  Kokussnuss  aufbrach 
und  das  Innere  essbar  fand,  hat  gewiss  das  Recht  gehabt,  sie 
selbst  zu  essen;  aber  er  würde  kein  Recht  haben,  darauf  zu 
bestehen,  dass  kein  anderer  Mensch  in  der  Welt  jemals  eine 
andere  Kokusnuss  ohne  seine  Erlaubniss  essen  dürfte." 

Die  ganze  Frage  des  Grundeigenthumsrechtes ,  wie  die 
des  Eigenthumsrechtes  überhaupt,  ist  eine  wesentlich  politische. 
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Eigenthum  überhaupt  giebt  es   erst  mit   dem  Entstehen  des 
Staates.   Vor  der  Bildung  eines  politischen  Gemeinwesens  hat 
jeder  nur  so  viel  Eigenthum  und  Eigenthumsrecht,  als  er  mit 
den  Waffen  vertheidigen  kann.     Die  weitere  Ausbildung  und 
Entwicklung  des  Eigenthumsrechtes  innerhalb  des  Staates  ist 
eine  wesentlich  kultur-  und  rechtsgeschichtliche  Materie,  die 
mit  den  Rechten   der  heutigen   Eigenthümer  nicht  das  Min- 
deste zu  thun  hat.     Diese  haben  ihr  Eigenthum  gekauft  oder 
gewbt  von  Vorfahren,  die  es  schon  gekauft  hatten,  alles  unter 
der  gesetzlichen  Sanktion  des  Staates,  in  welchem  sie  leben. 
Es  ist   also  jene  Fi-age  für  heutige   Interessenkontlikte   eine 
ganz   müssige.     Nur   der  Staat   hat  das   summum  jus,    das 
Eigenthumsrecht,    zu    beschränken    und    aufzuheben.     Wenn 
aber  der  moderne  Staat  nicht  die  eigenen  Grundpfeiler  seines 
Bestandes,   die  mit   dem  Eigenthumsrecht  stehen  und  fallen, 
erschüttern  will,  wenn  summum  jus  nicht  summa  injuria  wer- 
den soll,  dann  darf  eine  Einschränkung  des  Eigenthumsrechtes 
nur  in  Fällen  der  Nothwendigkeit  eintreten.     Diese  im  Inter- 
esse des  Gemeinwohls  eintretende  Nothwendigkeit  wird  aller- 
dings beim  Grundeigenthum ,  das  im   begränzten   Raum    des 
Landes  oder  eines  Gemeindeweichbildes  dem  öffentlichen  Ver- 
kehr eben  so  hinderlich  als  dienlich  sein  kann,  eine  grössere 
Breite  der  Auslegung  nach  der  Richtung  der  Nützlichkeit  hin 
erhalten   müssen,    als  beim  beweglichen  Eigenthum.     Immer 
aber  wird  eine  Enteignung  nur  mit  Entschädigung  des  vollen 
Werthes    eintreten    düifen.      Mit    voller    Gegenleistung    des 
Werthes    ist    aber    das   Eigenthumsrecht   im    Prinzipe   nicht 
durchbrochen ;   es  ist  nur  die  Beschränkung  desselben  einge- 
treten,   das  Aequivalent  eines  Dinges   annehmen  zu   müssen 
an  Stelle  des  Eigenthumsobjekts,  des  Dinges  selbst,  über  das 
im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles  der  Staat,  die  Quelle 
alles  Eigenthumsrechtes,  "verfügen  muss  oder  zu  ver- 
fügen   für    nützlich   hält.     Das  Letztere,    der    allgemeine 
Nutzen,  ist  in  letzter  Linie  die  Schranke  für    den  freien 
Gebrauch   des   Eigenthumsrechtes,     Es    wird    dabei    vor- 
ausgesetzt,    dass    die    politische    Gemeinde    das 
Eigenthumsrecht   nicht  ertheilt  hab  en    kann,   um 
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es  gegen  ihren  eigenen  Nutzen  in  Gebrauch  zu 
setzen.  Wir  stehen  keinen  Augenblick  an,  der  politischen 
Gemeinde  das  abstrakte  Recht  zuzugestehen,  die  Grund- 
eigenthümer  eines  ganzen  Landes  zu  enteignen  —  unter 
Voraussetzung  vollwerthiger  Entschädigung  — , 
wenn  es  der  gemeine  Nutzen  gebieterisch  fordert.  Jede  po- 
litische Gemeinde  thut  es  ja  heute  schon  zum  Zweck  von 
Strassen  und  Anstalten  öffentlichen  Nutzens.  Welchem  Zwecke 
des  gemeinen  Nutzens  könnte  es  aber  in  dem  Falle  dienen, 
das  Land  den  wirthschaftlich  noch  so  ungeschickten  Pächtern 
zum  Eigenthum  zu  übergeben ,  die  voraussichtlich  doch  nur 
ein  Spekulationsgeschäft  der  Wiederverpachtung  mit  wirklicher 
harter  Bedrückung  der  neuen  Pächter  daraus  machen  wür- 
den? Es  geht  hier  so,  wie  mit  allen  Vorschlägen  der  Sozial- 
politiker, Enteignungen  des  Grundeigenthums  im  Grossen 
vorzunehmen,  um  das  gefährliche  Experiment  irgendeines 
subjektiven  sozialistischen  Systems  zu  verwirklichen.  Die 
Landlords  in  Irland,  welche,  meistens  abwesend  von  ihrem 
Lande,  nur  eine  Rente  beziehen,  können  mit  ihrem  Herzen 
nicht  an  dem  Lande  selbst  hängen.  Ist  ihnen  erst  gesetzlich 
die  Bahn  freier  Verwerthung  des  Landes  geöffnet,  so  werden 
sie  in  ihrem  eigenen  Interesse  zur  Parzellirung,  zu  getheiltem 
Verkauf  und  getheilter  Verpachtung  ihres  Landes  kommen. 
Schlimmer  aber  noch,  als  die  Enteignung  ohne  gerechtfertig- 
ten Grund,  ist  die  kommunistische  Agitation  der  Landliga, 
die  Grundbesitzer  ohne  Entschädigung  zu  enteignen.  Das 
Recht  auf  Entschädigung  des  Werthes  des  Eigenthums,  das 
bei  der  Enteignung  in  Frage  kommt,  muss  in  jedem  Kultur- 
staate unverletzlich  bleiben.  Mit  seiner  Bestreitung  beginnt 
das  Reich  der  Anarchie,  der  Sozialdemokratie,  der  Auflösung 
der  politischen  Gemeinde  in  die  Elemente  der  Einzelwilden. 
Der  Begehrlichkeit  der  Pächter  in  Irland  erscheint  bereits, 
den  Landlords  gegenüber,  das  Brigantenthum  berechtigt.  Er- 
mordung der  Landlords  und  Raub  ihres  Eigenthums.  Es  ist 
ungeheuerlich  genug  für  die  Kultur  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts: aber  Irland  ist  nicht  allein  das  Land,  wo  hochge- 
stellte Männer,  Mitglieder  des  englischen  Parlaments,  sich  an 
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die  Spitze  einer  Räubei-bande  stellen;  auch  in  Rom  gehörten 
die  Briganten  zur  geheimen  Leibgarde  der  Päpste.  Aber  auch 
die  mildere  Forderung,  die  Landlords  zu  enteignen  in  der 
Form  eines  ewigen  Pachtvertrages  zu  einem  Pachtzins  von 
der  Hälfte  des  Bodenwerthes,  ist  im  Wesen  nicht  sittlicher 
und  gerechter.  Es  ist  doch  dasselbe  Unrecht,  ob  ich  Jemanden 
des  ganzen  oder  halben  Werthes  seines  Eigenthums  beraube. 
Und  geschieht  dies  durch  die  Sanktion  des  Gesetzes,  so  lega- 
lisirt  eben  das  Gesetz  oder  der  Staat  den  Raub.  Als  Raub 
wird  dieser  allerdings  nicht  durch  Gewaltthat  offenbar;  ja,  im 
Gegentheil  würde  der  Eigenthümer,  der  sein  Eigenthumsrecht 
vertheidigen  wollte,  als  Verbrecher  gegen  das  Gesetz  bestraft 
werden.  Man  sieht,  sowie  solche  sozialistische  Pläne  in  die 
Wirklichkeit  umgesetzt  werden  sollen,  sind  sie  die  Vernich- 
tung aller  Sittlichkeit  und  aller  Gerechtigkeit,  aller  Lebens- 
bedingungen eines  politischen  Gemeinwesens. 

Sehen  wir  hingegen  vom  rechtlichen  Standpunkt  ganz 
ab,  und  betrachten  wir  die  Wirkung  eines  solchen  Gesetzes 
rein  von  dem  des  Gemeinnutzens,  so  würden,  wie  wir  oben 
dargelegt  haben,  weit  schlimmere  Verhältnisse  an  die  Stelle 
der  jetzigen  gesetzt  werden.  Die  Pächter,  unwissende,  rohen 
Leidenschaften  ergebene  Leute,  würden  zu  Lords  erhoben 
werden,  wenn  auch  unter  dem  Namen  und  in  der  Form  von 
Pächtern.  Sie  würden  als  Prinzipalpächter  das  Land  wieder 
vermiethen.  Als  solche  würden  sie  den  wirklichen  Pächtern, 
das  heisst,  den  die  Farm  bebauenden  Unterpächtern,  gegen- 
über eine  um  so  grössere  Bedrückung  und  Ausbeutung  aus- 
üben, je  weiter  ihre  sittliche  und  intellektuelle  Bildung  von 
der  der  heutigen  Landlords  entfernt  ist.  Dass  dies,  dem 
vorhandenen  Volkscharakter  gemäss,  geschehen  würde,  davon 
liegt  das  Vorbild  in  dem  Verhalten  der  kleinen  irischen 
Bauerngutsbesitzer  gegen  ihre  Pächter  und  Häuslinge.  Weder 
die  sittliche  und  wirthschaftliche  Erhebung  der  ackerbau- 
treibenden Bevölkerung,  noch  die  Verbesserung  und  Vered- 
lung des  Ackerbaues  und  die  damit  zusammenhängende  er- 
höhte Produktion  würden  dadurch  gewinnen.  Im  Gegentheil, 
alle  diese  Verhältnisse  würden  schlechter  werden,  als  sie  je 
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waren,  da  mit  der  Entfernung  der  heutigen  Landlords  alle 
Berührung  der  Kultur  mit  dem  Lande  abgeschnitten  wäre. 

Das  neue  Landgesetz  sucht  diese  Frage  in  der  Weise  zu 
lösen,  dass  es  den  Eigenthumserwerb  des  Pachtgutes  zwar 
erleichtert  und  dies  sogar  mit  Hülfe  des  Staates,  denselben 
aber  an  Bedingungen  knüpft,  die  nur  ein  ordentlicher,  seinen 
Pachtzins  regelmässig  zahlender  Pächter,  der  sich  ein  Pächter- 
recht und  damit  ein  Eigen thum  bereits  erworben  hat,  erfüllen 
kann.  Diese  Bestimmungen  des  Gesetzes  sowohl,  wie  die 
Festsetzung  des  Pachtzinses  durch  das  Gericht,  werden  immer- 
hin als  Eingriff  in  das  Eigenthumsrecht  der  Landlords  be- 
trachtet werden  müssen.  Nun  hat  sich  zwar  auch  im  Kopfe 
denkender  Männer,  die  dem  Staatssozialismus  nicht  huldigen, 
der  Gedanke  eingebürgert,  als  ob  das  Eigenthumsrecht  an 
Grund  und  Boden  im  Wesen  verschieden  vom  Eigenthums- 
recht an  beweglichem  Gut  sei.  Wir  können  dem  nicht  zu- 
stimmen. Das  Wahre,  das  an  diesem  Gedanken  haftet,  ist 
nur,  dass  das  Recht  des  Staates,  das  persön- 
liche Eigenthumsrecht  zu  beschränken,  wo  es 
der  öffentliche  Nutzen  unbedingt  fordert,  beim  Eigen- 
thum  an  Grund  und  Boden  häufiger  zur  Anwendung  kommt, 
als  beim  beweglichen. 

Für  das  vorliegende  Gesetz  ist  aber  nach  unserer  Auf- 
fassung die  Frage  nicht  zu  umgehen:  War  diese  Abweichung 
von  den  Prinzipien  des  freien  Vertrages  und  des  Eigenthums- 
erwerbes  lediglich  mit  privaten  iMitteln  eine  unbedingte  Noth- 
wendigkeit  des  öffentlichen  Nutzens? 

Wir  haben  in  der  von  uns  herausgegebenen  Vierteljabrs- 
schrift,  vor  der  genauen  Kenntniss  des  Gesetzes  und  seiner 
Motive,  diese  Frage  verneint  und  selbst  das  Recht  des  Päch- 
ters an  das  Eigenthum  der  von  ihm  gemachten  Verbesserungen 
dem  Spiel  des  freien  Vertrages  überlassen  wollen.  Wir  ge- 
stehen aber,  dass  wir  nach  genauerem  Studium  des  Gesetzes 
und  der  in  den  Reden  Gladstone's  niedergelegten  Motive 
unsere  Meinung  geändert  haben.  Die  Gesetzgeber  sind  einer 
unvermeidlichen  politischen  Nothwendigkeit  gefolgt,  haben 
aber    die    gesetzlichen    Bestimmungen    so   ingeniös   angelegt. 
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dass  das  freie  Vertragsrecht  nirgends  ausgeschlossen  bleibt 
und  dass  die  Wirkungen  des  Gesetzes  in  den  meisten  Punk- 
ten denen  gleichkommen,  welche  im  Ülster-Pachtreeht,  einem 
blossen  Gewohnheitsrechte  ohne  gesetzliche  Basis,  bisher  in 
so  gedeihlicher  Weise  zu  Tage  getreten  sind.  Wenn  wir 
überhaupt  jederzeit  bereit  sind,  unsere  theoretischen  Schlüsse 
durch  die  Logik  der  Thatsachen  korrigiren  zu  lassen,  so  war 
dies  liier  um  so  mehr  am  Platze,  da  wir  Staatsmännern  wie 
Gladstone  und  Bright  eine  gründlichere  Kenntniss  ihres 
Landes  zugestehen  müssen,  als  wir  durch  blosse  Studien  ge- 
winnen können,  zumal  da  diese  Männer  auf  demselben  freien 
wirthschaftlichen  Standpunkte  stehen,  den  wir  vertreten,  und 
den  redlichsten  Willen  haben,  das  wirthschaftliche  Wohl  Ir- 
lands dauernd  zu  begründen. 

Das  ist  keine  Frage:  Was  lebensfähig  ist  an 
Pächter  schaftin  Irland,  wird  durch  das  Gesetz  gewinnen, 
wiedergeboren  werden  und  in  Zukunft  einen  tüchtigen,  ge- 
sicherten bäuerlichen  Besitzerstand  bilden.  Dies  ist  keine 
blosse  Konjektur,  keine  leere  Hoffnung,  sondern  ein  Schluss, 
bestätigt  durch  die  Erfahrungen,  welche  an  den  Wirkungen 
des  gleichgearteten  Ulster-Pachtrechtes  gemacht  worden  sind. 
Das  Ulster-Pachtrecht  wird  daher  überall  neben  diesem  Ge- 
setze aufrechterhalten  und  als  gleichberechtigt  behandelt. 
So  erscheint  das  neue  Gesetz  als  ein  reformirtes  und  damit 
gleich  als  verallgemeinertes  Ulster-Pachtrecht,  allerdings  mit 
dem  grossen  Unterschiede,  dass  letzteres  nur  auf  dem  Her- 
kommen, jenes  auf  dem  geschriebenen  Recht  beruht. 

Das  Landgesetz  für  Irland  schafft  wohl  neues  Recht; 
aber  wie  es  alle  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Zeitpacht 
(lease),  die  vor  dem  Erlass  des  Gesetzes  gemacht  worden 
sind,  aufrechterhält,  so  lässt  es  auch  alle  rechtlichen  Be- 
stimmungen des  Ulster-Pachtrechtes  ai^f  den  Pachtgütern,  die 
demselben  unterworfen  sind,  bestehen  (§§  12  und  13);  ja,  es 
setzt  das  Ulster- Pachtrecht  bedingungsweise  sogar  da  ein,  wo 
ein  Pachtgut  unter  Zeitpacht  steht,  das  nach  der  Oertlich- 
keit  —  wenn   keine  Zeitpacht  vorhanden  gewesen   wäre  — 
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dem  Ulster-Pachtrechte  würde  unterworfen  gewesen  sein 
(§§  21  und  22). 

Eigen thümlich  ist  es  auch,  wie  das  Gesetz  alte  feudale, 
noch  bestehende  Besitzarten  in  moderne  Wirthschaftsformen 
umwandelt.  In  den  Bestimmungen  über  den  Verkauf  eines 
Pachtgutes  an  den  Pächter,  das  noch  dem  Lehns recht 
unterworfen  ist,  wird  dieses  nicht  aufgehoben,  sondern  auf 
den  Pächter  übertragen  (§  24  b  und  §  26.2).  Der  Erblehns- 
zins  (fee-farm-rent)  wird  hier  offenbar  als  Grundrente,  als 
Pachtzins  betrachtet;  er  wird  nämlich  nach  dem  angemessenen 
Pachtzins  (reasonable  rent)  beurtheilt  und  darf  diesen  um  nicht 
mehr  als  74  Prozent  übersteigen. 

Der  Lehnsbetrag  (fine)  hingegen,  der  als  Anzahlung  beim 
Kauf  bezahlt  werden  muss,  repräsentirt  den  Werth,  den  das 
Gut  über  den  Grundrenten-,  d.  i.  den  Pachtzinswerth  hinaus 
besitzt,  den  eben  der  Pächter  durch  seine  Wirthschaft  ge- 
winnen und  vermehren  kann.  Es  wird  also  hier  aus  alten 
Ruinen  feudaler  Formen ,  die  scheinbar  hindernd  jeglicher 
Reform  entgegenstehen,  eine  feste,  ewige  Erbpacht,  wie 
sie  in  einigen  Theilen  Hollands  besteht,  geschaffen. 

Diese  Erbpacht  ist  eine  weit  höhere  Form  des  Besitzes 
als  die  Zeitpacht.  Denn  bei  der  Zeitpacht  tritt  der  Guts- 
besitzer nach  Ablauf  derselben  wieder  in  Eigenthum  und 
Besitz  des  Gutes.  Wenn  nun  auch  durch  das  neue  Land- 
gesetz der  Pächter  nach  Ablauf  einer  Zeitpacht  eine  fort- 
während zu  erneuernde  „gesetzliche  Pacht"  von  15  Jahren 
erlangen  kann,  so  hat  er  diese  doch  nicht  mit  demselben 
festen  Pachtzins  inne;  auch  kann  unter  gewissen  Bedingungen 
der  Grundbesitzer  die  Pacht  zurückkaufen.  Bei  dem  Ueber- 
gang  eines  Lehnsgutes  in  die  Erbpacht,  wie  sie  das  Gesetz, 
der  holländischen  Besitzform  ähnlich,  gebildet  hat,  bleibt  der 
Grundbesitzer  nur  dem  Namen  nach  Eigenthümer;  der  Erb- 
pächter dagegen  ist  es  der  That  nach,  aber  als  Besitzer  für 
sich  und  seine  Nachfolger  einem  Erbpachtzins,  der  dem  alten 
Lehnszins  entspricht,  unterworfen,  der  mit  dem  Werthe  des 
Besitzes  nicht  steigt,  sondern  immer  derselbe  bleibt.  Es  sind 
dies  offenbai-  Formen  des  Landbesitzes,    die   dem  des  Eigen- 
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thums  in  der  Wirkung  für  die  Besitzer  gleichkommen  und 
aus  der  wirthschaftlichen  Tendenz  der  Zeit  hervorgehen,  dem 
Bebauer  des  Bodens  und  seinen  B,echtsnachfolgern  die 
Früchte  ihrer  Arbeit,  ihrer  Intelligenz  und  ihi-es  Betriebs- 
kapitals durch  dauernde  Rechte  an  den  Boden  zu 
sichern;  und  diese  Tendenz  ist  auch  der  rothe  Faden,  der 
sich  durch  das  ganze  irische  Landgesetz  hindurchzieht. 

Es  liegt  nahe,  dieses  Gesetz  mit  der  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  in  Preussen  durch  das  Edikt  von  1807  und 
die  bäuerlichen  Ablösungsgesetze  von  1825  und  1850  zu  ver- 
gleichen. Es  hat  dies  in  interessanter  Weise  Meitzen  in  den 
Jahrbüchern  Schmoller's  gethan.  Meitzen  hatte  aber  das  Ge- 
setz in  seiner  endgültigen  Fassung  noch  nicht  vor  sich.  Dar- 
aus erklären  wir  uns  den  Irrthum,  dass  er  meint,  das  Gesetz 
reiche  nicht  weiter,  als  zwei  Termine  von  15  Jahren,  und 
schliesse  „die  zukünftige  Kompetenz  der  Gerichte"  aus,  ebenso, 
dass  er  glaubt,  „der  Gutsherr  könne  gezwungen  werden, 
jedem  Beliebigen  eine  freigewordene  Pachtung  zu  verpachten". 
Die  Gesichtspunkte  der  Gesetzgeber  gingen  vielmehr  von  den 
Fragen  aus :  welche  Pächter  sind  durch  ihre  Person ,  ihre 
Mittel  und  ihre  Tüchtigkeit  fähig,  erhalten  zu  werden?  und: 
die  Erhaltung  welcher  Pächterschaften  dient  dem  allgemeinen 
Nutzen?  Deshalb  haben  sie  die  Vortheile  des  Gesetzes  nur 
auf  die  „zeitlichen  Pächter"  beschränkt.  Will  man  auf  diese 
die  Erfahrungen  des  gleichwirkenden  Ulster-Pachtrechtes  an- 
wenden, so  haben  dieselben  gezeigt,  dass  dort  nur  Pächter  mit 
einigem  Kapital  und  gute  und  fleissige  Landwirthe  zur  An- 
nahme gelangen  konnten.  Für  vollkommen  Besitzlose,  für 
solche,  welche  Güter  nur  pachteten,  um  mit  Kartoffeln  ihren 
Hunger  zu  stillen,  schafft  dasselbe  keine  Hilfe.  Diesen  nützt  auch 
die  Kaufgelegenheit  nichts,  welche  die  Landkommission  bietet. 
Meitzen  bemerkt  ganz  richtig:  „Die  Pächter  sind  meist  un- 
bemittelt. Kaufen  sie  ihr  Landgut,  so  werden  sie  lange  Zeit 
nicht  besser  Zinsen  zahlen  können  als  bisher.  Wer  soll  sie 
ihnen  leihen?  Sollen  sie  solidarisch  haften?  Will  man  die 
Pächter,  die  keinen  Kredit  erlangen,  vertreiben?  Wird  die 
Kommission  nicht  bald  aufhören,  zu  kaufen?"   Auf  alle  diese 
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Fragen  giebt  das  Landgesetz  die  bestimmteste  Antwort. 
Weder  die  Erlangung  einer  Pacht,  noch  die  Erwerbung  der 
Pacht  als  Eigenthum  ist  durch  die  Kommission  und  ihre  Geld- 
hilfe allein  ermöglicht.  Die  Bedingungen  setzen  im  ersten 
Falle  immer  die  Fähigkeit,  einen  Theil  des  Kaufgeldes  für 
die  Pacht  und  den  Pachtzins  zu  zahlen  oder  ein  verkaufbares 
Pächterrecht  als  Eigenthum  zu  besitzen,  im  zweiten  minde- 
stens ein  Drittel  des  Ankaufsgeldes  voraus  oder  mindestens 
einen  Besitz  von  Gehöft  und  Wirthschaftsinventar ,  der  dem 
Gutsherrn  dafür  Sicherheit  bietet,  wenn  er  dieses  Drittel  vor- 
strecken will.  Es  wäre  vom  staatsmännischen  wie  vom 
volkswirthschaftlichen  Gesichtspunkte  aus  ein  verkehrtes  und 
unausführbares  Unternehmen  gewesen,  die  verkommenen,  in 
elenden  Lehmhütten  wohnenden  kleinen  Pächter,  welche 
stets  im  Kampfe  zwischen  der  Abzahlung  kleiner  Zinsraten 
durch  den  Verkauf  von  Kartoffeln  und  dem  Hunger  lebten, 
durch  Staatshilfe  in  ihren  Pachtungen  erhalten  zu  wollen. 
Ihnen  bleibt  nur  die  Wahl  zwischen  Landarbeit  auf  Lohn, 
dem  Armenhause  oder  der  Auswanderung.  Das  aber,  was 
Meitzen  als  zweifelhaft  ventilirt,  scheint  uns  unzweifelhaft, 
dass  dieses  Gesetz  nur  als  Stufe  zu  späterer  Entwickelung 
dienen  soll,  dass  die  Grundbesitzer  in  eigenem  Interesse,  mehr 
durch  den  Druck  des  Gesetzes  als  durch  die  Ptichtersprüche 
bewogen,  alle  Pachtungen  nach  und  nach  in  Zeitpachten  und 
Erbpachten  oder  Eigenthum  der  Pächter  umwandeln  werden. 

Hier  tritt  aber  die  Frage  auf,  die  vom  deutschen  und 
namentlich  vom  preussischen  Standpunkte  aus  ganz  natürlich 
ist:  Weshalb  sind  die  englischen  Gesetzgeber  nicht  dem  Vor- 
bilde Friedrich  Wilhelm' s  III.  gefolgt  und  gleich  zur  Eigen- 
thumsregulirung  des  bäuerlichen  Besitzes  geschritten? 

In  erster  Linie  —  und  wir  wundern  uns,  dass  Meitzen 
dieser  Unterschied  nicht  sofort  zum  Bewusstsein  gelangt  ist  — 
war  die  Eigenthumsregulirung  in  Preussen  —  obwohl  ge- 
schichtlich und  sittlich  berechtigt  —  juristisch  ein  Gewaltakt 
gegen  das  Eigenthumsrecht  der  Gutsherren,  wie  ihn  nur  ein 
absoluter  Herrscher  ausführen  kann,  aber  nicht  eine  parla- 
mentarische Pvegierung. 
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Das  irische  Landgesetz  hat  wohl  das  freie  Verfügungs- 
recht über  das  Eigenthum  den  Landlords  vielfach  beschränkt, 
weil  es  die  Gefahr  des  Augenblicks  und  der  allgemeine 
Nutzen  für  die  Zukunft  gefordert  hat;  aber  das  Eigen- 
thumsrecht  an  dem  Grund  und  Boden  und  an  Melio- 
rationen, die  der  Grundbesitzer  selbst  gemacht  hat,  ist  über- 
all ebenso  streng  gewahrt,  wie  das  Interesse,  das  Pachtrecht 
und  das  Eigenthumsrecht  des  Pächters.  Ohne  diese  gewissen- 
hafte Sorgfalt  nach  beiden  Seiten  hin  wäre  der  Erlass  dieses 
Gesetzes  in  England  eine  Unmöglichkeit  gewesen. 

Und  dann :  hat  die  flottirende  Pächterbevölkerung  Irlands 
irgendetwas  gemein  mit  dem  sesshaften,  an  die  Scholle  ge- 
bundenen Bauernstande,  wie  er  bei  uns  sich  seit  den  ältesten 
Zeiten  erhalten  hat? 

Werfen  wir  nun  einen  kurzen  Blick  auf  die  Lage  unserer 
Bauern  in  der  Vergangenheit.  Die  alten  Deutschen  zur  Zeit 
des  Tacitus  waren  ein  Hirtenvolk.  Ackerbau  lernten  sie  erst 
von  den  Römern;  sie  hatten  Sklaven,  Kriegsgefangene  und 
solche  Freie,  die  ihre  Freiheit  verspielt  hatten,  aber  nur 
wenige,  und  diese  wurden  gut  behandelt,  waren  aber  sonst 
ihrem  Herrn  gegenüber  rechtlos  und  selbst  nicht  gegen  Todt- 
schlag  geschützt.  Aber  selbst  diese  hatten  schon  ihr  Haus 
und  ihre  Hufen  und  zahlten  Schätzung  an  Korn,  Vieh,  Lein- 
wand u.  s.  w.  (Tacitus,  German.,  Op.  24).  Mit  dem  Acker- 
bau nahm  die  Zahl  der  Sklaven  zu;  dieselben  waren  aber 
keine  Haussklaven  wie  bei  den  Ptömern,  sondern  dienst-  und 
abgabenpflichtige  Kolonen  und  hatten  öffentliche  Rechtsfähig- 
keit, die  sie  aber  nur  durch  ihren  Herrn,  den  „Wehrmann", 
geltend  machen  konnten.  Unter  Karl  dem  Grossen  bestand 
der  Heerbann  noch  aus  der  „Landuwehr",  den  fielen  Bauern, 
die  sieh  für  adeliger  hielten,  als  die  Verwaltungsbeamten, 
nämlich  die  Herzöge  und  Gaugrafen,  weil  diese  keine  freien 
Männer  mehr,  sondern  Diener  des  Königs  waren.  Der  ein- 
zige Adelige  war  der  König.  Karl  der  Grosse  hat  noch  mit 
freien  Bauernheeren  seine  Kriege  geführt.  Später  wurde  durch 
die  Kriegsdotationen  an  die  Heerführer  das  Lehnswesen  ein- 
geführt.    Die   Herzöge,    die  grossen  Besitzer,    gaben   wieder 
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Lehen  an  Ritter,    und   diese    drückten   die  Bauern  zu   einer 
dienenden  Klasse  nieder. 

Zur  Blüthezeit  des  Lehnsweseus  gab  es  nur  wenig  freie 
Bauern  mehr.  Das  Wehrrecht,  das  Recht,  Waffen  zu  tragen, 
war  ihnen  genommen  worden.  Bis  ins  sechzehnte  Jahrhundert 
existirteu  die  verschiedensten  bäuerlichen  Besitzarten:  freies 
Eigenthum  unter  gutsherrlicher  Beschränkung,  Bauernlehn 
mit  bestimmten  Dienstpflichten,  Erbpachten  (Emphyteuse) 
namentlich  auf  Kirchengütern,  Erbkolonat  u.  s.  w.,  alles  ohne 
geschichtliche  Rechtsentwickelung,  theils  nach  Willkür,  theils 
nach  örtlichem  Herkommen  mit  den  verschiedensten  Pacht- 
und  Dienstbedingungen ,  Veräusserungsrechten  u.  s.  w.  In 
streitigen  Fällen  entschied  kein  Rechtstitel,  sondern  die  that- 
sächliche  dauernde  Besetzung  und  Benützung  der  Hufen, 
wenn  sie  ohne  Widerspruch  des  Grundherrn  geschehen  war. 
So  schreibt  Kanzow,  ein  Schriftsteller  aus  der  Mitte  des 
sechzehnten  Jahrhunderts,  über  die  Verhältnisse  der  Bauern 
in  Pommern  und  Rügen:  „Der  Bauern  Wiesen  ist  nicht  durch- 
aus gleich.  Etzliche  haben  ihr  Erbe  an  den  Hufen,  darauf 
sie  wohnen.  Dieselben  geben  ihre  bescheidenen  Zinse  und 
haben  auch  bestimmten  Dienst;  dieselben  stehen  wohl  und 
sind  reich.  Und  wann  einem  nicht  geliebet,  auf  dem  Hofe 
länger  zu  wohnen,  oder  seine  Kinder  darauf  wohnen  zu  lassen, 
so  verkauft  er's  mit  seiner  Herrschaft  Willen  und  giebt  der 
Herrschaft  den  Zehenden  und  Kaufgeld  (Lehnsgeld),  und  der 
wieder  auf  den  Hof  zieht,  giebt  der  Herrschaft  auch  Geld, 
und  also  zeucht  der  andere  mit  seinen  Kindern  und  Gütern 
frei  weg,  dahin  er  will.  Aber  mit  den  andern  ist's  nicht  so; 
denn  sie  haben  an  den  Höfen  kein  Erbe  und  müssen  der 
Herrschaft  so  viele  Tage  dienen,  als  sie  immer  von  ihnen 
haben  können,  und  können  oft  über  solchen  Dienst  ihr  eigen 
Werk  nicht  thun  und  müssen  derohalben  verarmen,  und  ist 
von  denselben  Bauern  ein  Sprichwort,  dass  sie  nur  sechs 
Tage  in  der  Woche  dienen,  den  siebenten  müssen  sie  Briefe 
tragen." 

Dennoch  hatten  sie  aber  ihre  bestimmte  väterliche  Hufe, 
die  ihnen   nur  genommen  wurde,   wenn  sie  entlaufen  waren. 
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Die  meisten  Bauern,  namentlich  die  Kolonen,  mussten  alle 
öÖentlichen  Abgaben  und  Lasten  des  Grundstücks  allein  tra- 
gen. Der  erbangesessene  Bauer  konnte  sein  Grundstück  mit 
dem  Willen  der  Herrschaft  verkaufen.  Mit  dem  16.  Jahr- 
hundert bestimmten  aber  die  Landvögte,  dass  das  Mehr,  wel- 
ches der  Bauer  über  den  Preis  erhielt,  den  er  ursprünglich 
für  die  Hufe  gegeben,  dem  Gutsherrn  zufallen  solle. 

Die  meisten  bäuerlichen  Besitzungen  und  die  alten  Mark- 
genossenschaften sind  nach  dem  Bauernkriege  gewaltsam  mit 
dem  Eigenthum  der  Gutsherren  vereinigt  worden.  Trotzdem 
blieben  die  Bauern  aber  in  ihrem  bäuerlichen  Besitz,  als 
Flurgemeinschaft,  die  an  das  gutsherrliche  Vorwerk  sich  an- 
schloss,  mit  den  verschiedensten  Rechten  und  Pflichten,  von 
denen  die  letzteren,  die  Hörigkeitsdienste,  die  ersteren  weit 
überwogen.  Sie  hatten  ihre  Flur-  und  ihre  Gemeindever- 
fassung, und  diese  blieb  auch  nach  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft, als  auf  Herkommen  begründet,  bestehen. 

Mit  dem  17.  Jahrhundert  waren  die  Bauern  fast  allge- 
mein der  Leibeigenschaft  verfallen.  Eine  Gesindeordnung 
der  kurbrandenburgischen  Regierung  von  1646  bestimmt  für 
entlaufene  Leibeigene:  „dass  jedes  Gericht  sie  ausliefern 
müsse,  dass  kein  Schiffer  ihnen  aus  dem  Lande  helfen  dürfe, 
dass  ihr  Name  als  unehrlich  an  den  Pranger  geschlagen 
würde,  dass  der  Scharfrichter  ihnen  ein  Brandmal  auf  die 
Backen  brennen  lassen  solle."  Für  die  Einfangung  wurden 
Prämien  ertheilt.  Nach  dem  siebenjährigen  Kriege  wurde 
das  Bauernlegen  selbst  von  der  königlichen  Kammer  und  von 
städtischen  Kommunen  ausgeübt. 

Durch  die  französische  Revolution  hatten  der  Seehandel 
und  der  Ackerbau  gewonnen;  aber  „je  höher  der  Ertrag  der 
Aecker  geworden  ist,  desto  mehr  hat  man  geeilt,  die  Bauern- 
dörfer zu  zerstören  und  Höfe  und  Vorwerke  daraus  zu  machen. 
Ja,  Manche,  wenn  sie  ihre  eigenen  Bauern  gelegt  haben, 
kaufen  sich  fremde  Dörfer  und  suchen  den  hohen  Preis,  wel- 
chen sie  dem  Scheine  nach  dafür  gegeben  haben,  durch  das 
Zusammenwerfen  der  Felder  zu  einem  grossen  Gute  zu  ver- 
ringern."    (M.  Arndt.) 
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Obwohl  nun  aber  der  Gutshei-r,  vom  Staate  und  selbst 
von  so  aufgeklärten  Herrschern,  wie  Friedrieh  dem  Grossen, 
darin  unterstützt ,  das  bäuerliche  Eigenthumsrecht  gewaltsam 
vernichtete,  hat  er  doch  den  bäuerlichen  Hufenbesitz  bestehen 
lassen  und  ihn  an  die  Familie  gebunden.  Der  Staat,  der 
immer  Geld  brauchte,  behandelte  den  Bauer  aber  als  Eigen- 
thümer,  indem  er  alle  ländlichen  Steuern  von  seinem  Besitz 
erhob  und  den  Grundheirn  fast  ganz  steueifrei  Hess.  Dieser 
Druck  auf  die  Bauern,  welche  den  grössten  Theil  ihrer  Ar- 
beitszeit, drei,  auch  fünf  Tage  in  der  Woche,  Frohndienste 
für  den  Gutsherrn  leisten  mussten,  andererseits  aber  für  ihren 
Besitz,  dessen  Eigenthumsrecht  ihnen  geraubt  war,  für  dessen 
Nutzung  sie  nur  wenig  Zeit  übrig  behielten,  alle  Staatslasten 
des  platten  Landes  aufbringen  mussten ,  dauerte  bis  zur  Re- 
gierung Friedrich  Wilhelm's  HI. 

Es  genügt,  dafür  ein  Beispiel  anzuführen:  die  Steuer- 
übersicht der  Kurmark  Brandenburg  im  Etatsjahre  1804/5 
(Gneist:  „Die  preussische  Finanzreform",  S.  11). 

Danach  hatte  das  platte  Land  für  die  Staatskasse 
aufzubringen : 

a)  An  Kontribution 343  311  TMr. 

b)  An  Kosten  der  Fourrage-Lieferung    .     .     287 146       ,, 

c)  An  kleineren  Posten      ....     .     .    .      24806       „ 

In  Summa    655263  Thlr. 

Die  Rittergüter  als  einzige  Staatsabgabe:   21494  Thlr. 

Die  „kontribuablen  Hufen"  waren  einzig  und  allein  die 
der  hörigen  Bauern;  sie  waren  der  einzige  Gegenstand  des 
landesherrlichen  Steuerrechts.  Alle  Lehnsdienste  der  Ritter- 
gutsbesitzer waren  mit  40  Thlrn.  jährlich  an  „ Ritter pferds- 
geldern"  abgelöst  worden.  „Ein  kurmärkischer  Bauer  musste 
von  jeder  Hufe  Ackers,  die  an  Getreide  einen  Ueberschuss 
von  9=^4  Thlrn.  brachte,  an  den  Staat  allein  8  Thlr,  3  g.  Gr. 
bezahlen,  ohne  die  Dienste  und  Abgaben,  die  er  dem  Guts- 
herrn, dem  Pfarrer,  dem  Küster  schuldete.  In  Vor-  und 
Hinterpommern  musste  der  Bauer  17,  bezw.  14^2  '^h^i"-  Kon- 
tribution von  der  Hufe  entrichten,  im  Magdeburgischen  16  Thlr. 
21  V2  g-  Gr.  u.  s.  w."  (Gneist  ebendas). 


Einleitung.  65 

Wollte  Friedrich  Wilhelm  III.,  den  Rathschlägen  seiner 
grossen  Staatsmänner  folgend,  um  die  fast  unerträgliche  Be- 
drückung des  Bauernstandes  aufzuheben,  einen  „Machtspruch" 
thun,  so  konnte  er  dem,  früher  mit  Gewalt  des  Eigenthums- 
rechtes  beraubten,  vom  Staate  aber  wie  ein  Eigenthümer  mit 
Steuern  belasteten,  durch  das  Edikt  von  1807  freierklärten 
Bauer  nur  so  aufhelfen,  dass  er  ihn  wieder  zum  Eigenthümer 
machte.  Das  geboten  die  geschichtliche  Gerechtigkeit  und 
das  volkswirthschaftliche  Gemeinwohl  in  gleicher  Weise.  Die 
Erbpacht  stand  damit  in  gleichem  Hange;  sie  kam  häufig 
in  Rügen  und  dem  Gebiete  von  Stralsund  und  regelmässig 
auf  Kirchengütern  vor  und  besteht  in  jenen  Gegenden  wohl 
noch  heute.  Schon  durch  das  Edikt  von  1807  war  für  die- 
selbe ein  unveränderlicher,  aber  in  Nothjahren 
ganz  oder  theilweise  nachzulassender  Zins  fest- 
gesetzt, der  durch  keinen  Rechtsnachfolger  und  durch  keine 
Majoratsrechte  verändert  oder  null  und  nichtig  gemacht  wer- 
den konnte. 

Wie  ganz  anders  waren  die  geschichtlichen  Voraus- 
setzungen für  die  Zustände  der  irischen  Landbevölkerung! 
Der  irische  Bauer  war  an  keine  Hufe  gebunden;  er  gehörte 
zum  Kreise,  zum  Clan,  hatte  einen  wechselnden  Aufenthalt  in 
elenden  Hütten  und  genoss  gewisse  Weide-  und  Fischberech- 
tigungen, von  denen  er  Naturalabgaben  leisten  musste.  Durch 
die  Kriege  und  fortwährenden  blutigen  Kämpfe  innerhalb  des 
Landes  wurden  ihm  in  stetem  Wechsel  neue  Herren  aufge- 
drungen, aber  niemals  ein  fester  Landbesitz  gewährt,  wie 
den  deutschen  Bauern.  M  e  i  t  z  e  n  versucht  es  auch  hier,  eine 
Art  historischen  Bewusstseins  zu  konstruiren,  eine  Erinnerung 
an  die  alte  Clanwirthschaft  mit  den  aneinander  gefesselten 
Land  und  Leuten.  Wir  haben  aber  in  keiner  Schrift,  in 
keiner  Schilderung  der  dortigen  Zustände  eine  Spur  jenes 
Bewusstseins  finden  können.  Der  grimme  Kampf  mit  dem 
Hunger  bei  wirthschaftlicher  Unfähigkeit  und  niedriger,  der 
der  Wilden  sich  nähernder  Lebenshaltung  liess  ein  solches 
nicht  aufkommen.  Dann  bedenke  man,  dass  im  Laufe  der 
Zeit  die  Bevölkerung  jener  Clangemeinschaften  längst  in  alle 
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Winde  zerstreut  ist,  dass  von  den  fünf  Millionen  eingeborener 
Bewohner  der  grünen  Insel  drei  Millionen,  und  gewiss  nicht 
die  unkräftigsten,  ausgewandert  sind,  dass  der  Rest  die  in- 
dustriell und  in  Hausdiensten  Beschäftigten  der  Städte  und 
auf  dem  Lande  den  Bodensatz  der  früheren  Landbevölkerung, 
ein  ländliches  Proletariat  der  schlimmsten  Sorte,  in  sich  be- 
greift. Ein  Obdach  primitivster  Art,  Kartoffeln  und  Whiskey 
sind  für  dieses  das  höchste  Ziel  der  Wünsche.  Das  historische 
Bewusstseiu  einer  Sesshaftigkeit,  eines  heimathlichen  Eigen- 
thums  konnte  da  nicht  entstehen,  wo  die  letzteren  in  der 
Vergangenheit  gar  nicht  vorhanden  waren.  Die  Heimath  des 
Clanunterthanen  war  der  ganze  Clan,  er  selbst  war  in  diesem 
Nomade,  der  überall  seine  Steinhütte  aufschlagen,  Vieh  trei- 
ben und  fischen  konnte.  Ein  traumhaftes  Erinnerungsbild 
an  eine  heimathliche  Clangemeinschaft  aber  konnte  in  keinem 
Falle  an  einen  Besitz  von  Landhufen  anschliessen. 

Die  praktische  Unanwendbarkeit  der  preussischen  Regu- 
lirungsgesetze  für  bäuerliches  Eigenthum  auf  die  irischen 
Verhältnisse,  welche  Meitzeu  in  vielen  Beziehungen  wohl  an- 
erkennt, in  anderen  aber  nicht  ganz  zuzugeben  scheint,  liegt 
unserer  Ansicht  nach  in  zwei  Hauptpunkten: 

1.  Die  irische  Landbevölkerung  ist  von  jeher  eine 
flottirende,  in  kurzen  Zeiträumen  wechselnde,  ohne  Anrecht 
oder  Sesshaftigkeit  auf  bestimmten  Hufen  wohnende  gewesen, 
während  in  Deutschland  im  ganzen  Mittelalter  und  bis  zur 
Zeit  des  preussischen  Edikts  von  1807  neben  den  wenigen 
Bauern,  die  sich  in  Ostfriesland,  in  Kursachsen,  in  Franken  und 
auf  einzelnen  Höfen  in  allen  deutschen  Ländern  ihr  freies 
Eigenthumsrecht  erhalten  hatten ,  die  zu  Leibeigenen  herab- 
gedrückten Bauern  doch  meist  den  Besitz  ihrer  Hufen  be- 
hielten und  in  fortlaufender  Geschlechtsfolge,  trotz  hartei-, 
drückender  Lasten,  auf  ihnen  wohnten,  ja  in  der  Regel  zugleich 
mit  erblichen  Ansprüchen  auf  ihren  Hof  und  Acker  ihre  ge- 
meinsame Flur-  und  Gemeinde  Verfassung,  ihre  eigene  Recht- 
sprechung unter  sich,  neben  der  gutsherrlichen,  aufrechter- 
hielten und  für  die  Dienst-  und  Naturalleistungen  an  den 
Gutsherrn    rechtlich     von    diesem    Schutz    der   Person    und 
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materielle  Hülfe  in  Zeiten  der  Noth  zu  beanspruchen  hatten. 
Die  irischen  Pächter  dagegen  standen  ihren  Landlords  voll- 
kommen rechtlos  gegenüber;  es  bestand  nicht  etwa  nur  ein 
ihnen  ungünstiges,  es  bestand  gar  kein  Pachtrecht,  und  die 
Landlords  verfügten  Beschlagnahmen  ihrer  Ernte,  wie  ihrer 
Habe,  und  Exmissionen  sogar  ohne  jede  rechtliche  For- 
malität. 

2.  Die  bäuerliche  Eigenthumsregulirung  in  Preussen 
war  der  Machtspruch  eines  absoluten  Königs,  der  frei  über 
streitiges  Eigenthum  Verfügung  traf.  Gladstone  hatte 
nicht  die  mindeste  Aussicht,  in  einem  streng  parlamentarisch 
regierten  Staate  ein  Gesetz  durehzubringen ,  welches  das 
Eigenthum  der  Landlords  angetastet  hätte,  obwohl  dies  ge- 
schichtlich ebensowenig  rechtlich  begründet  ist,  wie  es  das 
der  deutschen  ritterlichen  Gutsbesitzer  war.  In  Rücksicht 
darauf  war  es  ein  kühnes  und  ist  es  ein  gelungene's  Unter- 
nehmen staatsmännischer  Weisheit,  dass  das  irische  Land- 
gesetz das  Eigenthumsrecht  der  Landlords  im  Sinne  und  in 
der  Richtung  des  allgemeinen  Nutzens  soweit  beschränkt  hat, 
um  im  Wesen  und  in  den  Folgen  den  lebensfähigen  irischen 
Pächterschaften  dieselben  Vortheile  zu  sichern,  die  ihnen  eine 
Eigenthumsregulirung  gebracht  hätte,  und  dass  es  der  Eigen- 
thumserwerbung  durch  die  Pächter  nicht  nur  die  Thore  ge- 
öffnet, sondern  auch  die  Gelder  des  Staates  als  Darlehen  zur 
Verfügung  gestellt  hat. 

Es  scheint  uns  unzweifelhaft,  dass  das  irische  Landgesetz 
in  nächster  Folge  zur  Zeitpacht  und  zur  Erbpacht  führen 
wird.  Ist  aber  die  letztere  an  Vortheil  für  den  Bebauer  dem 
Eigenthumsrecht  nicht  gleich,  ist  sie  nicht  vielleicht  vortheil- 
hafter  für  ihn?  Zu  sagen:  „immer  wird  von  der  wesentlich 
ackerbauenden  Bevölkerung  Herstellung  fester  Eigenthums- 
reehte  an  Grund  und  Boden  gefordert  werden",  ist  ein  Schluss, 
der  aus  den  besonderen  Vorstellungen  und  Vorurtheilen 
deutscher  Bauern  entnommen  ist,  die  sich  selbst  mit  ihrem 
Landhunger  schon  viel  wirthschaftlichen  Schaden  und  Ruin 
zugezogen  haben.  In  England  ist  in  der  Regel  nicht  einmal 
der  Hauseigenthümer  Grundeigenthümer.   Die  Pächter,  welche 
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in  Irland  unter  dem  Ulsterrechte  stehen,  worunter  viele  wohl- 
habende und  selbst  reiche  Leute  sind,  haben  selten  danach 
gestrebt,  Grundeigenthum  zu  erwerben,  obwohl  in  Irland  der 
Eneumbered-Estates-Court  häufig  Gelegenheit  dazu  gegeben 
hat.  Der  Brite  ist  ein  zu  guter  Kechner,  um  nicht  zu  wissen, 
dass  das  Ankaufskapital  für  Grundeigenthum  ihm  als  Betriebs- 
kapital auf  einem  Pachtgute,  wenn  ihm  nur  dessen  dauernder 
Besitz  gesichert  ist,  weit  reicheren  Gewinn  bringt  als  gerin- 
geres Betriebskapital  auf  eigenem  Grund,  In  Deutschland 
hat  die  Neigung,  eigenen  Grund  und  Boden  zu  besitzen  und 
festzuhalten,  die  Bauern  häufig  zu  Grunde  gerichtet,  weil  sie, 
um  Betriebskapital  zu  erlangen,  Hypotheken  aufnehmen 
mussten  und  in  schlechten  Erntejahren  die  Zinsen  nicht  be- 
zahlen konnten.  Es  mag  dies  wohl,  wie  es  Meitzen  darstellt, 
seinen  Grund  darin  haben,  dass  man  dort  seit  Jahrhunderten 
an  den  Gedanken  gewöhnt  ist,  „dass  der  Grundherr  und  die 
sein  Land  bebauenden  Bauern  in  einer  Art  historisch  recht- 
licher Gemeinschaft  von  Ober-  und  Untereigenthum  stehen", 
und  es  hat  dies  eben  auch  eine  Theilung  zugelassen  und  als 
Basis  der  Grundentlastungs-  und  Eigenthumsregulirungs- 
gesetze  dienen  können. 

Wir  wollen  es  auch  als  Thatsache  der  Erfahrung  gewiss 
nicht  leugnen:  es  ist  ein  feststehender  Zug  im  Gemüthe  des 
deutschen  Bauern,  namentlich  des  kleinen  Besitzers,  jenes 
Bewusstsein  des  Eigenthums.  „Kein  Husum  mehr"  haben^ 
ist  für  ihn  so  gut  als  heimathlos  werden.  Wenn  aber  Meitzen 
meint,  er  könne  der  Grundlage  des  Eigenthums  nicht 
entbehren,  „wenn  er  die  volle  freudige  Thatkraft  entwickeln 
soll,  die  ihre  Quelle  in  der  Hoffnung  des  Erfolges  hat",  so 
idealisirt  er  ein  bäuerliches  Vorurtheil,  welches  wirtbschaft- 
lich  vollkommen  unberechtigt  ist.  Dies  hat  schon  Friedrich 
Wilhelm  I.,  der  bauernfreundliche  ., Soldatenkönig",  erkannt, 
der  ausser  seinen  soldatischen  Neigungen  überhaupt  viel  ge- 
sunden volkswirthschaftlichen  Sinn  gezeigt  hat.  Derselbe 
hat  auf  den  anderthalb  Millionen  Morgen  grossen  Staats- 
domänen die  Erbpacht  eingeführt  und  diese  otfenbar  dem 
Eigenthumsrecht    in    ihren    Wirkungen    gleich    erachtet    „in 
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Erwägung",  wie  die  königlichen  Worte  lauten,  „was  es  denn 
für  eine  edle  Sache  sei,  wenn  die  Unterthanen,  statt  der 
Leibeigenschaft,  sich  der  Freiheit  rühmen,  das  Ihrige  desto 
besser  gemessen,  ihr  Gewerbe  und  Wesen  mit  um  so  mehr 
Begierde  und  Eifer  als  ihr  eigenes  betreiben  und  ihres  Hauses 
und  Herdes,  ihres  Ackers  und  Eigenthums  sowohl  für  sieh, 
als  die  Ihrigen,  für  Gegenwart  und  Zukunft  desto  mehr  ge- 
sichert seien"  (Stadelmann:  Friedrich  Wilhelm  I.,  S.  76). 
Die  Erbpacht,  namentlich  mit  der  humanen  Bestimmung  des 
Edikts  von  1807,  dass  bei  unverschuldeten  grossen  Unfällen 
der  Pachtzins  ganz  oder  theilweise  zu  erlassen  sei,  und  mit 
dem  Verkaufsrecht  an  einen  anderen  fähigen  Landbesitzer 
verbunden,  bietet  alle  Vortheile  des  Eigenthums  ausser  dem 
zweifelhaften,  Hypotheken  aufnehmen  zu  können. 

Die  Erbpacht  wird  auch  in  England  weder  an  den  Eigen- 
thumsrechten  der  Primogenitur,  noch  an  denen  des  „entail" 
unübersteigliche  Hindernisse  finden ;  ja,  wir  haben  im  irischen 
Landgesetze  von  1881  das  Beispiel,  wie  ein  Lehnsgut  in  eine 
Erbpacht  umgewandelt  werden  kann.  Es  ist  vielmehr  die 
Frage,  ob  der  Eigen thumsbesitz  an  Land  in  Irland,  nament- 
lich für  kleine  Bauergüter,  überhaupt  zweckmässig,  ob  er  dem 
Charakter  der  irischen  Landbevölkerung  angemessen  sei. 
Autoritäten  wie  Longfield  sprechen  sich  verneinend  darüber 
aus:  „Ich  will  mich  auf  keine  lange  Besprechung  der  Nütz- 
lichkeit solcher  Eigenthümer  einlassen,  weil  ich  glaube,  es 
ist  schwer,  sie  zu  schaffen,  und  unmöglich,  sie  in  einem 
Lande  wie  Irland  aufrechtzuerhalten.  Wo  sie  schon  lange 
bestehen,  mögen  sie  etwa  noch  länger  fortbestehen  und  durch 
Gewohnheiten  und  Gefühle,  die  in  den  Familien  fortleben, 
erhalten  werden.  Aber  solche  Gewohnheiten  und  Gefühle 
wird  kein  Gesetz  erzeugen,  und  sie  sind  mit  der  geistigen 
Beweglichkeit  der  Irländer  unvereinbar.  Sie  sind  unvereinbar 
mit  Eisenbahnen,  dem  Pennyposttarif,  den  billigen  Zeitungen, 
der  nationalen  Erziehung.  Die  Menschen  werden  dahin  fol- 
gen, wohin  ihre  Interessen  sie  führen,  und  es  liegt  nicht 
im  Interesse  eines  Mannes,  bäuerlicher  Eigen- 
thümer   zu    sein.      Dies     mag    Denen     widerspruchsvoll 
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erscheinen,  welche  es  als  unbestreitbare  Wahrheit  hinstellen, 
flass  jeder  Bauer  sich  danach  sehnt,  Eigenthümer  zu  werden. 
Ich  leugne  das  nicht;  aber  ich  sage,  dass  im  Allgemeinen  der 
Eigenthümer  nicht  wünscht,  Bauer  zu  bleiben.  Nehmen  wir 
z.  B.  den  Fall,  ein  Mann  sei  der  freie  Besitzer  von  dreissig 
Acker  Land,  der  Acker  dreissig  Schilling  werth;  der  Werth 
davon,  zusammen  mit  dem  Kapital,  das  zur  Bebauung  noth- 
wendig  ist  und  zur  Errichtung  eines  Hauses  u.  s.  w.,  kann 
nicht  weniger  als  fünfzehnhundert  Pfund  betragen ;  und  es  ist 
nicht  anzunehmen,  dass  ein  Mann,  der  eine  gute  Erziehung 
genossen  und  so  viel  Kapital  zur  Verfügung  hat,  glauben 
würde,  seine  Intelligenz,  seine  Zeit  und  sein  Kapital  mit  der 
Bebauung  von  fünf  kleinen  Feldern  genügend  zu  beschäftigen. 
Ein  Landwivth,  der  mit  demselben  Kapital  und  zu  vollem 
Zins  ein  Pachtgut  von  150  Ackern  bebaut,  würde  sich  weit 
besser  stehen." 

Wenn  nun  Longfield  auch  nichts  von  der  plötzlichen 
Schaffung  von  bäuerlichen  Gi'undbesitzern  erwartet,  so  will 
er  doch  nicht,  dass  da,  wo  sie  von  selbst  entstehen,  das  Ge- 
setz dagegen  wirke,  wie  es  durch  die  Primogenitur,  das  An- 
siedlungsgesetz  und  jedes  Gesetz  geschähe,  das  die  Ueber- 
tragung  von  Eigenthum  lästig,  schwierig,  unsicher  oder  kost- 
spielig macht.  In  Betreff  der  Frage  über  die  Nützlichkeit 
grosser  oder  kleiner  Landgüter  hält  er  sich  an  die  Ver- 
schiedenheit des  Bodens.  Für  Viehzucht  seien  ausgedehnte 
Weidegründe,  also  grössere  Bodenflächen  nöthig;  für  Bebau- 
ung leichten  Bodens  genügten  kleinere  Güter.  Vor  allem 
aber  sei  auf  die  Erziehung  der  ländlichen  Bevölkerung  hin- 
zuwirken, um  sie  zu  befähigen,  auch  wenige  Acker  durch 
Gemüse-  und  Gartenbau  fruchtbarer  zu  verwerthen.  Im 
Ganzen  sind  dies  treffliche  Winke;  sie  erschöpfen  aber  die 
Schwierigkeiten  nicht,  mit  denen  in  Zukunft  die  Landwirth- 
schaft  in  den  zivilisirten  europäischen  Staaten  zu  kämpfen 
hat.  Was  aber  Irland  betrifft,  so  geht  aus  den  Ausführungen 
Long  field 's  hervor,  dass  dort  noch  bis  in  die  Mitte  unseres 
Jahrhunderts  der  alte  Fruchtwechsel  mit  nachfolgender  Brache 
geherrscht  hat   und,  obwohl  das  Land  nur  von  der  Ausfuhr 
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von  Ackei'produkten  gelebt,  von  Düngung  zur  Erhaltung  der 
Bodenfruchtbarkeit  keine  Rede  war. 

Die  Wahrheit,  dass  in  jedem  Lande,  wo  der  Werth  des 
Bodens  schon  hoch  gestiegen  ist,  das  Erwerbsinteresse  des 
Ackerbauers  weit  mehr  in  der  Pacht  liegt,  als  im  Besitz,  er- 
hält eine  eigenthümliche  Beleuchtung  durch  die  ackerbau- 
liehen Zustände  der  Güter,  die  unter  dem  Ulster -Pacht- 
recht bebaut  werden  und,  wie  glückliche  Oasen  landwirth- 
schaftlichen  Wohlseins,  mitten  in  der  Wüste  agrarischen 
Elends  eingebettet  sind.  Es  ist  dies  Pachtrecht  in  der  Reihe 
landwirthschaftlicher  Besitzparten,  die  wir  in  verschiede- 
nen Artikeln  der  Vierteljahrschrift  für  Volkswirthschaft,  Po- 
litik und  Kulturgeschichte  nach  den  in  Deutschland,  Frank- 
reich ,  Russland ,  Holland ,  Italien  u.  s.  w.  herrschenden  Ge- 
wohnheiten mitgetheilt,  eine  neue  Erscheinung  von  entschieden 
glücklichem  Ei-folg. 

Dennoch  hat  das  Landgesetz  von  Irland,  um  diesem 
Eigenthumshange  Gelegenheit  zur  Bethätigung  zu  geben,  den 
Eigenthumserwerb  durch  Anleihen,  welche  die  Landkommis- 
sion gewährt,  erleichtert.  Ferner  hat  der  Staat  für  weitere 
Ausdehnung  des  Ackerbaues  auf  das  wüste  und  unbebaute 
Land  der  Regierung  wie  für  Meliorationen  auch  auf  anderen 
Strecken  Anleihekapital  gegen  gute  Sicherheit  zur  Verfügung 
von  Unternehmern  und  Gesellschaften  gestellt.  Es  ist  gut, 
dass  der  Staat  sich  hier  selbst  von  der  Unternehmung  fern- 
gehalten hat;  denn  er  hat  früher  dabei  keine  günstigen  Er- 
fahrungen gemacht.  Ueber  das  unkultivirte ,  der  Regierung 
zur  Verfügung  stehende  Land  lesen  wir  in  einem  im  Dezember 
1880  in  der  „London  Times"  erschienenen  Artikel  Folgendes: 

,,Nach  dem  Zensus  von  1841  gab  es  in  Irland  6295  735 
Acres  wüstes,  unkultivirtes  Land,  im  Jahre  1851  noch 
5023  984;  jetzt  sind  nach  Mac  Carthy  nur  noch  4660000 
Acres  vorhanden.  Nach  Griffith  sind  von  den  6295  735  Acres 
Land  2  540000  unverbesserlich;  vom  Rest  sind  1425000 
verbesserungsftlhig  für  Ackerbau  und  2330000  für  Weideland. 
Der  Rest  von  735,  der  noch  bleibt,  ist  hier  allerdings  nicht 
von  Bedeutung." 
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Nehmen  wir  diese  Rechnung  in  der  „London  Times"  als 
richtig  an,  so  wären  von  den  6295  735  Acres  Land,  die  1841  be- 
standen, nach  Abzug  der  2  540  000  unverbesserlichen,  3  755  735 
Acres  kultivirbares  übrig  geblieben,  aber  von  den  gegen- 
wärtig noch  vorhandenen  4660000,  nach  Abzug  der  2  540  000 
unverbesserlichen  Landes  noch  2120000  Acres.  Ziehen  wir 
nun  von  den  im  Jahre  1841  vorhandenen  3  755735  Acres 
kultivirbaren  Landes  die  jetzt  noch  übrigen  kultivirbaren 
2120000  Acres  ab,  so  bleiben  1635  735  Acres,  welche  offen- 
bar, da  keine  Regierungsschenkung  stattgefunden  hat,  seit 
dem  Jahre  1841  mit  privatem,  industriellem  An- 
lage- und  Betriebskapital  erworben  und  in  Betrieb 
genommen  worden  sind.  Es  fragt  sieh  aber,  was  die  Ueber- 
lassung  dieser  Ländereien  dem  Staate  gekostet  hat.  Die 
Regierung  hat  vor  der  Ueberlassung  Meliorationen,  vor  allem 
Entwässerungen  nach  den  „Old  Arterial  Drainage  Acts"  im 
Kostenwerthe  von  ^  2107  000  vornehmen  lassen,  die  von  den 
Besitzern  nach  und  nach  hätten  wiedererstattet  werden  sollen. 
Die  Regierung  hat  aber  davon  nur  £  920  000  wiedererhalten 
und  ■£  1187  000  verloren.  Es  sind  Gladstone  und 
Bright  zu  gute  Volkswirthe,  um  den  Steuerzahlern  von 
neuem  diese  Last  zum  Nutzen  Einzelner  aufzubürden.  Es 
ist  im  neuen  irischen  Landgesetze  von  keinen  Meliorationen 
mehr  die  Rede,  welche  die  Regierung  selbst  unternehmen 
wolle,  sondern  nur  von  Anleihen  an  anderweite  Unternehmer 
gegen  gute  Sicherheit.  Es  ist  vorauszusehen,  dass  dies 
wesentlich  englische  Unternehmer  sein  werden,  die  das  Land 
theils  wieder  an  englische  Farmer,  theils  an  irische  ver- 
pachten oder  verkaufen  werden,  wozu  allerdings  das  Land- 
gesetz den  Iriändern  hilfreiche  Hand  bietet. 

Nur  Dejjenige,  welcher  die  Grösse  geschichtlicher  That- 
sachen  ausschliesslich  nach  dem  Kanonendonner,  den  Leichen 
der  Schlachten,  dem  militärischen  Prunk  und  den  lärmenden 
Staatsaktionen  bemisst,  womit  sie  in  die  Erscheinung  treten, 
kann  die  grosse  geschichtliche  Bedeutung  verkennen,  welche 
das    irische   Landgesetz    von    1881    nicht    nur    für    Gross- 
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britannien,  sondern  auch  für  die  Entwickelung  des  mensch- 
lichen Fortschritts  hat.  Nichts  leistet  einen  hartnäckigeren 
konservativen  Widerstand  als  das  Herkommen  in  Acker- 
bauverhältnissen, zumal  wenn  es  auf  aristokra- 
tische und  politische  Privilegien  gegründet  ist.  Es 
bedurfte  der  Schlacht  bei  Jena  und  des  drohenden  Unter- 
gangs Preussens,  um  die  grosse  That  der  Gesetzgebung,  die 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  die  Eigenthumsregulirung 
der  bäuerlichen  Verhältnisse,  gebieterisch  ins  Leben  zu  rufen, 
eine  That,  die  Deutschland  vor  einer  Kevolution  bewahrt  hat, 
die  furchtbarer  in  seinen  Eingeweiden  gewühlt  hätte,  als  die 
erste  französische  Revolution  in  denen  Frankreichs.  Es  be- 
durfte im  grossbritannischen  Reiche  des  angebrochenen  Bür- 
krieges  mit  Irland,  um  den  Pächtern  Irlands  dieselbe  sichere 
Existenz  zu  erringen,  wie  sie  den  deutschen  Bauern  geworden 
ist.  Und  in  beiden  Ländern  eine  so  verschiedene  Form  der 
Befreiung!  Die  Gründe  für  diese  Verschiedenheit  haben  wir 
uns  bemüht  den  Lesern  nach  unseren  schwachen  Kräften 
klar  zu  machen.  Es  sei  erlaubt,  am  Schluss  darauf  hinzu- 
deuten, dass  auch  hier  in'der  Menschengeschichte,  wie  in  der 
naturgeschichtlichen  Entwickelung,  die  zwei  grossen  Gegen- 
sätze der  Variabilität  und  der  Beharrlichkeit  des  Typus  zur 
Erscheinung  treten.  In  Irland  haben  vielleicht  niemals  freie 
Bauern,  sesshaft  auf  eigenen  Hufen,  bestanden;  die  Bevölke- 
rung des  platten  Landes  waren  Fischer  und  Hirten;  in 
Deutschland  bestand  diese  Bevölkerung  seit  Tacitus'  Zeit  fast 
ausschliesslich  aus  freien  Bauern  auf  eigenen  Hufen.  Aller 
Variabilität  zum  Trotz,  welche  die  Jahrhunderte  an  Freiheit 
und  Besitz  auf  dem  platten  Lande  hier  und  dort  geübt, 
kommt  die  Beharrlichkeit  des  Typus  wieder  zu  Tage,  hier 
in  der  Eigenthumseinsetzung  freier  Bauerif  auf  ihren  Hufen, 
dort  in  der  beweglichen  Form  der  Pachtung,  welche  aber, 
wie  im  alten  Clan,  die  Gemeinsamkeit  einer  heimathlichen 
wirthschafthchen  Gemeinde  nicht  ausschliesst.  Gemeinsam 
beiden  Bewegungen  ist  aber,  dass  die  mit  den  geschichtlichen 
Bedingungen  und  den  realen  Verhältnissen  rechnenden  grossen 
Staatsmänner  beider  Länder  in  bewegter  Zeit  eine  Gesetz- 
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gebung'  geschaffen  haben,  welche  dem  Bebau  er  des  Bo- 
dens die  rechtliehe  Sicherheit  verliehen  hat,  dass  er  die 
fleissige  Arbeit,  die  Intelligenz  und  die  Ersparnisse,  die  er 
auf  die  Krume  des  Bodens  verwendet,  in  fruchtbarer  Ver- 
mehrung wieder  einheimsen  und  mit  Erhöhung  seiner  wirth- 
schaftlichen  Lebensform  eine  gesellschaftliche  und  bürgerliche 
Unabhängigkeit  erringen  und  erhalten  kann. 


Dr.  Eduard  Wiss. 


Zwei  Parlamentsreden   des   Ministers  Gladstone 
über  das  irische  Landgesetz, 

übersetzt  vom  Herausgeber. 


Vorwort. 

Mit  Recht  wird  in  Beziehung  auf  die  Deutung  eines 
Gesetzes,  sowohl  nach  seinem  allgemeinen  Sinn  und  Geist 
wie  nach  den  Befugnissen  seiner  Anwendung,  der  Deutung 
des  Gesetzgebers  die  erste  Stelle  eingeräumt.  Die  Deutung 
kann  in  ihrer  Entstehung  eine  doppelte  sein:  die  des  Schö- 
pfers und  Antragstellers  und  die  des  gesetzgebenden  Körpers, 
d.  h.  es  kann  die  Konzeption  des  Antragstellers  durch  die 
Amendements  und  Streichungen  der  Legislative  verändert 
werden.  Wo  dies  nur  in  unwesentlichen  Einzelheiten ,  oder 
gar  nicht  geschieht,  wird  man  sich  immer  an  die  Deutung 
des  Antragstellers  halten  müssen.  In  unserem  Falle  ist  dies 
die  gegenwärtige  Regierung  Englands  und  ihr  parlamenta- 
rischer Vertreter,  Minister  Gladstone,  und  ist  das  Gesetz 
fast  ganz  in  seiner  ursprünglichen  Fassung  angenommen  wor- 
den. Wenn  nun  bei  uns  die  Regierung  ein  Gesetz  vorlegt, 
so  pflegt  sie  demselben  „Motive"  beizugeben,  die  als  die 
Interpretation  desselben  seitens  der  Regierung  gelten.  Dies 
ist  in  England  nicht  Gebrauch,  sondern  die  Motive  werden 
persönlich  durch  die  Reden  des  Ministers  gegeben,  der  das 
Gesetz  im  Parlamente  einbringt.  Dies  ist  der  Grund,  wes- 
halb wir  die  beiden  entscheidenden  Reden  Gladstone's, 
die  der  Minister  selbst  die  Güte  hatte  in  Ausgaben  „Publi- 
shed by  Authority"  uns  zuzusenden,  dem  Leser  in  deutscher 
Uebersetzung  wiedergeben.  Ausser  dem  Werth  der  authen- 
tischen Deutung  des  Gesetzgebers  haben  sie  auch  noch  den 
geschichtliehen,  in  der  dramatischen  Form  der  Debatte  den 
Kampf  mit  den  Gegnern  des  Gesetzes  wiederzuspiegeln. 
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Das  irische  Laiidgesetz. 

I. 

Rede    des    hochgeehrten   W.  E.  Gladstone,    gehalten    im 

Hause  der  Gemeinen  bei   seinem  Antrag  zur  Einführung  des 

Landgesetzes  für  Irland  am  7.  April  1881. 

Herr  Gladstone  erhob  sich,  um  die  Erlaubniss  nachzusuchen,  einen 
Gesetzentwurf  zur  Verbesserung  des  Gesetzes,  betreffend  den  Besitz  und 
das  Eigen thumsrecht  an  Land  in  Irland,  einzubringen,  und  sprach: 

Herr  Sprecher!  Indem  ich  mich  dazu  wende,  Herr,  die- 
jenige Frage  zu  erläutern,  die  ich  für  die  schwierigste  und 
verwickeltste  halte,  mit  der  ich  im  Laufe  meines  öffentlichen 
Lebens  zu  thun  gehabt,  fühle  ich  wenigstens  einige  Genug- 
thuung  darin,  die  traurige  Arbeit  der  Unterdrückung,  mit 
der  wir  fast  die  ganzen  letzten  drei  Monate  beschäftigt  waren, 
mit  einer  Gesetzgebung  zu  vertauschen,  welche  in  jedem 
Falle,  wie  wir  hoffen,  einen  heilsamen  und  reformirenden 
Charakter  haben  wird.  Zur  selben  Zeit  muss  ich  die  Um- 
stände, unter  denen  wir  uns  dieser  Aufgabe  zuwenden,  den 
weit  glückliclieren  des  Jahres  1870  gegenüberstellen,  als  die 
Regierung  zuletzt  diesen  Gegenstand  zu  behandeln  versuchte. 
Wir  sind  jetzt  gezwungen,  auf  Ueberlegung  einer  Frage, 
welche  vor  allen  Dingen  Ruhe,  Unparteilichkeit  und  strenges 
Abwägen  im  Geiste  erfordert,  einzugehen,  in  der  Mitte  von 
Zuständen  in  Irland,  die  ich  nicht  mit  harten  Worten  charak- 
terisiren  will,  die  wohl  jetzt  einen  milderen  Verlauf  ange- 
nommen haben,  die  wir  aber  doch  nicht  anders  als  Zustände 
der  Verwirrung  bezeichnen  können  —  Zustände  von  solcher 
Verwirrung,  dass  sie  unzweifelhaft  den  Sinn  der  Menschen 
eben  so  ernsthaft  beeinflusst  haben,  als  vielleicht  das  that- 
sächliche  und  dauernde  Gewicht  der  Frage. 

Es  ist  von  Wichtigkeit,  Herr,  gleich  im  Anfang  zu  be- 
trachten, was  die  Gründe  sind,  welche  die  Regierung  zu  der 
Ansicht  gebracht  haben,  dass  wir  zur  Gesetzgebung  über 
irisches  Land  schreiten  müssen.  Ich  halte  mich  für  verpflichtet, 
zu  sagen,  dass  es  da  gewisse  behauptete  oder  vorausgesetzte 
Gründe  giebt,  welche  ich  sogleich  emphatisch  zurückweisen 
muss.  Man  sagt  gewöhnlich,  dass  die  Unbilligkeit  der  irischen 
Landgesetze  die  Hauptursache  sei,  um  für  irisches  Land  Ge- 
setze zu  geben.  Nun,  Herr,  Billigkeit  und  Unbilligkeit  kann 
zum   grossen  Theile  Sache   der  Verdeichung  sein:   aber   ich 
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muss  sagen,  class,  wenn  wir  auf  dieses  Prinzip  der  Ver- 
gleichung  hin  vorzugehen  haben,  es  meiner  Ansicht  nach 
übertrieben  ist,  die  Landgesetze  Irlands  als  unbillig  zu  be- 
zeichnen. Die  Landgesetze  Englands  sind  Gesetze,  unter 
denen  in  jedem  Falle  dies  Land  gelebt  hat,  zufrieden  ge- 
blieben ist,  ausserordentliche  Fortschritte  gemacht  hat;  aber 
die  Landgesetze  Irlands  unterscheiden  sich  hauptsächlich  nur 
in  den  ganz  besonderen  Bestimmungen,  die  sie  zum  Nutzen 
des  Pächters  darbieten,  von  den  Landgesetzen  Englands. 
Auch  kann  ich  nicht  sagen,  dass,  meiner  Meinung  nach,  die 
mehr  extremen  Pläne,  welche  kürzlich  in  Irland  aufgesteckt 
und  in  grossem  Maassstabe  der  Kenntniss  und  der  Beurthei- 
lung  und  den  Leidenschaften  derer  anheimgegeben  worden 
sind,  die  Ursache  haben,  sie  zu  überlegen,  in  sich  selbst  einen 
sehr  starken  Beweggrund  trügen,  dass  wir  praktisch  der 
Ueberlegung  des  Falles  näher  getreten  sind.  Diese  Projekte 
haben,  wie  ich  freimüthig  aussprechen  muss,  in  den  Augen 
der  Regierung  eher  eine  Hauptschwierigkeit  gebildet,  ihm 
nahe  zu  treten.  Ich  will  weder  einem  geehrten  Mitglied 
dieses  Hauses,  noch  irgendwelchen  Personen  draussen,  die 
solche  Projekte  vorgeschlagen  haben,  ein  Bewusstsein  darüber 
beimessen,  was  sie,  meiner  Meinung  nach,  in  ihrem  Charakter 
und  ihrer  Tendenz  bedeuten.  Aber  wenn  ich  von  vielen 
dieser  Pläne,  ganz  abgesehen  von  den  Motiven  und  Gesichts- 
punkten der  Vorschlagenden,  spreche,  so  muss  ich  sagen,  es 
übersteigt  meine  Fähigkeit,  sie  von  Projekten  öffentlicher 
Plünderung  zu  unterscheiden.  Ich  behaupte,  es  ist  eine  Ver- 
anlassung zu  gerechtem  Lobe  des  Volkes  von  Irland  im  All- 
gemeinen, dass  diejenigen,  welche  mit  der  Untersuchung  der 
Landfrage  betraut  worden  sind,  dem  Volke  keine  Theilnahme 
an  Ansichten  zuschreiben,  die  so  charakterisirt  werden  müssen. 
Im  3.  Paragraph  des  Reports  der  Bessborough- Kommission 
beschreiben  die  Mitglieder  der  Kommission  folgendermaassen 
die  gemässigten  Ansichten  der  Pächter  Irlands.   Sie  sagen :  — 

„Die  Pächter  von  Irland  erklären,  dass  sie  nicht  die  Expropriation 
der  Landlords  oder  die  Konfiskation  fremden  Eigenthums  zu  ihrem  eig- 
nen Nutzen  begehren,  aber  dass  sie  wünschen,  ihre  Farmen  in  Sicher- 
heit bebauen  zu  können  und  den  vollen  Gewinn  ihres  Fleisses  zu  er- 
halten, während  sie  zugleich  eine  billige  Rente  iür  das  Land,  das  sie 
innehaben,  an  diejenigen  bezahlen,  deren  Vermögen  in  demselben  festge- 
legt ist." 

Und  ich  freue  mich  des  Gedankens,  dass  wir  bei  solchen 
Ansichten  eine  billige  und  breite  Grundlage  haben,  auf  der 
wir  hoffnungsvoll  vorgehen  können.     Nun  wohl,  Herr,  ich  muss 
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ebenso  sagen,  wir  würden  es  für  unrecht  halten,  eine  Gesetz- 
gebung über  diesen  grossen  Gegenstand  vorzuschlagen  auf 
einen  ausdrücklichen  oder  damit  eingeschlossenen  Grund 
schlechten  Verhaltens  seitens  der  Landlords  hin.  Im  Gegen- 
theil,  als  Regel,  haben  sie  ihr  Verhör  bestanden,  und  sie  sind, 
als  Regel,  freigesprochen  worden.  Der  Report  der  Bessborough- 
Kommission,  dem  es  wahrlich  nicht  an  populären  Sympathieen 
fehlt,  erklärt  in  seinem  10.  Paragraph,  dass  die  irischen 
Landlords  das  grösste  Lob  dafür  verdienen ,  dass  sie  nicht 
alles  erzwingen,  was  sie  gesetzlich  zu  erzwingen  berechtigt 
sind;  und  er  bezeichnet  mit  gleicher  vollkommener  Gerechtig- 
keit den  Umstand,  dass,  wenn  alle  erzwungen  hätten,  was 
sie  gesetzlich  hätten  erzwingen  können ,  sie  sich  einer  Un- 
gerechtigkeit schuldig  gemacht,  sie  sich  die  Erfolge  der  An- 
strengungen der  Pächter  zur  Verbesserung  des  Bodens  an- 
geeignet hätten.  Wieder  finde  ich  im  9.  Paragraph  eine  be- 
merkenswerthe  Bestätigung,  welche  also  lautet: 

„Es  war  ungewöhulich,"  das  heisst  iu  Irland,  „zu  erzwingen,  was 
man  in  England  als  einen  vollen  und  billigen,  marktgängigen  Pachtzins 
angesehen  hätte.  Einen  solchen  Pachtzins  zu  verlangen,  war  auf  vielen 
grossen  Gütern,  deren  Eigenthümer  selbst  dort  wohnten  und  ein  Inter- 
esse am  Wohlergehen  ihrer  Pächter  hatten,  niemals  die  Gewohnheit. 
Dem  Beispiel  wurde  vielfältig  gefolgt;  und  es  ist  gegenwärtig  eher  die 
Eegel  als  die  Ausnahme  in  Irland." 

Aber  wenn  es  Genugthuung  gewährt,  so  das  gute  Ver- 
halten des  grössten  Theils  der  Landlords  anzuzeigen,  so  giebt 
es  andere  Züge  in  der  Sache,  auf  welche  hin  wir  zu  dem 
Schluss  gelangen,  dass  hier  eine  grosse  Nothwendigkeit  unter- 
suchender und  zwingender  Gesetzgebung  vorhanden  ist.  Der 
erste  derselben  besteht  in  dem  alten  und  stehenden  Uebel  Ir- 
lands —  jenem  Hunger  nach  Land,  den  man  nicht  etwa  als 
blosse  Schwäche  des  Volkes  darstellen  darf;  denn  er  bedeutet 
in  der  That  Mangel  an  Land  und  führt  in  die  ackerbaulichen 
Beziehungen  Irlands  fortwährend  Schwierigkeiten  ein,  mit 
denen  wir  bis  heute  noch  nicht  fertig  werden  konnten.  Es 
ist  dieser  Hunger  nach  Land,  unzweifelhaft  vergrössert  durch 
die  schlechten  Witterungsverhältnisse  der  letzten  wenigen 
Jahre  und  zugleich  durch  andere  Verhältnisse,  welcher  die 
Nothwendigkeit  erheischt,  die  Aufmerksamkeit  des  Parlaments 
auf  den  Gegenstand  einer  irischen  Land  -  Gesetzgebung  zu 
richten.  Ich  muss  hinzufügen,  Herr,  als  hauptsächlicher 
Begründer  des  Landgesetzes  von  1870,  dass  sich  Mängel  in 
diesem  Gesetze  herausstellten,  welche  die  Vollständigkeit 
seiner  Wirkung  ernstlich  gestört  haben.  Einige  dieser  Mängel 
—   ich   will    nicht   auf  die  Einzelheiten  eingehen,    es   wäre 
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gehässig  —  sind  unzweifelhaft  eine  Folge  der  Aenderuugen, 
welche  der  Gesetzentwurf  erfahren  hat,  nachdem  er  dies  Haus 
verlassen,  und  bei  denen  wir  uns  betrübt  und  gezwungen  be- 
ruhigen mussten.  Aber  andere,  ich  muss  es  gestehen,  waren 
in  der  ursprünglichen  Fassung  mit  eingeschlossen ;  und  selbst 
wenn  er  Gesetz  geworden  wäre  in  derselben  Gestalt,  wie  er 
in  diesem  Hause  durchgegangen  ist,  wäre  er  nicht  vollkommen 
seinem  Zwecke  gerecht  geworden.  Ich  hoffe,  Herr,  man  wird 
es  nicht  hart  und  ungerecht  finden,  wenn  ich  nach  dem  Be- 
streben ,  den  irischen  Landlords  im  Ganzen  Gerechtigkeit 
widerfahren  zu  lassen,  es  als  dritten  und  entscheidenden 
Grund  für  diese  Gesetzgebung  erwähne,  dass  sich  eine  be- 
schränkte Anzahl  dieser  Klasse  durch  ein  Verhalten  aus- 
gezeichnet hat,  das  verschieden  ist  von  dem  der  überwiegen- 
den Zahl.  Es  kamen,  Herr,  sowohl  willkürliche  Steigerungen 
der  Pacht,  als  auch  barsche  und  grausame  Austreibungen 
vor.  Es  kann  hart  erscheinen,  dass  da,  wo  so  viele  Land- 
lords sind,  gegen  die  wir  nicht  einen  Schatten  des  Rechtes 
haben  einzuschreiten,  wäre  es  möglich,  ihren  Fall  von  anderen 
Fällen  in  ihrer  Umgebung  zu  trennen,  auch  diese  dem  Ein- 
sehreiten unterworfen  werden  müssen  in  Folge  der  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  der  Wenigen.  Aber  so  ist  es 
und  so  muss  es  sein  unter  der  eisernen  Nothwendigkeit  der 
offen tlichen|Angelegenheiten.  Ich  erinnere  mich  einer  Illustration, 
die  ich  vielleicht  mittheilen  darf,  welche  sich  vor  langer  Zeit 
ereignet  hat;  sie  fiel  in  die  früheste  Periode  meines  Lebens; 
trotzdem  hat  sie,  wie  ich  glaube,  eine  merkwürdige  Analogie 
mit  dem  Falle,  der  uns  hier  vorliegt.  Ich  beziehe  mich  auf 
die  Zeit,  als  das  Parlament  1833  durch  einen  weisen  und 
grossen  Akt  der  Gesetzgebung  sich  für  die  Emanzipation  der 
Neger  von  Westindien  entschieden  und  eine  Periode  von 
sechs  Jahren  eingeführt  hat,  während  welcher  ein  System 
herrschen  sollte  von  dem,  was  man  Lehrlingsschaft  nannte, 
im  Wesen  auf  Freiheit  gegründet,  aber  verbunden  mit  einem 
qualifizirten  und  beschränkten  Grade  gezwungener  Arbeit. 
Mögen  die  ehrenwerthen  Herren  von  Irland  nicht  etwa 
glauben,  dass  ich  das  Verhältniss  der  westindischen  Pflanzer 
zu  ihren  Negern  mit  dem  der  irischen  Gutsbesitzer  zu  ihren 
Pächtern  vergleichen  will  —  es  ist  nur  für  einen  beschränkten 
Zweck,  dass  ich  die  Illustration  herbeihole.  Das  System  hatte 
eine  bewundernswerthe  Wirkung  fast  über  ganz  Westindien 
hin.  Diejenigen,  die  Eigenthümer  von  Sklaven  gewesen  und 
noch  Eigenthümer  von  Landgütern  waren,  gingen  auf  den 
Geist  des  Gesetzes  ein:   und  der  Fortschritt,  der  unter  dem 
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System  der  Lehrlingsschaft  gemacht  wurde,  war  sehr  erfreu- 
lich. Aber  unglücklicher  Weise  war  auf  einer  oder  zwei 
Inseln,  besonders  in  Jamaica,  eine  Bande  von  Menschen,  welche 
die  schändlichen  Gewohnheiten  ihres  früheren  Lebens  nicht 
vergessen,  oder  sich  nicht  von  ihnen  trennen  konnten  und 
versuchten,  die  Traditionen  und  Praktiken  der  Sklaverei  in 
das  neue  gesetzliche  Verhältniss,  das  die  Gesetzgebung  als 
das  der  Freiheit  verstand,  einzuführen.  Dies  wurde  ent- 
deckt durch  die  lebhafte  Menschenfreundlichkeit  des  Herrn 
Sturge,  der  es  vor  der  Bevölkerung  dieses  Landes  ausgemalt 
hat.  Es  drang  tief  in  die  Herzen  des  Volkes;  und  in  Folge 
der  Handlungen  einiger  Wenigen,  trotz  dem  guten  Verhalten 
der  Vielen,  wurde  scharf  und  plötzlich  in  die  Verbriefung 
des  Vertrages  eingegrifien,  was  mit  dem  unentschädigten  Nach- 
lass  von  zwei  Jahren  Lehrlingsschaft  endete.  Nun  wohl, 
Herr,  ich  denke,  dass  in  derselben  Weise  einige  wenige  Land- 
lords von  Irland  —  gewöhnlich  die  kleineren  Landlords  — 
es  dahin  gebracht  haben,  auf  ihre  Brüder  in  ihrer  eigenen 
Klasse  viel  Unehre  und  viel  Unannehmlichkeiten  zu  häufen. 
Dies  sind  die  Gründe,  aus  welchen  wir  die  Noth wendig- 
keit schöpften,  die  uns  dazu  geführt  hat,  hervorzutreten  und 
dem  Parlament  eine  Maassregel  vorzuschlagen,  die  wir  von 
grosser  Bedeutung  erachten.  Lassen  Sie  uns  zuerst  betrach- 
ten :  was  ist  die  Führung,  auf  die  wir  natürlich  blicken  können 
behufs  der  Eichtung,  in  welcher  wir  den  Gesetzentwurf  für 
irisches  Land  aufgebaut  haben?  Als  wir  ins  Amt  kamen, 
fanden  wir  eine  Kommission  vor,  welche  von  der  vorigen  Re- 
gierung ernannt  worden  war  —  eine  Kommission  mit  ausser- 
ordentlicher Weite  und  Freiheit,  —  in  der  Untersuchung  der 
Wirkungen  der  Landgesetze.  Aber  zur  selben  Zeit  konnte 
man  kaum  erwarten,  dass  eine  Regierung,  gebildet  von  dieser 
Seite  des  Hauses ,  sich  mit  dem  alleinigen  Verdikt  dieser 
Kommission  zufriedengeben  sollte.  Theils  wegen  des  Ernstes 
der  Sache  und  theils,  weil  wir  es  für  nothwendig  hielten,  dass 
eine  Körperschaft  ernannt  würde,  welche  ihre  ungetheilte 
Aufmerksamkeit  der  gründlichen  und  prüfenden  Untersuchung 
der  irischen  Landfrage  widmen  sollte,  wurde  daher  Ihrer 
Majestät  der  Rath  ertheilt,  eine  zweite  Kommission  zu  er- 
nennen ;  und  wir  haben  jetzt  vor  uns  die  Resultate  der  beiden 
Kommissionen.  Das  Landgesetz  von  1870  erlangte,  wie  ich 
bestätigt  habe,  nur  einen  theilweisen  Erfolg.  Ich  bin  ge- 
zwungen, dasselbe  von  den  Kommissionen  der  Untersuchung 
zu  sagen.  Von  den  zwei  Kommissionen  hätten  wir  natürlich 
zwei  Berichte   zu    erwarten  gehabt  — ;  aber  anstatt  zweier 
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Berichte  haben  wir  eine  ganze  Sammlung  —  ich  möchte 
sagen  eine  Brut  —  von  Berichten,  nicht  weniger  als  sieben 
im  Ganzen.  Ein  Bericht,  der  der  Herzog-Richmond-Kom- 
mission,  unterzeichnet  von  einer  beträchtlichen  Majorität,  ist 
begleitet  oder  gefolgt  von  einem  anderen  Bericht,  dem  einer 
beachtenswerthen  Minorität,  die  einige  Namen  von  grosser 
Autorität  in  Bezug  auf  irisches  Land  in  sich  schliesst.  Ein 
Mitglied  der  Minorität,  Herr  Bonamy  Price,  ist  der  einzige 
Mann  —  und  zu  seiner  Ehre  sei  es  gesagt  — ,  der  den  Muth 
gehabt  hat,  die  Prinzipien  abstrakter  Volkswirthschaft  in  all 
ihrer  ungemilderten  Strenge  für  das  Volk  und  die  Zustände 
von  Irland  anzurufen,  gerade  als  hätte  er  vorgeschlagen,  Ge- 
setze für  die  Einwohner  des  Saturns  oder  des  Jupiters  zu 
geben.  Und  wende  ich  mich  zu  den  Anstrengungen  der  Bess- 
borough-Kommission,  so  ist  hier  der  Prozess  des  Unterabthei- 
lens  nicht  weniger  bemerkenswerth.  Es  wai-en  hier  vier 
Mitglieder,  von  denen  zwei  einen  Bericht  unterzeichneten, 
der,  wie  ich  sagen  muss,  einer  der  tüchtigsten  und  interes- 
santesten ist,  die  ich  je  gelesen,  obgleich  es  uns  fern  liegt, 
den  ganzen  von  ihnen  empfohlenen  Plan  anzunehmen.  Aber 
von  diesen  vier  Mitgliedern  der  Kommission  hat  mein  ver- 
ehrter Freund,  das  Mitghed  für  die  Grafschaft  Cork  (Herr 
Shaw),  einen  Seitenbericht  unterzeichnet,  der  unzweifelhaft 
in  einigen  bedeutenden  Einzelheiten  als  ein  Gegenbericht 
betrachtet  werden  muss.  Ein  anderer  —  der  O'Connor  Don  — 
unterschrieb  einen  Bericht  von  ihm  selbst  mit  Vorschlägen 
von  enormer  Tragweite,  näher:  für  den  allgemeinen  Ankauf 
aller  Güter  aller  bereitwilligen  Vei-käufer  in  Irland  durch  den 
Staat  —  eine  Bedingung,  die  er  als  grundlegend  und  als 
Lebensbedingung  für  jeden  Vorschlag  aufzufassen  scheint,  für 
den  er  verantwortlich  sein  wollte.  Zuletzt  ist  hier  noch, 
gänzlich  abgesondert,  der  Bericht  des  Herrn  Kavanagh. 
Ich  will  seinen  Namen  in  seiner  Abwesenheit  nicht  nennen, 
ohne  zu  sagen,  dass  er  einer  der  befähigtsten,  wenn  nicht  der 
befähigtste  Herr  aus  Irland  unter  der  Oppositions-Partei  ist. 
Neben  seiner  Befähigung  ist  er  ein  Mann  von  unabhängigem 
Charakter,  und  ich  zögere  nicht  —  mit  Ptücksichtnahme  auf 
seinen  Standpunkt  —  ihn  einen  Mann  von  liberalen  und  er- 
leuchteten Gefühlen  zu  nennen.  Dies  also  ist  das  Resultat 
der  Unterabtheilungen  der  Berichte.  Die  zahlreichere  Rich- 
mond-Kommission  brachte  drei  Berichte  hervor,  die  weniger 
zahlreiche  Bessborough-Kommission  vier  Berichte.  Die  Ge- 
sammtzahl  ist  sieben.  Wir  sind  den  Mitgliedern  für  die  un- 
eigennützigen Mühen  und  die  grosse  Geschicklichkeit,  mit  der 
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sie  sich  ihrer  Aufgabe  gewidmet  haben,  zu  grossem  Dank  ver- 
pflichtet; aber  unsere  Dankbarkeit,  ich  muss  es  sagen,  ist  ge- 
mischt mit  einigem  Erstaunen.  Obsehon  die  Kommissionen 
uns  nicht  die  ausserordentliche  Hülfe  zu  leisten  im  Stande 
waren,  die  aus  ihrer  Vereinigung  zu  einem  Ganzen  identischer 
Empfehlung  geflossen  wäre,  so  erlauben  Sie  mir  doch  zu 
sagen,  dass  wir  ausserordentliche  Hülfe  aus  ihren  Berichten 
gewonnen  haben.  Das  Ganze  ihrer  hauptsächlichsten  Empfeh- 
lungen ist  von  äusserstem  Werthe,  da  ich  nicht  nur  auf  die 
Punkte  Acht  habe,  in  denen  sie  nicht  mit  uns  übereinstimmen, 
sondern  weit  mehr  auf  diejenigen,  in  denen  sie  mit  uns  überein- 
stimmen. Und  was  finde  ich  da?  Ich  finde,  dass,  ausser 
dem  einzelnen  Bericht  des  Herrn  Bonamy  Price,  die  gesammte 
Richmond  -  Kommission  und  die  gesammte  Bessborough- 
Kommission,  ohne  eine  Ausnahme,  übereinstimmen  in  einer 
Empfehlung  von  lebensfähiger  Bedeutung  —  ich  meine,  der 
Errichtung  eines  Gerichtshofes  für  den  Zweck,  die  Zwistig- 
keiten  der  Landlords  und  der  Pächter  in  Betreff  der  Pacht 
zu  entscheiden.  Es  ist  nicht  meine  Sache,  an  die  Sprache 
öffentlicher  Männer  autoritative  Interpretationen  zu  heften, 
und  deshalb  halte  ich  es  nur  für  billig  ,  nach  dem ,  was  ich 
gesagt  habe,  die  Empfehlungen  der  Richmond-Kommission  in 
Betreff  dieses  Gegenstandes  vorzulesen.  Ich  halte  es  für 
unnöthig,  mich  auf  die  Empfehlungen  der  Minorität  der  Rich- 
mond-Kommission oder  die  der  Bessbourogh-Kommission  zu 
beziehen.  Sie  sind  vollkommen  klar  und  unzweideutig;  aber 
ich  wünsche  dem  Hause  aus  dem  Dokument  vor  mir  vorzu- 
lesen, was  ich  für  eine  der  bedeutendsten  Partieen  desselben 
erachte  —  einen  kurzen  Satz  des  Vorberichtes  der  Herzog- 
Richmond- Kommission.     Er  lautet  so: 

„Erwägen  wir  im  Geiste  das  System,  kraft  dessen  die  Verbesserung 
und  Ausrüstung  einer  Farm  in  Irland  sehr  gewöhnlich  das  Werk  des 
Pächters  sind,  und  die  Thatsache,  dass  ein  jährlicher  Pächter  zu  jeder 
Zeit  dem  unterworfen  ist,  dass  sein  Pachtzins  erhöht  wird,  eben  in  Folge 
des  erhöhten  Werthes,  den  sein  Gut  durch  den  Aufwand  seines  Kapitals 
und  seiner  Arbeit  erlangt  hat,  dann  erscheint  der  Wunsch  nach  einem 
Einschreiten  der  Gesetzgebung,  um  ihn  vor  willkürlicher  Erhöhung  der 
Pacht  zu  schützen,  nicht  unnatürlich.  Eine  Gesetzgebung  in  geeigneter 
Form,  um  diesem  Zweck  zu  genügen,    würde  keinen  Widerstand  finden." 

Nun  findet  in  diesem  Satz  der  Name  eines  Gerichtes 
keine  besondere  Erwähnung;  aber  ich  glaube,  nicht  fehlzu- 
gehen, wenn  ich  den  Satz  so  auslege,  dass  er  dies  und  nichts 
anderes  meint.  In  der  That,  ich  würde  sagen,  dass  er  ent- 
weder dies  meinen  müsste,  oder  etwas  mehr;  es  könnte  auch 
zum  Beispiel  ein  Einschreiten  gemeint  sein,  den  gegenwärtigen 
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Pachtzinsen  Fortdauer  ohne  jegliche  Erhöhung  zu  verleihen. 
Es  ist  klar,  dass  dies  nicht  gemeint  ist;  aber  mit  Hinweis 
auf  die  Regulirung  des  Pachtzinses  in  Irland  durch  öffent- 
liche Autorität  bin  ich  mir  bewusst,  die  Sprache  der  Kom- 
mission billig,  unparteiisch  und,  ich  möchte  sagen,  mit  Noth- 
wendigkeit  zu  deuten,  wenn  ich  sage,  dass  wir  diese  Kom- 
mission durch  die  vorige  Regierung  haben  ernennen  lassen, 
ernennen  gewiss  nicht  mit  dem  besonderen  Wunsch  oder  der 
Rücksicht  auf  die  gerechten  Interessen  der  Landlords,  sondern 
mit  der  Empfehlung,  dass  in  den  besonderen  Zuständen  von 
Irland  ein  Einschreiten  der  Gesetzgebung  stattfinden  solle, 
den  Pächter  vor  willkürlicher  Erhöhung  der  Pacht  zu  schützen. 
Ich  weiss  nicht,  bis  wie  weit  die  Edlen  und  Herren,  welche 
diesen  Bericht  unterschrieben,  die  letzten  Konsequenzen  des 
Vorschlages  erwogen  haben,  welche  sie  so  niederlegten; 
aber  ich  gestehe,  es  scheint  mir  —  und  ich  versuche  hier 
nicht,  ihnen  das  aufzubürden,  was  ich  hier  erklären  will  — , 
dass  das  Einschreiten  der  Gesetzgebung  zur  Regelung  der 
Pacht  unmöglich  vom  gesetzlichen  Einschreiten  zur  Regelung 
des  Pachtwesens  und  zur  Regelung  des  Prinzips  des  Pächter- 
rechtes getrennt  werden  kann.  Das  jedoch  nur  beiläufig; 
denn  ich  versuche  es  nicht,  mich  des  Vortheils  der  Autorität 
dieser  Kommission  in  Verbindung  mit  all  den  andern  Kom- 
missionen für  diesen  grossen  Gegenstand  weiter  zu  bedienen, 
als  ich  erklärt  habe.  Aber  es  ist  klar,  dass  die  Unabhängig- 
keit und  die  Verschiedenheit  der  Urtheile,  zu  denen  die 
verschiedenen  Kommissionen  gelangt  sind,  dem  Punkte  neu 
hinzukommende  Kraft  und  Wichtigkeit  geben,  in  welchem  wir 
sie  in  Uebereinstimmung  mit  uns  finden. 

Erlauben  Sie  mir  nun,  dem  Hause  zu  erklären,  dass  dieser 
Gegenstand,  als  in  drei  Zweige  getheilt,  betrachtet  werden 
muss,  von  denen  ich  mit  dem  einen  wenig  oder  nichts  zu 
thun  habe.  Der  erste  ist  das,  was  uns  gemeiniglich  als  Land- 
gesetz bekannt  ist  —  die  ganze  wichtige  Gruppe  der  Fragen, 
die  mit  der  Registrirung,  der  Uebertragung ,  dem  Heimfall 
und  der  Natur  der  Besitzthümer  in  Land  verbunden  sind. 
Dies  sind  Gegenstände,  welche  ich  diesen  Abend  substantiell 
schwerlich  berühren  werde.  Ich  erwähne  sie  jetzt,  damit  die 
Unterlassung  nicht  als  Zeugniss  der  Gleichgiltigkeit  ausgelegt 
werden  könne.  Es  ist  mein  fester  Glaube,  dass  Irland  kein 
werth volleres  Geschenk  erhalten  könnte,  als  eine  gesunde  und 
gründliche  Gesetzgebung  über  diese  Gegenstände;  aber  es 
ist  nicht  unsere  Arbeit  diesen   Abend.     Jedermann   wird  zu- 
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geben,  dass  eine  solche  Gesetzgebung  unmöglich  mit  dem 
grossen  und  complizirten  Gegenstand,  mit  dem  wir  jetzt  zu 
thun  haben,  verbunden  werden  kann..  Die  beiden  Gegen- 
stände sind  in  der  That  insoweit  verbunden,  dass  wir  im 
Vorwärtsschreiten  nach  den,  1870  von  uns  angenommenen 
Prinzipien  versuchen,  dafür  zu  sorgen,  dass  alle  Operationen, 
welche  die  Maassregel  im  Auge  hat,  innerhalb  der  Macht  be- 
schränkter Eigner  des  Bodens  ihren  Platz  finden  sollen. 
Folglich  können  wir  die  Beschränkung  des  Eigenthumsrechtes, 
insoweit  als  es  füi-  unsern  Zweck  nothwendig  ist,  bei  Seite 
lassen.  Die  beiden  grossen  Fragen,  welche  zurückbleiben, 
sind  diese:  in  erster  Reihe  das  Verhältniss  von  Landlord  und 
Pächter  in  Irland,  an  zweiter  Stelle  jene  wichtige  Gruppe 
von  Fragen ,  die  ich  hier  unter  der  Bezeichnung  von  Gegen- 
ständen zusammenfassen  kann,  welche  Vorschüsse  aus  dem 
Staatsschatz  erfordern.  Dies  sind  die  beiden  Zweige  des 
Gegenstandes ,  welche  ich  verpflichtet  bin  ofien  darzulegen, 
und  ich  muss  sie  eröftnen  mit  viel  Entschuldigungen  und  mit 
einem  achtungsvollen  Appell  an  die  Nachsicht  des  Hauses. 
Indem  ich  diese  Fragen  behandle,  kann  ich  kaum  hoffen,  im 
Einzelnen  ganz  genau  zu  sein,  geschweige  denn,  dass  ich 
hoffen  kann,  die  zahlreichen  Bestimmungen  der  Maassregeln 
in  ihrem  wahren  Verhältniss  und  ihrer  relativen  Tragweite 
in  Bezug  auf  den  ganzen  Gegenstand  zu  erörtern.  Ich  fürchte, 
dass  ich  mich  dem  Tadel  nach  beiden  Seiten  hin  biosssteile: 
zu  weitschweifig  und  zu  mangelhaft  in  der  Darstellung,  die 
ich  zu  geben  habe,  zu  sein.  Aber  im  Vertrauen  auf  die  Ge- 
duld der  ehrenwerthen  Mitglieder  will  ich  mein  Bestes  thun, 
den  ganzen  Geist  und  die  Hauptbestimmungen  der  Maass- 
regeln zu  erläutern,  die  wir  dem  Hause  unterbreiten.  Ich 
habe  mich  noch  niemals  als  Minister  so  überwältigt  gefühlt 
von  der  mächtigen  Bedeutung  der  Umstände  und  der  Vor- 
schläge, die  damit  verschmolzen  sind;  und  es  giebt  nichts, 
was  gesetzlich  seitens  der  Regierung  gethau  werden  kann, 
das  wir  zaudern  sollten  zu  thun  für  den  Zweck,  eine  Gesetz- 
gebung zu  schaffen,  welche  die  Landfrage  in  Irland  wirkungs- 
voll erledigt. 

Es  scheint  mir,  dass  der  Vorschlag,  ein  Gericht  zu  schaf- 
fen, oder  die  Berufung  auf  einen  Gerichtshof  zuzulassen  für 
die  wichtigsten  und  zahlreichsten  Geschäfte  des  Lebens  zwischen 
Mann  und  Mann  —  ich  meine  in  materiellem  Sinne  — ,  bei 
den  Zuständen  in  Irland  und  nach  den  vorliegenden  Auto- 
ritäten ganz  unvermeidlich  geworden  ist.  Und  ist  das  so, 
dann  muss  es  offenbar  ein  hervorspringender  und  entscheiden- 
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der  Vorsehlag  sein  für  jede  Maassregel,  auf  die  er  einzugehen 
hat.  Aber  eine  Frage  von  grösster  Wichtigkeit  tritt  uns  auf 
der  Sehwelle  entgegen.  Soll  dieser  Gerichtshof  zwingend  sein? 
Und  ist  er  zwingend,  soll  er  allgemein  und  daher  dauernd 
sein?  oder  soll  es  ein  Gerieht  sein,  zu  dem  die  Wahl  noeh 
freigelassen  ist.  Diese  Fragen  werde  ich  vor  dem  Hause 
zu  begründen  haben;  aber  bevor  ich  sie  begründe,  will  ich 
von  einer  Sache  sprechen,  von  der  wir  die  tiefste  Ueber- 
zeugung  haben  und  über  die,  wie  ich  glaube,  viel  Vorurtheil 
und  Missverständniss  herrschen  ich  meine  den  Gegenstand 
der  Abtretung  (Cession,  assignment),  allgemein  bekannt  in 
der  Sprache  der  drei  F.s  als  „Freier  Verkauf"  (Free  Sale). 
Wenn  ich  dafür  das  Wort  „Abtretung"  gebrauche,  so  ge- 
brauche ich  das  Wort,  das,  wie  ich  glaube,  am  besten  der 
Rechtspflege  und  der  Geschichte  bekannt  ist.  Soweit  ich 
beobachten  konnte,  hat  die  gesetzliche  Anerkennung  der  Ab- 
tretung mehr  Widerstand  gefunden  in  den  Quartieren,  wo 
Widerstand  wahrscheinlich  zu  erwarten  stand,  als  andere  Vor- 
schläge der  Kommission,  wie  feststehende  Pachtung  und  bil- 
liger Pachtzins,  erlangt  durch  die  Abschätzung  einer  öffent- 
lichen Autorität.  Ich  glaube,  dass,  wenn  dieser  besondere 
Vorschlag  am  meisten  Widerstand  gefunden  und  der  un- 
schmackhafteste in  manchen  Quartieren  gewesen  ist,  derselbe 
bestimmt  und  entschieden  dem  Widerstand  in  Irland  am 
wenigsten  offen  ist  und  fast  absolut  mit  den  Nothwendigkeiten 
des  Falles  und  mit  den  Zuständen,  mit  denen  wir  zu  gebahren 
haben,  in  der  Wolle  gefärbt  ist.  Nun  lassen  Sie  uns  sehen, 
ob  dies  eine  unlogische  Darstellung  ist  oder  nicht!  Ich  will 
sprechen  von  dem,  was  abgetreten  wird,  von  dem  Pächter- 
recht von  Irland.  Und  zum  Zwecke  meines  Argumentes  be- 
steht die  Annahme,  dass  jeder  Pächter  ein  oder  ein  anderes 
Recht  an  seinem  Gute  habe. 

Was  sind  die  Elemente  dieses  Rechtes  in  Irland?  Sie 
sind  hier  leichter  gezeichnet,  als  irgend  sonstwo.  In  erster 
Stelle  haben  Sie  die  unfragliche  Thatsache,  dass  Verbesse- 
rungen in  weiterer  Ausdehnung,  als  wahrscheinlich  in  irgend- 
einem andern  Lande,  das  Werk  des  Pächters  selbst  sind. 
Pächterrecht  ist  das  Resultat  dieser  Verbesserungen.  Zweitens, 
Sie  haben  die  grosse  Thatsache  in  Irland :  Hunger  nach  Land, 
verbunden  mit  Mangel  an  Land.  Mit  einem  Angebot  von  Land 
auf  dem  Markt,  so  viel  geringer,  als  die  Nachfrage,  haben 
Sie  einen  Zustand  der  Dinge,  in  dem  es  für  einen  Mann, 
welcher  kein  Land  besitzt,  als  Mittel,  eine  regelmässige 
Existenz  und  einen  Lebensunterhalt  zu  erlangen,   wohl  der 
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Mühe  werth  ist,  dafür  zu  bezahlen,  um  es  zu  erlangen.  Diese 
Bereitwilligkeit  des  Pächters,  der  neu  eintritt,  zu  bezahlen, 
geht  genau  über  in  das  Interesse  des  Pächters,  der  austritt, 
solange  er  die  Pachtung  noch  hat,  als  etwas,  das  er  zu 
empfangen  hat.  Es  herrscht  hier  ein  Prinzip  von  seltener, 
aber  nicht  ganz  unverständiger  Operation  in  den  Zuständen 
Irlands  —  das,  was  man  pretium  affectionis  nennen 
könnte  --,  die  Neigung  vieler  Irländer,  auch  wenn  sie  ihr 
Land  verlassen  haben,  vielleicht  durch  harte  Kothwendigkeit 
fortgetrieben ,  ihren  Weg  zurückzufinden  und  sich ,  wenn  sie 
können,  wieder  auf  dem  Boden  niederzulassen.  Es  wird  mir 
vielleicht  erlaubt  sein,  ein  Beispiel  dieser  Art  zu  geben  — 
ein  extremes  Beispiel  ohne  Zweifel,  aber  zugleich  ein  Bei- 
spiel, das  uns  hilft,  zu  erkennen,  woher  es  kommt,  dass  der 
Pächter  in  Irland  glaubt,  er  habe  etwas  zu  übertragen,  wo- 
für er  das  Recht  hat  zu  erhalten,  so  viel  er  erlangen  kann. 
Ein  Landlord  im  Westen  Irlands  hatte  unter  anderen  Pacht- 
gütern ein  recht  miserables  Gut,  bestehend  aus  einem  kleinen 
Häuschen  und  einem  oder  zwei  Acres  Land,  für  das  er  fünf 
Guineen  Pacht  erhielt.  Wiederholt,  wenn  er  an  der  Stelle 
vorbeifuhr,  fiel  es  ihm  ein,  dass  er  die  Pacht  erniedrigen 
müsse;  aber  ehe  er  einen  Schritt  in  dieser  Richtung  gethan 
hatte,  kam  ein  Irländer,  der  von  Amerika  zurückgekehrt  war, 
zu  ihm  und  sagte  ihm,  dass  er  ein  Stück  Land  auf  seinem 
Besitzthum  zu  erhalten  wünsche ;  er  hatte  sich  an  den  Päch- 
ter des  kleinen  Gütchens  gewandt;  der  Pächter  war  gern  be- 
reit, zu  verkaufen,  und  jener  war  ganz  bereit,  zu  kaufen ;  und 
er  kam ,  um  nach  der  Erlaubniss  des  Landlords  zu  fragen. 
Der  Landlord  sagte:  „Sehr  gut,  ich  habe  nichts  dagegen, 
was  wollen  Sie  geben?"  Und  der  Mann  sagte,  er  wolle 
£,  100  für  das  Fünfguineengut  geben.  Der  Landlord  sagte 
im  Scherze,  „dann,  denke  ich,  muss  ich  die  Pacht  erhöhen"; 
aber  er  that  es  nicht,  und  das  Geschäft  wurde  gemacht. 
Nun,  das  war  so  gut  ein  Fall  von  pretium  affectionis.  als 
£  10,000  oder  £  20,000  für  ein  Servis  von  alt-Sevres  oder 
Porzellan  zu  bezahlen.  Es  giebt  Spezialitäten  in  dem  Fall 
von  Pächterrecht.  Aber  was  ich  dem  Hause  einprägen 
möchte,  ist  das,  dass,  abgesehen  von  diesen  Spezialitäten, 
das  Prinzip  der  Abtretung  ein  Prinzip  ist,  das  im  Gesetze 
wurzelt.  Durch  künstliche  Bestimmungen ,  eingeführt  in  die 
Verträge  kraft  der  herrschenden  Stellung  der  Landlords,  ist  die 
Abtretung  gewöhnhch  verboten  gewesen;  aber  die  Abtretung 
des  Pächterinteresses,  was  es  auch  sein  mag,  ist  ein  Prinzip 
nicht  nur   der  irischen,  sondern   auch  der  englischen  Land- 
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gesetze  und  der  Landgesetze  Europa's  im  Allgemeinen.    Die 
Bessborough-Kommission  sagt : 

„Viele  Generationen  hindurch  hat  die  grosse  Masse  bebauten  Landes 
in  Irland  aus  kleinen  Farmen  unter  30  Acres  ohne  Pachtbrief  auf  münd- 
liche Pachtung  von  Jahr  zu  Jahr  hin  bestanden.  Bei  diesen  Pachtungen 
hatte,  nach  dem  Gemeinen  Recht,  der  Pächter  ein  Eigenthumsrecht  gehabt, 
über  das  er  verfügen  konnte,  und  das  nur  beschränkt  war  unter  Be- 
dingungen, von  denen  die  hauptsächlichste  die  Forderung  war,  sechs 
Monate  vor  seinem  Abgange  zu  kündigen,  kürzlich  ausgedehnt  durch  das 
Gesetz  von  1877  auf  12  Monate. 

Ich  will  wenige  Worte  aus  einem  sehr  gediegenen,  ob- 
wohl nur  kurzgefassten  Werke  des  Herrn  Richey,  eines  Pro- 
fessors der  Universität  Dublin,  über  die  irischen  Landgesetze 
anführen.  Er  belehrt  uns  in  dem  ersten  Theile  dieses  Wer- 
kes, dass  jährliche  Pächterschaften  bei  ihrer  ersten  Entstehung 
im  16.  Jahrhundert  gewöhnlich  „leases"  genannt  wurden, 
Verpachtungen  für  die  Zeit  eines  Jahres  und  so  vorwärts  de 
anno  in  annum,  entsprechend  dem  Gefallen  beider  Parteien; 
und  er  sagt,  dass  der  Pächter  berechtigt  war,  wie  jeder 
andere  Eigenthümer  von  einem  Interesse  an  Land,  auf  diese 
jährliche  Pachtung  hin  seine  Farm  zu  verkaufen  oder  zu 
unterverpachten,  wem  und  unter  welchen  Bedingungen  er 
wollte.  Er  erklärt  dann ,  wie  es  geschah ,  dass  die  Einwilli- 
gung der  Landlords  dazu  kam,  nachgesucht  zu  werden,  und 
er  sagt,  dass,  gleichviel  ob  der  Landlord  dem  Verkauf  zu- 
stimmte oder  nicht,  alles  Interesse  des  vorhergehenden  Päch- 
ters durch  den  Verkauf  an  den  Käufer  überging.  Ich  will 
zuletzt  noch  einen  Auszug  anführen,  den  mein  ehrenwerther 
und  gelehrter  Freund,  der  General- Anwalt,  für  mich  besorgt 
hat  aus  einem  Werke  von  Woodfall  über  Landlord  und 
Pächter,  wo  es  deutlich  niedergelegt  ist,  dass  die  Pächter 
selbst  für  eine  kleinere  Periode,  als  vier  Jahre,  die  aber  einen 
bestimmten  Betrag  von  Interesse  daran  besitzen ,  das  Ganze 
oder  einen  Theil  davon  veräussern  dürfen,  wenn  sie  nicht 
ausdrücklich  darin  beschränkt  werden,  es  zu  thun.  Ein  Päch- 
ter von  Jahr  zu  Jahr  kann  daher  seine  Pachtzeit  abtreten 
oder  unterverpachten;  aber  er  darf  nicht  bei  der  Unterver- 
pachtung ein  Interesse  garantiren,  welches  das  seine  im  Punkte 
der  Dauer  überschreitet.  Ich  lenke  dringend  die  Aufmerk- 
samkeit auf  die  Thatsache,  dass  dies  Interesse  im  alten  Gesetze 
geborgen  ist,  weil  ich  glaube,  diese  Thatsache  begegnet  in 
hohem  Maasse  dem  hauptsächlichen  Widerspruch,  welchen 
einzelne  Herren  dieser  Periode  von  Pächterschaft  entgegen- 
halten können.  Sie  sagen,  es  etablire  verbundene  Eigen- 
thumsschaft,   was   sie  als  schlimme  Sache  betrachten.     Ich 
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gebe  das  nicht  zu ;  aber  wenn  es  verbundene  Eigenthumsschaft 
etablirt,  so  halte  ich  daran  fest,  dass  in  Abwesenheit  von 
ausdrücklichen  Beschränkungen  das  alte  Gesetz  des  Landes 
in  Uebereinstimmung ,  glaube  ich ,  mit  dem  allgemeinen  Ge- 
setz von  Europa  das  Päehterrecht  und  damit,  wenn  Sie  es  so 
nennen  wollen,  die  verbundene  Eigenthumsschaft  anerkennt. 
Nun  wohl!  Ist  dies  der  Stand  der  Sache,  wie  steht  sie  zum 
Landgesetz  von  1870?  Die  Sache  steht  so,  dass  vor  dem 
Landgesetz  von  1870  die  Pächterschaft  auf  bestimmte  Kün- 
digung am  Schluss  jedes  Jahres  endete  nach  dem  alleinigen 
Willen  des  Landlords  und  ohne  irgendwelche  anderen  Folgen. 
Was  der  Pächter  abzutreten  hatte,  war  so  gering,  dass  die 
Abtretung  wenig  werth  war  beim  Geben  wie  beim  Empfangen. 
Aber  im  Landgesetze  —  nicht,  wie  ich  gestehen  muss,  mit 
dem  Gesichtspunkte,  das  Prinzip  des  Pächterrechtes  zu  be- 
festigen, sondern  einfach  mit  dem  Gesichtspunkt,  den  Pächter 
im  Besitz  seines  Gutes  zu  vertheidigen,  und  es  dem  Landlord 
zu  erschweren,  ihn  aus  Caprice  loszuwerden  —  gingen  wir 
damit  vor,  eine  Skala  von  Entschädigungen  für  Erwerbsstörung 
festzusetzen,  ohne  welche  der  Pächter  nicht  entlassen  werden 
konnte.  Ist  das  so,  dann  wurde  offenbar  unter  dem  Gesetz 
von  1870  eine  werthvolle  Entschädigung  an  jede  jährliche 
Pachtung  in  Irland  geheftet.  Und  unter  dem  Gesetz  von 
1870  ist  das  Pächterrecht,  ob  wir  es  beabsichtigten  oder  nicht, 
etwas  Sichtbares  und  Bedeutendes  geworden.  Der  thatsäch- 
liche  Verkauf  des  Pächterrechtes  ist,  wie  nach  meiner  Meinung 
in  bezeichneter  Weise  im  Minoritätsbericht  der  Richmond- 
Kommission  beobachtet  wurde,  in  Irland  gewachsen  und  weit 
verbreitet  worden,  und  die  alte  Vorstellung  des  Volkes,  zu- 
rücklaufend in  Zeiten  vor  der  jetzt  herrschenden  Besitzart, 
hat  in  den  modernen  Zuständen  Autorität  erhalten  und  durch 
die  Gesetzgebung  dieses  Hauses  Ausdehnung  gewonnen.  Ver- 
hält sich  dies  so,  dann  sollte  man  sich  auch  daran  erinnern, 
dass  das  Pächtei'recht  sicherlich  von  grosser  praktischer  Zweck- 
mässigkeit ist,  vorausgesetzt,  dass  ein  ungehöriger  Eingriff  in 
das  Recht  der  Landlords,  von  dem  ich  jetzt  sprechen  will, 
zurückgehalten  werden  kann.  An  erster  Stelle  ist  hier  ein 
Mittel  nothwendig,  Verbesserungen  auf  die  bei  weitem  ein- 
fachste, billigste  und  rascheste  Weise,  die  man  erdenken  kann, 
abzuschätzen.  Die  Verbesserungen  sind  werth,  was  der  ein- 
tretende Mann  für  der  Mühe  werth  hält  zu  geben,  und  damit 
ist  die  Sache  erledigt.  Nun  ist  es  aber  auch  kein  unbeträcht- 
licher Vortlieil,  dass  der  Landlord  durch  die  Existenz  und 
Anerkennung  des  Prinzips  des  Pächterrechtes  in  allen  seinen 
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gerechten  Ansprüchen  gesichert  wird.  Es  wird  zugegeben, 
dass  es  die  erste  Pflicht  des  Pächterrechtes  ist,  dass  das 
Pachtgeld  bezahlt  werden  muss,  und  dass  irgend  etwas,  das 
der  Landlord  vom  Pächter  zu  beanspruchen  hat  —  wie  zum 
Beispiel  im  Fall  von  Verwüstung  — ,  vom  Gelde  für  das 
Päehterrecht  abgezogen  werden  soll.  Wie  verhält  sich  dies 
in  Bezug  auf  die  Kommission?  Denn  ich  muss  sagen,  dass 
die  Autorität  dieser  Kommissionen  ein  sehr  wichtiges  Element 
in  unserer  Betrachtung  der  Sache  bildet,  wie  Sie  alle  fühlen 
werden.  Jedes  Mitglied  der  Bessborough-Kommission  —  Herr 
Kavanagh  mit  einigem  Bedauern  —  erkannten  das  Prinzip 
des  Pächterrechtes  an.  Die  Minorität  der  Richmond-Kom- 
mission  bestätigt  es  emphatisch,  und  die  Majorität  hat  kein 
Wort  dagegen  geäussert.  So  stehen  wir  auf  dem  Boden  der 
Autorität,  Aber  bevor  wir  diese  Empfehlungen  verlassen,  ist 
eine  davon,  bei  der  ich  mich  nicht  enthalten  kann  einen 
Augenblick  zu  verweilen,  und  das  ist  der  unermessliche  poli- 
tische Vortheil,  den  man  in  der  Ausübung  dieses  Prinzips  ge- 
funden hat.  Ich  denke  nicht,  dass  wir  eine  lebhaftere  Be- 
leuchtung dieses  politischen  Vortheils  haben  könnten,  als  der 
Zustand  des  Elends,  der  gerade  12  Monate  zurück  im  Westen 
Irlands  geherrscht  hat.  Zu  jener  Zeit  gab  es  eine  ganze 
Gruppe  von  Grafschaften,  in  denen  die  äusserste  Noth 
herrschte.  Diese  äusserste  Noth  war  in  den  meisten  dieser 
Grafschaften  von  grosser  politischer  Gefahr  begleitet.  Ich 
beziehe  mich  natürlich  besonders  auf  Mayo  und  Galway.  Aber 
da  gab  es  eine  andere  Grafschaft,  wo  die  Noth  kaum  um 
einen  Schatten  geringer  war,  als  in  den  übrigen,  und  doch 
war  dort  zu  jener  Zeit  keine  öifentliche  Gefahr,  keine  öffent- 
liche Agitation,  keine  Beunruhigung  ausser  der  Beunruhigung 
humaner  und  christlich  gesinnter  Menschen  über  die  Leiden 
ihrer  Mitmenschen  vorhanden;  und  das  war  die  Grafschaft 
Donegal.  Und  der  einzige  Umstand  —  denn  es  ist  eine  der 
wildesten  Grafschaften,  die  Sie  in  Irland  haben  — ,  der  sie, 
soweit  menschliches  ürtheil  sieh  bilden  kann,  von  den  Graf- 
schaften in  ihrer  Nähe  in  Connaught  verschieden  machte, 
war  der  Umstand,  dass  Sie  in  Donegal  Pächterrecht  hatten, 
während  Sie  es  in  Mayo  und  Galway  nicht  hatten.  Nun 
wohl!  Man  mag  Einwendungen  gegen  das  Pächterrecht  erheben, 
und  ich  habe  nicht  im  Sinne,  ein  ungeregeltes  Pächterrecht 
vorzuschlagen.  Es  erscheint  mir,  dass  es  sehr  unbillig  wäre, 
einem  Pächter  gesetzliche  Gewalt  zu  verleihen,  ohne  in  den 
Händen  der  Landlords  oder  einer  öffentlichen  Autorität  die 
Mittel  zu  lassen,   ihr  eigenes  gerechtes  Interesse  zu  sichern. 


90  Gerichtlicher  Pachtzins. 

Wenn  ein  Gericht  angerufen  werden  muss  auf  das  Verlangen 
eines  Pächters,  die  jährlichen  Einkünfte  des  Landlords  zu  be- 
schränken und  das  festzusetzen,  was  wir  in  diesem  Gesetzent- 
wurf einen  gerichtlichen  Pachtzins  nennen,  dann  sehe  ich  nicht, 
nach  welchem  Prinzip  Sie  sagen  werden,  dass  das  Pächter- 
recht des  Pächters  nicht  einer  ähnlichen  und  analogen  Be- 
schränkung unterworfen  werden  muss.  Es  liegen  hier  gewiss 
einige  stärkere  Gründe  zu  Gunsten  dieses  Verfahrens  vor,  als 
die  Interessen  der  Landlords;  denn  es  ist  sehr  leicht,  zu 
sagen,  dass  Sie  vergeblich  des  Landloi'ds  gerichtliche  Pacht- 
i-ente  beschneiden  —  ich  nehme  hier  nur  an,  dass  die  Wir- 
kung sein  kann,  sie  zu  beschneiden,  denn  in  einigen  Fällen 
kann  die  Wirkung  auch  sein,  sie  zu  erhöhen  — ,  und  dafür 
sorgen,  dass  die  Einkünfte  der  Landlords  beschränkt  werden, 
wenn  bei  dem  Landhunger  und  -Mangel,  die  in  Irland  herr- 
schen, Sie  es  immer  noch  Jedem  offen  lassen,  eine  extra- 
vagante Summe  für  das  Pächterrecht  zu  zahlen  und  damit 
Pachtgüter  unter  derselben  Pieinertragsbedingung  (rack-ren- 
ted condition*)  zu  übernehmen.  Ich  behaupte  daher,  und 
wir  haben  den  Gesetzentwurf  nach  diesen  Prinzipien  einge- 
richtet, dass  die  gebührende  Anerkennung  des  Rechts  des 
Landlords  oder  des  Gerichts,  den  Pachtzins  zu  erhöhen,  das 
gebührende  und  gerechte  Mittel  ist,  zu  verhüten,  dass  das 
Pächterrecht  —  dasjenige,  welches  wir  für  das  gerechte  Recht 
des  Pächters  halten  —  in  Uebertreibung  ausarte  und  die 
Grenzen  überschreite,  wo  das  gerechte  Recht  Anderer  liegt. 
Wir  glauben,  dadurch,  dass  wir  das  Recht  des  Pächters,  ab- 
zutreten, und  das  Recht  des  Landlords,  zu  erlangen,  was  sein 
Land  vernünftigerweise  werth  ist,  unter  billige  Bedingungen 
und  in  billigen  Wettbewerb  zusammenbringen,  ein  Resultat 
gewinnen  zu  können,  welches  mit  der  Gerechtigkeit,  welches  mit 
den  Interessen  beider  übereinstimmt.  Ich  habe  das  Haus  etwas 
lange  mit  diesem  Gegenstand  aufgehalten,  weil  ich  aufs 
äusserste  bestrebt  bin,  zu  thun,  was  ich  vermag,  um  nach- 
zuweisen, in  erster  Reihe,  dass  in  der  Anerkennung  dieses 
Prinzips  nichts  Aussergewöhnliches  oder  nichts  von  neuerungs- 
süchtigem Charakter  liege,  dass  es  in  der  Geschichte  Irlands 
und  in  den  Ideen  des  irischen  Volkes  wurzelt,  dass  es  sich 
•  durch  eine  Menge  praktischer   Vortheile   empfiehlt ,   und  zu- 
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letzt,  class  es  nicht  nöthig  hat,  irgend  Jemandem  Ungerech- 
tigkeit aufzubürden. 

Jetzt,  Herr,  komme  ich  zu  der  grossen  Frage,  welche, 
glaube  ich,  den  springenden  Punkt  und  das  vornehmste  Prin- 
zip des  Gesetzentwurfes  bilden  muss,  zu  der  Institution  eines 
Gerichts,  welches  Erkundigung  über  den  Pachtzins  einziehen 
soll  und,  indem  es  Erkundigung  über  den  Pachtzins  einzieht, 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  auch  nicht  da- 
von abgehalten  werden  soll,  Erkundigungen  über  die  Pächter- 
schaft und  die  Abtretung  einzuziehen.  Die  erste  Frage,  die 
hier  zu  erwägen  steht,  ist,  wie  ich  schon  bemerkt:  Soll  dieses 
Gericht  ein  der  Wahl  freigestelltes  Gericht,  oder  soll  es  all- 
gemein, zwingend  und  dauernd  sein?  Wenn  es  ein  der  Wahl 
freistehendes  sein  soll .  dann  ist  es  eine  Sache  der  Lebens- 
bedingung, dass  wir  die  Gewissheit  in  uns  tragen,  dass  die 
Wahl  wirklich  eine  freie  sein  wird.  Könnte  man  nachweisen, 
dass  ein  irischer  Pächter,  der  damit,  dass  er  vor  Gericht 
geht,  von  der  Wahl  Gebrauch  macht,  in  irgend  einem  Grade, 
grossem  oder  kleinem,  derselbenArt  vonDruck  unterworfen  werde, 
der  er  jetzt  auf  dem  Land-Markt  unterworfen  wird,  wenn  er 
auf  Land  bietet,  so  würdeich  sagen,  ein  solcher  Einwand  wäre 
verhängnissvoll.  Aber  erwägen  wir  die  Sache  so  gut,  wie 
wir  nur  können,  so  sehen  wir  nicht,  dass  hier  irgend  etwas 
stattfinden  könnte,  was  in  dieser  Beziehung  die  vollkommene 
Freiheit  des  Pächters  verhindert.  Ich  meine,  dass,  wenn  ein 
Pächter  von  Irland  gesetzlich  vor  Gericht  gehen  kann,  es 
unmöglich  ist  für  den  Landlord,  irgendeine  Einschüchterung 
unmittelbar  oder  mittelbar  anzustellen,  um  ihn  zu  hindern, 
es  zu  thun.  Der  Fall  ist  einigermaassen  wie  dieser:  Ein 
schwacher  Mann  kann  auf  einer  öffentlichen  Strasse  durch 
einen  frechen  Räuber  eingeschüchtert  werden.  Aber  die  Ge- 
genwart des  frechen  Räubers  wird  nicht  die  Freiheit  des 
schwachen  Mannes  verhindern,  wenn  er  einen  Polizeimann 
auf  der  Strasse  sieht;  und  er  würde  sich  an  den  Polizeimann 
ebenso  frei  wenden,  als  ob  er  nicht  unter  der  Furcht  vor 
dem  frechen  Räuber  gestanden  hätte.  Es  scheint  uns,  dass 
der  irische  Pächter  die  Hülfe  des  Gerichts  ebenso  frei  an- 
rufen kann,  wenn  man  diesem  auch  aus  guten  Gründen  einen 
der  Wahl  freistehenden  Charakter  verleiht.  Es  ist  kein  Grund 
vorhanden,  weshalb  der  Polizeimann  das  ganze  Leben  hin- 
durch an  Ihre  Seite  fest^eleimt  werden  sollte.  Deshalb  sagen 
wir:  wenn  der  Zugang  zum  Gericht  vollkommen  frei  ist, 
und  wenn  die  Aktion  des  Gerichts  und  die  Kontrole  des  Ge- 
richts vollständig  und  hinreichend  sind,   dann   sollte  es   dem 
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Pächter  überlassen  bleiben,  von  Zeit  zu  Zeit  zu  überlegen 
ob  er  mit  dem  Gericht  fortfahren  solle  oder  nicht.  Es  sind 
noch  andere  starke  Gründe  dafür  vorhanden,  den  Gerichts- 
hof zu  einem  wahlfreien,  statt  zu  einem  zwingenden  zu 
machen. 

Im  Bessborough-Bericht  findet  sich  ein  kurzer  Satz,  der 
so  lautet: 

„Es  scheint  wünschenswerth,  dass  in  Zukunft  dieselben  Landgesetze 
durch  ganz  Irland  herrschen  sollten  und  dass  ein  Jahrespächter  in  jedem 
Theile  des  Königreiches  dieselben  Kechte  besitzen  und  denselben  Pflichten 
unterworfen  sein  sollte." 

Wir  haben  diesen  Vorschlag  nicht  angenommen.  Es 
scheint  uns,  dass  dagegen  mehrere  gewichtige  Einwände  vor- 
gebracht werden  können.  Ein  Einwand  ist  dieser  :  Es  kann  in 
Irland  Pächter  geben,  welche  die  Einmischung  des  Gerichtes 
nicht  wünschen.  Nach  allem,  was  wir  über  die  Verwaltung 
vieler  Güter  in  Irland  gehört,  muss  ich  gestehen,  dass  ich  es 
für  möglich  halte  —  ja  selbst  für  wahrscheinlich  — ,  dass  es 
eine  beträchtliche  Anzahl  von  Pächtern  geben  mag,  die  lieber 
wollen,  dass  es  ihnen  freistehe,  sofern  sie  an  dem  Gericht 
einen  entsprechenden  Schutz  haben,  ihre  eigenen  Angelegen- 
heiten mit  den  Landlords  selbst  zu  leiten,  als  gezwungen  zu 
sein,  vor  Gericht  zu  gehen.  Hier  rufe  ich  wieder  die  Auto- 
rität der  Bessborough -  Kommission  zu  Hülfe;  denn  in  dem 
79.  Paragraphen  sagt  sie  trotz  ihrer  Empfehlung  eines  all- 
gemeinen und  zwingenden  Systems  folgendes: 

„Es  wird  wahrscheinlich  Besitzungen  geben  unter  denen,  die  mit 
Freundlichkeit  verwaltet  werden,  wo  die  grossen  Nachlässe,  die  Pächtern 
für  Verbesserungen  gewährt  werden,  die  Materialien,  die  ihnen  gegeben 
oder  unter  dem  Kostenpreise  verkauft,  und  die  vielen  anderen  Wohlthaten, 
die  ihnen  von  guten  Landlords  erwiesen  worden  sind,  von  einigen  Päch- 
tern unter  allen  Umständen  der  Feststellung  der  Pacht  und  dem  freien 
Verkauf  vorgezogen  würden." 

Sie  sagen,  dass  Alles,  wie  die  dauernde  Festsetzung  der 
Pacht  und  der  freie  Verkauf,  in  einigen  Fällen  vom  Pächter 
geopfert  werden  würde,  weil  er  es  vorzieht,  die  Wohlthaten 
des  existirenden  Verhältnisses  nicht  zu  verlieren.  Ich  adop- 
tire  diese  Worte  nicht  genau  so,  wie  sie  stehen;  aber  ich 
glaube,  sie  geben  wichtige  Gründe,  die  Ueberzeugung  zu  un- 
terstützen, dass  es  gegenwärtig  für  uns  unmöglich  ist,  uns 
ein  Urtheil  darüber  zu  bilden,  in  welcher  Verhältnisszahl  die 
Pächter  von  Irland  lieber  die  Verwaltung  ihrer  eigenen  An- 
gelegenheiten in  ihrer  eigenen  Hand  behalten,  als  die  Zwangs- 
hülfe  einer  öffentlichen  Autorität  anrufen  wollen. 
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Aber,  Herr,  ich  gestehe,  es  scheinen  mir  viele  Umstände 
in  der  Sache  Irlands  geeignet,  uns  von  einem  Versuch  abzu- 
schrecken, was  ich  nennen  möchte,  eine  todte  und  mecha- 
nische Uniformität  in  der  gesetzlichen  Bedingung  herzustellen, 
unter  welcher  sein  Ackerbau  getrieben  werden  soll.  Es  giebt 
kein  ackerbauendes  Land  in  der  Welt,  dessen  Oberfläche  so 
durchsetzt  ist  mit  Verschiedenheiten  wie  Irland.  Sie  haben, 
um  damit  anzufangen,  dort  alle  die  srewöhnlichen  Verschie- 
denheiten, und  Sie  haben  viele  Verschiedenheiten,  die 
irisch  und  ausschliesslich  irisch  sind.  Sie  haben  die  Gras- 
und  die  Acker  -  Farmen ;  Sie  haben  die  grossen  und  die 
kleinen  Pachtgüter;  Sie  haben  den  grossen  und  den 
kleinen  Eigenthümer;  Sie  haben  den  abwesenden  Landlord 
und  den  sesshaften  Landlord ;  Sie  haben  die  Verbesse- 
ningen, zuweilen  vom  Pächter  gemacht,  und  die  Ver- 
besserungen, zuweilen  vom  Landlord  gemacht.  Denn  glück- 
licher Weise  giebt  es  und  gab  es  Landlords  in  Irland,  welche 
im  strengsten  Sinn  verbessernde  Landlords  genannt  werden. 
Sie  haben  die  Zeitpachtungen,  und  Sie  haben  die  jährlichen 
Pächterschaften ,  die  Vertreter  für  Erbbesitzer  von  Land  und 
Ländereien,  untervermiethet  für  einzelne  Ernten  oder  für 
Arbeitslohn,  und  Ländereien  in  rundale;*)  Sie  haben  die 
Ländereien  mit  Ueber-Pachtzins  durch  die  Wirkung  des 
grossen  Hungers  nach  Land;  Sie  haben  Ländereien  mit  Unter- 
Pachtzins ,  durch  den  Uebergang  vieler  Besitzungen  und  in 
gewissen  Fällen  durch   den  Wunsch   und   vielleicht  mit  dem 


*)  Dei  ganze  schwierige  Satz  heisst:  „You  have  the  leaseholds  and 
you  have  the  annual  tenancy;  the  care-takers  of  land;  lands  in  conacre 
and  lands  in  rundale."  Die  Ausdrücke  für  diese  Besitzarten  kenne  ich 
theils  selbst,  theils  erholte  ich  mir  bei  kompetenten  Freunden  Rath:  ich 
will  sie  hier,  auch  die  dem  Leser  bekannten,  geben;  nur  über  den  Aus- 
druck „rundale"  ist  selbst  in  den  besten  Quellen  keine  Information  zu 
finden ;  es  ist  in  jedem  Falle  ein  rein  provinzieller  irischer  Ausdruck. 

Leasehold  ist  die  vertragsmässige  Zeitpachtung  auf  7,  10,  31  und 
mehr  Jahre,  annual  tenancy  die  jährliche  Pachtung,  meist  die  der 
kleineren  Pächter;  care-takers  of  land  sind  die  Farmer,  welche  ein 
Gut  an  Stelle  und  für  einen  Erbeigenthümer  verwalten  und  seine  Ver- 
treter sind ;  lands  in  conacre  sind  einzelne  Acker  eines  Gutes,  die 
von  Pächtern  untervermiethet  werden,  theils  nur  für  einzelne  Ernten, 
theils  an  Arbeiter,  die,  statt  den  Pachtzins  dafür  zu  zahlen,  dem  Pächter 
Arbeit  von  äquivalentem  Werthe  thun.  Beide  Formen  kommen  in  Irland 
als  Besonderheiten  vor.  Das  Wort  conacre  wird  als  Verbum,  als 
Adjectivum  und  als  Substantivum  gebraucht;  das  Verbum  conacre  heisst 
im  englischen  Recht  „to  underlet  a  portion  (of  a  farm)  for  a  single 
crop",  das  Adjectivum  conacre  „pertaining  to  the  subletting  by  a  tenant 
of  one  or  more  acres  of  his  farm  for  a  single  crop",  das  Substantivum  „the 
payment  of  wages  in  land,  the  rent  being  worked  out  in  labor  at  money 
valuation".  Anm.  des  Herausg. 
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ausdrücklichen  Vorsatz,  Pächterrecht  und  Abtretung  auszu- 
schliessen.  Sie  haben  den  altmodischen  irischen  Landlord, 
und  Sie  haben  den  neumodischen  irischen  Landlord;  und  ob- 
gleich der  alte  irische  Landlord  kein  unfehlbares  Wesen  war, 
so  waren  doch  viele  seiner  Sünden,  wenigstens  gegen  seine 
Pächter,  mehr  Sünden  des  Gehenlassens ,  als  des  Begehens 
(„Omission  rather  than  of  commission'-),  und  tragen  in  sich 
keinen  ungünstigen  Vergleich  mit  dem,  was  ich  den  neu- 
modischen Landlord  nenne.  Sie  haben  Land  unter  Vermitt- 
lern und  Land  ohne  Vermittler;  Sie  haben  Pächter  für  stete 
Dauer;  und  dann,  vor  allem,  Sie  haben  in  Irland  das  Vor- 
herrschen von  örtlichen  Gewohnheiten ,  welche  tiefe  Wurzeln 
im  Lande  gefasst  haben,  und  die  wir,  meiner  Meinung  nach, 
nicht  willkürlich  von  der  Oberfläche  des  Landes  wegzuwischen 
versuchen  dürfen,  ohne  eine  sehr  schwere  Verantwortlichkeit 
zu  übernehmen. 

Alles  dies  sind  sehr  starke  Gründe,  Herr,  dem  Pächter 
die  freie  Wahl  zu  lassen,  zu  überlegen,  ob  er  vor  Gericht 
gehen  soll,  oder  ob  er  es  nicht  soll.  Ich  muss  auch  noch 
einige  andere  Gründe  angeben.  Ich  habe  in  der  That  sehr 
grosse  Bedenken,  ob,  wenn  wir  durch  ein  Zwangsgesetz 
in  die  Lage  kämen,  die  endgültige  Regelung  jedes  Vertrages 
in  Bezug  auf  Land  einer  richterlichen  Kommission  mit  dem 
Sitze  im  Gerichtshof  zu  übertragen,  nicht  jede  richterliche 
Autorität,  die  sie  schaffen  könnte,  unter  dem  ihr  auferlegten 
Gewichte  zusammenbrechen  würde.  Ich  glaube,  es  würde  sich 
zeigen,  dass  dies  über  ihre  Kraft  geht.  Denn  ich  kann  es 
nicht  verschweigen  —  obwohl  ich  hoffe,  es  "wird  dies  nicht 
scheinen,  als  ob  ich  der  Sache  der  Landreform  von  Irland 
ungetreu  wäre  — ,  dass  es  kein  Land  in  der  Welt  giebt,  welches, 
sofern  seine  sozialen  Verhältnisse  dahin  kommen,  es  zuzu- 
lassen ,  mehr  Vortheile  von  der  vollkommenen  Vertragsfrei- 
heit in  Landangelegenheiten  gewinnen  wird,  als  Irland.  Un- 
glücklicher Weise  ist  es  in  keinem  Zustande,  um  die  Frei- 
gebung zuzulassen.  Schliesslich,  was  der  Irländer  braucht  — 
und  ich  will  nicht  sagen,  dass  es  seine  Schuld  ist,  dass  er  es 
nicht  hat  — ,  ist  die  Gewohnheit  der  Selbstverwaltung  (Beifall 
von  den  Home-rulers.)  Er  braucht  das,  was  der  Schotte  hat 
(Beifall  und  Lachen);  —  und  ich  hoffe,  durch  Einschal- 
tung dieses  Gegensatzes  mich  hinlänglich  vor  ungerechtfertig- 
ten Schlüssen  gewahrt  zu  haben.  Aber  ich  sage  im  Ernste, 
obgleich  die  Errichtung  eines  Gerichtshofes  eine  nützliche 
Maassregel  sein  kann  und,  ich  glaube,  wirklich  ist,  dürfen  Sie 
sich  doch  die  Thatsache  nicht  verbergen,  dass  es  eine  solche 
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in  der  Form  der  Centralisation  ist,  welche  der  öffentlichen 
Autorität  überträgt,  was  durch  ein  privates  Individuum  ver- 
handelt werden  sollte.  Das  mag  ein  unendlich  kleineres  Uebel 
sein,  als  die  Uebel,  die  Sie  mögen  zu  bekämpfen  haben,  und 
mag  daher  eine  Sache  sein,  die  Sie  unter  den  Umständen 
mit  ganzem  Herzen  erfassen  sollten;  aber  ich  bekenne  mich 
zu  grossen  Bedenken,  ob  es  eine  Sache  sei,  die  Sie,  soweit 
Sie  vermögen,  mit  dem  Stempel  der  ewigen  Dauer  stereo- 
typiren  und  stempeln  dürften.  Aber  in  jedem  Falle  sollte  es 
kein  einseitiges  Gericht  sein.  Wenn  ein  Gericht  sich  ein- 
mischen soll,  muss  es  sieh  einmischen  zu  dem  Zwecke,  Ge- 
rechtigkeit zu  üben.  Daher,  im  Allgemeinen  gesprochen, 
können  wir  nicht  den  Vorschlag  machen,  dass  es  sich  zum 
Schutz  und  zum  Vortheil  des  Pächters  allein  einmischen  solle. 
Wir  können  nicht  diejenigen,  die  am  Sitz  der  Gerechtigkeit 
sitzen,  vermögen,  die  Gerechtigkeit  zu  vergessen,  selbst  im 
Angesicht  von  so  hohen  und  bedeutenden  Gegenständen,  wie 
die  Landreform  von  Irland.  Nun  wohl,  Herr!  Ist  das  so,  dann 
ist  es  der  richtige  Schluss,  dass  wir  Niemanden  in  das  Ge- 
richt hineinzwingen  sollten.  Wir  sollten  den  Zugang  zu  dem- 
selben vollkommen  frei  halten,  so  geregelt  durch  öffentliche 
Autorität,  dass  der  kleinste  Pächter  in  Irland  so  furchtlos 
vor  dasselbe  treten  kann,  als  ob  er  der  grösste  wäre.  Ein 
anderer  Schluss  ist  dieser,  dass  wir  nicht  zwangsweise  suchen 
sollten,  dem  eine  beständige  Dauer  zu  verleihen,  was  bei 
alledem  ein  abnormes  System  ist  —  nämlich  eine  bestän- 
dige Dauer  unter  allen  Zuständen,  wie  sehr  dieselben  auch 
verändert  sein  mögen  gegen  die  jetzt  herrschenden,  und  wie 
sehr  sie  sich  mögen  den  Zuständen  genähert  haben  von  an- 
deren Ländern,  wo  die  Beziehungen  zwischen  Gutsherr  und 
Pächter  die  Anwendung  keiner  solchen  Mittel  zu  ihrer  ge- 
rechten und  befriedigenden  Regelung  erfordern.  Wir  schlagen 
daher  vor,  dass  der  Eintritt  in  den  Gerichtshof  ein  Eintritt 
der  freien  Wahl  sei. 

Und  jetzt  will  ich  dazu  schreiten,  Ihnen  in  Worten,  die, 
wie  ich  hoffe,  vollkommen  deutlich  sind,  die  Vorsehläge  mitzu- 
theilen,  die  wir  mit  Recht  als  denjenigen  Theil  des  Gesetz- 
entwurfes betrachten,  der  den  Mittelpunkt  und  die  Lebens- 
bedingung desselben  bildet.  Jeder  Pächter,  der  jetzt  in 
Irland  existirt,  kann  vor  den  Gerichtshof  gehen.  Die  erste 
Aufgabe  wird  sein,  einen  gerichtlichen  Pachtzins  (judicial  rent) 
zu  tinden.  Dieser  Pachtzins  wird  auf  der  Basis  eines  billigen 
Pachtzinses  (fair  rent)  stehen,  und  wii-  haben  es  für  unsere 
Pflicht  gehalten,  zu  versuchen,  uns  mit  der  sehr  schweren 
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Aufgabe  abzuplagen  —  mit  der  sich  zu  befassen  keine  der 
Kommissionen  eine  besondere  Bereitwilligkeit  zeigt  — ,  dem 
Gerichtshof  einige  Leitung  in  seinen  Anstrengungen  zu  geben, 
um  einen  billigen  Pachtzins  zu  finden.  Die  Worte  selbst  stehen 
im  Gesetzentwurf.  Möglich,  dass  sie  der  Verbesserung  offen- 
stehen. Aber  ich  kann  das  Prinzip  derselben  so  beschreiben, 
dass  sie  einerseits  die  Rücksicht  auf  einen  solventen  Pächter 
und  andererseits  die  schuldige  Achtung  des  Werthes  des 
Pächterrechtes  enthalten.  Wenn  das  Gericht  einen  gericht- 
liehen Pachtzins  festgesetzt  hat,  so  wird  dieser  gerichtliche 
Pachtzins  einen  gesetzlichen  Termin  von  15  Jahren  mit  sich 
führen,  während  dessen  keine  Veränderung  stattfinden  kann. 
Während  dieser  Periode  kann  keine  Exmission  eines  Pächters 
ohne  Zulassung  seitens  des  Pächters  oder  des  Gerichtes  statt- 
finden, ausser  es  sei  wegen  Bruchs  bestimmter,  besonders  be- 
zeichneter Verträge  oder  wegen  Nichtbezahlung  der  Pacht. 
Während  dieser  Periode  hat  der  Landlord  nicht  die  Macht 
der  Zurücknahme,  selbst  nicht  auf  die  Erlaubniss  des 
Gerichtes  hin,  gleichviel,  was  zwischen  dem  Landlord  und 
dem  Pächter  vorgefallen  sein  mag,  oder  wie  gewichtig  auch 
die  Vertheidigung  der  Zurücknahme  sein  mag.  In  Rück- 
sicht auf  die  mehr  rein  gesetzlichen  Seiten  des  Entwurfs 
—  den  Fall  von  Bruch  der  Verträge  oder  für  Nichtbezahlung 
der  Pacht  —  wird  der  hier  adoptirte  Prozess  vollständig 
erklärt  werden,  wenn  der  Entwurf  fortschreitet,  durch  meine 
ehrenwerthen  und  gelehrten  Freunde,  den  General -Anwalt 
und  den  General-Staatsanwalt  von  Irland.  Die  allgemeine 
Idee  ist,  dass  ein  Zwangsverkauf  des  Pächterrechtes  nur  im 
Falle  eines  Bruchs  der  Bedingungen  des  Pächterrechtes  inner- 
halb der  Periode,  die  wir  erwähnt  haben ,  stattfinden  könne ; 
und  am  Ende  dieser  Periode  wird  der  Pächter  natürlich  sein 
Gut  aufgeben.  Das  Pächterrecht  kann  nach  den  Bestimmungen 
des  Entwurfes  zu  irgendeiner  Zeit  innerhalb  der  Periode, 
an  deren  Ende  der  Pächter  unter  dem  gegenwärtigen  Gesetz 
endgültig  von  seinem  Gute  ausgewiesen  würde,  verkauft  wer- 
den. Die  Wirkung  unseres  Vorschlages  wird  die  sein,  dass 
dem  Pächter  für  den  Verkauf  seiner  Pachtung  alle  die  Zeit 
gewährt  wird,  welche  im  Falle  der  Nichtbezahlung  des  Pacht- 
zinses für  die  zufällige  Zurücknahme  seines  Gutes  nach  der 
Auszahlung  aller  ihm  zukommenden  Posten  gewährt  wird. 
Am  Ende  des  gesetzliclien  Termins  von  15  Jahren  kann  ein 
Gesuch  um  die  Erneuerung  dieser  Zeit  gemacht  werden;  und 
dies  Gesuch  kann  toties  quoties  gemacht  werden,  ausser 
es  entsteht  in  der  Pachtung  ein  gewisser  Fall,  den  ich  gleich 
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beschreiben  will.  Ist  sie  erneuert,  so  bleiben  die  Bedingungen 
in  Betreif  der  Ausweisung  dieselben;  aber  nach  dem  Ablauf 
des  nächsten  Termins  von  15  Jahren  kann  der  Landlord  mit 
Erlaubniss  des  Gerichts  und  aus  bestimmten,  genau  erklärten 
und  hinreichenden  Gründen  den  Besitz  zurücknehmen.  Das 
Recht  der  Zurücknahme  durch  den  Landlord  wird,  wenn  die 
Pachtgüter  im  Gerichte  stehen,  vollständig  dem  Urtheile  des 
Gerichtes  unterworfen  werden,  da  wir  die  Wichtigkeit  einer 
klaren  Definition  in  einem  Akt  dieser  Art  vollständig  an- 
erkennen ;  aber  die  Fälle ,  die  wir  als  solche  anerkennen, 
welche  die  Definition  des  Billigen  und  Hinreichenden  er- 
füllen, sind  folgende :  es  müssen  Fälle  sein,  die  sich  entweder 
auf  das  Wohl  der  Pachtung,  das  Wohl  der  ganzen  Besitzung, 
oder  die  Wohlthat  gegen  die  Arbeiter  in  Betreff  ihrer  Hütten, 
Gärten  und  Stückchen  Land  beziehen.  Die  Erneuerung  des 
gerichtlichen  Pachtzinses  kann  stattfinden  toties  quoties  am 
Schluss  eines  jeden  von  diesen  Terminen,  solange  die  Päch- 
tersehaft  als  das  fortbesteht,  was  wir  im  Entwurf  als  die 
„gegenwärtige  Pächterschaft"  erklären. 

Ich  wünsche  die  besondere  Aufmerksamkeit  des  Hauses 
auf  diese  Ausdrücke  zu  lenken,  weil,  wie  wir  beabsichtigen, 
eine  gegenwärtige  Pächterschaft  nicht  aufhört,  eine  gegen- 
wärtige Pächterschaft  zu  sein,  einfach  auf  den  Wechsel  des 
Pächters  hin:  die  einzigen  Fälle,  in  denen  sie  von  einer 
gegenwärtigen  zu  einer  zukünftigen  Pächterschaft  übergehen 
kann,  sind  diese:  Findet  ein  Bruch  des  Vertrages  statt  und 
daraufhin  eine  Ausweisung,  und  kommt  das  Land  zurück 
zum  Landlord,  dann  entsteht  eine  neue  Pächterschaft.  Giebt 
es  einen  gerechtfertigten  Grund  der  Zurücknahme  seitens  des 
Landlords,  dann  entsteht  eine  neue  Pächterschaft. 

Wir  haben  ferner  im  Entwurf  dem  Landlord  ein  so- 
genanntes Vorkaufsrecht  vorbehalten  in  dem  Falle,  wo  der 
Pächter  sein  Pächterrecht  zu  verkaufen  wünscht.  Nicht  als 
ob  der  Landlord  den  Pächter  zwingen  könnte,  es  zu  thun; 
aber  wenn  der  Pächter  sein  Pächterrecht  zu  verkaufen  wünscht, 
kann  der  Landlord  unter  der  Autorität  des  Gerichts  darum 
nachsuchen  und  es  kaufen.  Thut  es  der  Landlord  nicht,  so 
wird  der  Pächter  wieder  der  Besitzer  des  Gutes.  Aber  wir 
setzen  fest,  dass  damit,  dass  er  wieder  Besitzer  wird,  nicht 
eine  w^eitere  Pächterschaft  innerhalb  der  15  Jahre  nach  dem 
Erlass  des  Gesetzes  stattfinden  soll.  Daher  wird  auf  diesem 
Wege  innerhalb  der  15  Jahre  nach  dem  Erlass  des  Gesetzes 
keine  künftige  Pächterschaft  gegründet  werden.    In   Fällen, 
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wo  das  sogenannte  „Englische  System"  vorwaltet,  oder,  wie 
wir  es  definiren,  wo  der  Landlord  das  Pachtgut  erhalten 
und  verbessert  hat,  glaubten  wir,  es  verlange  die  Gerechtig- 
keit, dass  der  Landlord  nicht  in  einen  neuen  und  ausnahms- 
weisen  Zustand  der  Dinge  versetzt  werde,  der  in  der  That 
keine  Anwendung  finden  kann  auf  das  Verhältniss,  das  zwi- 
schen ihm  und  dem  Pächter  besteht.  Wir  haben  der  Billig- 
keit zwischen  den  Landlords  und  ihren  Pächtern  eine  grosse 
Wirkung  gelassen ;  aber  ich  muss  dem  Hause  eine  Erklärung 
in  Bezug  auf  die  Aktion  des  Gerichtes  geben,  die  von  grosser 
praktischer  Wichtigkeit  ist.  Eine  sehr  lebhafte  und  gerechte 
Empfänglichkeit  haben  die  Abgeordneten  von  Irland  in  Bezug 
auf  die  Wirkung  des  Gesetzes  gezeigt  in  Fällen,  wo  Gerichts- 
verhandlungen mit  der  Aussicht  auf  Ausweisung  begonnen 
haben;  und  man  hat  gesagt,  wenn  Sie  die  Fälle  von  über- 
triebenem Pachtzins,  den  der  Pächter  unfähig  war  zu  bezah- 
len, nehmen,  so  würde  es  äusserst  hart  sein,  dass  ein  solcher 
Pächter  der  Wohlthat  beraubt  werden  solle,  welche  dieses 
Gesetz  auf  die  Pächter,  als  Klasse,  zu  übertragen  vorschlägt. 
Was  wir  daher  'Vorschlagen,  ist  dem  Wesen  nach  dies:  wo 
der  Prozess  beendet  und  die  Periode  für  den  Wiederkauf  ab- 
gelaufen ist,  soll  keine  Einmischung  stattfinden ;  aber  wo  der 
Prozess  noch  in  der  Schwebe  ist,  wo  er  nur  angefangen  hat, 
bestimmen  wir ,  dass  das  Gesuch  irgend  eines  Pächters  in  Ir- 
land, der  unter  diesem  Prozess  steht,  an  den  Gerichtshof  in 
den  ersten  Tagen  seiner  Sitzungen ,  desselben  Richters  theil- 
haftig  sein  soll,  als  ob  es  in  den  ersten  Tagen  des  Erlasses 
des  Gesetzes  gestellt  worden  wäre.  Die  Wirkung  wird  die 
Kraft  haben,  die  Prozesse  bis  zu  dieser  Ausdehnung  zum 
Stillstand  zu  bringen  —  dadurch,  dass  es  einem  Pächter  ge- 
stattet ist,  vor  Gericht  zu  gehen  und  die  Festsetzung  eines 
gerichtlichen  Pachtzinses  zu  erlangen;  und  er  wird  so  ein 
Pächterrecht  erhalten,  ob  festgestellt  oder  nicht,  und  dessen 
Wohlthat  nicht  verlieren  auf  Grund  von  irgendwelchen  ge- 
richtlichen Handlungen,  die  vor  Erlass  des  Gesetzes  er- 
folgt sind. 

Ich  denke,  Herr,  das  ist  eine  erträglich  gute  Rechenschaft 
über  die  Hauptbestimmungen  betreffs  der  Thätigkeit  des  Ge- 
richts mit  Ausnahme  dessen ,  was  ich  eine  „gerichtliche  Zeit- 
pacht" (judicial  lease)  nennen  werde,  welche  ich  zur  Zeit  er- 
klären will.  Es  ist  wichtiger,  dass  ich  dem  Hause  zunächst 
den  Fall  unterbreite  von  dem,  was  wir  im  Entwurf  „gewöhn- 
liche Pachtungen"  nennen,  weil  wir,  wie  ich  schon  gesagt,  es 
nicht  für  wünschenswert!!  halten,  ein  vollständiges  Brandopfer 
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des  freien  Vertrages  in  Irland  zu  veranstalten,  sondern  den 
mit  dem  jetzigen  System  Zufriedenen  erlauben  wollen,  unter 
demselben  zu  bleiben.  Wir  befassen  uns  daher  nicht  mit  ge- 
wöhnlichen Pachtungen,  welche  diejenigen  innehaben,  die 
keinen  Wunsch  hegen,  von  den  veränderten  Umständen  Vor- 
theil  zu  ziehen. 

Ich  will  nun  die  Veränderungen  beschreiben,  die  in  diesen 
vorangehen,  ganz  unabhängig  von  jedem  Gesuch  beim  Ge- 
richt. Der  gewöhnliehe  Pächter  wird,  gleich  dem  Pächter 
unter  Gericht,  durch  den  Erlass  des  Gesetzes  mit  dem  Piecht 
der  Abtretung  bekleidet.  Er  wird  befähigt,  sein  Pächterrecht 
zu  verkaufen.  Natürlich  wird  der  Landlord  das  Recht  haben, 
den  Käufer  abzulehnen,  dem  der  Pächter  sein  Ptecht  abzu- 
treten wünscht;  aber  nur  auf  vernünftige  Gründe  hin  und 
zur  Erklärung  und  Bestimmung  dieser  vernünftigen  Gründe 
haben  wir  versucht,  soweit  wir  vermochten ,  der  Praxis  zu 
folgen,  die  jetzt  in  Ulster  herrscht  und  sich  zu  einer  Art  un- 
beugsamer und  anerkannter  Regel  gefestet  hat.  Der  Land- 
lord wird,  wenn  der  Pächter  abzugehen  wünscht,  das  Recht 
des  Vorkaufs  des  Pächterrechts  haben  nach  einer  Taxe,  die 
er  nicht  selbst  bestimmt.  Er  kann  im  offnen  Markt  kaufen 
oder  sich  an  das  Gericht  wenden,  um  den  Preis  vom  Gericht 
bestimmen  zu  lassen.  Wenn  der  Preis  des  Pächterrechts 
vom  Gericht  bestimmt  wird,  so  kann  in  allen  Fällen,  wo  das 
Gut  auf  Kosten  des  Landlords  verbessert  worden  ist,  der 
Werth  solcher  Verbesserung  als  Gegenrechnung  gegen  das 
Pächterrecht  behandelt  werden,  vorausgesetzt,  dass  der  Land- 
lord niemals  durch  die  gezahlte  Pacht  oder  andererseits  da- 
für entschädigt  worden  ist.  Ich  brauche  nicht  zu  sagen,  dass 
der  Anspruch  des  Landlords  nach  der  allgemeinen  Praxis  in  Ir- 
land aus  dem  Verkaufsgelde  befriedigt  wird.  Gewöhnliche  jähr- 
liche Pachtungen  können  testamentarisch  vermacht  werden ;  aber 
sie  dürfen  nur  einer  Person  vermacht  werden.  Das  Haus 
wird,  ich  denke,  sofort  den  Zweck  dieser  Bestimmung  verstehen. 

Ich  komme  nun  zu  einem  wichtigen  Punkte  des  Ent- 
wurfes, der  sich  auf  Fälle  bezieht,  in  denen  Landlords  öfters 
Steigerung  des  Pachtzinses  vorschlagen.  In  Fällen  dieser 
Art  kann  der  Landlord  dem  Pächter  eine  Erhöhung  der 
Pacht  vorsehlagen,  und  wenn  der  Pächter  die  Erhöhung 
annimmt,  so  folgt  der  gesetzliche  Termin,  und  der  Pacht- 
zins kann  für  15  Jahre  nicht  wieder  gesteigert  werden. 
Das  geschieht,  um  einen  der  Fehler  des  Landgesetzes  zu 
verbessern,  unter  welchem  ungehörig  erhöhte  Pacht  auf  die 
Schultern  der  Pächter  gewälzt  wurde.     Wenn  aber  der  Päch- 
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ter  eine  Steigerung  der  Pacht  verweigert,  so  kann  er  zwi- 
schen drei  Alternativen  wählen:  er  kann  sein  Pächterrecht 
verkaufen;  in  diesem  Falle  wird  die  verlangte  gesteigerte 
Pacht  den  Preis  herabmindern,  den  er  dafür  erhält.  Aber  in 
Fällen ,  wo  es  zur  Befriedigung  des  Gerichtes  nachgewiesen 
wird,  dass  der  Pachtzins  unter  einem  massigen  Pachtzins 
war,  soll  der  Landlord  berechtigt  sein,  diese  Thatsache  als 
Gegenforderung  gegen  jeden  Anspruch  des  Pächters  wegen 
der  Steigerung  geltend  zu  machen.  Und  das  Gericht  kann  über 
einen  Theil  oder  über  das  Ganze  der  Steigerung  Verfügung 
treffen.  Wir  haben  eine  Bestimmung  dieser  Art  in  den  Ent- 
wurf eingeführt,  dessen  Wirkung  konstatirt  werden  kann,  wie 
folgt:  Wenn  der  Landlord  wünscht,  den  Pachtzins  zu  er- 
höhen, so  kann  er  es  thun,  vorausgesetzt,  dass  der  Pächter 
damit  einverstanden  ist,  lieber  zu  bezahlen,  als  das  Gut  zu 
verlassen.  Wünscht  aber  der  Landlord  nicht,  die  Tradition 
seines  Eigenthums  festzuhalten,  wünscht  er  dagegen,  die  Pacht- 
zinse unter  einem  Wertlie  zu  halten,  den  man  mit  der  Vor- 
stellung eines  billigen  Pachtzinses  verbindet,  so  soll  er  nicht 
verbunden  sein,  es  so  auffassen  zu  lassen,  als  ob  er  das  Päch- 
terrecht werthvoller  macht,  sondern  wenn  das  Pächterrecht 
beansprucht  wird,  mag  er  die  Thatsache  aufstellen,  dass  die 
Pacht  unter  einer  massigen  Pacht  ist,  und  die  Differenz  gegen 
die  Ansprüche  für  das  Pächterrecht  in  Gegenrechnung  stellen. 
So  viel  über  die  ersteWahl  des  Pächters ;  er  kann  seinPächterrecht 
verkaufen,  auch  wenn  der  Landlord  zehnmal  die  Steigerung  ver- 
langt. Seine  zweite  Wahl  ist,  er  kann  zurückkommen  auf  Ent- 
schädigung für  Störung  und  Entschädigung  für  Verbesserungen. 
Die  dritte  Wahl,  die  er  treffen  kann,  ist,  dass  er  auf  das 
Verlangen  eines  höheren  Pachtzinses  hin  vor  Gericht  geht 
und  die  Fesstellung  eines  gerichtlichen  Pachtzinses  verlangt. 
Nimmt  er  die  Steigerung  in  der  Pacht  an,  so  erlangt  er 
ipso  facto,  was  wir  einen  gesetzlichen  Termin  nennen  (statu- 
tory term),  einen  Termin  von  15  Jahren.  Macht  er  Gebrauch 
von  seiner  Wahl  zum  Nutzen  einer  Entschädigung  für  Stö- 
rung, dann  tritt  die  Veränderung  ein,  die  wir  zu  machen  vor- 
schlagen. Wir  schlagen  vor,  die  Skala  der  Entschädigung 
für  Störung  aufrechtzuerhalten,  aber  den  Satz  mit  Bezug 
auf  die  grösseren  Güter  zu  erhöhen.  Ich  lese  vielleicht  lieber 
dem  Hause  die  Skala  vor,  wie  sie  jetzt  stehen  wird.  Zuerst 
und  vor  allem,  wir  streichen  alle  Abschätzung  in  Bezug  auf  Ent- 
schädigung für  Störung  aus,  und  wir  schlagen  vor,  dass  die 
Entschädigung  für  Störung  lediglich  nach  dem  Betrag  des 
Pachtzinses  regulii-t  werden  soll.     Ist   die  Pacht  unter  £  30, 
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SO  soll  die  Entschädigung,  die  man  für  Störung  geben  kann, 
sieben  Jahre  Pacht  nicht  überschreiten;  wenn  unter  ^£  50, 
fünf  Jahre  Pacht;  wenn  unter  i^  100,  vier  Jahre  Pacht.  Die 
Skala  ist  gegenwärtig  so,  dass,  wenn  die  Pacht  über  ii^  100 
ist,  nur  eines  Jahres  Pacht  gegeben  werden  muss,  und  wenn 
unter  i^  10,  sieben  Jahre  Pacht.  Das  ist  die  Bedingung, 
unter  der  wir  vorschlagen  solche  Pächter  von  Irland  zu 
lassen,  welche  nicht  wünschen,  den  Schutz  des  Gerichtes  an- 
zurufen. 

Es  giebt  noch  andere  Bestimmungen  des  Entwurfes,  auf 
welche  ich  ganz  kurz  die  Aufmerksamkeit  des  Hauses  rich- 
ten will. 

Ich  habe  bis  jetzt  noch  nichts  über  den  Ulsterbrauch 
gesagt;  und  für  diesen  Gegenstand  fühlen  viele  geehrte  Mit- 
glieder aus  Irland  ein  lebhaftes  Interesse.  Das  allgemeine 
Prinzip  unseres  Entwurfs,  soweit  er  den  Ulsterbrauch  be- 
trifft, ist  dies.  Der  Ulsterpächter  kann  nach  Gefallen  unter 
dem  Gebrauche  bleiben,  wie  er  jetzt  ist;  aber  wenn  er  in 
dieser  Stellung  verbleibt,  soll  er  in  Bezug  auf  den  Verkauf  des 
Pächterrechts  und  anderer  Einzelheiten  den  Schutz  der 
allgemeinen  Bestimmungen  des  Entwurfes,  betreffend  die  Kon- 
trole  der  Erhöhungen  des  Pachtzinses,  haben.  Wir  haben 
uns  augenscheinlich  davon  überzeugt,  dass  theils  in  weiteren 
Kreisen,  theils  gelegentlich  die  sehr  offenkundige  Ueber- 
zeugung  herrscht,  dass  der  Ulsterbrauch,  wenn  er  dauerhaft 
sein  soll,  einigen  Schutz  haben  müsse;  und  es  ist  wünschens- 
werth,  dass,  wenn  der  Ulsterpächter  verlangt,  vor  Gericht 
zu  gehen,  ihm  erlaubt  sei,  es  zu  thun.  Wenn  er  eine 
Steigerung  der  Pacht  annimmt,  erhält  er  den  Termin  von 
15  Jahren,  während  dessen  er  nichts  mehr  von  gesteigerter 
Pacht  hören  wird.  So  viel,  wenn  er  unter  dem  Brauch  ver- 
bleibt; aber  zieht  er  es  vor,  vom  Brauche  abzugehen, 
sich  auf  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Entwurfs  zu- 
rückzuziehen und  vor  Gericht  zu  gehen,  wie  irgend  ein 
anderer,  so  hat  er  die  Freiheit,  es  zu  thun.  Allgemein  ge- 
sagt, wir  haben  es  in  keiner  Weise  für  unsere  Pflicht  ge- 
halten, uns  in  die  laufenden  Zeitpachten  von  Irland  einzu- 
mischen. Aber  was  die  Zeitpachten  in  Ulster  betrifft,  so 
halten  wir  ihren  Fall  für  einen  besonderen,  und  wir  bestim- 
men, dass  der  Ulsterpäehter,  jetzt  unter  Zeitpacht,  Entschä- 
digung beanspruchen  kann,  wie  es  in  den  Klauseln  des  Land- 
gesetzes vorgesehen  ist,  mit  der  jetzt  eingeführten  Modi- 
fikation: wenn  die  Zeitpacht  ausläuft.  Ich  glaube,  das  ist 
alles  Nöthige,    was  ich  über  den  besonderen  Fall  des  Ulster- 
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Pächters  zu  sagen  habe.  Wir  sind  bestrebt  gewesen,  das 
Gesetz  in  Betreff  der  Entschädigung  für  Meliorationen  zu 
verbessern.  Gegenwärtig  ist  das  Gesetz  mangelhaft,  weil  es 
die  Frage  unter  der  Phrase  behandelt:  „Verbesserungen, 
gemacht  vom  Pächter  oder  seinem  Vorgänger,  und  eine  tech- 
nische Schwierigkeit,  mit  Rücksicht  auf  den  Bruch  einer 
Pächterschaft,  haben  in  vielen  in  Irland  erlassenen  Erkennt- 
nissen die  Wirkung  gehabt,  die  Pächter  des  Rechtes  ihrer 
Vorgänger  auf  Entschädigung  für  Verbesserungen  zu  berauben. 
Wir  haben  daher  versucht,  eine  wirkungsvolle  Aenderung  in 
diesem  Punkte  der  Gesetzgebung  dahin  zu  treffen,  dass  dem 
Pächter  Entschädigung  für  die  Verbesserungen  gegeben  werde, 
die  sein  Vorgänger  gemacht,  und  die  er  hat  bezahlen  müssen. 

Nun  kommt  die  Frage  der  gerichtlichen  Zeitpachten  in 
Irland.  Wir  haben  im  Landgesetze  von  1870  bestimmt,  dass 
eine  Zeitpacht  von  37  Jahren  den  Landlord  von  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  ausschliessen  solle.  Aber  es  ist  berichtet 
worden,  dass  die  schwache  Stellung  des  Pächters  in  einigen 
Fällen  —  obschon  wahrscheinlich  nicht  in  vielen  —  so  weit 
ausgebeutet  wurde,  ihn  beinahe  zu  zwingen,  eine  Zeit- 
pacht mit  einem  hohen  Pachtzins  und  unter  harten  Be- 
dingungen und  ohne  zurückbleibendes  Guthaben  am  Ende  der 
Zeitpacht  anzunehmen.  Was  wir  nun  vorschlagen,  ist  folgen- 
des: dass  jede  Zeitpacht,  welche  von  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  ausgeschlossen  wird,  eine  gerichtliche  sein  müsse, 
vorbereitet  und  genehmigt  vom  Gericht.  Und  wir  haben  es 
zu  einem  besonderen  Geschäft  des  Gerichts  gemacht,  die  Be- 
stimmungen einer  Zeitpacht  vorzubereiten  und  zu  genehmigen, 
die  Interessen  des  Pächters  und  die  Werthschätzug  seines 
Pachtgutes  zu  erwägen.  So,  wie  ich  hoffe,  haben  ^Yir  eine  aus- 
reichende Bestimmung  für  Ordnung  der  Zeitpacht  getroffen. 
In  Bezug  auf  die  Bestimmung  über  den  Ablauf  der  Zeitpacht 
wird  der  Pächter  in  der  Lage  eines  „künftigen  Pächters" 
sein  —  das  heisst,  er  wird  nicht  die  Vollmacht  haben,  vor 
Gericht  zu  gehen  und  die  Feststellung  einer  gerichtlichen 
Pacht  zu  erlangen ;  und  der  Landlord  kann,  wenn  es  ihm  be- 
liebt, am  Ende  der  Zeitpacht  die  Pacht  steigern.  Aber  in  allen 
anderen  Beziehungen  wird  der  Pächter  als  jährlicher  Pächter 
betrachtet  und  hat  die  Macht,  sein  Pächterrecht  zu  verkaufen. 

Da  besteht  ein  Plan,  den  einige  Landlords  in  Irland  ge- 
neigt sein  sollen  anzunehmen,  und  den  einige  Pächter  be- 
günstigen sollen,  durch  welchen  etwas  entstehen  soll,  wie 
eine  sogenannte  dauernd  festgestellte  Pacht  —  das  heisst  eine 
Pacht,  wo  der  Pachtbesitz  fortdauert,   unterworfen   entweder 
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der  Rente  eines  fortdauernden  Erbzinslehens  ohne  jede  Aende- 
rung,  oder  einer  fortdauernden  Erbzinslehens-Rente  mit  neuer 
Schätzung  durch  das  Gericht  in  bestimmten  Perioden,  und 
wo  die  Macht  des  Landlords  zur  Zurücknahme  aus  irgend 
einer  Ursache,  so  gross  sie  sein  mag,  und  unter  welcher 
Autorität  auch  immer,  beseitigt  sein  soll.  "Wir  glauben,  dass 
wir  mit  einem  Zwangsgesetze  von  dieser  Natur  den  Charak- 
ter des  Eigenthümers  im  Landlord  in  seinem  Wesen  und  im 
Kern  zerstören  würden,  und  ich  verlange  nicht  darnach,  jetzt 
auf  die  vielen  schweren  Gründe  gegen  einen  solchen  Vor- 
schlag einzugehen,  vollkommen  unterschieden  vom  Interesse 
und  Recht  des  Landlords  und  dies  Interesse  und  Recht 
einschliessend.  Unser  Vorschlag  ist,  dass  im  Falle  solcher 
dauernd  festgestellten  Pachtungen  das  Gericht  die  Last 
übernehmen  soll,  da,  wo  der  Landlord  und  der  Pächter  über- 
einkommen, diese  Bestimmungen  anzuwenden.  Wir  haben 
bestimmt,  dass,  allgemein  gesprochen,  keine  Macht  bestehen 
solle,  ausserhalb  der  Regeln  des  Gesetzes  Verträge  zu 
schliessen;  und  da  erscheint  es  seltsam,  eine  Beschränkung 
dieser  Art  auf  das,  was  man  passend  grosse  Pachtgüter  nennen 
kann,  aufzuerlegen.  Wir  können  hier  nicht  die  Regel  des 
Pachtzinses  annehmen,  weil  die  Macht,  Vertrag  oder  nicht 
Vertrag  ausserhalb  des  Gesetzes  zu  schliessen ,  sich  mit  der 
Veränderung  des  Pachtzinses  in  einer  fast  lächerlichen  Weise 
verändern  würde.  Die  Abschätzung  ist  mehr  unum- 
schränkt ;  und  wir  schlagen  daher  vor,  dass  eine  Macht,  Ver- 
trag ausserhalb  des  Gesetzes  zu  schliessen ,  eintreten  solle  in 
allen  Fällen,  wo  die  Schätzung  i^  150  und  mehr  beträgt  — 
das  heisst,  allgemein  gesprochen,  dass  diese  Macht,  ausserhalb 
des  Landgesetzes  Vertrag  zu  schliessen,  blos  da  zur  Anwen- 
dung kommen  soll,  wo  die  Pachtgüter  einen  Werth  über 
^£  200  per  Jahr  besitzen.  Wir  haben  auch  eine  Klausel, 
welche  an  die  Stelle  des  Dekrets  des  Gerichts  die  Abschätzung 
setzt;  und  ich  glaube,  dass  der  einzige  übrige  Punkt,  den  ich 
dem  Hause  klar  machen  muss,  die  Natur  der  gegenwärtigen 
Pächterschaft  ist.  Wir  wünschen  jeder  Annahme  entgegen- 
zutreten, als  ob  die  gegenwärtige  Pächterschaft  irgend  etwas 
meine,  wie  eine  Pächterschaft  in  den  Händen  des  gegen- 
wärtigen Eigenthümers.  Wir  sagen:  wenn  kein  Bruch  der 
Bedingungen  stattfindet,  ist  sie  fähig,  ein  dauerndes  Interesse 
zu  tragen  —  in  der  That  ist  sie  fähig,  fortzuschreiten  von 
Generation  zu  Generation,  ausser  wenn  der  Landlord  seine 
Macht  zur  Zurücknahme  unter  der  Sanktion  und  Kontrole 
der  öffentlichen  Autoritäten  ausübt. 
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Nach  dieser  langen  Aufzählung  muss  ich  Sie  doch  noch 
eine  sehr  kurze  Zeit  auflialten,  um  eine  oder  zwei  Worte  zu 
sagen  mit  Rücksicht  auf  den  zweiten  und  weit  weniger  ver- 
wickelten Theil  dieses  Entwurfs,  füi'  den  gegenwärtig  das  leb- 
hafteste Interesse  gefühlt  wird.  Ich  meine  den  Theil,  den  ich 
unter  dem  allgemeinen  Satz  der  Gruppe  von  Bestimmungen, 
die  öffentliche  Vorschüsse  verlangen,  beschrieben  habe.  Ich 
will  gerade  diese  Gelegenheit  wahrnehmen,  da  die  Ausferti- 
gungen dieser  öffentlichen  Vorschüsse  einen  sehr  grossen  Theil 
der  Pflichten  des  Gerichts  bilden  werden,  mitzutheilen ,  was 
wir  betreffs  der  Verfassung  des  Gerichts  vorschlagen.  Das, 
was  unter  dem  einen  Gesichtspunkt  ein  Gericht  sein  soll,  das 
wird  unter  einem  andern  Gesichtspunkt  eine  Landkommission 
sein.  Als  Gericht  wird  es  mit  endgültiger  Autorität  in  der 
Entscheidung  aller  Fälle,  Land  betreffend,  bekleidet  sein; 
und  es  wird  das  Geschäft  des  Gerichts,  so  betrachtet,  das 
sein,  Regeln  aufzustellen  zur  Führung  der  Civilgerichte  (Civil 
Bills  Courts),  welche  dadurch  thatsächlich  die  Gerichte  erster 
Instanz  in  allen  Landfällen  werden.  Wir  haben  im  Ganzen 
es  nicht  für  weise  gehalten,  vollständig  auf  den  Vortheil  zu 
verzichten,  der  von  der  grossen  Erfahrung,  welche  die  Richter 
der  Civilgerichte  erlangt  haben,  gewonnen  wird.  Es  würde 
sehr  schwierig  gewesen  sein,  einen  neuen  Dienst  zu  bestimmen, 
der  uns  'vollständig  rechtfertigen  könnte ,  die  gegenwärtigen 
Gewalten  alle  zusammen  aus  dem  Felde  zu  treiben.  Aber 
wir  haben  uns  bemüht,  in  erster  Stelle  eine  Bestimmung  zu 
treffen,  um  da,  wo  es  nöthig  ist,  die  Hülfe  von  Taxatoren 
herbeizurufen  und  diese  Hülfe  wirksam  zu  machen,  an  zweiter 
Stelle  aber  sie  den  Regeln  der  Landkommission  zu  unter- 
werfen, so  dass  in  der  Verwaltung  eines  so  sehr  wichtigen 
Gesetzes  Wirksamkeit  und  Gleichförmigkeit  gesichert  werden. 
Die  Landkommission  wird  so  der  Appellhof  sein  und  der  Chef 
für  die  unteren  Gerichte  in  allen  Landangelegenheiten.  Sie 
wird  aus  drei  Personen  bestehen,  von  denen  eine  immer  ein 
Richter  oder  ein  Ex-Richter  des  höchsten  Gerichts  (Supreme 
Court)  sein  muss.  Ihr  geeigneter  Sitz  wird  Dublin  sein. 
Aber  insoweit,  als  ihre  Operationen  sich  ausdehnen,  besonders 
in  Fällen  von  öffentlichen  Vorschüssen  in  Verbindung  mit 
Land,  die  zu  bewältigen  über  die  Kraft  von  ein  paar  Kom- 
missionsmitgliedern geht,  haben  wir  sie  mit  der  Vollmacht 
bekleidet,  nicht  blos  Kommissions-Assistenten  (Assistant  Com- 
missioners) und  andere  Beamte,  sondern,  wo  es  nothwendig 
ist,  Subkommissionen  zu  ernennen,  welche  ihren  Sitz  in  den 
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verschiedenen  Provinzen  von  Irland  haben  und  ihre  Funktionen 
unter  der  Kontrole  der  Centralkommission  ausüben. 

So  viel  über  die  Verfassung  des  Gerichts,  das  mit  dieser 
doppelten  Gruppe  von  Funktionen  bekleidet  sein  wird ,  von 
denen  ich  jede  für  äusserst  wichtig  halte.  Nun  komme  ich 
dazu,  die  wichtigen  Gegenstände  zu  beschreiben,  und  ich 
brauche  sie  blos  kurz  und  rasch  zu  beschreiben,  welche  mit 
den  öffentlichen  Vorschüssen  sich  verbinden.  Glauben  Sie 
nicht,  dass  öffentliche  Vorschüsse  etwas  Unbekanntes  in  Irland 
seien.  Im  Gegentheil,  wir  finden  in  Bezug  auf  Ackerbau- 
verbesserungen, soweit  die  Definition  dei'  Zwecke  reicht,  für 
welche  Vorschüsse  gemacht  werden  können,  dass  es  absolut 
über  den  Witz  des  Menschen  geht,  sie  noch  zu  erweitern; 
und  die  Aenderung  am  Gesetze,  die  wir  vorschlagen,  bezieht 
sich  nicht  auf  die  Zwecke  der  Ackerbauverbesserungen, 
sondern  auf  das  Amt,  durch  das  sie  ausgeführt  werden  sollen. 
Der  erste  und  wichtigste  Punkt  ist  der,  welcher  die  Erwer- 
bung von  Land  durch  den  Pächter  betrifft.  Ich  will  diese 
interessante  Frage  jetzt  nicht  erörtern.  Ich  will  nur  sagen, 
dass  ich  zugebe,  dass  es  eine  offene  wirthschaftliche  Frage 
für  eine  grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten  ist.  Sie  ist 
in  einigen  Fällen  ausnehmend  erfolgreich  gewesen.  In  Irland 
haben  Sie  viele  Landeigenthümer ,  die  eine  Fähigkeit  ge- 
zeigt, die  wir  nur  bewundern  können;  denn  sie  ist  nirgends 
darin  übertroffen,  die  Mittel  des  Lebensunterhalts  und  die 
Mittel  des  Wohlstandes  aus  sehr  kleinen  Gütern  oder  Stücken 
Land  zu  ziehen.  Andererseits  muss  man  zugeben,  dass,  aus 
welcher  Ursache  auch  immer,  kleine  lebensfähige  Eigenthum- 
schaften,  unter  dem  Namen  von  ewigen  Zeitpachten,  sich  eben 
nicht  glücklich  in  der  Geschichte  Irlands  ausgezeichnet  haben. 
Aber  ich  sehe  davon  ab,  auf  den  wirthschaftlichen  Theil  der 
Frage  einzugehen.  Was  wir  wünschen  und  was  mein  sehr 
geehrter  Freund,  der  Kanzler  des  Herzogthums  Lancaster, 
der  ursprüngliche  Autor  des  Einwandes,  wünscht,  ist  der  po- 
litische und  soziale  Vortheil  des  Volkes.  Wir  fühlen  die 
grosse  Nothwendigkeit  ernster  Bemühung  seitens  des  Parla- 
ments, den  Kreis  der  Landeigenthümer  in  Irland  zu  erweitern 
und  darauf  zu  bestehen,  dass  ein  beträchtlicherer  Theil  der 
Gemeinde  aus  dieser  Klasse  mit  dem  Besitz  der  Traditionen 
zusammengesetzt  sei,  die  mit  dem  Landeigenthum  von  Irland 
verknüpft  und  vergesellschaftet  sind. 

Nun  sind  unsere  Bestimmungen  in  Betreff  der  Erwerbung 
von  Land  durch  Pächter  von  zweierlei  Art.  In  erster  Reihe  sind 
sie  diese:  die  Pächter  mit  Geld  zum   Kauf  ihrer  Pachtgüter 
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zu  unterstützen,  ohne  weitere  Einmischung  seitens  der  Kom- 
mission, wo  der  Pächter  fähig  ist,  zu  kaufen,  und  der  Landlord 
gewillt,  zu  verkaufen.  Ich  muss  bei  diesem  Punkte  erklären, 
dass  hier  Fi-agen  mit  Bezug  auf  einige  öffentliche  Körper- 
schaften in  Irland  vorliegen  —  möglicher  Weise  einige  der 
Gesellschaften  im  Norden  Irlands  — ,  welche  in  der  Diskussion 
dieses  Entwurfs  offen  gelegt  werden  können,  über  die  ich 
aber  gegenwärtig  eifrig  bestrebt  bin,  meine  Meinung  zurück- 
zuhalten. Aber  ein  Pächter  kann  in  dem  unabhängigen  Kauf 
seiner  Pachtung  unterstützt  und  stark  gemacht  werden;  und 
wo  es  billig  erscheint,  ihn  dazu  zu  befähigen,  sind  wir  geneigt, 
ihm  jede  mögliche  Hülfe  zu  leisten,  und  dies  zwar,  ob  er 
unbedingt  kauft,  oder  ob  er  kauft  mit  der  Zahlung  eines 
Lehnsgeldes  und  der  Zurückhaltung  eines  Erblehnzinses 
auf  Land.  Was  aber  wichtiger  ist,  das  ist,  dass  die  Kom- 
mission nicht  blos  dazu  da  ist,  den  Pächter  im  Kauf  seines 
Gutes  zu  unterstützen,  sondern  selbst,  auf  massige  Bedingungen 
hin,  bei  Landlords,  die  ihre  Besitzungen  zu  verkaufen  gewillt 
sind,  Käufer  wird,  um  diese  Besitzungen  wieder  zu  verkaufen. 
Vielleicht  sollte  ich  an  diesem  Punkte  ohne  weiteren  Aufschub 
sagen,  dass  hier  eine  sehr  bedeutende  und  schwierige  Frage 
auftaucht. 

Wir  sollen,  wenn  der  Entwurf  genehmigt  wird,  die 
Kommission  bevollmächtigen,  zu  kaufen,  wo  Pächter  im 
Yerhältniss  der  Höhe  von  drei  Vierteln  an  Zahl  und  Werth 
bereit  sind,  wieder  abzukaufen,  und  diesen  kaufenden  Päch- 
tern drei  Viertel  des  ganzen  Preises  vorschiessen.  Und  hier 
eine  sehr  wichtige  Frage:  Ist  es  diesen  Pächtern  gestattet, 
das  restirende  Viertel  zu  liorgen?  Nun  wohl,  wir  sind  zu 
dem  Schluss  gekommen ,  dass,  im  Ganzen  genommen,  es 
ihnen  erlaubt  sein  soll,  es  zu  thun;  und  ein  Grund,  der, 
wie  ich  denke,  für  diese  liberale  Ordnung  entscheidet, 
ist  folgender:  —  dass  sie  bereits  nach  dem  Entwurf, 
abgesehen  von  jedem  Kauf  des  Bodens,  das  Pächterrecht 
haben  werden.  Haben  sie  das  Pächterrecht,  so  haben  sie 
etwas,  worauf  sie  borgen  können.  Wenn  sie  kaufen,  wird 
das  Pächterrecht  untergehen  im  Eigenthum;  und  es  wird 
äusserst  hart  für  sie  sein,,  wenn  sie  vorher  nicht  blos  im  Besitz 
des  Pächterrechts,  sondern  absolut  im  theilweisen  Eigenthums- 
besitz  waren,  dass  sie  dann ,  wenn  sie  die  wirklichen  Eigen- 
thümer  von  einem  Stück  Land  geworden  sind,  die  Macht 
verlieren  sollten ,  das  zu  borgen ,  was  sie  vorher  besessen 
haben.  Wir  schlagen  vor,  dass  diese  Käufer  vollständig  von 
den  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die  gesetzlichen  Kosten  des 
Kaufes  befreit  werden  sollen.     Wir  werden  ihnen  ein  Bausch- 
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quantum  geben,  und  dies  Pauschquantum  wird  die  Verwal- 
tungskosten und  jede  andere  Ausgabe  decken.  Es  wird  so 
kalkulirt  werden,  dass  der  Staat  nur  massig  für  Kosten  und 
Arbeit,  die  mit  der  Führung  privater  Geschäfte  von  Individuen 
verbunden  sind,  entschädigt  wird. 

Hier  ist  noch  eine  weitere  und  nicht  weniger  bedeutende 
Gabe,  die  wir  darzubringen  vorschlagen.  Natürlich  sind  wir 
verbunden,  zu  bestimmen,  dass  das  Gut,  solange  noch 
eine  Schuld  auf  ihm  lastet,  nicht  untervermiethet  oder  unter- 
getheilt  werde.  Sobald  es  aufhört,  einer  Schuld  unterworfen 
zu  sein ,  wird  der  Eigner  absoluter  Herr  und  Landlord 
werden.  Aber  die  Gabe,  die  ich  meine,  ist  diese:  wir  ge- 
denken ,  den  Besitztitel  dieser  Käufer  zu  garantiren.  Nun, 
das  ist  eine  Bestimmung  von  grosser  Bedeutung;  denn  wie 
Sie  sich  erinnern  werden,  so  werden  die  Kommissionsmitglieder 
selbst  keinen  parlamentarischen  Titel  haben;  aber  sie  haben 
die  INIacht  der  Untersuchung,  und  sie  werden  in  der  grössten 
Mehrzahl  der  Fälle  —  fast  in  allen  Fällen  —  fähig  sein,  zu 
einer  sicheren  moralischen  Ueberzeugung  zu  gelangen.  Das, 
was  sie  hingeben,  das,  was  sie  gefährden  werden  durch  Ge- 
währung des  vollkommenen  Titels,  wird  etwas  sehr  Geringes 
sein;  das,  was  sie  dem  kaufenden  Pächter  verleihen,  wird 
etwas  sehr  Grosses  und  Wesentliches  sein. 

Dies  ist  eine  kurze  Schilderung,  eine  rohe  Contur  dessen, 
was  wir  für  die  Bestimmungen  über  die  Landerwerbungen 
der  Pächter  vorschlagen.  Was  die  Normen  der  Thätigkeit  mit 
Bezug  auf  die  Ackerbauverbesserungen  betrifft,  so  habe  ich 
bereits  konstatirt,  dass  nichts  so  liberal  und  bedeutungsvoll 
ist,  als  die  Erklärung  der  Zwecke,  für  welche  der  Staat 
Darlehen  zu  gewähren  autorisirt  wird  und  Vorschüsse  so- 
wohl den  Eigenthümern,  als  den  Pächtern  —  mit  Ein- 
schluss  der  Zeitpachten  —  zu  geben  geneigt  ist,  sobald  sie 
nur  ein  hinreichendes  Interesse  besitzen,  das  in  irgend  einem 
Grade  als  Basis  der  öffentlichen  Sicherheit  dienen  kann ;  und 
um  zu  beweisen,  dass  ich  mit  dieser  Behauptung  das  Haus 
nicht  irreführe,  kann  ich  bemerken,  dass  seit  der  Hungersnoth 
die  für  die  ganze  Gruppe  derartiger  Zwecke  in  Irland  auf- 
gewandte Summe  nicht  weniger  als  £  17,500,000  beträgt. 
Die  Aenderung,  die  wir  treffen,  ist  diese:  wir  schlagen  vor, 
die  Erlaubniss  zu  geben  zu  Vorschüssen  nicht  blos  an  Eigen- 
thümer  und  Pächter,  sondern  ebenso  an  solvente  Gesell- 
schaften. Gesellschaften  können  gebildet  werden  zum  Zweck 
des  Ankaufs  von  Land,  für  Anpflanzungen  oder  für  andere 
Ackerbauverbesserungen;   und  die  Bedingung,   die  wir  bean- 
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tragen  zu  verlangen,  ist  diese,  class  unsere  Vorschüsse  nicht 
grösser,  als  die  Hälfte  der  Summen  sein  sollen,  welche  die 
Gesellschaften  selbst  beschafft  und  angelegt  haben,  ausser  in 
dem  Falle,  wo  es  ihnen  gelingt,  die  Bürgschaft  einer  Baronie 
zur  Deckung  zu  erhalten;  und  dann  kann  die  von  uns  ge- 
liehene Summe,  statt  auf  die  Hälfte  beschränkt  zu  werden, 
bis  zu  zwei  Dritteln  betragen. 

Es  giebt  noch  einen  anderen  Gegenstand,  den  wir  nicht 
übergehen  können;  er  ist  aber  von  ebenso  delikater  Natur, 
als  von  Bedeutung.  Ich  meine  den  Gegenstand  der  Auswan- 
derung. Es  ist  für  die  Regierung  unmöglich,  daran  vorbei- 
zugehen; aber  zu  gleicher  Zeit  ist  sie  der  Meinung,  dass  es 
eine  Sache  ist,  die  grosser  Vorsicht  bedarf.  Es  muss  grosse 
Vorsicht  herrschen,  sich  mit  irgend  etwas  zu  befassen,  das 
ich  sporadische  Emigration  nennen  möchte;  aber  es  kann 
eine  wohlgeordnete  Auswanderung  —  eine  Auswanderung 
von  Gemeinden,  die  ihre  örtliche  Organisation  und  ihre 
Traditionen  mit  sich  führen,  stattfinden  und  möglicherweise 
zum  grossen  Vortheil  aller  Parteien  und  der  Individuen 
selbst  ausfallen.  Nach  diesem  Gesichtspunkte  schliessen 
wir  Auswanderung  mit  in  die  Zwecke  ein,  für  welche  öffent- 
liche Vorschüsse  gemacht  werden  können.  Diese  Sache  wird 
nicht,  me  Vorschüsse  für  öffentliche  Werke,  unter  der  Kon- 
trole  der  gewöhnlichen  Maschinerie  des  Staates  sein.  Der 
Genehmigung  des  Schatzamtes  unterworfen,  wird  sie  der  Land- 
kommission untergeben,  welche  für  diesen  Zweck  Vorschüsse 
leisten  kann,  entweder  in  erster  Reihe  an  Kolonial-Regierungen 
—  und  im  Fall  von  Canada  schliessen  wir  nicht  nur  das 
Dominium,  sondern  ebenso  die  Provinziallegislaturen  mit  ein  — 
oder  in  zweiter  Reihe  an  Gesellschaften. 

Soviel  über  die  Zwecke  der  Vorschüsse,  die,  wie  wir  vor- 
schlagen, das  Parlament  nach  allgemeinen  Regeln  zu  machen 
unternehmen  soll.  Nun  wohl,  Herr,  wir  haben  die  Sache 
erwogen  und  es  für  unsere  Pflicht  gehalten,  für  den  Betrag, 
den  das  Parlament  von  Jahr  zu  Jahr  bewilligen  will,  keine 
andere  Grenze  festzustellen,  als  die  Regel  der  Klugheit. 
Nehmen  wir  uns  in  Acht,  den  Staat  mit  keinen  Pflichten  zu 
belasten ,  die  er  nicht  erfüllen  kann !  Nehmen  wir  uns  in 
Aclit,  wenn  wir  Darlehen  gewähren,  für  Deckung  durch  leid- 
liche Sicherheit  zu  sorgen!  Nehmen  wir  uns  in  Acht,  nicht 
andere  zu  thörichten  Maassnahmen  zu  verleiten!  Aber  wenn 
wir  alle  Regeln  der  Klugheit  beobachten,  werden  wir  nicht 
gern  sagen,  ^^  5,000,000  oder  £  10,000,000,  oder  eine  andere 
Zahl  von  Millionen    soll   die   absolute  Grenze  sein,    die   in 


Hauptinhalt  des  Entwurfs.  109 

keinem  Falle  übeischritten  weiden  darf.  Und  es  giebt  noch 
einen  anderen  Grund  für  diesen  Weg,  welcher  meinem  sehr 
geehrten  Freund  in  der  Opposition,  dem  vorigen  Schatzkanzler, 
zur  Ehre  gereicht.  Ich  glaube,  es  war  zu  seiner  Zeit,  dass 
das  Prinzip  zur  vollen  Anerkennung  gelangte,  dass  diese 
Vorschüsse  aus  öffentlichen  Geldern,  obwohl  sie  gegen  Ver- 
mögensstand und  auf  Sicherheit  gegeben  werden,  genau  so 
unter  der  Kontrole  des  Parlaments  gehalten  werden  sollen, 
wie  die  öffentlichen  Ausgaben.  Ich  glaube,  es  war  mein  sehr 
geehrter  Vorgänger,  der  zuerst  diesem  Prinzip  volle  Wirkung 
verschaffte  und  das  gute  und  ausgezeichnete  System  einführte, 
unter  welchem  die  jährlichen  Bedürfnisse  des  Staates  für  alle 
diese  Zwecke  dem  Schatzamt  anvertraut  sind  und  ein  Gesetz- 
entwurf eingebracht  wird ,  um  vom  Parlament  irgendwelche 
Summe  zu  verlangen,  die  als  nothwendig  nachgewiesen  wird. 
Es  wäre  mir  sehr  leid,  iigend  ein  gutes  Gesetz  oder  eine 
solche  Maassregel  zu  verletzen,  die  wir,  wie  ich  fand,  der 
Vorsicht  und  Sorge  meines  Vorgängers  verdanken;  und  in 
diesem  Falle,  denke  ich,  sind  die  Prinzipien  parlamentarischer 
Kontrole  in  glücklicher  Uebereinstimmung  mit  unseren  allge- 
meinen Aufgaben.  Ich  zaudere  nicht,  seitens  der  Regierung 
zu  erklären,  dass  das  System  der  Vorschüsse  für  die  von  mir 
beschriebenen  verschiedenen  Zwecke  unserer  Meinung  nach 
seine  Probe  in  seiner  Wirksamkeit  bestehen  muss.  Wir 
sollten  in  der  That  sehr  langsam  dabei  verfahren,  eine  rein 
pekuniäre  Grenze  abzustecken,  solange  die  Sehranken 
der  Klugheit  geachtet,  die  wesentlichen  Bedingungen  erfüllt 
sind  und  wir  das  Volk  von  Irland  fähig  und  willig  finden, 
sich  die  Bestimmungen  des  Entwurfs  zu  Nutzen  zu  machen. 
Ich  glaube,  ich  habe  jetzt  die  wichtigsten  Bestimmungen 
dieser  Maassregel  durchgegangen.  Ich  fühle,  ich  habe  das 
Haus  durch  eine  Wildniss  von  Einzelheiten  geführt,  und  ich 
weiss  nicht,  ob  ich  ihm  durch  dieselben  einen  Leitfaden  geben 
kann;  aber  ich  will  versuchen,  in  wenigen  Worten  die  Wir- 
kung dessen,  was  ich  gesagt,  zusammenzufassen.  Ich  hätte  viel- 
leicht vorher  erklären  sollen,  dass  in  Betreff  der  Bezeichnung 
der  Pächterschaften,  auf  welche  dies  Gesetz  Anwendung  findet, 
es  wesentlich  dieselben  sind,  wie  die,  welche  das  Landgesetz 
von  1870  ins  Auge  gefasst  hat.  Wenn  ich  daher  von  Päch- 
terschaften in  Irland  spreche,  meine  ich  die  Pächterschaften, 
die  unter  das  Gesetz  von  1870  fallen.  Wir  beantragen  einer- 
seits, ein  System  beschränkter  und  geregelter  Freiheit  des 
Vertrages  zwischen  Landlord  und  Pächter  festzusetzen.  Aber 
in  Rücksicht  auf  die  Umstände  in  Irland   schlagen   wir  vor, 
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dass  der  Pächter  trotzdem  durch  gewisse  Bestimmungen  des 
Gesetzes  in  seinem  Rechte  des  Verkaufs  und  in  Garantieen 
gegen  willkürliche  Steigerung  der  Pacht  gestärkt  werden  solle. 
Andererseits  bieten  wir  freien  Eintritt  in  den  Gerichtshof  zur 
Erledigung  aller  Fragen,  welche  zwischen  den  Parteien  sich 
erheben  mögen,  so  dass  kein  Gegenstand,  sei  es  in  Bezug  auf 
Besitzart  oder  Abtretung  von  Land  oder  Pachtzins,  der  Auf- 
sicht der  öffentlichen  Autorität  —  des  Gerichts  —  entschlüpfen 
kann,  wenn  der  gegenwärtige  Pächter  es  wünscht.  Das  Ge- 
rieht muss  nach  allgemeinen  Prinzipien  der  Gerechtigkeit 
handeln,  und  wenn  das  verbesserte  allgemeine  Gesetz  einen 
Pächter  vom  Gerichte  ausschliesst,  wird  es  dies  thun,  weil  es 
glaubt,  es  liegt  in  dessen  Interesse,  vom  Gerichte  fern  zu 
bleiben.  Ich  gebe  vollständig  zu,  dass  in  irgend  einem  Lande, 
in  welchem  die  ackerbaulichen  Verhältnisse  auf  einen  erträg- 
lich guten  und  glückhchen  Fuss  begründet  sind,  es  ein  äusserst 
trauriges  Anerbieten  wäre,  das  dem  Landlord  oder  dem  Pächter 
gemacht  würde,  wenn  ihm  gesagt  würde,  er  solle  das  Privileg 
haben,  vor  einen  Gerichtshof  zu  gehen  zum  Zweck,  seinen 
Vertrag  zu  schliessen.  Jedoch  in  dem  besonderen  Zustand 
der  Angelegenheiten  Irlands  ist  es  etwas,  das  wir  als  guten 
Rath  und  mit  üeberlegung  vorschlagen  können  zu  thun. 
Wir  haben  dem  entsprechend  den  Eintritt  ins  Gericht  zu 
einem  wesentlichen  Theil  des  Entwurfs  gemacht ;  es  ist  in  der 
That  der  wahre  Kern  und  Mittelpunkt  der  Maassregel,  die 
wir  jetzt  unterbreiten. 

An  dem  Morgen,  an  welchem  dieser  Gesetzentwurf  angenom- 
men wird,  ist  jeder  Landlord  und  jeder  Pächter  gewissen  neuen 
Gesetzesbestimmungen  von  grosser  Bedeutung  unterworfen. 
In  erster  Linie:  eine  Steigerung  des  Pachtzinses  ist  ein- 
geschränkt durch  bestimmte  Regeln.  In  zweiter  Linie:  die 
Entschädigung  für  Störung  wird  regulirt,  entsprechend  den 
verschiedenen  Sätzen.  Und  in  dritter  Linie  —  bedeutender 
vielleicht  als  Alles  — :  das  Recht  des  Pächters,  sein  Interesse 
zu  verkaufen,  ist  allgemein  befestigt.  Dies  sind  einige  der 
Wege  ausserhalb  des  Gerichts,  die  wir  beantragen;  aber  es 
wird  auch  dem  Pächter  volle  Macht  gelassen,  vor  Gerieht  zu 
gehen,  um  eine  gerichtliche  Pacht  festzustellen,  der  das  ge- 
richtliche Pächterrecht  folgen  kann.  Die  gerichtliche  Pacht 
wird  einen  gesetzlichen  Termin  von  15  Jahren  als  Erbtheil 
mit  sich  bringen,  dessen  Erneuerung  toties  quoties  so  oft  be- 
stimmt werden  kann,  als  die  gegenwärtige  Pächterschaft  exi- 
stirt;  und  die  gegenwärtige  Pächterschaft  soll  nicht  beendigt 
werden   durch    den  blossen  Wechsel  von  Pächtern.     Auswei- 
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sungen  werden,  wie  wir  vertrauen,  nur  noch  für  Vergehen 
stattfinden,  und  Zurücknahme  durch  den  Landlord,  beiseits 
von  den  Vergehen  des  Pächters,  wird  von  Irland  verschwinden, 
ausgenommen  in  Fällen  von  billigen  und  gewichtigen  Ur- 
sachen und  solchen,  die  vor  dem  Gericht  zur  Frage  gebracht 
werden  können. 

Man  hat  uns  einigemal  gesagt,  es  sei  ein  hoffnungsloses 
Geschäft,  für  Irland  Gesetze  zu  geben.  Ich  bin  nicht  dieser 
Meinung.  Lassen  Sie  uns  betrachten,  was  sich  in  unserer 
Zeit  in  unserem  Parlament,  ereignet  hat!  Für  ein  halbes 
Jahrhundert  und  ein  halbes  Jahrhundert  allein  hat  das  Par- 
lament mit  Unterbrechungen  —  doch  im  Ganzen  nicht  ohne 
Erwägung  und  nicht  ohne  gute  Absicht  —  sich  damit 
beschäftigt,  in  Irland  bessere,  erweiterte  und  liberalere 
Systeme  der  Politik  und  der  Gesetzgebung  einzuführen.  Und 
was  ging  während  dieser  Zeit  in  Irland  vor?  Kein  Land  hatte 
von  dem  grossen  Uebergang  vom  Schutzzollsystem  zum  Frei- 
handel reichere  Vortheile  geerntet  —  Vortheile,  absolut  un- 
vermischt;  denn  der  Preis  für  alles,  was  sich  Irland  erzeugt, 
war  gestiegen.  In  England  musste  sich  der  Farmer  einer 
Preiserniedrigung  der  Hauptwaare,  auf  die  er  sich  immer  und 
mit  Unrecht  verlassen  hatte,  um  seine  Pacht  zu  bezahlen, 
gegenüber  sehen  —  nämlich  des  Weizens.  Aber  Irland  ist 
ein  Land,  das  mehr  Weizen  einführte,  als  dort  wuchs.  Der 
Vortheil  für  dasselbe  ist  in  dieser  Hinsicht  entsprechend  un- 
vermischt  und  aus  anderen  Ursachen  reichlich  gewesen. 
Blicken  Sie  auf  den  besseren  Zustand  des  Volkes!  Wo  ist 
ein  alter  Mann  in  Irland,  der  einen  ungünstigen  Vergleich 
anstellen  könnte  zwischen  dem  gegenwärtigen  Zustand  des 
Volkes  in  allen  Theilen  Irlands  mit  dem ,  was  ein  halbes 
Jahrhundert  vorher  war?  Und  wer  kann  die  grosse  Umwand- 
lung übersehen,  die  im  Lande  Platz  gefunden  hat,  ohne  Gott 
dafür  zu  danken,  was  geschehen  ist?  Blicken  Sie  auf  die  Er- 
höhung der  Löhne!  Zu  sagen,  dass  sie  sich  in  vielen  Fällen 
verdoppelt  haben,  heisst  sagen,  was  sehr  weit  hinter  ihrer 
Höhe  zurückbleibt.  Blicken  Sie  auf  die  Verminderung  der 
Verbrechen!  Die  Morde  in  Irland  sind  zu  einem  blossen 
Bruchtheil  zusammengeschwunden  gegen  das,  was  sie  nach 
meiner  Erinnerung  gewohnheitsgemäss  waren.  —  Die  kleinen 
Pachtgüter,  der  wahre  Knotenpunkt  der  noch  nicht 
überwundenen  Schwierigkeit,  sind  alles  in  allem  in  einem 
steten  Prozess  der  Verminderung  begriffen.  Im  Jahre  1851 
waren  sie  280000;  1861  waren  sie  269  000  (ironischer  Bei- 
fall); ich  spreche  jetzt  von  Gütern  unter  15  Acres,  und  ich 
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halte  sie  für  eine  Quelle  grosser  Schwierigkeit  in  Irland. 
Ich  habe  keinen  Widerwillen  gegen  kleine  Güter.  In  Eng- 
land freue  ich  mich  sie  zu  sehen.  Ich  kann  eher  sagen,  ich 
verabscheue  das  System,  das  in  Irland  geherrscht  hat  — 
das  System  der  sogenannten  Güterzusammenschlagung  im 
Grossen  (wholesale  consolidation  of  farms).  Trotzdem  steht 
es  mir  ausser  Zweifel,  dass  die  Verminderung  der  kleinen 
Güter  in  Irland  ein  Fortschritt  des  Landes  ist.  Im  Jahre 
1851  waren  es,  wie  gesagt,  280000;  1861  waren  es  269000; 
1871  waren  es  246000,  und  1879  waren  es  227  000.  Man 
kann  das  keine  gewaltsame  Verminderung  nennen,  noch  kann 
ich  wünschen,  eine  Verminderung  zu  sehen,  irgendwie  ver- 
gleichbar mit  der,  welche  der  Hungersnoth  gefolgt  ist.  Das, 
was  stattgefunden  hat,  scheint  mir  eine  Verminderung  unter 
dem  Einfluss  milderer  und  natürlicherer  Ursachen  zu  sein. 
Und  wenn  aus  solchen  Ursachen,  besonders  in  einigen  wenigen 
Distrikten  des  Landes,  die  Verminderung  weiter  fortschreitet, 
so  hege  ich  keinen  Zweifel  —  es  ist  in  der  That  bis  zur 
Evidenz  erwiesen  — ,  dass  es  zum  grossen  Vortheile  des 
Volkes  in  Irland  gereichen  wird.  Andererseits  haben  Pacht- 
güter über  15  Acres  beträchtlich  an  Zahl  zugenommen.  Es 
waren  1851  :  149000,  es  waren  1879  :  171000. 

Und  hier,  Herr,  giebt  es  eine  andere  Bestätigung,  die 
ich  zur  Kenntniss  bringen  will ,  obschon  sie  aus  einer  mir 
nicht  besonders  sympathisch  und  freundlich  gesinnten  Quelle 
stammt.  In  der  That,  das  Pamphlet,  aus  dem  ich  zitire,  ver- 
klagt eher  in  gewaltsamer  Weise  das  Landgesetz  von  1870, 
für  das  ich  sehr  verantwortlich  bin.  Es  ist  ein  Pamphlet, 
das  heisst  „Thatsachen  und  Zahlen"  („Facts  and  Figures"), 
veröftentlieht  vom  Landcomite  von  Irland,  und  ich  erkenne 
nichts  an,  was  zu  dessen  Gunsten  spricht,  als  den  guten 
Glauben  und  die  Kompetenz  der  Leute,  die  es  geschrieben 
haben. 

Nun,  hier  finden  sich  sehr  interessante  Thatsachen,  denen 
man,  wie  ich  nicht  anders  denken  kann ,  Zuverlässigkeit  zu- 
schreiben kann.  Und  wenn  es  Thatsachen  sind,  werden  sie 
dazu  führen,  ein  unglückliches  Missverständniss ,  das  nach 
dem  Auslande  sich  verbreitete,  zu  beseitigen ,  als  ob  Wechsel 
und  Steigerungen  der  Pacht  in  den  letzten  Jahren  in  Irland 
häufiger  geworden  wären,  wenigstens,  soweit  es  die  grösseren 
Besitzungen  betriÖt.  Denn  diese  Thatsachen  und  Zahlen  und 
die  Operationen  der  Landcomitös  lassen  nicht  erkennen,  dass 
sie  sehr  viel  mit  den  kleineren  Gütern  zu  thun  haben  oder  für 
dieselben  sprechen.     Was  sie  bestätigen,  ist  folgendes.    Sie 
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geben  eine  Rechnung  über  4  703  000  Acres  Land  in  Irland, 
ein  Areal,  so  gross,  dass  wir  annehmen  können,  es  repräsen- 
tire  einen  grossen  Theil  des  ganzen  Landes.  Auf  Seite  19 
des  Pamphlets,  aus  dem  ich  zitire,  werden  Sie  folgende  Zahlen 
finden,  —  In  zehn  Jahren,  zwischen  1850  und  1860,  wurden 
die  Pachtzinse  verändert,  das  heisst,  erhöht;  denn  das 
ist  offenbar  damit  gemeint,  auf  15L5000  Acres  Landes. 
In  den  zehn  Jahren  zwischen  1860  und  1870  wurden  die 
Pachten  erhöht  auf  868  000.  Und  in  den  zehn  Jahren  zwi- 
schen 1870  und  1880,  das  ist,  während  der  Periode,  seit  das 
Landgesetz  erlassen  war,  sind  die  Pachten  nur  auf  326  000 
Acres  erhöht  worden,  also  auf  weniger  als  den  vierten  Theil 
des  Areals,  auf  welchem  die  Pachten  in  den  Dezennien  von 
20  Jahren  vorher  erhöht  worden  waren. 

Nehmen  Sie  zunächst  den  Fall  der  Ausweisungen,  die 
letzte  Probe,  auf  die  ich  mich  beziehen  will,  um  zu  zeigen, 
dass  wir  einigen  Grund  haben,  zu  glauben,  die  Arbeit  des 
Parlaments  sei  nicht  ganz  verschwendet  gewesen  in  Irland. 
Ich  nehme  die  15  Jahre  von  1854  bis  1868,  und  ich  vergleiche 
sie  mit  den  acht  Jahren  seit  dem  Landgesetze  von  1870  und 
vor  den  unglücklichen  Jahrgängen  von  1878  und  1879.  In 
diesen  15  Jahren,  endigend  mit  1868,  war  die  grösste  Zahl 
der  Ausweisungen  1825,  die  geringste  war  459  und  der 
Durchschnitt  932.  In  den  acht  Jahren  zwischen  dem  Land- 
gesetz und  1878  ist  die  grösste  Zahl  der  Ausweisungen  von 
1825  auf  592,  die  kleinste  Zahl  von  459  auf  368  und  die 
Durchschnittszahl  von  932  auf  467  oder  genau  die  Hälfte 
gefallen. 

Diese  Zahlen  sind  für  uns  eine  grosse  Ermuthigung.  Es 
mag  andere  Thatsachen  geben,  Herr,  die  abschreckend  genug 
sind;  aber  die,  welche  ich  zitirt  habe,  sind  der  Art,  dass  sie 
uns  lehren  sollten,  weder  zu  verzagen  noch  zu  verzweifeln. 
Und  da  giebt  es  noch  eine  höhere  und  edlere  Ermuthigung 
als  diese,  eine  solche,  über  die  sich  alle  Menschen  freuen 
sollten,  die  Glauben  an  bestimmte  Prinzipien  des  Handelns 
haben.  Man  hat  gesagt,  unsere  Gesetzgebung  habe  in  Irland 
Misserfolg  gehabt.  Ich  gebe  keinen  Misserfolg  zu.  Ich  gebe 
zu,  der  Erfolg  war  unvollkommen.  Man  fragt  mich  nun,  wie 
kann  er  vollkommen  gemacht  werden?  Ich  sage,  durch  ge- 
duldige Ausdauer  im  Wohlthun,  durch  stetiges  Festhalten 
am  Werk  der  Gerechtigkeit.  Wir  werden  dann  nicht  von 
den  Resultaten  des  Augenblicks  abhängen.  Es  wird  nicht 
sein,  was  das  Heute  sagt  und  was  das  Morgen  sagt;  es  wer- 
den vielmehr  die  Früchte  sein,  die  wir  in  der  langen  Zukunft 
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der  Existenz  einer  Nation  ernten  sollen.  Handeln  wir  so, 
dann  gehen  wir  nach  einer  Rechnung  vor,  die  uns  nicht  im 
Stiche  lassen  kann.  Gerechtigkeit,  Herr,  soll  unser  Führer 
sein.  Und  wie  gesagt  worden  ist,  dass  die  Liebe  stärker 
sei  als  der  Tod,  ebenso  ist  die  Gerechtigkeit  stärker  als  die 
Aufregung  des  Volkes,  stärker  als  die  Leidenschaften  des 
Augenblicks,  stärker  als  der  Hass,  die  Rache  und  die  trau- 
rigen Traditionen  der  Vergangenheit.  Auf  diesem  Pfade 
wandelnd,  können  wir  nicht  irre  gehen.  Geführt  von  diesem 
Licht,  diesem  göttlichen  Licht,  sind  wir  sicher.  Jeder  Schritt, 
den  wir  auf  unserem  Wege  thun,  ist  ein  Schritt,  der  uns 
näher  zum  Ziele  führt,  und  jedes  Hinderniss,  mag  es  auch 
für  den  Moment  unüberwindlich  scheinen,  kann  den  endlichen 
Sieg  nur  eine  kleine  Weile  aufhalten,  aber  nicht  vernichten. 


U. 

Rede,  gehalten   von   dem  Sehr  Ehrenwerthen  W.  E.  Glad- 
stone im  Hause  der  Gemeinen  bei  der   zweiten  Lesung  des 
Landgesetzentwurfs  für  Irland,  den  16.  Mai  188L 

Herr  Gladstone:  Ich  wünsche,  Herr,  mich  beim  Hause 
zu  entschuldigen,  dass  ich  meinen  hochgeachteten  und  ge- 
lehrten Freund,  den  General  -  Staatsanwalt  von  Irland  (Hr. 
W.  M.  Johnson),  ersucht  habe,  mich,  statt  seiner,  zu  dieser 
frühen  Zeit  des  Abends  —  doch  nicht  so  früh,  als  ich  hoffte 
—  an  Sie  zu  wenden.  Verschiedene  Bemerkungen  sind  von 
geehrten  Mitgliedern  gemacht  worden,  welche  zu  glauben 
scheinen ,  es  bestehe  irgend  eine  Absicht  oder  ein  unnöthiger 
Rückhalt  seitens  der  Regierung  in  Betreff  einiger  Fragen 
von  Interesse,  die  bei  dem  Landgesetzentwurf  von  Irland  er- 
hoben worden  sind;  und  ich  habe  mich  dafür  entschieden, 
dass  es  meinerseits  wohlgethan  ist  —  obwohl  ich  die  Gerech- 
tigkeit des  Einwandes  nicht  einsehe  — ,  alles  zu  thun,  was 
in  meiner  Macht  ist,  um  dessen  Wiederholung  zu  verhindern. 
Ich  habe  mich  daher  entschieden,  die  Gelegenheit,  die  mein 
hochgeachteter  und  gelehrter  Freund  mir  gesichert,  zu  be- 
nützen und  um  die  Erlaubniss  zu  bitten,  diesen  Abend  vor  dem 
Hause  zu  sprechen  und,  da  ich  etwas  unwohl  und  nicht  fähig 
bin,  den  ganzen  Abend  im  Hause  zu  bleiben,  es  zu  wagen,  in 
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Bezug  auf  die  Person,   welche   die   Debatte    zusammenfassen 
soll,  eine  geschäftliche  Aenderung  zu  treffen. 

Nun,  Herr,  bevor  ich  vom  Entwürfe  spreche,  mit  dessen 
zweiter  Lesung  wir  beschäftigt  sind,  wünsche  ich  auf  zwei 
Worte  zurückzukommen,  deren  Wiederholung  in  dieser  Debatte 
wir  oft  gehört  haben.  Das  erste  Wort  ist  „Konfiskation",  und 
das  zweite  Wort  ist  Entschädigung.  Diese  Worte  sind 
solche,  die  in  enger  gegenseitiger  Verbindung  sind  und  sein 
sollten ;  denn  ich  würde  sehr  lange  zaudern,  zu  leugnen,  dass 
da,  wo  Konfiskation  erwiesen  werden  kann,  Entschädigung 
folgen  müsse.  Aber.  Herr,  ich  muss  sagen,  dass  diese  Worte 
zu  oft  und  zu  gern  gebraucht  werden.  Sie  sind  wiederholt 
mit  der  grössten  Zuversichtlichkeit  und  nachdrücklich  betont 
worden  in  einigen  Fällen,  wo  kein  Beweis  gegeben,  und 
in  anderen  Fällen,  wo  der  Gegenbeweis  reichlich  geliefert 
wurde.  Ich  will  mich  jetzt  nicht  im  Einzelnen  auf  die  Vor- 
würfe einlassen,  die  gegen  die  sehr  beschränkte,  letztes  Jahr 
von  uns  eingeführte  Maassregel  betreffs  der  Entschädigung 
für  Störung*)  eingeführt  worden  sind,  weil  dies  bleibt,  wie  es 
vor  zwölf  Monaten  gewesen  —  ein  Gegenstand  der  Meinung, 
im  Keim  erstickt  und  zurückgehalten,  um  das  ausgedehnte 
Unheil  zu  stiften,  das  die  ehrenwerthen  Herren  der  Oppo- 
sition vorausgesetzt,  oder  die  grosse  Wohlthat,  die  es  nach 
unserer  Ueberzeugung  hervorgebracht  hätte.  Die  ehren- 
werthen Herren  wissen  —  ich  brauche  sie  kaum  daran  zu 
erinnern  — ,  wie  dieser  Vorwurf  der  Konfiskation  bei  dem 
Widerruf  der  Korngesetze  erhoben  wurde,  und  wie  er  er- 
hoben wurde  letztes  Jahr  gegen  die  sehr  massige,  obwohl 
nützliche  Maassregel,  welche  mein  sehr  ehrenwerther  und 
gelehrter  Freund,  der  Staatssekretair  des  Innern,  in  Bezug 
auf  das  Grund -Wild  (Ground  Game)  beantragt  hat.  Es  ist 
zweckmässiger,  sie  daran  zu  erinnern,  wie  freigebig  er  erhoben 
wurde  1870,  als  das  Landgesetz  in  Berathung  stand.  (Hört! 
Hört!)  Es  hat  ihn  bei  dieser  Gelegenheit  der  ehrenwerthe 
Herr,  das  Mitglied  für  Mid-Lincolnshire  (Herr  Chaplin),  ge- 
braucht. Aber  ich  hatte  nicht  beabsichtigt,  ihn  deshalb  zu 
zitiren,  hätte  er  mich  nicht  durch  seinen  Zuruf  dazu  einge- 
laden. Er  ist  jedoch  auch  von  Andern  gebraucht  worden, 
die  man  als  Wortführer  der  Partei  ansehen  kann.  Lord 
Salisbury    bezeichnete   jenen    Gesetzentwurf   als    Bestechung 
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einer  Klasse  durch  Plünderung  einer  anderen.  Er  sagte:  „Sie 
bestechen  eine  Klasse  und  plündern  eine  andere  und  geben 
ein  Beispiel,  das  leicht  Nachfolger  findet."  Lord  Cairns 
führte  vielfach  dieselbe  Sprache.  Er  sprach  aufrichtig  und 
sagte:  „Sie  gestatten  mir  die  Wahl,  mein  eigenes  Eigenthum 
zu  verkaufen."  Worte,  welche  in  sich  selbst  die  Konfiskation 
einschliessen.  In  der  That,  er  zitirte  mit  Belobung  eine  Er- 
klärung aus  einer  gewissen  Veröffentlichung,  dass  es  keine 
Lösung  der  Frage  gebe  ohne  etwas,  das  man  Konfiskation 
nennen  würde.  (Hört!  Hört!)  Nun  wohl,  ich  bin  sehr  froh, 
dass  ich  in  Bezug  auf  den  Fall  nichts  Falsches  konstatire. 
„Konfiskation"  war  das  Wort,  das  für  die  Hauptbestimmungen 
des  Landgesetzes  von  1870  gebraucht  wurde.  Hat  das  Land- 
gesetz, als  es  Gesetz  des  Landes  wurde,  das  Eigenthum  der 
Landlords  konfiszirt?  Hat  es  das  Eigenthum  der  Landlords 
geschädigt?  Wir  behaupten,  im  Gegentheil  und  bis  zur  Evi- 
denz: es  hat  das  Eigenthum  der  Landlords  verbessert  (Wider- 
spruch). Ein  Kopfschütteln  hat  nicht  die  Autorität,  wie  die 
Berichte  von  Verhandlungen  in  Gerichtshöfen;  und  authen- 
tische Verhandlungen  in  einem  Gerichtshofe  Irlands  von  Jahr 
zu  Jahr  zeigen  uns  zwei  Dinge.  In  erster  Reihe:  die  Pacht- 
renten sind  unter  der  Wirkung  des  Landgesetzes  gestiegen. 
Ich  spreche  jetzt  nicht  von  ungehöriger  Steigerung;  ich 
wollte  sagen :  die  Pachtrenten  sind  unter  der  Aktion  des 
Landgesetzes  gestiegen.  Und  in  zweiter  Reihe:  in  Folge  der 
erhöhten  Pachten,  mit  dem  höheren  Zinsregister,  ist  eine 
grössere  Zahl  von  jährlichen  Verkäufen  erlangt  worden,  wo 
das  Eigenthum  auf  den  Markt  kam.  Und  das,  Herr,  war 
das  Ende  des  Vorwurfs  der  Konfiskation  gegen  das  Land- 
gesetz. 

Doch  ich  habe  die  bescheidene  Ansicht,  es  habe  Fälle 
gegeben,  die  weit  mehr  wie  Konfiskation  aussehen,  als  das 
Landgesetz.  Ich  finde  einen  Fall  in  meiner  eigenen  Erfahrung 
vom  Jahre  1874,  obwohl  er  in  beschränkterem  Grade  statt- 
fand. Ich  meine  die  Konfiskation  des  Kirchenpatronatsrechts 
in  Schottland  unter  dem  Kirchenpatronatsgesetz.  Ich  machte 
jener  Zeit  darauf  aufmerksam ,  und  ich  kenne  keinen  klareren 
Fall  in  meinem  Leben.  Doch  das  ist  eine  geringe  Sache. 
Konfiskation  ist  Irland  näher  in  der  früheren  Gesetzgebung 
getreten.  Wenn  wir  in  einem  Lande,  wo  die  Verbesserungen 
der  Pachtungen,  wie  jetzt  zugegeben  wird,  in  der  Regel  das 
Werk  der  Pächter  sind,  dem  Landlord  erlaubten  und  ihn  er- 
muthigten,  diese  Verbesserungen  auf  den  Markt  zu  bringen 
und  zu  seinem  eigenen  Vortheil  zu  verkaufen,  —  dann  in  der 
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That  fand  etwas  wie  Konfiskation  statt.  Ich  hörte  niemals, 
Herr,  bei  dieser  Gelegenheit,  dass  die  Mitglieder  für  die 
Universität  Dublin  oder  irgend  Jemand  sonst,  der  zu  ihrer 
Partei  gehört,  sich  über  die  Vorgänge  im  Parlament  empört 
hätten.  Es  war  ein  höchst  unglückliches  und  bekiagens- 
werthes  Geschäft.  Ich  sage  nicht  und  ich  glaube  nicht,  dass 
Diejenigen,  welche  die  Empfehlungen  vorgebracht,  die  dazu 
geführt  haben  —  die  Mitglieder  der  Devon  -  Kommission  — , 
von  einem  schlechten  Motiv  geleitet  worden  seien.  Ich 
glaube,  es  war  ein  blosser  Irrthum,  entsprungen  aus  einem 
unbedachten  Mangel  an  Rücksicht  auf  bestehende  Thatsachen. 
Aber  ich  wünsche  es  hervorzuheben  als  geeignet,  denen  eine 
Lektion  der  Vorsicht  und  Behutsamkeit  zu  geben,  die  so 
freigebig  und  bereit  sind,  diese  harten  Worte  zu  gebrauchen  und 
sie  Männern  an  den  Kopf  zu  werfen,  welche  auch  der  Ansicht 
sind ,  dass  die  Beantragung  von  Prinzipien  der  Konfiskation 
eine  Schmach  wäre  —  eine  Schmach  für  die  Minister,  welche 
sie  beantragten,  und  für  das  Parlament,  das  sie  auch  nur 
einen  Augenblick  duldete. 

Ich  gestehe,  dass  ich  persönlich  weiter  gehe,  als  ich  in 
Betreff  des  Gesetzes  über  verschuldete  Güter  (Encumbered 
Estates  Act)  erklärt  habe.  Wir  haben  durch  dasselbe  wäh- 
rend dieses  Jahrhunderts  ein  System  in  Irland  geschaffen, 
welches  die  Lage  des  irischen  Pächters  ohne  seine  Zustim- 
mung -  ja,  ich  möchte  sagen,  ohne  seine  Kenntniss  —  wesent- 
lich verändert  hat.  Das  alte  System  des  irischen  Gesetzes 
machte  es  für  den  englischen  Landlord  schwer  ausführbar, 
ohne  die  grösste  Verzögerung  und  Schwierigkeit  die  extrem- 
sten Maassregeln  gegen  den  Pächter  ins  Werk  zu  setzen.  Ich 
behaupte  dies  nicht  auf  schwache  und  zweifelhafte  Autorität 
hin.  Ich  thue  es  auf  die  Bestätigung  in  einer  Einleitung  zu 
einem  Gesetze  hin,  das  diesen  Zustand  der  Dinge  geändert 
hat.  Das  Gesetz  von  1816,  dass  dies  gethan,  erzählt  in  seiner 
Einleitung,  dass  die  Ausgaben  und  Verzögerungen  der  Aus- 
weisung derart  gewesen  sind ,  dass  diese  sich  als  Heilmittel 
wesentlich  und  unbedingt  unpraktisch  erwiesen  habe.  Wir 
dürfen  es  daher  nicht  unterlassen,  auf  die  Thatsache 
zu  sehen,  dass,  wenn  die  Erzählung  jener  Einleitung  wahr 
ist,  eine  Dauerhaftigkeit  und  Sicherheit  der  Pächterschaft, 
die  dem  Pächter  damals  zukam,  vorhanden  war,  welche  Sie 
seitdem  fortgenommeu  haben.  Er  hat  sich  niemals  still- 
schweigend in  jene  Entziehung  der  Sicherheit,  die  er  besass 
und  genoss,  gefügt;  er  hat  dagegen  einen  fortwährenden 
Protest  aufrechterhalten;    er    hat  gewiss  nicht  gestattet,    in 
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Besitzlosigkeit  zu  verfallen.  Was  ich  zu  sagen  wünsche,  ist, 
(lass  wir  darnach  streben  sollten  —  und  es  ist  Zeit,  darnach 
zu  streben  — ,  die  Ordnung  von  etwas,  wie  gleiche  Gerech- 
tigkeit, in  diesen  Dingen  in  Irland  zu  schaffen,  und  dass 
diejenigen ,  welche  zu  Gunsten  der  Landlords  plaidiren  — 
und  sie  haben  ein  vollkommenes  Recht,  gegen  irgend  etwas 
zu  plaidiren,  was  ihnen  als  Ueberschreitung  dieser  Rechte 
erscheint  — ,  daran  denken  sollten,  was  man  Anderen  schul- 
det, welche  so  lange  unter  dem  Verlauf  einer  Gesetzgebung 
geduldet  haben ,  die  von  Generation  zu  Generation  gedauert 
hat,  zu  lange  ohne  Klage  ertragen  wurde  und  jetzt  zu  Schwie- 
rigkeiten führte,  die  wir  zu  bekämpfen  suchen,  und  die  uns 
bei  dem  Streben ,  sie  zu  bekämpfen ,  zu  einem  Rechte  der 
Rücksicht,  seitens  des  Hauses,  berechtigen  sollten. 

Zuerst  nun,  mit  Bezug  auf  die  Vorwürfe  der  Konfiskation, 
will  ich  nur  sagen,  dass  die  Regierung  nicht  zugeben  kann, 
dass  sie  in  diesem  Gesetzentwurf  irgend  eine  Konfiskation 
verübe  oder  irgendwie  einer  Konfiskation  nahe  komme  und 
nicht  vorbereitet  wäre,  in  Folge  davon  irgend  einen  Einwurf 
für  Entschädigung  zuzulassen.  Der  Beweis  von  Konfiskation, 
der  Beweis  von  Schädigung  in  Folge  der  Thätigkeit  der  Ge- 
setzgebung —  ist  der  richtige  erste  Schritt,  der  gethan  werden 
muss,  und  das  muss  über  allen  Zweifel  hinaus  festgestellt 
werden,  ehe  man  billigerweise  das  Haus  auffordern  kann, 
zu  erwägen,  ob  es  Entschädigung  garantiren  will  oder  nicht. 
Im  Jahre  1846  ist  der  irische  Landlord  zur  Zeit  des  Wider- 
rufs der  Korngesetze  nicht  unbeträchtlich  entschädigt  worden 
trotz  der  enormen  Vortheile,  die  Robert  Peel  durch  diese 
Maassregel  auf  ihn  gehäuft  hat.  Da  war  nicht  die  geringste 
Waare  von  irischem  Ursprung,  deren  Preis  durch  die  Wirkung 
des  Freihandels  nicht  erhöht  worden  wäre,  und  dennoch  wur- 
den für  den  Wechsel ,  welcher  diese  Resultate  mit  sich  ge- 
bracht hat,  die  irischen  Landlords  durch  Uebergabe  der 
Hälfte  der  Forderung  der  Polizei  an  den  Konsolidirten  Fonds 
entschädigt  (by  the  transfer  of  a  moiety  of  the  charge  for  the 
Constabulary  to  the  Consolidated  Fund),  einer  Hälfte,  die  da- 
mals '£  300  000  bis  £  400  000  betrug-  und  jetzt  mehr  als 
;£  1  000  000  beträgt.  Ich  will  jetzt  die  Frage  von  Konfis- 
kation und  Entschädigung  bei  Seite  lassen  und  zum  Gesetz- 
entwurf selbst  kommen. 

Ich  will  nun  bemerken,  Herr,  dass  ich  keinen  Fall  kenne 
von  einer  so  grossen  Maassregel,  so  lange  Zeit  in  Verhand- 
lung, von  der  so  wenige  Punkte  zu  ernsthafter  Diskussion 
gebracht    worden    wären.      Diejenigen    Punkte,     welche    in 
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sehr  verschiedenem  Grade  zu  ernster  Diskussion  gebracht 
wurden ,  sind  meines  Wissens  folgende.  Wir  haben  viel  ge- 
hört von  massigen  Pachtzinsen,  und  wir  haben  die  Erörterung 
der  Frage  der  Rückstände  gehabt.  Ueber  die  Frage  der 
Rückstände  will  ich  nichts  sagen,  als  dass  es  eine  wichtige 
Frage  ist;  aber  es  wird  nicht  von  Vortheil,  es  wird  in  der 
That  eine  Schwierigkeit  sein,  dieselbe  bei  der  zweiten  Lesung 
des  Entwurfs  zu  behandeln.  Auf  demselben  Wege  liegt  eine 
andere  Nebenfrage,  die  wir  einer  Erwägung  unterworfen  haben, 
deren  Resultat  im  Entwürfe  erscheint,  -  die  Frage  der  lau- 
fenden Zeitpachten.  Auch  das  ist  offenbar  eine  Frage, 
welche  meiner  Meinung  nach  dem  Comite  für  den  Entwurif 
vorbehalten  bleiben  sollte.  Eine  andere  Frage,  Herr,  die 
wiederholt  erhoben  wurde,  ist  die  offenbare  Unbilligkeit  und 
Härte,  wie  gesagt  worden  ist,  dass  den  Landlords  die  Macht 
verweigert  werde,  vor  Gericht  zu  gehen.  Das  ist  gewiss  eine 
in  die  Augen  fallende  und  einleuchtende  Frage.  Wenn  Sie  dem 
Pächter  erlauben,  vor  Ihr  Gericht  zu  kommen,  warum  erlauben 
Sie  es  nicht  dem  Landlord  ?  Diese  Frage  scheint  viel  Schwie- 
rigkeit verursacht  zu  haben,  und  ein  ehrenwerther  und  ge- 
lehrter Herr,  das  Mitglied  für  Antrim  (Hr.  Macnaghten),  war 
von  der  Gewalt  der  Frage  so  betroffen,  dass  er  sagte,  er 
werde  beantragen,  dass  es  auch  dem. Landlord  erlaubt  sei, 
vor  Gericht  zu  gehen.  Aber  wie  beantragte  das  ehrenwerthe 
und  gelehrte  Mitglied,  es  zu  thun?  Seine  Rede  war  durch 
grosse  kritische  und  logische  Kraft  charakterisirt.  Aber  er 
setzte  sich  vor,  einen  experimentellen  Beweis  seines  Organi- 
sationstalentes zu  geben,  und  das  war  eine  weit  gefährlichere 
Aufgabe.  Er  sagte,  es  sei  eine  harte  Sache,  dass  ein  Land- 
lord mit  150  Pächtern  150  Prozessen  ausgesetzt  sein  solle. 
Was  er  vorschlägt,  ist  dies :  „Ich  will  den  Landlord  vor  Ge- 
richt gehen,  dem  Gericht  den  Stand  seiner  Pachtzinsen 
vorlegen  und  vom  Gericht  ein  Zertifikat  erlangen  lassen,  dass 
seine  Pachtzinsen  massig  seien;  aber  der  Landlord  muss  es 
nicht  unternehmen,  seine  Pachten  für  eine  bestimmte  Zahl  von 
Jahren  zu  steigern."  Hat  der  ehrenwerthe  und  gelehrte  Herr, 
der  ein  Rechtsanwalt  ist,  mit  diesem  Vorschlage  gemeint, 
dass  dies  Verfahren  hinter  dem  Rücken  des  Pächters  vor- 
gehen soll?  (Herr  Macnaghten:  Gewiss  nicht!)  Das  ist  die 
Antwort,  die  ich  erhalte.  Ich  freue  mich,  zu  finden,  dass 
der  ehrenwerthe  und  gelehrte  Herr,  wenn  er  kritisirt  wird, 
nicht  so  gefühllos  ist,  keine  Erklärung  zu  geben.  Er  meint 
dann  also,  dass  dem  Pächter  Kenntniss  davon  gegeben  werden 
müsste.   Sehr  gut!    Die  Konsequenz  ist,  dass  der  ehrenwerthe 
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und  gelehrte  Herr  beantragt,  um  dem  Landlord  eine  Gunst 
zu  erweisen,  dass  er  150  Prozesse  auf  einmal  anhängig  haben 
solle,  auf  dass  er  mit  dem  Privilegium  belohnt  werde,  den 
Pachtzins  feststellen  zu  können,  den  er  aber  für  eine  be- 
stimmte Zahl  von  Jahren  nicht  erhöhen  darf.  Ich  kann  nicht 
begreifen,  wie  der  ehrenwerthe  und  gelehrte  Herr  im  Ernste 
einen  solchen  Vorschlag  machen  konnte,  dass  der  Landlord 
das  Privilegium  haben  sollte,  vor  Gericht  zu  gehen  und  die 
Frage  zu  erheben,  eine  jede  Pacht  seiner  Besitzung  zu 
steigern. 

Wir  hingegen,  Herr,  gingen  nach  einem  ganz  entgegenge- 
setzten Prinzip  vor  —  dem  Prinzip,  nichts,  das  wir  vermeiden 
konnten,  zu  stören  und  alle  ausserhalb  des  Gerichts  und 
der  Thätigkeit  des  Gerichts  zu  lassen,  welche  gewillt  sind, 
so  zu  bleiben,  damit  sie  ihre  Angelegenheiten  ohne  Ein- 
mischung des  Gerichts  ordnen  können;  es  lässt  die  Initiative, 
vor  Gericht  zu  gehen,  dem  Pächter.  Aber  halt!  das  ist 
keine  Antw^ort  auf  die  Frage:  Warum  dem  Landlord  nicht 
erlauben,  vor  Gericht  zu  gehen?  In  erster  Linie  sind  Sie 
vollständig  im  Irrthum  in  der  Vorstellung,  als  habe  der  Land- 
lord nicht  die  Macht,  vor  Gericht  zu  gehen.  Das  ist  ein 
Irrthum,  in  den  viele  ehrenwerthe  Herren  auf  der  anderen 
Seite  des  Hauses  verfallen  sind,  offenbar,  ohne  den  Entwurf 
über  die  erste  Seite  hinaus  gelesen  zu  haben.  Nun.  Herr, 
was  ist  das  Interesse  des  Landlords  in  dieser  Sache?  Sein 
Interesse  liegt  in  erster  Reihe  darin,  seine  Pachtrente  auf 
einem  massigen  und  gerechten  Fuss  zu  erhalten.  Dies  Inter- 
esse ist  ihm  dadurch  gesichert,  dass  er  die  Macht  hat,  seine 
Rente  zu  erhöhen  und  es  dem  Pächter  zu  überlassen,  vor 
Gericht  zu  gehen .  um  eine  gerichtliche  Pacht  gegen  ihn  zu 
erlangen.  Einige  Leute  sagen:  Weshalb  erlauben  Sie  dem 
Landlord  nicht,  dem  Odium  zu  entrinnen,  die  Pacht  durch 
Erlangung  einer  gerichtlichen  Sentenz  zu  steigern?  Sie  glau- 
ben —  es  ist  das  erste  Mal,  dass  ich  es  gehört  habe  — ,  dass 
irgend  ein  Landlord  das  Odium  eines  Verfahrens,  das  er  in 
seinem  eigenen  Interesse  gegen  einen  Pächter  einschlägt,  da- 
durch vermindere,  dass  er  einen  Prozess  einleitet,  in  den  er 
den  Pächter  verwickelt.  Die  Thatsache  ist,  dass,  weit  ent- 
fernt, das  Odium  zu  vermindern,  er  es  meiner  Meinung  nach 
bei  weitem  vergrössern  würde,  wenn  er  die  Aktion  des  Ge- 
richts mit  seinem  eigenen  Druck  auf  den  Pächter  vermischen 
würde. 

Dann  ferner  liegt  das  Interesse  des  Landlords,  wenn 
er  das  Risiko  zu  vermeiden  wünscht,  dass  ein  Pächter  eine 
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Reinei'tragspacht  (rackrent*)  zahle,  nicht  blos  in  seiner  eigenen 
ihm  auferlegten  Pachtrente,  sondern  auch  im  Pächterrecht, 
für  das  er  dem  weggehenden  Pächter  zahlt.  Der  Landlord 
kann  billigerweise  die  Klage  erheben  —  in  jedem  Falle  lässt 
es  der  Entwurf  zu  — ,  dass  das  Pächterrecht  den  neu  eintretenden 
Pächter  ebensowohl  auf  eine  Reinertragspacht  zu  setzen  ver- 
mag, wie  eine  übertriebene  Pacht  seinerseits.  Sei  es  recht 
oder  unrecht,  wir  haben  Bestimmungen  dafür  im  Entwurf 
getroffen,  und  alles,  was  wir  gehört  haben  von  aufeinander 
folgenden  Verkäufen  des  Pächterrechts  —  indem  einer  über 
den  andern  emporstieg  — ,  ist  vollständig  unanwendbar  auf  den 
Entwurf.  Die  erste  Klausel  des  Entwurfs  sorgt  dafür.  Ge- 
ehrte Mitglieder,  die  über  diesen  Gegenstand  das  Wort 
nahmen ,  haben  blos  das  erste  Glied  des  ersten  Satzes  der 
ersten  Klausel  gelesen.  Es  sagt,  dass  dem  Pächter  erlaubt 
sein  soll,  sein  Pächterrecht  zu  dem  besten  Preise  zu  verkaufen, 
den  er  erhalten  kann.  Geehrte  Mitglieder  lasen  soweit  und 
nicht  weiter.  Würden  sie  aber  weiter  gehen ,  so  würden  sie 
finden,  dass  der  Pächter  verpflichtet  ist,  dem  Landlord  Kennt- 
niss  zu  geben ;  und  der  Landlord  kann  nach  erhaltener  An- 
zeige mit  dem  Pächter  über  den  Betrag  des  Pächterrechts, 
das  der  austretende  Pächter  zu  erhalten  hat,  übereinkommen, 
und  kann  er  nicht  mit  dem  Pächter  übereinkommen,  so  kann 
er  ihn  für  diesen  Zweck  vor  Gericht  ziehen.  So  sind  die 
beiden  Seiten  des  Interesses  des  Landlords  gewahrt  sein 
Interesse  an  der  Pacht  durch  seine  Macht,  die  Pacht  zu 
steigern,  sein  Interesse  am  Pachtrecht  durch  seine  Macht, 
den  Pächter  vor  Gericht  zu  ziehen.  Aber  man  kann  sagen: 
„Warum  geben  Sie  ihm  nicht  noch  eine  weitere  Macht  und 
gestatten  ihm,  jederzeit  vor  Gericht  zu  gehen?  Das  ist 
billigerweise  eine  Frage  für  die  Diskussion,  und  wir  haben 
sie  wohl  überlegt.  Aber  ich  denke,  das  Haus  wird  wahr- 
scheinlich mit  unserem  Schlüsse  übereinstimmen,  dass  der 
klügere  Weg  der  ist,  den  wir  gewählt  haben.  In  dem  sonder- 
baren Zustande,  der  in  Irland  geheri'scht  hat,  wurde  der 
Gerichtshof  wie  eine  Art  Paradies  betrachtet,   in  das  Jeder- 
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eine  Pacht,  die  dem  Picinertrag  des  Gutes  gleichkommt,  dem  Pächter 
also,  wie  schon  gesagt,  nichts  übrig  lässt.  Es  ist  klar,  dass  eine  solche 
ruinirende  Pacht  ebensowohl  durch  die  Steigerung  des  Landlords  hervor- 
gebracht werden  kann,  wie  durch  den  hohen  Preis,  zu  dem  sich  der  aus- 
tretende Pächter  sein  Pächterrecht  bezahlen  lässt. 

Anm.  des  Herausgeb. 
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mann  hineinstürmen  würde.  Das  ist  unsere  Anschauung  der 
Sache  durchaus  nicht.  Wir  begreifen,  dass  die  Thätigkeit 
des  Gerichts  erhebliche  Lasten  auf  die  kleinen  Eigenthümer 
laden  muss,  welche  es  nicht  zu  unternehmen  vermögen,  die 
Kosten  eines  Civilprozesses  zu  zahlen;  und  die  Kosten  des 
Civilprozesses,  soviel  Sie  dieselben  auch  kontroliren,  muss  der 
arme  Mann  und  der  kleine  Mann  schwer  fühlen.  Für  den 
Landlord  mögen  die  Kosten  häufig  leicht  sein,  für  den 
Pächter  können  sie  sehr  schwer  sein.  Aber  wohlverstanden, 
es  liegt  in  der  unterschiedslosen  Macht  des  Landlords,  vor 
Gericht  zu  gehen.  Lassen  Sie  die  Sache  im  Comitö  zur  Be- 
weisführung gelangen,  wenn  dabei  irgend  etwas  in  Frage 
kommt.  Wir  werden  hören,  was  gesagt  werden  kann,  mit  der 
vollkommensten  Bereitwilligkeit,  uns  überzeugen  zu  lassen, 
wenn  gute  und  hinreichende  Gründe  gegeben  werden  können; 
aber  wir  haben  nicht  ohne  Grund  und  Ueberlegung  gehandelt 
auf  dem  Wege,  den  wir  eingeschlagen  haben.  Ich  habe  ebenso 
gezeigt,  dass  es  gänzlich  unrichtig  ist,  zu  sagen,  dass  der 
Landlord  nicht  die  Macht  hat,  vor  Gericht  zu  gehen;  denn 
in  der  Sache  des  Pächterrechts,  die  er  auf  keine  andere 
Weise  aufhalten  kann,  autorisirt  ihn  dieser  Entwurf,  vor  Ge- 
richt zu  gehen.  (Ein  geehrtes  Mitglied:  Wo?)  In  der  dritten 
Unterabtheilung  der  ersten  Klausel  ist  konstatirt:  Auf  er- 
folgte Anzeige  hin  kann  der  Landlord  die  Pachtung  für  den 
Betrag  verkaufen,  der  vereinbart  wird,  oder  im  Fall  der 
NichtVereinbarung,  wie  er  vom  Gericht  bestimmt  wird.  Die 
Zuflucht  zum  Gericht  ist  hier  so  deutlich  angezeigt,  als  mög- 
lich. Herr  R.  Ass beton  Gross:  Wann  wird  diese  Macht 
gegeben?  —  So  oft  ein  Wechsel  der  Pachtung  stattfindet.  Die 
erste  Klausel  sagt: 

„Wenn  der  Landlord  solche  Anzeige  erhält,  kann  er  die  Pachtung 
für  eine  solche  Summe  verkaufen,  als  vereinbart  werden  kann,  oder  im 
Falle  der  NichtVereinbarung,  als  das  Gericht  den  Werth  davon  be- 
stimmt." 

Dies  fasst  aufs  bestimmteste  den  Fall  ins  Auge,  wo  die 
Pachtung  von  einer  Person  auf  die  andere  übergeht;  aber  ich 
glaube  nicht,  dass  die  Worte  dazu  führen,  dass  es  eine  Zu- 
rücknahme von  Land  in  beständigen  Besitz  seitens  des  Land- 
lords sein  soll.  Der  Landlord  kann  mit  dem  Pächter  über 
die  für  den  Kauf  zu  bezahlende  Summe  übereinkommen, 
oder  ei-  kann  die  Summe  durch  das  Gericht  feststellen  lassen. 

Und  jetzt  will  ich  die  Frage  der  Verfassung  des  Gerichts 
vornehmen.  Ich  gestehe,  dieser  Gegenstand  hat  von  einem 
der  Mitglieder  für  die  Universität  von  Dublin  eine  solche  Dis- 
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kussion  m  seinen  Einzelheiten  erfahren,  wie  sie  meines 
Wissens  kaum  jemals  bei  der  zweiten  Lesung  eines  Gesetz- 
entwurfs gegeben  wurde,  und  mit  einer  Wärme  und  mit  einem 
Feuer,  wie  ich  es  kaum  je  von  ihm  selbst  übertroffen  gesehen 
habe.  Ich  bin  dennoch  verpflichtet,  im  Vorbeigehen  ein  Zu- 
geständniss  zu  machen.  In  einem  Punkte  steht  dieser  Ent- 
wurf, dessen  Entwerfer  nicht  genug  gelobt  werden  kann,  was 
ftir  ein  Urtheil  die  Schöpfer  desselben  auch  verdienen  mögen 
— ,  nicht  in  ganz  genauer  Uebereinstimmung  mit  unserer 
Absicht.  Unsere  Ansicht  war,  die  Wahl  freizulassen,  am 
Civilgerichtshof  vorbeizugehen,  wenn  man  sich  entschieden 
hatte,  so  zu  handeln;  aber  es  war  ebenso  beabsichtigt,  es  sollte 
die  Macht,  vor  das  Civilgericht  zu  gehen,  vorhanden  sein.  Der 
Pächter,  dachten  wir,  sollte  die  Macht  haben,  wenn  es  ihm  gefiele, 
sogleich  zu  der  Kommission  oder  dem  Agenten  der  Kommission 
zu  gehen.  Ich  unterbreite  es  achtungsvoll  den  ehren werthen 
Herren,  ob  es  wünschenswerth  ist,  weiter  als  bis  soweit  zu 
gehen.  Ich  will  jetzt  nicht  die  Frage  nach  den  Einrichtungen 
erheben,  die  für  die  Führung  der  Verhandlungen  in  den 
Gerichten  für  Civilklagen  (Civil  Bill  Courts)  zu  tretfen  sind. 
Aber  ich  gebe  zu  erwägen,  dass  es  nicht  weise  gewesen  wäre, 
vollständig  an  einer  Körperschaft  von  Männern  vorbeizugehen, 
die  unter  dem  Landgesetze  Gelegenheit  gehabt  haben,  eine 
solche  Masse  von  Erfahrungen  zu  gewinnen,  wie  sie  keine 
andere  Körperschaft  von  Herren  in  Irland  besitzt.  Ich  will 
einen  Schritt  weiter  gehen  und  sagen:  ich  kann,  was  mich 
selbst  betrifft  —  es  mag  dies  an  meiner  Unkenntniss  liegen  — , 
nicht  denken,  nach  den  Zahlen  zu  urtheilen,  dass  das  Resultat 
der  Verhandlungen  im  Civilgericht  sehr  schimpflich  gewesen 
sei.  Die  ehrenwerthen  Herren,  die  Rechtsanwälte  sind,  werden 
fähig  sein ,  sich  ein  weit  besseres  Urtheil  zu  bilden ,  als  ich 
in  dieser  Sache  vermag;  aber  ich  lade  die  Aufmerksamkeit 
auf  folgende  Thatsachen  ein.  Für  die  vier  Jahre  vor  1877 
—  vor  dieser  Zeit  haben  wir  keine  zuverlässige  Berechnung  — 
haben  wir  die  Zahl  der  Landansprüche,  welche  im  Gericht 
eingebracht  wurden.  Diese  Ansprüche  waren  1  688.  Die 
erledigten  Appellationen  für  diese  Fälle  waren  212.  Die 
rechtskräftigen  Erkenntnisse  waren  140,  und,  soweit  ich  aus 
den  Zahlen  entnehmen  kann,  kamen  50  Urtheile,  welche  um- 
gestossen  wurden,  auf  eine  Gesammtzahl  von  1 688  abgeurtheilter 
Fälle  —  das  heisst  3  Prozent,  was  bedeutet,  dass  immer  32 
von  33,  welche  vor  dem  Civilgericht  erschienen.  Recht  ge- 
funden haben.  Ich  kann  nicht  annehmen,  dass  man  dies  als 
besonders  ungünstiges  Resultat  betrachtet.    Ich   kann  kaum 
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glauben,  dass  das  Gericht  die  Strenge  des  Urtheils  verdient, 
das  hier  von  Einigen  ausgesprochen  wurde.  Grossen  Tadel 
hat  der  Entwurf  wegen  dessen  gefunden,  was,  wie  man  gesagt 
hat,  unser  Kommissionsbeamte  oder  sein  Substitut  thun  kann, 
und  man  hat  von  den  Folgen,  solche  Vollmachten  in  die 
Hände  unberufener  Menschen  zu  legen,  die  schrecklichsten 
Bilder  ausgemalt.  Wir  werden  uns  sehr  freuen,  im  Comitö 
von  einigen  Schutzwachen  zu  hören,  die  man  dagegen  auf- 
stellen kann;  aber  das  Haus  wird  folgende  Thatsache  in  Ge- 
danken festhalten:  Es  ist  kaum  möglich,  im  voraus  die  Ein- 
zelheiten der  wahrscheinlichen  Geschäfte  unter  dem  Gesetz 
zu  schildern.  Niemand  kann  sagen,  wo  sie  entstehen  werden 
—  wie  sie  entstehen  werden  —  in  welchem  Theile  des  Lan- 
des sie  entstehen  werden. 

Dies  führt  mich  zu  einer  anderen  Bemerkung  in  der 
Rede  des  ehrenwerthen  und  gelehrten  Mitglieds  für  Antrim. 
Er  klagte,  dass  der  Entwurf  nicht  elastisch  genug  sei.  Wie 
schlägt  er  vor,  ihn  in  dieser  Sache  des  Gerichts  elastischer 
zu  machen?  Er  sagte:  Warum  ernennen  Sie  nicht  zwei 
Kommissionsbeamte  in  jeder  Provinz?  —  Wie  können  wir 
wissen,  was  für  jede  Provinz  erforderlich  ist?  In  einer  Pro- 
vinz kann  wenig  oder  gar  keine  Nachfrage  sein.  In  Leinster 
und  Ulster  zum  Beispiel  ist  es  möglich,  dass  die  Nachfrage 
sehr  verschieden  von  der  in  andern  Provinzen  ist.  Was  wir 
vorschlagen,  ist  nicht,  dass  eine  Menge  von  öffentlichen 
Beamten  geschaffen  werde,  bevor  wir  wissen,  ob  auch  Pflichten 
dasein  werden,  die  sie  zu  erfüllen  haben,  sondern  dass  Be- 
amte des  Gerichts  ernannt  werden  mögen,  so  oft  die  Noth- 
wendigkeit  eintritt,  und  entsprechend  dem  Umfang  der  Noth- 
wendigkeit.  So  viel  Gewisses  über  die  angeregten  Punkte. 
Und  was  den  sehr  wichtigen  Punkt  einer  billigen  Pacht 
betrifft,  so  verdammt  eines  der  Mitglieder  unseren  Vorschlag 
als  unzweifelhafte  Konfiskation,  gemildert  und  schmackhaft 
gemacht  durch  Feigheit,  während  andere  geehrte  Herren, 
gemässigter  in  ihrer  Art,  die  Maassregel  zu  betrachten,  glauben, 
dass  die  Worte,  die  wir  gebraucht  haben,  mangelhaft  und 
sogar  gefährlich  seien.  Ich  sehe  das  älteste  Mitglied  für 
die  Universität  auf  seinem  Sitze  (Herrn  Plunket),  und  ich  muss 
ihm  ein  wohlverdientes  Kompliment  machen.  Ich  glaube,  es 
war  nicht  möglich ,  der  Erwägung  des  Hauses  seine  Gründe 
ruhiger,  klarer  und  mit  mehr  Billigkeitsgefühl  zu  unterbreiten, 
als  er  gethan  hat. 

Lassen  Sie  mich  versuchen,  die  Punkte  dieser  Frage 
durchzugehen;  und,  indem  ich  dies  thue,  werde  ich  mich  in 
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angenehmerer  Weise  auf  das  ehrenwerthe  und  gelehrte  Mit- 
glied für  Antrim  beziehen.  Er  machte  eine  Bemerkung,  mit 
der  ich  im  Ganzen  herzlich  übereinstimme.  Er  sagte:  die 
Worte  „Billiger  Pachtzins"  trügen  das  an  sich  selbst,  was 
sie  meinen.  Sie  sind  thatsächlich  der  Charter  aller  Derer, 
welche  an  billigem  Pachtzins  interessirt  sind ;  aber  es  ist  eine 
Frage,  und  eine  sehr  schwierige  Frage,  zu  wissen ,  wie  weit 
wir  in  ihrer  Entwicklung,  Beschränkung  und  den  Vorschriften 
dafür  gehen  können.  Ich  muss  dagegen  eingestehen,  dass  die 
Regierung  in  diesem  Theil  ihres  Unternehmens  nicht  sehr 
stolz  auf  ihre  Arbeit  ist;  und  ich  hoffe,  es  kann  im  Comitö 
verbessert  und  wesentlich  verbessert  werden.  Aber  im  gegen- 
wärtigen Augenblick  ist  es  mein  Wunsch,  in  der  klarsten 
Weise  eine  Scheidelinie  zwischen  dem  zu  ziehen,  was  wesent- 
lich in  dieser  Klausel,  und  dem,  was  sekundär  ist.  Und  hier 
muss  ich  mich  über  den  sehr  ehrenwerthen  und  gelehrten 
Herrn,  den  vorigen  General-Anwalt  für  Irland  (Hrn.  Gibson), 
beklagen.  Er  behauptet,  dass  nach  der  besten  gesetzlichen 
Auslegung  das  Verfahren  des  Gerichts  in  der  Weise  vor  sich 
gehen  würde:  ein  gewisser  Pachtzins  würde  festgesetzt,  und 
dann  würde  ein  Pächterrecht,  ausserhalb  Ulsters,  im  Aequi- 
valent  von  sieben  Jahren  Pacht  von  der  ursprünglichen  Pacht 
abgezogen.  Nun,  wir  protestiren  vollständig  gegen  diese 
Methode  der  Deduction ;  es  ist  nicht  die  Art,  wie  diese  Dinge 
meines  Wissens  gegenwärtig  in  Irland  geführt  werden.  Ich 
muss  etwas  weiter  gehen  und  beklagen,  dass  der  sehr  ehren- 
werthe und  gelehrte  Herr  nicht  allein  der  Klausel  eine  Aus- 
legung gegeben  hat,  indem  er  Worte  einschob,  die  nicht  darin 
stehen,  sondern  dass  er  dann  weiter  gegangen  ist  und  seine 
eigene  Methode  auf  einen  angenommenen  Fall  angewandt  hat, 
sein  Argument  auf  eine  vollkommen  falsche  Basis  gründend. 
Er  stellte  sich  einen  Fall  vor,  in  welchem  die  angenommene 
billige  Pacht  auf  dem  Markt  £  24  wäre.  Die  billige  Pacht 
auf  dem  Markte!  Das  war  sein  Ausgangspunkt  in  diesem 
grossen  Argument;  aber  dieser  Ausgangspunkt  ist  vergiftet 
mit  einem  Trugschluss  vom  Beginne  an.  Unsere  ganze  Be- 
hauptung ist,  dass  diese  Worte,  angewendet  vornehmlich 
auf  Irland,  —  „ein  billiger  Pachtzins  auf  dem  Markte"  — 
Worte  sind,  die  einen  Widerspruch  enthalten;  denn 
der  Pachtzins  auf  dem  Markte  ist  kein  billiger  Pachtzins. 
Konsequenter  Weise  war  alles,  was  der  sehr  ehrenwerthe 
und  gelehrte  Herr  auf  diese  falsche  Annahme  stützte,  ebenso 
falsch,  wie  die  Annahme,  von  der  er  ausging.  Der  wesentliche 
Sinn  dieser  Klausel  muss  in   der  That  unabhängig   von  den 
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besonderen  Worten  betrachtet  werden,  welche  eine  oder  die 
andere  Person  zur  Erklärung  dieses  wesentlichen  Sinnes  hin- 
zuzufügen wünscht.  Ich  glaube,  wir  haben  mit  Recht  ver- 
langt, dass  das  Gericht  alle  Umstände  des  Falles  anhören  und 
erwägen  soll.  Darüber  noch  hinaus  ist  es  dies,  was  wir  fühlen ; 
es  ist  ein  Umstand  der  Sache,  so  bedeutend,  so  gebieterisch 
für  jede  Erledigung  der  Frage,  dass  wir  davon  Notiz  nehmen 
müssen,  und  das  ist  das  Interesse  des  Pächters.  Wir  können 
das  nicht  überdeckt  lassen  durch  einen  allgemeinen  Ausdruck, 
wie:  „alle  Umstände  des  Falles".  Wir  sind  gezwungen,  auf 
das  Interesse  des  Pächters  hinzuweisen..  Nun  kann  Niemand 
sagen,  dass  seitens  der  Regierung  irgend  etwas  darüber  ver- 
schwiegen worden  ist,  was  das  Interesse  des  Pächters  ist. 
Mein  sehr  ehrenwerther  und  gelehrter  Freund,  der  General- 
Anwalt  für  Irland,  sagte  sehr  wahr,  wenn  Sie  die  Dok- 
trin dieser  Deduktion  zulassen  wollten,  so  wäre  es  eine  De- 
duktion vom  Hauptmarkt  und  nicht  von  der  billigen  Pacht. 
Nun  nimmt  man  den  Fall  einer  Hauptmarkt-Pacht  in  Irland 
an;  was  führt  das  als  allgemeine  Regel  mit  sich?  In  erster 
Reihe  führt  es  jährliche  Bezahlung  für  den  Wei-th  der  Ver- 
besserungen des  Pächters  mit  sich,  und  dies  ist  das  erste 
grösste  Element  gesetzlichen  Pächterrechts.  In  zweiter  Reihe 
führt  es  die  Uebertreibung  mit  sich,  die  im  offenen  Bieten 
für  Pachtgüter  stattfindet  in  Folge  des  Mangels  an  Land  im 
Vergleich  zur  Nachfrage  in  Irland.  Gerade  als  ob  er  eine 
Kuriosität  in  diesem  Lande  kaufte,  wird  der  Käufer  im  Preise 
weit  über  den  inneren  Werth  gehen,  weil  der  Artikel  selten 
ist;  so  unter  einer  weit  grausameren  Nothwendigkeit  beim 
Bieten  für  Land  ist  der  Bieter  bereit,  mehr,  als  er  thatsäch- 
lich  geben  dürfte  oder  ordentlich  aufbringen  kann,  zu  geben. 
Und  diese  Uebertreibung  im  Bieten  für  Land  in  Folge  des 
Mangels  an  Land  in  Irland  ist  das  zweite  und  bleibende 
Element  des  Pächterrechts, 

Und  hier  "komme  ich  zu  der  wirklich  billigen  und  wesent- 
lichen Frage  des  ältesten  Mitglieds  für  die  Universität  von 
Dublin  (Hrn.  Plunket):  „Ich  sage,  dass  keines  dieser  Elemente 
des  Werthes  dem  Landlord  gehört.  Beide  bilden  Bestand- 
theile  des  Pächterrechts;  und  man  kann  billigerweise  saeen, 
dass  beide  zusammen  das  bilden,  was  der  Pächter  zu  ver- 
kaufen hat.  Nun  wurde  es  als  absurd  betrachtet,  irgend 
welche  Berufung  in  dieser  Sache  auf  Entschädigung  für 
Störung  und  für  Verbesserung  unter  dem  Landgesetz  zu 
machen,  und  ich  räume  ein,  wie  die  Klausel  jetzt  steht,  ist 
den  Worten    eine  zu    ausschliesslich   hervorragende  Stellung 
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angewiesen.  Sie  stehen  so,  als  ob  sie  unter  allen  Umständen 
die  einzige  Sache  wären,  auf  die  man  ausserhalb  Ulsters  sehen 
müsste,  und  welche  bestimmter  Kenntnissnahme  bedürfte,  und 
doch  sind  sie  das  nicht.  Aber  andererseits  müssen  die  Herren 
sich  erinnern,  dass  diese  Worte  sehr  wichtige  und  wirksame 
Worte  unter  dem  Landgesetz  von  1870  waren.  Unter  diesem 
Gesetz,  als  es  das  Haus  verlassen  hatte  und  zum  Hause  der 
Lords  ging,  stand  die  Sache  so :  dass  kein  jährlicher  Pächter 
von  seinem  Pachtgut  ausgetrieben  werden  konnte,  ohne  für 
seine  Verbesserungen  und  für  Störung  entschädigt  zu  werden 
nach  einer  Skala  mit  dem  Maximum  von  sieben  Jahren. 
Nun  wohl,  der  Effekt  davon  war,  dass  das  Gesetz,  wie  es 
aus  diesem  Hause  hervorging,  die  Abtretung  gestattete,  und 
dass  die  Abtretung  das  Pächterrecht  feststellte.  Ich  fordere 
den  Widerspruch  gegen  diese  Erklärung  heraus.  Der  Platz 
eines  Mannes,  dessen  Gut  das  Mittel  seines  Lebensunterhaltes 
war,  das  war  auch  eine  Sache,  werth,  bezahlt  zu  werden ;  und 
die  Leute  sind  bereit,  dafür  zu  bezahlen.  Die  Klage  ist  nur, 
dass  sie  zu  viel  bezahlen,  und  wenn  wir  zu  den  Besitzern 
von  Land  sagten:  „wir  wollen  euere  Lage  stärken,  indem 
wir  dafür  sorgen,  dass  ihr  nicht  davon  entfernt  werdet",  gaben 
wir  ihnen  in  Wahrheit  das  Pächterrecht  und  ein  wirkliches 
Interesse  an  dem  Pachtgut.  Aber  was  wurde  im  Hause  der 
Lords  gethan?  Ein  Verbot  erlassen,  es  abzutreten.  Obgleich 
daher  das  Eigenthum  veräusserlich  gemacht  worden ,  obgleich 
das  Recht  der  Veräusserung  unglücklicherweise  weggenommen 
war,  so  bleibt  doch  das  Eigenthum  selbt,  und  in  Fällen  von 
Ausweisung  —  wie  wird  die  Sache  gehandhabt?  Ich  spreche 
nicht  von  Ausweisung  wegen  Nichtbezahlung  der  Pacht,  son- 
dern von  den,  glücklicherweise,  wie  ich  glaube,  nicht  sehr 
zahlreichen  Fällen,  wo  die  Ausweisung  einen  mehr  willkür- 
lichen Charakter  hatte.  Was  in  diesen  Fällen  vorgeht,  ist 
dies :  „Der  Landlord  hat  ausgewiesen,  der  Pächter  beanspruchte 
Entschädigung  für  Störung,  der  Landlord  sah  sich  nach  einem 
anderen  Pächter  um;  dieser  andere  Pächter  und  nicht  der 
Landlord  hat  dem  weggehenden  Manne  die  Entschädigung  für 
Störung  bezahlt;  und  das  ist  die  Basis  des  Pächterrechts. 
Verlassen  Sie  sich  darauf:  unter  dem  Landgesetz  waren 
Ursachen  in  Thätigkeit,  welche  stufenweise,  aber  sicher,  nach 
der  deutlichen  Entwicklung  eines  Systems  des  Pächterrechts 
auf  allen  Landpachtungen  in  Irland  gestrebt  haben ,  und  nicht 
blos  dies,  sondern  gestrebt  haben,  diesem  Pächterrecht  eine 
Form  zu  geben,  die  in  der  Hauptsache  der  Entschädigung 
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für  Störung  und   der  Entschädigung  für  Verbesserungen  ent- 
sprach. 

Ich  habe  also  auseinandergesetzt,  was  der  Pächter  zu 
übertragen  hat.  Ich  sage,  er  hat  diese  Verbesserungen  zu 
übertragen;  und  wenn  er  in  einer  Lage  gestärkt  ist  durch 
Entschädigung  für  Störung,  da  sein  Gut  ein  Mittel  des  Lebens- 
unterhaltes ist,  für  das  zu  zahlen  einem  anderen  Mann  der 
Mühe  werth  ist,  so  hat  er  dies  unabhängig  vom  Landlord 
erlangt;  und  es  ist  vollkommen  billig  und  gerecht,  dass  Sie 
kein  Hinderniss  in  den  Weg  legen  sollten.  Deshalb  ist  das 
Pächterrecht  in  unseren  Augen  aus  Elementen  zusammen- 
gesetzt, von  denen  keines  dem  Landlord  gehört,  und  die  kein 
Landlord ,  ausser  ein  ungerechter  Landlord  —  und  der  Fall 
ist,  wie  ich  vertraue,  eine  Ausnahme  — ,  in  seinen  eigenen  Ge- 
winn umzuwandeln  versucht.  Aber  ein  ungerechter  Landlord 
muss  darauf  vorbereitet  sein,  daran  verhindert  zu  werden. 
Wir  wollen  es  nicht  unternehmen,  den  Gebrauch  zu  respek- 
tiren,  den  er  von  den  besonderen  Umständen  des  Landes  und 
von  den  langen  und  für  ihn  günstigen  Vorurtheilen  der  Gesetz- 
gebung macht,  oder  ihm  zu  erlauben,  weniger  zu  thun,  als 
Gerechtigkeit  gegen  Diejenigen  zu  üben,  die  gegen  ihn  im 
Verhältniss  von  gesellschaftlich  Niedrigeren  und  Abhängigen 
stehen. 

Ich  habe  das  Vertrauen,  dass  es  in  Betracht  des  Pächter- 
rechts diese  Elemente  und  diese  allein  sind,  welche  nach 
unserer  Ansicht  das  Gericht  berechtigt  ist  abzufordern.  Wir 
behaupten  bestimmt  und  halten  daran  fest,  dass  so  die  Basis 
des  Pächterrechts  ausser  und  über  den  Verbesserungen  ist; 
aber  wir  behaupten  ebenso,  dass  dies  ein  Element  ist,  das 
keinerlei  Theil  der  legitimen  Rente  des  Landlords  bildet,  das 
folglich  nicht  von  der  Pacht  abgezogen  werden  kann  oder 
irgend  eine  Einmischung  in  dieselbe  bedingt.  Ich  will  nicht 
auf  weitere  Einzelheiten  der  Frage  eingehen.  Wir  werden 
andere  Gelegenheiten  haben,  es  zu  thun. 

Die  Prinzipien  dieses  Entwurfs  habe  ich  während  dieser 
Debatte  nicht  einmal  in  irgend  einer  Rede  auf  der  Seite  der 
Opposition  des  Hauses  beschreiben  hören.  Jede  Beobachtung, 
die  gemacht  wurde,  ging,  wie  es  mir  erschien,  auf  Neben- 
pankte  —  denn  ich  betrachte  gerechten  und  billigen  Pacht- 
zins, so  wichtig  er  sein  mag,  als  Nebenpunkt.  W^enn  wir 
billige  Pacht  zulassen,  so  werden  Sie  uns,  hoffe  ich,  für 
gebunden  halten,  diesen  Worten  eine  wesentliche  Erklärung 
zu  geben;  doch  es  ist  ein  Nebenpunkt.  Aber  ich  habe  das 
Prinzip  des  Entwurfs  vorzüglich  beschreiben  gehört  von  den 
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Herren ,  welche  auf  dieser  Seite  des  Hauses  den  Entwurf 
studirt  haben.  Mein  ehrenwerther  Freund,  das  Mitglied  für 
Tyrone  (Herr  Lytton),  begriff  es  vollkommen.  Die  Basis  des- 
selben liegt  im  Landmangel  von  Irland  —  und  sein  Prinzip 
ist  dies:  in  erster  Linie  eine  freiwillige  Annahme  der  iri- 
schen Gewohnheit  und  besonders  dieser  Gewohnheit  des 
Pächterrechts.  Und  nun  bin  ich  bereit,  eine  Wahrnehmung 
mitzutheilen  —  nicht  dogmatisch;  aber  ich  muss  sagen:  es 
ist  mir  oft  in  meiner  Lektüre  über  Land  in  Irland  begegnet, 
dass  der  wahrhaft  weise  Landlord  in  Irland  ein  Mann  war, 
der  nicht  nur  liberal  gegen  seine  Pächter  war,  sondern  dieser 
Liberalität  eine  Form  und  Methode  der  Anwendung  gab,  die 
den  Gebräuchen  des  Landes  angepasst  waren.  Ich  bin  fest 
überzeugt,  dass  es  viele  weise,  gute  und  erleuchtete  Land- 
lords in  Irland ,  nach  dem  allgemeinen  Sinn  dieser  Worte, 
giebt,  welche  freigebig  Geld  gespendet  und  Geld  verloren 
haben  um  deswillen,  was  sie  ihrer  Pflicht  wegen  thun  zu 
müssen  glaubten,  aber  welche  ihre  Pflicht  vortheilhafter  für 
sie  selbst  und  nutzbringender  für  das  Land  erfüllt  haben  würden, 
wenn  sie  weniger  beabsichtigt  hätten ,  fremde  Gewohnheiten 
im  Lande  einzuführen,  und  geneigter  gewesen  wären,  den 
Leuten  zu  erlauben ,  nach  ihren  Gewohnheiten  und  ihrem 
Herkommen  zu  arbeiten.  Ich  kann  nicht  sagen,  mit  welcher 
Genugthuung  ich  der  gediegenen  Rede  meines  edlen  Freundes, 
des  Mitgliedes  für  Barnstaple  (Viscount  Lymington),  über 
diesen  Gegenstand  lauschte.  Sein  Vater,  Lord  Portsmouth  *), 
ist  einer  von  denen,  die  Ihnen  offen  sagen,  soweit  ich  ihn 
verstehe,  dass  er  nicht  im  Charakter  eines  Märtyrers  oder 
eines  Opfers  vor  Sie  trete.  Er  sagt  nicht,  dass  er  durch  sein 
Verfahren  gegen  seine  Pächter  gelitten  habe;  aber  er  hat 
gesagt,  dass  die  freiwillige  Gestattung  des  Pächterrechts  sehr 
vortheilhaft  für  ihn  selbst  gewesen  sei.  Das  ist  das  Resultat 
der  allgemeinen  Erfahrung  in  Irland  gewesen;  und  es  ist 
festgestellt  durch  die  Erfahrung  in  Ulster.  Was  Sie  immer- 
hin sagen  mögen  über  die  übertriebenen  und  fast  unerklär- 
lichen Preise,  welche  dort  zuweilen  für  das  Pächterrecht 
erlangt  werden,  so  ist  es  unleugbar,  dass,  während  im  Allge- 
meinen die  Pachten  in  Irland  langsamer  gestiegen  ^ind ,  als 
in  England  und  Schottland,  die  Langsamkeit  ihres   Steigens 


*)  Ueber  das  von  Lord  Portsmouth  eingeführte  Pachtsystem  siehe: 

Vierteljahrschrift    für    Volkswirthschaft ,  Politik    und    Kulturgeschichte. 
19.  Jahrg.  Bd.  IV.     S.  63. 
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thatsächlich  der  Unsicherheit  des  Pächters  zugeschrieben  werden 
muss.  Ebenso  unleugbar  ist,  dass  deren  Wachsthum  innerhalb 
Irlands  selbst,  wenn  Sie  es  in  Ulster,  wo  Pächterrecht  be- 
stand, mit  dem  Wachsthum  in  den  anderen  drei  Provinzen, 
wo  es  nicht  bestand,  vergleichen,  weit  rascher  in  Ulster 
war;  und  das  ist  gänzlich  der  Thatsache  und  der  Gegen- 
wart des  Pächterrechts  zuzuschreiben. 

Einige  Redner  haben  sich  auf  Reden  von  mir  berufen 
und  mich  dazu  gebracht,  was  eine  sehr  unangenehme 
Aufgabe  ist,  sie  wieder  durchzulesen  —  aber  ich  muss 
sagen,  dass  sich  nur  eine  wichtige  Einzelheit  in  meinen 
Reden  von  1870  findet  —  auf  die  ich  jetzt  zu  sprechen 
komme  — ,  bei  der  ich  nicht  mehr  genau  wörtlich  beharre. 
Die  Prinzipien ,  nach  denen  wir  vorgegangen  sind ,  erstens 
eine  vollkommen  freie  Annahme  der  irischen  Gewohnheit, 
zweitens,  was  unzweifelhaft  ein  grosser  Abweg  von  den 
Prinzipien  des  freien  Vertrages  ist  —  nämlich  die  Einführung 
richterlicher  Autorität,  um  eine  Beschwerde  zwischen  Mann 
und  Mann  in  Betreff  von  Ackergütern  zu  schlichten.  Herr, 
ich  verhülle  keinen  Augenblick  die  Grösse  dieses  Antrages. 
Es  ist,  ich  kann  sagen,  der  einzig  wahrhaft  radikale  Antrag 
in  diesem  Entwurf.  Es  ist  der  eine  und  alleinige  Antrag, 
der  eine  starke  und  scharfe  Abweichung  von  den  gewöhnlichen 
Prinzipien  für  die  Regulirung  privater  Angelegenheiten  in 
sich  schliest.  Ich  verhülle  das  nicht.  Aber  ich  bitte  Sie, 
folgendes  zu  beachten :  —  erstens  erfordern  es  die  Zustände 
des  Landes  —  und  zweitens  beschränken  es  die  Be- 
stimmungen, die  wir  eingeführt,  und  die  in  jedem  Fall, 
obwohl  keine  Notiz  davon  genommen  wurde,  es  beiden  Par- 
teien offen  gelassen  haben,  zu  den  gewöhnlichen  Prinzipien 
des  Vertrages,  wenn  sie  es  füglich  können,   zurückzukehren. 

Sind  wir  berechtigt,  diesen  radikalen  Vorschlag  einzuführen, 
einen  Gerichtshof  mit  der  Regelung  dieser  privaten  und  per- 
sönlichen Ansprüche  zu  betrauen?  Ich  erklärte,  welches  die 
Gründe  nicht  seien,  die  es  meiner  Meinung  nach  rechtfertigten, 
und  ebenso,  welches  die  Gründe  seien,  die  es  thun  würden. 
Die  Nothwendigkeit,  die  ich  dafür  anführte,  war  eine  Nothwen- 
digkeit,  in  erster  Linie  entsprungen  aus  der  unerhörten  Lage 
Irlands  in  Bezug  auf  die  dringende  Nachfrage  nach  Land  in 
Vergleich  zum  Angebot,  und  zweitens  die  unglücklichen,  aber 
unvermeidlichen  Folgen  des  Verfahrens  barscher  und  hab- 
süchtiger und  oft  grausamer  Landlords,  welche,  obwohl  gering 
an  Zahl  im  Vergleich  zum  Ganzen,  die  verhäugnissvolle  Macht 
haben,  die  besten  Interessen  anderer  Männer  zu  kompromit- 
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tiren.  Ich  habe  Autoritäten  dafür  citirt  —  und  ich  habe 
nicht  gehört ,  dass  Jemand  von  der  Opposition  des  Hauses 
^uf  die  Autoritäten,  nach  denen  wir  handeln,  irgendwie  Bezug 
genommen  hätte  —  ich  habe  hervorgehoben,  dass  die  Kora- 
missionsmitglieder,  die  vor  mir  sitzen ,  die  Einführung  dieser 
grossen  Neuerung  empfohlen  haben.  Ich  will  mich  nun  auf 
eines  dieser  Mitglieder,  das  vor  mir  sitzt  —  nämlich  das 
ehrenvvertlie  Mitglied  für  Mid-Lincolnshire  (Herrn  Chaplin)  — , 
berufen.  Er  ist  einer  der  Väter  dieses  Gesetzentwurfs.  Es 
sei  fern  von  mir,  zu  sagen,  dass  er  es  je  bekannt  oder  auch 
nur  das  kleinste  Bekenntnis  in  dieser  Richtung  gemacht  hätte. 
Aber  indem  ich  es  ihm  zuschreibe,  erweise  ich  ihm  eine  Ehre. 
Er  ist  sich  nicht  der  Ausdehnung  seiner  Verbindung  mit 
diesem  Entwurf  bewusst.  Ich  will  mich  ebenso  auf  zwei 
Personen  beziehen,  welche  zur  Zeit,  als  das  Landgesetz  von 
1870  in  diesem  Hause  in  Berathung  war,  es  empfahlen,  diese 
Dinge  einem  Gei-ichte  zu  übertragen.  Einer  von  ihnen  ist 
«in  Edelmann,  der  noch  lebt,  —  ich  meine  Lord  Winmar- 
leigh ;  der  andere  war  der  eminente  Mann,  dessen  Verlust  Sie 
—  und  ich  kann  mich  nicht  darüber  wundern  —  jetzt  so  tief 
betrauern.    Im  Jahre  1870  sagte  Herr  Disraeli: 

„Wenn  ein  Mann  ohne  Zeitpacht,  und  der  seinen  Pachtzins  bezahlt 
hat,  ausgewiesen  wird,  lassen  Sie  seinen  Fall  vor  ein  Gericht  bringen, 
das  Sie  ernennen  sollen;  lassen  sie  den  Richter  alle  Elemente  der  Billig- 
keit des  Falles  untersuchen;  und  lassen  Sie  ihn  zu  einem  Erkenntniss 
kommen,  das  auf  der  einen  Seite  den  Pächter  vor  Vergewaltigung  schützt 
und  auf  der  anderen  den  Landlord  vor  Betrug  bewahrt  (-3.  Hansard 
€XCIX  1821). 

Das  in  der  That  ist  der  Gegenstand  des  neuen  Gerichts. 
Also  haben  Sie  in  diesen  Worten  die  Substanz  dieses  schreck- 
lichen Vorschlags.  Ich  werde  nun  die  Worte  des  ehrenwerthen 
Mitgliedes  für  Mid-Lincolnshire  lesen,  der  seine  Hand  auf 
■diesen  Paragraph  gelegt  hat: 

„Erwägen  wir  das  System,  nach  dem  die  Verbesserungen  und  die 
Ausrüstungen  einer  Farm  sehr  gewöhnlich  das  Werk  des  Pächters  sind, 
und  die  Thatsache,  dass  ein  Jahrespächter  jeder  Zeit  dem  ausgesetzt  ist, 
■dass  sein  Pachtzins  in  Folge  des  erhöhten  VVerthes,  den  er  seinem  Gute 
mit  dem  Aufwand  seines  Kapitals  und  seiner  Arbeit  gegeben  hat,  ge- 
steigert wird,  so  erscheint  eine  Einmischung  der  Gesetzgebung  mit  dem 
Zweck,  ihn  vor  einer  willkürlichen  Steigerung  der  Pacht  zu  schützen, 
nicht  unnatürlich;  und  wir  sind  geneigt,  zu  glauben,  dass  bei  der  Majo- 
rität der  Landeigenthümer  eine  Maassregel  in  geeigneter  Fassung  für  Er- 
füllung dieses  Zwecks  keinen  Widerstand  finden  dürfte." 

Ich  verstehe  den  ehrenwerthen  Herrn  so,  dass  er  damit 
bezeichnen  will ,    was  ich  die  Vorrede    der   Sentenz   nennen 

9* 
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Würde.  (Herr  Chaplin:  Lesen  Sie  den  nächsten  Paragraph!) 
Ich  habe  ihn  nicht  bei  mir;  aber  der  nächste  Parograph  han- 
delt von  den  drei  F's  (Fair  rent,  Fixity  of  tenure,  Free  Sale), 
und  wir  haben  die  drei  F's  nicht  beantragt.  Ich  will  nach 
und  nach  darauf  kommen.  Das  ehrenwerthe  Mitglied  hat 
ganz  Recht,  darauf  hinzudeuten,  dass  diese  Vorrede  der  Sen- 
tenz ausschliesslich  Bezug  auf  die  Verbesserungen  hat.  Wenn 
das  ehrenwerthe  Mitglied  zufrieden  gewesen  wäre,  in  seinem 
Bericht  zu  sagen :  In  Folge  der  willkürlichen  Steigerung  der 
Pacht,  auf  die  Verbesserungen  des  Pächters  hin,  empfehlen 
wir,  die  Kommissionsmitglieder,  dass  seine  Verbesserungen 
durch  die  Dazwischenkunft  des  Gerichts  geschützt  werden 
sollen  —  das  wäre  Eines  gewesen.  Aber  das  hat  er  nicht 
gethan.  Er  hat  die  Dazwischenkunft  des  Gerichts  für  den 
Zweck,  alle  Fälle  von  willkürlicher  Steigerung  der  Pacht  zu 
verhüten,  empfohlen.  Aber  eine  willkürliche  Steigerung  der 
Pacht  ist  nicht  beschränkt  auf  die  Verbesserungen  des  Päch- 
ters. Sie  begreift  in  sich  das  Verschlingen  des  Pächterinter- 
esses und  die  Aneignung  seines  Eigenthums  und  der  Kon- 
junkturen des  Marktes,  um  mehr  zu  erhalten,  als  die  Waare 
werth  ist.  Indem  das  ehrenwerthe  Mitglied  empfohlen  hat, 
dass  der  Pächter  gegen  jede  willkürliche  Steigerung  der 
Pacht  geschützt  werden  soll ,  ohne  diese  Empfehlung  im  ge- 
ringsten Grade  auf  den  besonderen  Fall  der  Verbesserungen 
zu  beschränken,  hat  er  sich  selbst  für  die  grosse  und  die 
einzige  gewaltsame  Empfehlung  des  Entwurfs  verantwortlich 
gemacht. 

Ich  gestehe  zu,  die  Kommissionsmitglieder  haben  nichts 
gesagt,  als  was  den  Pachtzins  betrifft.  Sie  haben  nichts  über 
das  Pächterrecht  gesagt;  sie  haben  nichts  gesagt  über  Sicher- 
heit und  feste  Dauer  der  Pachtung.  Haben  die  Kommissions- 
mitglieder thatsächlich  vorausgesetzt,  dass  Sie  es  vor  ein 
Gericht  bringen  könnten,  die  Pacht  zu  bestimmen,  und  es 
gänzlich  verweigern,  Kenntniss  von  der  Frage  der  Sicherheit 
der  Pachtung  zu  nehmen?  Ist  es  möglich,  zu  sagen:  „Eine 
Kommission  soll  die  Pacht  heute  feststellen,  und  der  Landlord 
soll,  wenn  es  ihm  beliebt,  morgen  den  Mann  vor  die  Thüre 
setzen?  Das  ehrenwerthe  Mitglied  wird  sich  nicht  erheben 
und  diese  Frage  beantworten,  obwohl  ich  ihm  das  Kompliment 
gemacht  habe,  ihm  die  Vaterschaft  des  Gesetzentwurfs  zuzu- 
schreiben. Das  ehrenwerthe  Mitglied  wird  einsehen,  dass, 
wenn  Sie  das  Gericht  autorisiren,  die  Pacht  festzusetzen,  dies 
nothwendig  einige  Dauer  der  Pacht  in  sich  begreift.  Wenn 
Sie  einige  Dauer  der  Pacht  damit   einschliessen ,   stellen  Sie 
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diese  fest,  und  zwischen  Ihnen  und  uns  ist  blos  ein  Unter- 
schied im  Grade.  Wir  haben  nicht  gesagt,  Pachten  sollen 
ewig  sein.  Wir  haben  Bestimmungen  eingeführt,  durch  welche 
sie  von  Zeit  zu  Zeit  wieder  neu  geregelt  werden  können 
je  nach  den  Umständen,  die  eintreten.  Ebenso  verhält  es  sich 
mit  dem  Pächterrecht  —  ich  glaube  nicht,  das  ehren werthe 
Mitglied  und,  ich  bin  sicher,  kein  Mitglied  für  Irland  wird 
sagen,  dass,  wenn  ein  Gericht  den  Pachtzins  eines  Gutes 
gesetzlich  fixirt  und  dieser  Pacht  eine  bestimmte  Reihe  von 
Jahren  verliehen  hat,  während  welcher  sie  unverletzlich 
bleiben  soll ,  ausgenommen  durclf  die  Schuld  des  Pächters, 
das  Interesse  des  Pächters  kein  Interesse  sein  soll ,  das  auf 
dem  Markt  verkäuflich  ist.  Diese  drei  Dinge  sind  unzer- 
trennlich. Sie  sind  die  drei  Stränge  eines  Taues;  und  sie 
sind  absolut  und  unverletzlich.  Wir  haben  sie  alle  hinreichend 
charakterisirt.  Aber  ein  Versuch,  sich  nur  mit  einem  zu 
befassen  und  nicht  ein  konsistentes  Ganze  daraus  zu  machen, 
wäre  meiner  Meinung  nach  der  grossen  Frage,  mit  der  wir 
zu  thun  haben,  vollkommen  unwürdig  gewesen.  Wir  haben 
daher,  ich  räume  es  ein,  in  Rücksicht  auf  die  schweren  Zu- 
stände in  Irland  diese  grosse  Abweichung  von  den  Prinzipien 
des  freien  Vertrages  gemacht.  Aber  mit  dieser  grossen  Ab- 
weichung haben  wir  Bestimmungen  verbunden,  welche  die 
Parteien  befähigen ,  zum  freien  Kontrakt  zurückzukehren, 
wenn  sie  es  zweckmässig  finden  sollten,  es  zu  thun.  Und 
endlich,  eines  der  Prinzipien  des  Entwurfs  verfolgt  in  einer 
Reihe  von  Bestimmungen  die  Absicht,  den  Erwerb  von  Kapital 
und  eines  bleibenden  Eigenthumsinteresses  und  Vorschüsse 
aus  öffentlichen  Geldern  für  bestimmte  andere  wichtige  Zwecke 
zu  fördern  und  zu  begünstigen. 

Unter  diesen  Umständen  muss  ich  gestehen,  dass  ich  mit 
dem  tiefsten  Bedauern  das  Verhalten  der  Oppositionspartei 
bei  dieser  Gelegenheit  beobachtet  habe.  Es  thut  mir  leid, 
dass  der  edle  Lord ,  das  Mitglied  füi-  Haddingtonshire  (Lord 
Elcho),  nicht  im  Hause  anwesend  ist.  Die  Opposition  ist  im 
Begriff,  ihn  in  der  Behauptung  zu  unterstützen: 

„Die  Hauptartikel  des  Landgesetz  -  Entwurfes  für  Irland  sind  im 
Ganzen  unwirthschaftlich,  ungesund,  ungerecht  und  unpolitisch.'^ 

Mein  edler  Freund  hielt  seine  Rede  mit  so  gutem  Humor 
und  war  selbst  so  augenscheinlich  vergnügt  über  das,  was 
von  seinen  Lippen  fiel,  dass  es  ansteckend  im  ganzen  Hause 
wirkte.  Ich  selbst  war  nicht  unempfindlich  gegen  den  Zauber, 
und  ich  muss  sagen,  es  war  ein  ausgezeichnetes  Beispiel  einer 
Rede,  in  der  ein  erfahrenes  Mitglied   des  Parlaments   gezeigt 
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hat,  dass  Sie  sehr  starke  Dinge  sagen  können,  ohne  zu  be- 
leidigen. Er  hat  mich  nicht  beleidigt;  aber  es  thut  mir  leid, 
sagen  zu  müssen,  dass  er  die  Sache  gröblich  missverstauden 
hat  und  das  zu  seinem  eigenen  Nachtheil.  Ist  es  möglich, 
dass  irgend  ein  Herr  auf  der  entgegengesetzten  Seite  des 
Hauses  denken  kann,  er  fördere  die  Interessen  seiner  Partei 
oder  des  Landes,  indem  er  behauptet:  dieser  Gesetzentwurf 
gewähi-e  Ewigkeit  des  Pachtbesitzes,  ewige  Festsetzung  der 
Pacht  und  unbeschränktes  Pächterrecht?  Thatsache  dagegen 
ist:  das  Pächterrecht  ist  beschränkt,  die  gerichtliche  Pacht 
ist  nur  Pacht  für  einen  Termin,  und  die  Sicherheit  des  Be- 
sitzes, die  dem  Pächter  gegeben  wird,  ist  nicht  nur  zerstörbar 
in  Folge  seines  eignen  Vertragsbruchs,  sondern  auch  nach 
den  ersten  15  Jahren,  was  nach  allem  nicht  die  Ewigkeit  ist. 
Sie  ist  ebenso  zerstörbar,  wenn  der  Landlord  im  Stande  ist, 
einen  vernünftigen  und  hinreichenden  Fall  für  die  Zurück- 
nahme zu  konstatiren.  Wir  können  Recht  haben  und  wir 
können  Unrecht  haben;  aber  wozu  schlagen  Sie  den  unglück- 
Hchen  Weg  ein,  ihre  Darstellung  der  Bestimmungen  des 
Entwurfs  zu  entflammen  und  zu  übertreiben?  Sicher  war  es 
ein  Fall,  in  welchem  das  öffentliche  Interesse  und  am  meisten 
von  allem  Ihr  eigenes  Interesse  es  wünschenswerth  machte, 
dass  Sie  Alles  in  einem  so  günstigen  Sinne  aufgefasst  hätten, 
als  die  Vernunft  Ihnen  erlaubt  ihm  beizulegen. 

So  weit,  als  es  uns  angeht,  beklage  ich  mich  nicht  über 
das,  was  Sie  gethan  haben.  Ich  halte  es  durchaus  nicht  für 
sicher,  dass  Ihr  Verfahren  unserem  Entwurf  geschadet  habe; 
Ihre  Censuren  und  Denunziationen  sind  hinausgegangen  durch 
die  Länge  und  die  Breite  von  Irland  als  die  stärksten  Zeug- 
nisse zu  Gunsten  unserer  Maassregel,  um  ihr  die  Anhänglich- 
keit des  Volkes  zu  sichern;  und  ich  glaube,  es  ist  sehr  wahr- 
scheinlich, dass  Sie  durch  Ihre  Darstellungen  —  vollständig 
über  die  Thatsache  hinauslaufend  —  einige  Personen  in  Irland 
bewogen  haben,  zu  meinen,  dass  der  Entwurf  das  enthalte, 
was  er  nicht  enthält.  Es  ist  eine  sehr  grosse  und  strenge 
Maassregel;  es  ist  eine  Maassregel  so  gross,  wie  ich  hoffe,  als 
die  Nothwendigkeiten  dieses  Landes  erfordern.  Aber  wir 
waren  sorgfältig  bestrebt,  ihre  muthwillige  und  unnöthige 
Erweiterung  zu  verhüten  und  jeden  Boden  und  jeden  Zugang 
offen  zu  lassen  für  die  Erhaltung  der  gegenwärtigen  sozialen 
Verhältnisse  in  Irland  und  in  gleicher  Weise  für  die  Rück- 
kehr zu  dem,  was  wir  als  bestes  System  für  die  Kultivirung  von 
Land  unter  allen   normalen  Umständen    kennen,  nämlich   zu 


Die  Oppositionstaktik.     Umstösslichkeit  des  Entwurfs.  135 

einem  System,  wo  ihre  Einzelheiten  durch  freie  Verabredung 
zwischen  einem  Manne   und   dem   anderen   geordnet   werden. 

Ist  dies  so,  was  ist  die  Partei  der  Opposition  im  Begriffe 
zu  thun?  Der  edle  Lord,  das  Mitglied  für  North-Leicester- 
shire (Lord  John  Manners),  hat  Anzeige  von  einem  feindlichen 
Amendement  gemacht.  Jedermann  weiss,  dass  die  Bedeutung 
eines  Amendements  bei  der  zweiten  Lesung  nicht  blos  Oppo- 
sition gegen  den  Entwurf  ist,  sondern  die  extremste  Form 
der  Opposition  gegen  den  Entwurf.  Der  edle  Lord  hingegen, 
der  ein  Mitglied  mehrerer  Kabinette  gewesen,  hat  nicht  blos 
Anzeige  von  einem  Amendement  gemacht,  sondern  hat  an- 
gezeigt, dass  er  bereit  sei,  für  das  Amendement  des  edlen 
Lords,  des  Mitglieds  für  Haddingtonshire  (Lord  Elcho),  zu 
stimmen.  Ich  nehme  an,  dass  er  diese  Anzeige  zu  Gunsten 
seiner  Kollegen  gemacht  hat.  In  der  Anzeige  des  edlen  Lords, 
Mitglieds  für  North  -  Leicestershire ,  erkenne  ich  die  erste 
Wirkung  des  Todes  Lord  Beaconstield's.  Wenn  er  gelebt 
hätte,  würde  nach  meiner  Meinung  diese  Anzeige  nicht  ge- 
macht worden  sein.  Ich  habe  einige  Erfahrung  über  Lord 
Beaconsfield  gewonnen,  als  er  auf  einem  mir  entgegengesetzten 
Posten  stand;  aber  es  ist  eine  lange  Erfahrung,  und  Sie 
bleiben  nicht  vollständig  unwissend  über  einen  Mann,  mit  dem 
Sie  gezwungen  sind  über  tausend  Fragen,  wie  ungleich  auch 
immer,  das  Schwert  zu  messen.  Als,  Herr,  eine  liberale  Re- 
gierung 1868  ins  Amt  kam  und  die  Aufhebung  der  irischen 
Kirche  beantragte,  hätte  es  in  der  Macht  von  Lord  Beacons- 
field gelegen,  wenn  er  es  für  passend  gehalten  hätte,  den 
Streit  noch  für  Jahre  hinaus  zu  verlängern.  Im  Gegentheil, 
ich  zweifle  nicht,  dass  Lord  Beaconsfield  dachte,  dass  der 
Ausgang  sicher  war,  und  dass  für  alle  Interessenten  —  für 
das  Interesse  des  Landes,  für  die  Interessen  seiner  Partei 
und  seine  eigenen  —  es  um  so  besser  sei,  je  schneller  das 
Ziel  erreicht  würde.  Er  würde,  glaube  ich,  denselben  Weg, 
den  Streit  über  den  Landgesetzentwurf  von  1870  zu  verlängern, 
genommen  haben;  und  dieser  Entwurf  war  im  Verhältniss  zu 
den  Umständen,  unter  welchen  er  eingebracht  wurde,  eine 
eben  so  grosse  Neuerung  —  eine  eben  so  kühne  Maassregel 
der  Heilung,  abgeschätzt  nach  dem,  was  vorherging,  wie  der 
gegenwärtige  Entwurf  in  Betracht  der  Maassregel  von   1870. 

Nun  wohl,  was  wird  jetzt  beabsichtigt  zu  thun?  Glauben 
Sie,  die  Sie  auf  der  Seite  der  Opposition  sitzen  —  ist  irgend 
Einer  von  Ihnen,  der  es  glaubt  — ,  dass  diese  Frage  jemals  durch 
irgend  eine  geringere  Maassregel  gelöst  wird,  als  der  Entwurf, 
der  dem  Hause  vorliegt,  ist  ?  Und  wenn  Sie  durch  eine  mächtige 
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Kombination,  beginnend  unterhalb  des  Scheideganges  bei  den 
parteiunabhängigen  Mitgliedei-n  des  Hauses  (beginning  below  the 
gangway  *),  unter  einer  beschränkten  Zahl,  aber  von  nicht  un- 
bedeutenden Personen  und  vorwärts  geführt  überallhin  mit 
stärkeren  Verbindungen  und  Verzweigungen  —  wenn  Sie  so 
Erfolg  haben,  diesen  Gesetzentwurf  umzustürzen  und  die 
Regierung,  die  ihr  Schicksal  an  diesen  Entwurf  kettet,  und 
wenn  Sie  ihre  Plätze  einnehmen,  dann  werden  Sie  nicht  eine 
geringere,  sondern  eine  grössere  Maassregel  beschliessen. 
Auch  bin  ich  nicht  die  erste  Person,  die  das  gesagt  hat.  Ich 
weiss  nicht,  ob  der  ehrenwerthe  Herr,  das  Mitglied  für  die 
Stadt  Cork  (Herr  Parnell),  auf  seinem  Platze  ist.  (Eine 
Stimme :  Ja.)  Ich  habe  eine  Rede  in  Händen,  welche  er  am 
sechsten  des  letzten  Dezember  in  Waterford  gehalten  hat,  und 
die  ich  mit  grossem  Interesse  lese;  aber  ich  will  nicht  aus 
derselben  zitiren  mit  der  Absicht,  ihm  irgendeinen  Vorwurf 
zu  machen.  Es  war  vollkommen  natürlich  für  ihn,  zu  sagen, 
was  er  gesagt.  Er  begann  vorauszusagen ,  dass ,  wenn  Herr 
Gladstone  damit  vorgehen  würde,  eine  Gesetzgebung  über 
die  irische  Landfrage  einzuleiten,  er  unfehlbar  sein  Kabinet 
niederbrechen  würde ,  und  das ,  fügte  er  hinzu,  würde  eher 
ein  Unglück  für  uns  sein  oder  eher  ein  Unglück  für  uns  zu 
sein  scheinen;  aber  ich  glaube  nicht,  dass  das  Ereigniss 
sich  als  unglücklich  für  uns  erweisen  würde.  Er  geht 
weiter  und  sagt,  es  würde  ein  Unglück  für  England  sein; 
aber  für  ihn,  mit  seinen  Ansichten,  würde  es  kein  Un- 
glück sein.  Der  Sinn  der  Rede,  Herr,  ist  klar.  Der  ehren- 
werthe Herr  weiss  sehr  gut,  dass,  wenn  die  Oppositions- 
partei ins  Amt  käme,  sie  unter  einem  Drucke,  wie  sie  früher 
gethan  hat,   einen   grösseren   Entwurf  einbringen  würde,   als 


*)  Die  der  Parteiführung  unabhängig  gegenüberstehenden  Partei- 
genossen beider  Seiten  nach  der  Lokalität  des  Hauses  durch  einen  Gang 
getrennt. 
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dieser  ist,  und  dass  die  Worte  „Betrug,  Gewalt,  Wahnsinn" 
(Fraud,  Force,  Folly),  angewandt  auf  die  drei  F's  (Fair  rent, 
Fixity  of  tenure.  Free  Sale),  nach  und  nach  zusammen- 
sehwinden  und  bleich  werden  würden,  und  dass  das  ehren- 
werthe  Mitglied  seine  Siegesflagge  schwingen  würde  über 
eine  Maassregel,  durchgeführt  von  einer  konservativen  Re- 
gierung, von  welcher  wir  vielleicht  würden  einige  Konser- 
vative, unter  dem  Murren  der  Landlords  im  Hintergrunde, 
sagen  hören :  Eine  wie  weit  liberalere  Maassregel  ist  es  nach 
Allem,  als  diejenige,  welche  von  der  liberalen  Partei  vorge- 
bracht wurde!" 

Aber  die  ehrenwerthen  Herren  der  Opposition  sind  Richter 
ihres  eigenen  Verhaltens.  Die  Sache  jedoch  hat  einen  ernsten 
Charakter.  Wir  spielen  mit  scharfen  Werkzeugen  bei  dem 
Zustande,  in  dem  sich  jetzt  Irland  befindet.  Da  ist  kein  Schritt, 
den  wir  gethan  haben  in  Bezug  auf  die  Maassregel,  der  nicht 
gethan  wurde  unter  einem  überwältigenden  Gefühl  der  Ver- 
antwortlichkeit. Wir  denken  nicht  daran,  ein  Spiel  zu  treiben 
mit  dem,  was  wir  in  die  Hand  genommen  haben,  Sie  müssen 
über  ihre  eigene  Pflicht  urtheilen ;  wir  müssen  über  die  unserige 
urtheilen.  Wir  werden  jegliche  Anstrengung  aufbieten,  die 
uns  gesetzlich  zukommt:  erstens  den  Entwurf  durchzubringen, 
zweitens  ihn  rasch  durchzubringen  und  drittens  ihn  in  einer 
wirksamen  Form  durchzubringen.  Mein  sehr  ehrenwerther 
Freund  (Herr  W.  E.  Forster)  ist  beschuldigt  worden,  ich 
glaube,  ohne  Noth  —  ich  kann  nicht  einsehen,  dass  seine 
Worte  dieser  Beschuldigung  die  geringste  Färbung  geben  — , 
eine  Andeutung  gegeben  zu  haben,  wir  sollten  hochmüthig 
verweigern,  Amendements  zum  Entwurf  zu  diskutiren.  Nein, 
Herr,  wir  haben  keine  solche  Absicht.  Ich  blicke  nicht  auf 
ein  Quartier  des  Hauses  im  Vorzug  vor  einem  anderen.  Im 
Verhältniss  zu  unserer  intensiven  Sorge  dafür,  die  Träger 
einer  Botschaft  des  Friedens  und  der  Wohlfahrt  für  Irland 
zu  werden,  steht  unsere  Bereitwilligkeit  und  unser  Verlangen, 
Hülfe  zu  gewinnen,  von  welchem  Quartier  sie  auch  kommen 
möge,  um  den  Entwurf  der  Vollkommenheit  so  nahe  als  mög- 
lich zu  bringen.  Wir  sind  nicht  so  eitel,  zu  glauben,  unsere 
erste  Anstrengung  innerhalb  der  Wände  des  Kabinetzimmers 
befähigten  uns,  auf  alle  Kritik,  alle  Eingebungen  und  Ver- 
besserungen zu  verzichten,  welche  die  Intelligenz  und  das 
Genie  dieser  grossen  Versammlung  herbeibringen  kann.  Aber 
erlauben  Sie  mir,  zu  sagen  —  und  ich  hoffe,  nicht  missver- 
standen zu  werden  —  nicht  auf  Grund  irgend  eines  Willens 
oder  Entschlusses  unsererseits,   sondern   wegen  des  logischen 
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Gesetzes  der  Thatsachen,  dass  mir  nichts  so  unwahrscheinlich 
scheint,  als  dass  der  Entwurf  in  irgend  welcher  grösseren 
Ausdehnung  geändert  werden  könnte.  Würde  er  in  seinem 
Lebensnerv  und  seinen  Fundamenten  geändert,  in  dem  Sinne 
des  Amendements  des  edlen  Lords,  des  Mitglieds  für  Had- 
dingtonshire, das  Volk  von  Irland,  man  kann  es  als  wahr 
annehmen,  würde  ihn  wie  Ein  Mann  zurückweisen.  Aber  es 
giebt  eine  andere  Deutung,  die  man  dem  Vorschlag  einer 
Aenderung  geben  kann  —  und  ich  muss  den  Fall  einer  fun- 
damentalen Aenderung  in  einem  Sinn  voraussetzen,  welchen 
ein  Theil  der  irischen  Mitglieder  wünschen  mag.  In  Er- 
wägung dieser  Sache ,  unter  anderen  Punkten ,  kann  ich  es 
von  unserer  Ueberlegung  nicht  ausschliessen,  dass  die  Lösung 
dieser  Frage  von  dem  Urtheile  dieses  Hauses  nicht  allein 
abhängt.  Da  ist  eine  andere  Versammlung,  der  wir  gegen- 
übertreten müssen ,  wo  wir  in  einer  kleinen  Minorität  sind, 
die  es  aber  beanspruchen  wird  und  das  konstitutionelle  Recht 
dazu  hat,  ein  unabhängiges  Votum  über  die  Bestimmungen 
dieses  Entwurfs  abzugeben.  Halten  wir  an  diesen  Bestim- 
mungen fest;  ich  habe  so  festes  Vertrauen  auf  ihren  allge- 
meinen Charakter  —  ich  bin  so  tief  überzeugt  von  ihrer 
allgemeinen  Mässigung  und  ihrer  Wirksamkeit  — ,  dass  ich 
fühle,  wir  können  uns  mit  gutem  Gewissen  und  sanguinischer 
Hoffnung  an  uns  selbst  wenden,  alle  uns  zukommenden  Pflich- 
ten zu  erfüllen  für  den  Zweck  einer  raschen  Annahme  des 
Entwurfs.  Aber  wenn  sie  sehen,  wir  sind  bereit,  dessen 
Charakter  in  einem  sogenannten  populären  Sinne  zu  ändern 
und  ihn,  der  als  eine  Maassregel  eingebracht  wurde,  ihnen 
als  eine  andere  hinaufzusenden,  dann  möchten  mit  grossem 
Recht  Diejenigen,  welche  sich  irgendwo  darüber  auszusprechen 
haben,  sagen :  —  „Wir  haben  mit  einer  Partie  von  Menschen 
zu  thun,  die  ihren  eigenen  Sinn  nicht  kennen,  und  wir  ver- 
weigern es,  ihrer  Autorität  zu  folgen." 

Ich  bin  daher  wohl  überzeugt,  dass  die  Natur  dieses 
Entwurfs,  obwohl  er,  wie  ich  eingeräumt  habe,  in  einigen 
Besonderheiten  der  Kritik  blossgestellt  sein  mag,  nichtsdesto- 
weniger einen  solchen  Charakter  hat,  dass  die  letzte  Wahl 
des  Parlaments  zwischen  dem  Entwurf  in  seiner  Wesenheit 
und  dem  Nichts  zu  entscheiden  haben  wird,  zwischen  der 
Annahme  oder  der  Verwerfung  des  Entwurfs  auf  den  Grund- 
linien, auf  denen  er  jetzt  steht.  Wie  ich  schon  gesagt  habe, 
wir  auf  dieser  Seite  werden  von  der  Durchführung  unseres 
Theils  nicht  zurückweichen ;  denn  thäten  wir  es ,  dann  wäre 
keine    Verdammung    streng    genug,    die  uns   treffen  könnte 
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wegen  unserer  Ueb ereilung  und  Unbesonnenheit.  Bei  dieser 
Krisis  erkenne  ich  dankbar  den  Geist  an,  in  dem  diesei*  Ent- 
wurf allgemein  in  Irland  aufgenommen  worden  ist.  Die  Land- 
lords in  Irland  zeigten  1870,  dass  sie  der  Einsicht  nicht  er- 
mangeln. Sie  waren  zu  jener  Zeit,  glaube  ich,  eben  so  stark, 
als  jetzt,  unter  dem  Eindruck,  dass  es  ihr  wahres  Interesse 
ist,  dass  diese  Frage  erledigt  wird  und  dass  sie  auf  einmal 
erledigt  wird.  Ich  erkenne  dankbar  die  edle  Aufnahme  an, 
welche  unsere  Vorschläge  in  Irland  erfahren  haben.  Sie  sind 
dort  aufgenommen  worden  wie  von  Männern,  welche  die 
Schwere  der  Uebel,  die  auf  ihnen  lastet,  gefühlt  haben  und 
sehnlichst  wünschen,  die  Ankunft  von  irgend  etwas  zu  be- 
grüssen,  das  ihnen  ein  ehrliches  Versprechen  der  Darbietung 
eines  Heilmittels  geben  kann.  Lasst  dieser  edlen  Aufnahme 
in  Irland  ein  entsprechendes  Gefühl  auf  dieser  Seite  des  Kanals 
und  innerhalb  der  Mauern  der  grossen  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung entgegenkommen!  Dann  wird  das  Jahr  1881  nicht 
dahingeschwunden  sein,  ohne  dem  Gesetzbuch  eine  andere 
grosse  Maassregel  der  Emanzipation  und  Erlösung  hinzu- 
zufügen, nothwendig  in  gleicher  Weise  für  die  Wohlfahrt  Ir- 
lands, für  den  Ruhm  des  Parlaments  und  die  Kraft  und 
Festigkeit  des  Vereinigten  Königreiches. 
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[44  und  45  Vict.  CH.  49], 
übersetzt  von  J.  Wallraf  in  London. 


I 


Uebersiclit  der  Sektionen. 


T  h  e  i  1  I. 

Gewöhnliche  Bedingungen  der  Pächter  Schäften. 

Sektion. 

1.  Verkauf  von  Pächterschaften. 

2.  Verbot  der  Untertheilung  und  Unterverpachtung. 

3.  Erblicher  Heimfall  von  Pächter  Schäften. 

4.  Steigerung  der  Pacht   führt  statutarische  Bedingungen 
herbei  oder  erhöht  den  Preis  beim  Verkaufe. 

5.  Incidentien  einer  den  statutarischen  Bedingungen  unter- 
worfenen Pächterschaft. 

Abänderung   des   Gesetzes  betreffs  Ent- 
schädigung für  Störung. 

6.  Widerruf  von  33  und  34  Vict.  Cap.  46,  S.  3  (theilweise) 
und  S.  13. 

Abänderung  des  Gesetzes  bezüglich  der 
Entschädigung  für  Meliorationen. 

7.  Abänderung   von  33   und   34  Vict.    Cap.  46   bezüglich 
der  Entschädigung  von  Meliorationen. 


T  h  e  il    II. 

Intervention  des   Gerichtshofes. 

8.  Feststellung    der    Pacht    von    gegenwärtigen    Pächter- 
schaften durch  den  Gerichtshof. 

9.  Billigkeitsverfahren  des  Gerichtshofes  zwischen  Grund- 
besitzer und  Pächter. 
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Sektion. 

T  h  e  i  1  III. 

Ausschliessung   der  Akte  durch  Verein- 
barung. 
Gerichtliche  Zeitverpachtungen. 

10.  Eine    vom    Gerichtshofe   gutgeheissene  Zeitverpaehtun^ 
schliesst  die  Vorschriften  dieser  Akte  aus. 

Feste  Pächte'rschaften. 

11.  Verwandlung  einer  gegenwärtigen  gewöhnlichen  Pächter 
Schaft  in  eine  feste  Pächterschaft. 

12.  Bedingungen  der  festen  Pächterschaft. 


T  h  e  i  1    IV. 

Vorschriften  zur  Ergänzung  der  vorher- 
gehenden Theile, 

Verschiedenes. 

13.  Vorschriften  in  Bezug  auf  Verkauf  und  Ansuchen  an 
den  Gerichtshof  behufs  Feststellung  der  Pacht. 

14.  Beschränkte  Administration  zu  Verkaufszwecken, 

15.  Vorschriften  für  den  Fall  des  Aufhörens  des  Anrechtes 
eines  unmittelbaren  Grundbesitzers. 

16.  Vorschrift  bezüglich  gewisser  kleiner  Pächterschaften. 

17.  Vorschrift  bezüglich  gewisser  Weide-  und  Torf-Gerech- 
*tigkeiten. 

18.  Verpachtung  zum  Zwecke  von  Arbeiterwohnungen  fallen 
nicht  unter  die  Einschränkungen  der  Akte. 

19.  Ermächtigung  des  Gerichtshofes,  beim  Ansuchen  zur 
Feststellung  einer  gerichtlichen  Pacht  Bedingungen  mit 
Bezug  auf  Arbeiterwohnungen  aufzuerlegen. 

20.  Regeln  bezüglich  Beendigung  von  Pächterschaften. 

21.  Vorschriften  bezüglich  bestehender  Zeitverpaehtungen. 

Ausdehnung   des  Rechtes,   die  Akte   durch 
Kontrakt  auszuschliessen. 

22.  Kontrakte,  welche  mit  der  Akte  nicht  übereinstimmen; 
in  wieweit  dieselben  nichtig  sind. 

Beschränkte  Eigenthümer. 

23.  Rechte  eines  beschränkten  Eigenthümers. 
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Sektion. 

T  h  e  i  1    V. 

Erwerbung  von  Land  durch  Pächter,  Urbar- 
machung von  Land  und  Auswanderung, 

Erwerbung  von  Land  durch  Pächter. 

24.  Vorschüsse  der  Kommission  an  Pächter  zum  Ankauf 
von  Pachtgütern. 

25.  Recht  des  beschränkten  Eigenthümers,  ein  Pachtgut  zu 
verkaufen  und  ein  Viertel  des  Preises  des  Pachtgutes 
auf  Hypothek  stehen  zu  lassen. 

26.  Ankauf  von  Besitzthümern  durch  die  Kommission  und 
Wiederverkauf  derselben  in  einzelnen  Theilen  an 
Pächter. 

27.  Verkauf  von  Gutstheilen,  welche  nicht  durch  Pächter 
angekauft  wui'den,  an  das  Publikum. 

28.  Bedingungen  bezüglich  der  Rückzahlung  von  durch  die 
Kommission  geleisteten  Vorschüssen. 

'  29.    Vorschrift  mit  Bezug  auf  Ankäufe  und  Verkäufe  durch 
die  Boden-Kommission. 

30.  Bedingungen,  welche  Pachtgütern  anhaften,  während 
sie  mit  Vorschüssen  belastet  sind. 

Urbarmachung  von  Land  und  Auswanderung. 

31.  Urbarmachung  von  Land. 

32.  Auswanderung. 

Ergänzende  Bestimmungen. 

33.  Versorgung  der  Boden  -  Kommission  mit  Geld  für  die 
Zwecke  des  Gesetzes. 

34.  Geschäftsverfahren  der  Kommission. 

35.  Uebertragung  der  Ankaufsi-echte  von  dem  Arbeits-Amte 
(„Board  of  Works")  an  die  Boden-Kommission. 

36.  Regeln  bezüglich  Feststellung  von  Prozenten,  Ankaufs- 
geldern etc. 


T  h  e  i  1    VI. 

Gerichtshof  und  Boden- Kommission. 
Beschreibung  des  Gerichtshofes  und  der  Prozeduren. 

37.  Gerichtshof  soll  Civil-Bill-Court  bedeuten. 

38.  Einverleibung    gewisser  Bestimmungen  von   33  und  34 
Vict.  Cap.  46. 

39.  Ausnahmsweise  Fürsorge  für  gewisse  Beamte. 

Wiss,  Irische  Landakte.  10 
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Sektion. 

Schiedsverfahren. 

40.  Verweisung  an  das  Schiedsverfahren. 

Ernennung  und  Verfahren  der  Boden-Kommission. 

41.  Einsetzung  der  Boden-Kommission. 

42.  Verleihung  des  Korporationsrechtes  an  die  Kommission. 

43.  Ernennung  von  Hülfskommissären. 

44.  Beschlussfähigkeit  der  Kommission. 

45.  Ernennung  von  Beamten. 

46.  Gehälter  der  Kommission. 

47.  Appell  an  die  Boden-Kommission. 

48.  Befugnisse  der  Kommission. 

49.  Befugniss  der  Boden  -  Kommission  und  der  Unterkom- 
missäre, sich  der  Beamten  und  Diener  des  Civil -Bill- 
Court  zu  bedienen. 

50.  Regeln  für  die  Ausführung  des  Gesetzes. 

51.  Vollstreckung  von  Civil  -  Bill  -  Court  -  Prozessen  und  Be- 
schränkung von  Kosten. 

52.  Erscheinen  von  Parteien  vor  der  Kommission  und  Unter- 
Kommission. 

53.  Das  Bestehen  der  Boden  -  Kommission  soll  keine  festen 
Ansprüche  herbeiführen. 

54.  Unfähigkeit,  einen  Parlamentssitz  einzunehmen. 

55.  Jährlicher  Bericht  der  Boden-Kommission. 

56.  Revision  der  Rechnun»-  der  Boden-Kommission. 


T  h  e  i  1    VII. 

Definitionen,   Anwendung  des  Gesetzes  und 
Vorbehalte. 

57.  Definitionen. 

58.  Pächterschaften,  auf  welche  das  Gesetz  keine  Anwendung 
findet. 

59.  Pachtrückstände;  wie  mit  ihnen  zu  verfahren  ist. 

60.  Vorbehalt  für  den  Fall  des  Unvermögens,  ein  sofortiges 
Ansuchen  an  den  Gerichtshof  zu  stellen. 

61.  Anwendung  des  Gesetzes. 

62.  Kurzer  Titel  des  Gesetzes. 


Kapitel  49. 

Gesetz  zur  ferneren  Verbesserung  des  Gesetzes 
über  Pachtung  und  Besitz  von  Grund  und  Boden 
in   Irland    und   zu   sonstigen   darauf   bezüglichen 

Zwecken. 

[22.  August  1881.1 

Durch  der  Königin  erhabene  Majestät,  mit  dem  Beirathe 
und  unter  der  Zustimmung  der  im  gegenwärtigen  Parlamente 
versammelten  geistlichen  und  weltlichen  Lords  und  Gemeinen 
und  unter  der  Autorität  desselben,  sei  Folgendes  verordnet: 

T  h  e  i  1  I. 

Gewöhnliche  Bedingungen  der  Pächterschaften. 

1.  Der  zeitige  Pächter  jedes  nicht  weiter  unten  von 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  speziell  ausgeschlossenen 
Pachtgutes  kann  seine  Pächterschaft  zum  höchsten,  für  die- 
selbe erreichbaren  Preise  verkaufen,  vorbehaltlich  der  folgen- 
den Bedingungen  und  vorbehaltlich  auch  der  in  diesem  Gesetze 
enthaltenen  Vorschriften  mit  Bezug  auf  den  Verkauf  einer 
den  statutarischen  Bedingungen  unterworfenen  Pächterschaft : 

1)  Ohne  die  Zustimmung  des  Grundbesitzers  darf  der 
Verkauf  an  nur  eine  Person  geschehen. 

2)  Der  Pächter  hat  dem  Grundbesitzer  von  seiner  Ab- 
sicht, seine  Pächterschaft  zu  verkaufen,  die  vorgeschriebene 
Anzeige  zu  machen. 

3)  Auf  den  Empfang  einer  solchen  Anzeige  hin  kann  der 
Grundbesitzer  die  Pächterschaft  für  eine  solche  Summe  an- 
kaufen, wie  sie  vereinbart  oder  wie  sie  beim  Mangel  einer 
Vereinbarung  vom  Gerichtshofe  als  deren  richtiger  Werth 
festgestellt  wird. 

10* 
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4)  Wenn  der  Pächter  ein  Abkommen  trifft,  seine  Pächter- 
schaft an  Jemanden  anders,  als  den  Grundbesitzer,  zu  verkaufen, 
so  hat  er  bei  der  Mittheilung  des  Namens  des  Ankäufers  an 
den  Grundbesitzer  zugleich  schriftlich  die  Vergütung  anzu- 
geben, deren  Leistung  für  die  Pächterschaft  vereinbart  wor- 
den ist. 

5)  Wenn  der  Pächter  es  unterlässt,  dem  Grundbesitzer 
die  durch  die  vorstehenden  Unter  Sektionen  vorgeschriebene 
Anzeige  oder  Mittheilung  zu  machen,  so  kann  der  Gerichts- 
hof, falls  er  es  für  angemessen  und  durch  die  berechtigten 
Interessen  des  Grundbesitzers  bedingt  erachtet,  den  Verkauf 
für  nichtig  erklären. 

6)  Wenn  die  Pächterschaft  an  Jemanden  anders,  als  den 
Grundbesitzer,  verkauft  ist,  so  kann  der  Grundbesitzer  inner- 
halb der  vorgeschriebenen  Frist  auf  vernunftgemässe  Gründe 
hin  sich  weigern,  den  Ankäufer  als  Pächter  anzunehmen. 

Im  Streitfalle  ist  über  die  Vernunftgemässheit  der  Wei- 
gerung des  Grundbesitzers  vom  Gerichtshofe  zu  entscheiden: 
unter  dem  Vorbehalte,  dass  der  Einspruch  des  Grundbesitzers 
entscheidend  sein  soll  hinsichtlich  irgend  einer  Pächterschaft 
eines  Pachtgutes,  auf  dem  die  dauernden  Meliorationen  — 
auf  Grund  deren,  wenn  sie  durch  den  Pächter  oder  seine 
Rechtsvorgänger  gemacht  wären,  der  Pächter  gemäss  den 
Vorschriften  des  (irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetzes 
von  1870,  nach  ihrer  Abänderung  durch  gegenwärtiges 
Gesetz,  zur  Entschädigung  berechtigt  gewesen  wäre  —  durch 
den  Grundbesitzer  oder  seine  Rechtsvorgänger  gemacht  wur- 
den und  durch  den  Grundbesitzer  und  seine  Rechtsvorgänger 
in  der  Hauptsache  erhalten  wurden,  aber  nicht  durch  den 
Pächter  oder  seine  Rechtsvorgänger. 

7)  In  den  Fällen ,  wo  die  Pächterschaft  solchen  Be- 
dingungen unterworfen  ist,  welche  in  gegenw^ärtigem  Gesetze 
als  statutarische  Bedingungen  bezeichnet  werden,  und  der  Ver- 
kauf infolge  von  Maassnahmen  geschieht,  welche  der  Grund- 
besitzer zum  Zwecke  der  Wiedererlangung  des  Besitzes  des 
Pachtgutes  auf  Grund  der  Verletzung  irgend  einer  dieser 
Bedingungen  ergreift,  soll  der  Gerichtshof  dem  Grundbesitzer 
aus  den  Ankaufsgeldern  Zahlung  irgend  einer  Schuld,  welche, 
einschliesslich  von  Pachtrückständen,  ihm  seitens  des  Pächters 
geschuldet  wird ,  und  Vergütung  gewähren  zur  Ersetzung 
irgend  eines  Schadens,  welchen  er  seitens  des  Pächters  durch 
die  Verletzung  irgend  einer  jener  Bedingungen,  ausgeschlossen 
der  auf  die  Zahlung  der  Pacht  bezüglichen  Bedingung,  er- 
litten haben  mag. 
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8)  In  den  Fällen,  wo  auf  einem  Pachtgute  dauernde 
Meliorationen  von  dem  Grundbesitzer  oder  seinen  Reehtsvor- 
gängern  allein  oder  durch  ihn  oder  sie  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Pächter  oder  dessen  Rechtsvorgängern  gemacht  worden 
sind,  oder  von  dem  Grundbesitzer  oder  seinen  Rechtsvor- 
gängern bezahlt  worden  sind,  und  wo  der  Grundbesitzer  auf 
Anstehen  des  Pächters  seine  Zustimmung  dazu  giebt,  dass 
sein  Eigenthumsrecht  an  solchen  Meliorationen  zusammen  mit 
der  Pächterschaft  verkauft  werden  solle  und  dasselbe  dem- 
gemäss  verkauft  wird,  soll  das  Ankaufsgeld  von  dem  Ge- 
richtshofe in  Gemässheit  des  Eigenthumsrechts  des  Grund- 
besitzers an  derartigen  Meliorationen  und  der  Pächterschaft 
vertheilt  werden,  und  derjenige  Theil  des  Ankaufsgeldes, 
welcher  derart  als  das  Eigenthumsrecht  des  Grundbesitzers 
an  solchen  Meliorationen  darstellend  befunden  wird  (jedoch 
vorbehaltlich  irgend  eines  von  dem  Pächter  vorgebrachten 
Gegenanspruchs),  soll  dem  Grundbesitzer  ausbezahlt  werden; 
und  solche  Meliorationen,  welche  derart  verkauft  sind,  sollen 
als  von  dem  Ankäufer  der  Pächterschaft  ausgeführt  erachtet 
werden. 

9)  In  den  Fällen,  wo  ein  Pächter  seine  Pächterschaft  an 
irgend  Jemanden  anders,  als  den  Grundbesitzer,  verkauft,  kann 
der  Grundbesitzer,  zu  irgend  einer  Zeit  innerhalb  der  vorge- 
schriebenen Frist,  sowohl  dem  abgehenden  Pächter  als  dem 
Ankäufer  Anzeige  derjenigen  Summen  machen,  welche  er  von 
dem  abgehenden  Pächter  für  Pachtrückstände  oder  sonstige 
Verletzungen  des  Kontraktes  oder  der  Bedingungen  der 
Pächterschaft  beanspruchen  mag.     Und 

a)  wenn  der  abgehende  Pächter  nicht  innerhalb  der  vor- 
geschriebenen Frist  dem  Ankäufer  Anzeige  macht,  dass 
er  diese  Ansprüche  oder  einzelne  derselben  bestreitet,  so 
soll  der  Ankäufer  aus  den  Kaufgeldern  den  vollen  Be- 
trag derselben  dem  Grundbesitzer  bezahlen ;  und 

b)  wenn  dei'  abgehende  Pächter  diese  Ansprüche  oder  ein- 
zelne derselben  bestreitet,  soll  der  Ankäufer  aus  den 
Kaufgeldern  dem  Grundbesitzer  soviel  von  diesen  An- 
sprüchen (wenn  solche  vorhanden)  bezahlen,  als  der  ab- 
gehende Pächter  zugesteht,  und  den  Rest  des  von  dem 
Grundbesitzer  beanspruchten  Betrages  in  der  vorge- 
schriebenen Weise  an  den  Gerichtshof  einzahlen. 

Bis  der  Ankäufer  den  Vorschriften  dieser  Untersektion 
genügt  hat,  soll  der  Grundbesitzer  nicht  verpflichtet  sein,  den 
Ankäufer  als  seinen  Pächter  anzunehmen. 
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10)  In  den  Fällen,  wo  irgend  welches  Kaufgeld  an  den 
Gerichtshof  eingezahlt  worden  ist,  soll  es  dem  Grundbesitzer 
und  auch  dem  abgehenden  Pächter  und  beziehungsweise  dem 
Ankäufer  rechtlich  zustehen,  sich  in  Bezug  auf  solches  Kauf- 
geld an  den  Gerichtshof  zu  wenden;  und  der  Gerichtshof  soll 
derartige  Ansuchen  hören  und  darüber  entscheiden  und  darauf- 
hin solche  Anordnung  oder  Anordnungen  erlassen,  wie  es 
dem  Gerichtshofe  gerecht  erscheinen  mag. 

11)  Ein  Pächter,  welcher  seine  Pächterschaft  irgend  ge- 
legentlich des  Verlassens  seines  Pachtgutes  verkauft  hat,  soll 
nicht  berechtigt  sein,  bei  derselben  Gelegenheit  Entschädigung 
entweder  für  Störung  oder  Meliorationen  zu  empfangen;  und 
ein  Pächter,  welcher  irgend  gelegentlich  des  Verlassens  seines 
Pachtgutes  Entschädigung  entweder  für  Störung  oder  Melio- 
rationen empfangen  hat,  soll  nicht  berechtigt  sein,  bei  der- 
selben Gelegenheit  seine  Pächterschaft  zu  verkaufen. 

12)  Der  Pächter  eines  dem  Ulster  -  Pächterrecht- 
Gebrauche  oder  einer  dem  Ulster -Pächterrecht -Gebrauche 
entsprechenden  Gepflogenheit  unterworfenen  Pachtgutes  kann 
seine  Pächtersciiaft  entweder  in  Gemässheit  dieses  Brauches 
oder  dieser  Gepflogenheit  oder  in  Gemässheit  der  gegen- 
wärtigen Sektion  verkaufen ;  aber  er  soll  nicht  berechtigt  sein, 
theilweise  gemäss  dem  Brauche  oder  der  Gepflogenheit  und 
theilweise  gemäss  den  Vorschriften  gegenwärtiger  Sektion  zu 
verkaufen. 

13)  Wenn  der  Pächter  einer  dem  Ulster  -  Pächterrecht- 
Gebrauche  oder  einer  dem  Ulster -Pächterrecht -Gebrauche 
entsprechenden  Gepflogenheit  unterworfenen  Pächterschaft 
seine  Pächterschaft  in  Gemässheit  gegenwärtiger  Sektion  ver- 
kauft, so  soll  die  Pächterschaft,  falls  sie  nicht  von  dem 
Grundbesitzer  angekauft  wird,  fortfahren,  solchem  Brauche 
oder  solcher  Gepflogenheit  unterworfen  zu  sein. 

14)  In  den  Fällen,  wo  der  Verkauf  einer  Pächterschaft 
gemäss  einem  Urtheile  oder  einer  anderen  Gesetzesprozedur 
gegen  den  Pächter  oder  behufs  Zahlung  der  Schulden  des 
verstorbenen  Pächters  geschieht,  soll  der  Verkauf  in  der  vor- 
geschriebenen Weise  stattfinden,  vorbehaltlich  der  Bedingungen 
gegenwärtiger  Sektion,  insofern  dieselben  anwendbar  sind. 

15)  Irgend  eine  dem  Grundbesitzer  aus  den  Verkaufs- 
geldern der  Pächterschaft  gemäss  gegenwärtiger  Sektion  zahl- 
bare Summe  soll  eine  Belastung  auf  die  Kaufgelder  an  erster 
Stelle  sein. 

16)  Ein  Grundbesitzer  kann  beim  Empfang  der  Anzeige 
über  einen  beabsichtigten  Verkauf  der  Pächterschaft,  falls  er 
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nicht  wünscht,  die  Pächterschaft  in  anderer  Weise,  als  zum 
Zwecke  der  Sicherung-  der  Bezahlung  irgend  welcher  ihm  für 
Pachtrückstände  oder  sonstige  Verletzungen  des  Kontrakts  oder 
derBedingungea  der  Pächterschaft  zustehenden  Forderungen,  an- 
zukaufen, innerhalb  der  vorgeschriebenen  Zeit  Anzeige  der  von 
ihm  in  Bezug  auf  solche  Rückstände  und  Verletzungen  bean- 
spruchten Summe  machen,  welche  Summe  in  Ermangelung  einer 
Einigung  zwischen  dem  Grundbesitzer  und  dem  Pächter  von 
dem  Gerichtshofe  festzustellen  ist,  und  sollte  der  Pächter  be- 
schliessen,  mit  dem  Verkaufe  fortzufahren,  so  mag  er*)  die 
Pächterschaft  für  solche  Summe  ankaufen,  wenn  kein  An- 
käufer sich  findet,  der  dieselbe  oder  eine  grössere  Summe 
giebt;  und  der  Grundbesitzer  soll,  wenn  innerhalb  der  vor- 
geschriebenen Zeit  kein  Ankäufer  sich  findet,  der  dieselbe 
oder  eine  grössere  Summe  giebt,  zum  Ankäufer  der  Pächter- 
schaft zu  jener  Summe  erklärt  werden. 

3.  Der  Pächter  einer  von  Jahr  zu  Jahr  laufenden 
Pächterschaft,  auf  welche  dieses  Gesetz  Anwendung  findet,  soll 
ohne  die  schriftliche  Zustimmung  des  Grundbesitzers  sein 
Pachtgiit  nicht  untervertheilen  oder  dasselbe  oder  irgend  einen 
Theil  desselben  unterverpachten. 

Die  Gewährung  von  Weideberechtigung**)  oder  die  Ver- 
pachtung des  Landes  zum  Zwecke  zeitweiliger  Abweidung 
oder  die  Einzelernte-Verpachtung***)  von  Land  behufs  der 
ausschliesslichen  Benutzung,  und  welches  ausschliesslich  benutzt 
werden  soll  zum  Erzielen  von  Kartotfeln  oder  sonstiger  Grün- 
gemüse, bei  angemessener  Düngung  des  Landes,  soll  nicht 
als  Unterverpachtung  im  Sinne  gegenwärtigen  Geseztes  ange- 
sehen werden. 

3.  In  den  Fällen,  wo  der  Pächter  einer  Pächterschaft, 
auf  welche  gegenwärtiges  Gesetz  Anwendung  findet,  seine 
Pächterschaft  an  nur  eine  Person  vermacht  hat  und  die  persön- 
lichen Repräsentanten  des  Pächters  dem  Vermächtniss  zuge- 
stimmt haben,  soll  diese  Person  denselben  Ansprach,  von  dem 
Grundbesitzer  als  Pächter  angenommen  zu  werden,  haben, 
als  ob  die  Pächterschaft  ihr  von  dem  Erblasser  verkauft 
worden  wäre. 

In  den  Fällen,  wo  der  Pächter  einer  solchen  Pächter- 
schaft seine  Pächterschaft  an  mehr  als  eine  Person  vermacht 


*)  Der  Grundbesitzer. 
**)  agistment. 
***)  conacre. 
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hat,  oder  ohne  Testament  stirbt,  dann  soll,  wenn  seine  per- 
sönlichen Repräsentanten  dem  Grundbesitzer  Anzeige  zustellen, 
wodurch  sie  einen  der  Legatare  oder  der  gemäss  den  Theilungs- 
Statuten*)  auf  seinen  persönlichen  Besitz  Anspruch  haben- 
den Personen  zur  Nachfolge  in  der  Pächterschaft  bezeichnen, 
diese  Person  denselben  Anspruch,  von  dem  Grundbesitzer 
angenommen  zu  werden,  haben,  als  ob  die  Pächterschaft  ihr 
von  dem  Erblasser  oder  dem  ohne  Testament  Verstorbenen 
verkauft  worden  wäre,  und  in  Ermangelung  einer  solchen 
Anzeige  sollen  die  persönlichen  Repräsentanten,  Avenn  der 
Grundbesitzer  die  Vornahme  eines  Verkaufes  verlangt,  inner- 
halb zwölf  Monate  nach  dem  Tode  des  Pächters  die  Pächter- 
schaft verkaufen,  und  im  Falle  sie  dies  versäumen,  kann  der 
Grundbesitzer  dieselbe  unter  der  Leitung  des  Gerichtshofes 
verkaufen. 

In  den  Fällen ,  wo  der  Pächter  einer  Pächterschaft  ohne 
Testament  und  ohne  Hinterlassung  einer  auf  sein  persön- 
liches Besitzthum  oder  einen  Theil  desselben  Anspruch 
habenden  Person  stirbt,  soll  diese  Pächterschaft  an  den  Grund- 
besitzer übergehen,  vorbehaltlich  jedoch  der  Schulden  und 
Verbindlichkeiten  des  verstorbenen  Pächters. 

4.  In  den  Fällen,  wo  der  Grundbesitzer  von  dem  Pächter 
einer  gegenwärtigen  Pächterschaft  eine  Steigerung  der  Pacht 
verlangt  (ausgenommen  die  Fälle,  in  denen  er  durch  den 
Gerichtshof  zur  Steigerung  derselben  ermächtigt  wird,  wie 
weiter  unten  in  gegenwärtigem  Gesetze  erwähnt),  oder  von  dem 
Pächter  einer  zukünftigen  Päehterschaft  eine  Steigerung  der 
Pacht  über  den  beim  Beginne  einer  solchen  Pächterschaft 
festgestellten  Betrag  hinaus  verlangt,  dann  soll 

1)  In  den  Fällen,  wo  der  Pächter  eine  solche  Steigerung 
annimmt,  bis  zum  Ablauf  eines  Zeitraums  von  fünfzehn  Jahren 
von  der  Zeit,  wann  solche  Steigerung  vorgenommen  wurde  (in 
gegenwärtigem  Gesetz  wird  darauf  als  auf  einen  statutarischen 
ZeitraumBezug  genommen),  kann  eine  solche  Pächterschaft  (wenn 
sie  so  lange  zu  bestehen  fortfährt)  als  eine  den  statutarischen 
Bedingungen  unterworfene  Pächterschaft  erachtet  werden,  mit 
solchen  während  des  Andauerns  besagten  Zeitraumes  statt- 
habenden Incidentien,  wie  sie  zu  dem  Zwecke  in  gegenwärtigem 
Gesetze  erwähnt  sind. 

2)  In  den  Fällen,  wo  der  Pächter  einer  zukünftigen 
Pächterschaft  eine  solche  Steigerung  nicht  annimmt  und  seine 


•■)  d.  h.  Gesetze  über  Erbtheilung. 


Landgesetz-Akte  (für  Irland)  1881.    [44  u.  45  Vict.  CH.  49.]  153 

Pächterschaft  verkauft,  soll  dieselbe  als  der  gesteigerten  Pacht 
unterworfen  verkauft  werden,  und  er  soll  berechtigt  sein, 
von  seinem  Grundbesitzer  als  Zusatz  zu  dem  für  die  Pächter- 
schaft bezahlten  Preise  den  Betrag  (wenn  ein  solcher  statthat) 
zu  empfangen,  um  welchen  gemäss  der  auf  Anstehen  des 
Grundbesitzers  oder  Pächters  gefällten  Entscheidung  des  Ge- 
richtshofes der  Verkaufswerth  seiner  Pächterschaft  unter  den 
Betrag  hinabgedrückt  worden  ist,  welcher  diesen  Verkaufs- 
werth dargestellt  haben  würde,  wenn  die  Pacht  eine  billig 
bemessene  Pacht  gewesen  wäre,  zusammen  mit  solcher  fer- 
neren Summe  (falls  diese  statthat),  wie  sie  der  Gerichtshof 
in  Bezug  auf  seine  Kosten  und  Auslagen  bei  der  Bewirkung 
eines  solchen  Verkaufs  zuerkennen  mag. 

3)  In  den  Fällen,  wo  der  Pächter  eine  solche  Steigerung 
nicht  annimmt  und  gezwungen  wird,  die  Pächterschaft  gemäss 
oder  in  Verfolg  einer  Kündigung  zu  verlassen,  aber  die 
Pächterschaft  nicht  verkauft,  soll  er  berechtigt  sein,  Entschä- 
digung zu  beanspruchen,  wie  in  dem  Falle  einer  Störung 
durch  den  Grundbesitzer. 

4)  Der  Pächter  einer  gegenwärtigen  Pächterschaft  kann, 
anstatt  eine  solche  Steigerung  anzunehmen  oder  abzulehnen, 
sich  gemäss  der  weiter  unten  in  gegenwärtigem  Gesetze  er- 
wähnten Weise  an  den  Gerichtshof  behufs  Feststellung  der 
Pacht  wenden. 

5.  Ein  Pächter  soll  während  der  Dauer  eines  statuta- 
rischen Zeitraumes  in  Bezug  auf  seine  Pächterschaft  nicht 
gezwungen  sein,  eine  höhere  Pacht  zu  bezahlen,  als  die  beim 
Anfange  solchen  Zeitraumes  zahlbare  Pacht,  und  soll  nicht 
gezwungen  sein ,  das  Pachtgut ,  dessen  Pächter  er  ist ,  zu 
verlassen,  ausgenommen  in  Folge  des  Bruches  einer  oder 
mehi-erer  der  folgenden  Bedingungen  (auf  welche  in  gegen- 
wärtigem Gesetze  als  statutarische  Bedingungen  Bezug  genom- 
men wird),   nämlich : 

1)  Der  Pächter  soll  seine  Pacht  zur  festgestellten  Zeit 
bezahlen. 

2)  Der  Pächter  soll  nicht  zum  Schaden  des  Anrechts  des 
Grundbesitzers  an  dem  Pachtgute  dauernde  Schädigung  be- 
gehen durch  Verfallenlassen  der  Gebäude  oder,  nachdem  von 
dem  Grundbesitzer  an  den  Pächter  die  Aufforderung  gerichtet 
worden  ist,  eine  in  solcher  Aufforderung  angegebene  besondere 
Schädigung  nicht  zu  begehen  oder  davon  abzulassen,  durch 
Entwerthune-  des  Bodens. 
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3)  Der  Pächter  soll  nicht  ohne  die  schriftliche  Zustim- 
mung seines  Grundbesitzers  sein  Pachtgut  untervertheilen, 
oder  dasselbe  oder  irgend  einen  Theil  desselben  unterver- 
pachten, oder,  ausgenommen  in  den  in  gegenwärtigem  Gesetze 
vorgesehenen  Fällen ,  irgend  ein  Wohnhaus  darauf  errichten 
oder  dessen  Errichtung  gestatten,  es  sei  denn  als  Ersatz  für 
die  zur  Zeit  der  Erlassung  gegenwärtigen  Gesetzes  bereits  auf 
dem  Pachtgute  betindlichen. 

Die  Gewährung  von  Weideberechtigung  oder  die  Ver- 
pachtung des  Landes  zum  Zwecke  zeitweiliger  Abweidung 
oder  die  Einzelernte- Verpachtung  von  Land  behufs  der  aus- 
schliesslichen Benutzung,  und  welches  ausschliesslich  benutzt 
werden  soll  zum  Erzielen  von  Kartoffeln  oder  sonstiger  Grün- 
gemüse, bei  angemessener  Düngung  des  Landes,  soll  nicht 
als  Unterverpachtung  im  Sinne  gegenwärtiger  Akte  angesehen 
werden. 

4)  Der  Pächter  soll  keinerlei  Handlung  vornehmen,  wo- 
durch seine  Pächterschaft  an  einen  Massencurator  für  Bankerott- 
fälle übergeht. 

5)  Der  Grundbesitzer  oder  irgend  eine  von  ihm  zu  diesem 
Zwecke  bevollmächtigte  Person  oder  Personen  (er  oder  sie 
haben  vernunftgemässe  Entschädigung  oder  Befriedigung  für 
irgend  welchen  dadurch  gethanen  oder  veranlassten  Schaden 
zu  leisten)  sollen  das  IJecht  haben,  das  Pachtgut  zu  irgend 
einem  der  folgenden  Zwecke  zu  betreten  (nämlich): 

Bergbau  oder  Gewinnung  von  Mineralien,  oder  Graben 
oder  Suchen  nach  Mineralien; 

Steinbruch  oder  Gewinnung  von  Stein,  Marmor,  Kiesel, 
Sand,  Ziegelthon,  Feuerthon  oder  Schiefer; 

Fällen  oder  Gewinnung  von  Nutzholz  oder  Torf,  aus- 
genommen vom  Pächter  oder  seinen  Rechtsvorgängern  ge- 
pflanztes  Nutzholz  oder  gepöanzte  andere  Bäume  oder 
solche,  die  zur  Zier  oder  zum  Obdach  nöthig  sind,  und 
ausgenommen  auch  den  für  den  Gebrauch  des  Pachtgutes 
erforderlichen  Torf; 

Durchlegung  oder  Bau  von  Strassen,  Zäunen,  Wasser- 
ableitungen und  Wasserläufen; 

Passiren  und  Repassiren  nach  dem  Seeufer  und  zurück, 
mit  oder  ohne  Pferde  und  Wagen  zur  Ausübung  irgend 
eines  dem  Grundbesitzer  zugehörigen  Eigenthumsrechts  oder 
königlichen  Privilegiums ; 

Besichtigung  und  Untersuchung  des  Zustandes  des 
Pachtgutes  und  aller  darauf  befindlichen  Gebäude  und  Me- 
liorationen zu  vernünftig  gewählten  Zeitpunkten ; 
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Hetzjagd,  Jagd,  Fischen  oder  Erlangen  von  Wild  oder 
Fisch;  und  wenn  der  Grundbesitzer  beim  Anfange  des  sta- 
tutarischen Zeitraumes  es  so  verlangt,  dann  soll  in  dem 
Verhältniss  zwischen  Grundbesitzer  und  Pächter  das  Recht 
zur  Jagd  und  Erlangung  von  Wild  und  zum  Fischen  und 
zur  Erlangung  von  Fischen  ausschliesslich  dem  Grundbesitzer 
zugehören,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Gesetzes 
von  1880  über  niederes  Wild,  und  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  des  siebenundzwanzigsten  und  achtundzwanzigsten 
Regierungsjahres  von  Viktoria,  Kapitel  siebenundsechzig, 
sollen  dort  Anwendung  finden,  wo  solches  Recht  zur  Jagd 
und  Erlangung  von  Wild  ausschliesslich  dem  Grundbesitzer 
zugehört,  als  ob  dieses  ausschliessliche  Recht  von  dem 
Grundbesitzer  für  sich  selber  durch  Urkunde  vorbehalten 
wäre.  Das  Wort  „Wild"  im  Sinne  gegenwärtiger  Unter- 
sektion umfasst  Hasen,  Kaninchen,  Fasanen,  Rebhühner, 
Wachteln,  Wiesenläufer,  Haselhühner,  Waldschnepfen, 
Schnepfen,  wilde  Enten,  Pfeifenten  und  Kriekenten. 

Und  der  Pächter  soll  nicht  hartnäckig  den  Grundbesitzer 
oder  irgend  welche,  von  ihm  zu-dem  Zwecke  wie  vorerwähnt 
bevollmächtigte  Person  oder  Personen  in  der  Ausübung  ir- 
gend eines  durch  diese  Untersektion  übertragenen  Rechtes 
hindern. 

Während  der  Dauer  eines  statutarischen  Zeitraumes  sollen 
alle  Bergwerke  und  Mineralien,  Kohlen  und  Kohlengruben, 
vorbehaltlich  solcher  Rechte  in  Bezug  auf  dieselben,  wie  sie 
der  Pächter  gemäss  dem  unmittelbar  vor  dem  Anfange  des 
statutarischen  Zeitraumes  bestehenden  Pächterschafts- Vertrage 
rechtmässig  auszuüben  befugt  war,  als  ausschliesslich  dem 
Grundbesitzer  vorbehalten  erachtet  werden. 

6)  Der  Pächter  soll  auf  seinem  Pachtgute  nicht  ohne  die 
Einwilligung  seines  Grundbesitzers  irgend  ein  Haus  zum  Ver- 
kaufe von  berauschenden  Getränken  eröffnen.  Nichts,  was 
in  gegenwärtiger  Sektion  enthalten  ist,  soll  irgend  eine  von 
dem  Grundbesitzer  entweder  vor  oder  nach  dem  Anfange 
eines  statutarischen  Zeitraumes  in  Bezug  auf  Pacht,  welche 
vor  dem  Anfange  eines  solchen  Zeitraumes  für  ein  Pachtgut 
aufgelaufen  ist,  unternommene  Exmission  präjudiziren  oder 
berühren. 

Während  der  Dauer  eines  statutarischen  Zeitraumes  für 
eine  Pächterschaft  kann,  vorbehaltlich  der  weiter  unten  fol- 
genden Bestimmungen,  der  Gerichtshof,  auf  das  Anstehen  des 
Grundbesitzers  und  nach  Gewinnung  der  Ueberzeugung,  dass 
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er  den  Wunsch  hat,  das  Pachtgut  oder  einen  Theil  desselben 
wieder  an  sich  zu  ziehen,  zu  einem  vernunftgemässen  und 
zureichenden  Zwecke,  welcher  sich  auf  das  Beste  des  Pacht- 
gutes oder  des  Besitzthums  bezieht,  einschliesslich  des  Ge- 
brauchs des  Bodens  als  Bauplatz  oder  zu  Gunsten  der  Arbeiter 
in  Bezug  auf  Wohnungen,  Gärten  oder  Felderzuth eilungen 
oder  zum  Zwecke  der  Schenkung  oder  Verpachtung  von  Bau- 
plätzen für  Kirchen  oder  andere  gottesdienstliche  Gebäude. 
Schulen,  Armenapotheken,  oder  Wohnungen  für  Geistliche 
oder  Schullehrer,  die  Zurücknahme  desselben  durch  den  Grund- 
besitzer gutheissen  auf  solche  Bedingungen  hin,  wie  sie  der 
Gerichtshof  für  angemessen  erachten  mag,  und  den  Pächter 
anhalten,  seine  Pächterschaft  an  dem  Ganzen  oder  dem  be- 
züglichen Theile  dem  Grundbesitzer  auf  solche  Bedingungen 
hin  zu  verkaufen,  wie  sie  von  dem  Gerichtshofe  gutgeheissen 
werden  mögen,  einschliesslich  voller  Entschädigung  an  den 
Pächter. 

Es  wird  vorbehalten,  dass  die  Pacht  eines  den  statuta- 
rischen Bedingungen  unterworfenen  Pachtgutes  mit  Rücksicht 
auf  vom  Grundbesitzer  unter  Einverständniss  mit  dem  Pächter 
ausgelegtes  Kapital  zu  einem  solchen  Betrage  gesteigert  wer- 
den kann,  als  zwischen  dem  Grundbesitzer  und  Pächter  ver- 
einbart werden  mag. 

Abänderung  desGesetzes  betreffsEntschädigung 
für  Störung. 

6.  Es  soll  soviel  von  Sektion  drei  des  (irischen)  Grund- 
besitzer- und  Pächter  -  Gesetzes  von  1870  widerrufen  werden, 
wie  sich  auf  die  Entschädigungsskala  bezieht,  und  der  Theil 
derselben  Sektion,  welcher  erklärt,  dass  die  Entschädigung 
in  keinem  Falle  die  Summe  von  zweihundert  und  fünfzig  Pfund 
übersteigen  soll,  und  der  Theil  derselben  Sektion,  welcher 
erklärt,  dass  ein  zu  einer  höheren  Klasse  der  Skala  gehöriger 
Pächter  nach  seiner  Wahl  Entschädigung  gemäss  einer  nie- 
drigeren Klasse  beanspruchen  kann,  und  der  Theil  derselben 
Sektion ,  welcher  die  Pächter  von  Pachtgütern,  die  zu  der  in 
besagter  Sektion  erwähnten  Summe  eingeschätzt  sind  und  die 
in  besagter  Sektion  erwähnten  Ansprüche  auf  Entschädigung 
für  Störung  erheben,  an  der  Berechtigung  verhindert,  geson- 
derte oder  zusätzliche  Ansprüche  für  andere  Meliorationen 
als  permanente  Gebäude  und  Urbarmachung  von  Oedland 
vorzubringen,  und  die  besagte  Sektion  drei  soll  von  nun  an 
so  lauten,  als  ob  aus  dieser  Sektion  die  Worte  ausgelassen 
wären  „für  den  Verlust,  welcher  nach  dem  Beiluden  des  Ge- 
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richtshofes  von  ihm  auf  Grund  des  Aufgebens  seines  Pacht- 
gutes erlitten  ^Yorden  ist,"  so  dass  besagte  Sektion  dahin 
aufgefasst  werden  soll,  dass  sie  vorschreibt,  dass  der  darin 
erwähnte  Pächter  zu  solcher  Entschädigung  berechtigt  sein 
soll,  wie  sie  der  Gerichtshof  in  Berücksichtigung  aller  Um- 
stände des  Falles  für  gerecht  erachten  wird ,  vorbehaltlich 
der  weiter  unten  erwähnten  Entschädigungsskala. 

Die  Entschädigung,  welche  gemäss  besagter  Sektion  drei 
im  Falle  eines  in  seinem  Pachtgute  durch  die  Handlung  des 
Grundbesitzers  nach  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  gestörten  *) 
Pächters  zahlbar  ist,  soll,  wie  folgt,  sein  im  Falle  von  Pacht- 
gütern — 

wo  die  Pacht  dreissig  Pfund  oder  darunter  beträgt, 
eine  den  siebenjährigen  Pachtbetrag  nicht  überschreitende 
Summe ; 

wo  die  Pacht  mehr  als  dreissig  Pfund  und  nicht  über 
fünfzig  Pfund  beträgt,  eine  den  fünfjährigen  Pachtbetrag 
nicht  überschreitende  Summe; 

wo  die  Pacht  mehr  als  fünfzig  Pfund  und  nicht  über 
einhundert  Pfund  beträgt,  eine  den  vierjährigen  Pachtbe- 
trag nicht  überschreitende  Summe; 

wo  die  Pacht  mehr  als  einhundert  Pfund  und  nicht 
über  dreihundert  Pfund  beträgt,  eine  den  dreijährigen  Pacht- 
betrag nicht  überschreitende  Summe; 

wo  die  Pacht  mehr  als  dreihundert  Pfund  und  nicht 
über  fünfhundert  Pfund  beträgt,  eine  den  zweijährigen 
Pachtbetrag  nicht  überschreitende  Summe; 

wo  die  Pacht  mehr  als  fünfhundert  Pfund  beträgt, 
eine  den  einjährigen  Pachtbetrag  nicht  überschreitende 
Summe. 

Ein  Pächter  in  einer  höheren  Klasse  der  Skala  kann 
nach  seiner  Wahl  Entschädigung  gemäss  einer  niedrigeren 
Klasse  beanspruchen,  mit  dem  Vorbehalte,  dass  solche  Ent- 
schädigung die  Summe  nicht  überschreiten  soll,  zu  welcher 
er  gemäss  dieser  niedrigeren  Klasse  unter  der  Annahme  be- 
rechtigt wäre,  dass  die  Pacht  seines  Pachtgutes  auf  die  in 
dieser  niedrigeren  Klasse  bezeichnete  Summe  (oder,  wo  zwei 
Summen  angegeben  sind,  auf  die  höhere  Summe)  reduzirt 
würde. 


*)  Unter  Störung  ist  hier  der  Zwang  der  Aufgebung  des  Pachtgutes 
zu  verstehen. 
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Von  und  nach  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  soll  die 
dreizehnte  Sektion  des  (irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter- 
Gesetzes  von  1870  widerrufen  sein,  und  dieselbe  wird  hierdurch 
widerrufen. 

Abänderung  des  Gesetzes  bezüglich  der  Entschä- 
digung  für  Meliorationen. 

7.  Ein  Pächter  soll  beim  Verlassen  des '  Pachtgutes, 
dessen  Pächter  er  ist,  seines  Rechtes,  Entschädigung  für 
Meliorationen  gemäss  dem  (irischen)  Gründbesitzer- und  Pächter- 
Gesetze  von  1870  zu  erhalten,  nicht  verlustig  gehen  aus  dem 
einzigen  Grunde  der  durch  Aufgeben  oder  auf  andere  Weise 
stattfindenden  Beendigung  der  Pächterschaft,  welche  zur  Zeit 
bestand,  wo  diese  Meliorationen  durch  diesen  Pächter  oder 
seine  Rechtsvorgänger  gemacht  wurden,  und  der  durch  ihn 
oder  sie  erfolgten  Annahme  einer  neuen  Pächterschaft. 

In  den  Fällen,  wo  bei  der  Nachforschung  bezüglich  eines 
Titels  zum  Zwecke  der  Erlangung  von  Entschädigung  für 
Meliorationen  es  sich  herausstellt,  dass  ein  abgehender  Pächter 
seine  Pächterschaft  aufgegeben  hat,  damit  eine  andere  Person 
von  dem  Grundbesitzer  als  Pächter  an  seiner  Stelle  ange- 
nommen werde,  und  diese  andere  Person  dergestalt  als  Pächter 
angenommen  ist,  soll  es  dem  abgehenden  Pächter  nicht  aus 
dem  blossen  Grunde  eines  solchen  Aufgebens  der  Pächterschaft 
durch  ihn  verwehrt  sein,  als  Rechtsvorgänger  des  neu  ein- 
tretenden Pächters  erachtet  zu  werden. 

Bei  der  Entscheidung  über  einen  Anspruch  auf  Entschä- 
digung für  Meliorationen ,  welche  vor  einem  solchen  Wechsel 
der  Pächterschaft  oder  der  Pächter  gemacht  wurden,  soll  der 
Gerichtshof  all  die  Umstände  in  Erwägung  ziehen ,  unter 
welchen  dieser  Wechsel  stattfand,  und  soll  einen  solchen 
Anspruch  zulassen,  herabmindern  oder  gänzlich  verwerfen, 
wie  es  dem  Gerichtshofe  gerecht  erscheinen  mag. 

Eine  Flachs-Schlagemühle,  die  im  übrigen  für  das  Pacht- 
gut, auf  dem  sie  errichtet  wurde,  geeignet  ist,  soll  nicht  für 
das  Pachtgut,  auf  dem  sie  errichtet  wurde,  als  ungeeignet 
erachtet  werden  aus  dem  blossen  Grunde,  dass  sie  für  Zwecke 
verwendbar  ist,  welche  über  die  des  Pachtgutes,  auf  dem  sie 
belegen  ist,  hinausreichen. 
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T  h  e  i  1    II. 

Intervention   des  Gerichtshofes. 

8.  1)  Der  Pächter  einer  gegenwärtigen  Pächterschaft, 
auf  welche  gegenwärtiges  Gesetz  Anwendung  findet,  oder  ein 
solcher  Pächter  und  der  Grundbesitzer  gemeinschaftlich,  oder 
der  Grundbesitzer,  nachdem  er  von  einem  solchen  Pächter 
eine  Steigerung  der  Pacht  verlangt  hat,  welche  der  Pächter 
sich  geweigert  hat  anzunehmen,  oder  nachdem  es  den  Parteien 
in  sonstiger  Weise  misslungen  ist,  zu  einer  Einigung  zu 
kommen,  können  während  der  Dauer  einer  solchen  Pächter- 
schaft sich  von  Zeit  zu  Zeit  an  den  Gerichtshof  wenden  behufs 
Feststellung  der  von  einem  solchen  Pächter  an  den  Grund- 
besitzer für  das  Pachtgut  zu  zahlenden  angemessenen  Pacht, 
und  daraufhin  kann  der  Gerichtshof  nach  Anhörung  der  Par- 
teien und  unter  Berücksichtigung  des  Interesses  des  Grund- 
besitzers und  beziehungsweise  des  Pächters  und  unter  Er- 
wägung all  der  Umstände  des  Falles,  des  Pachtgutes  und  des 
Bezirks  entscheiden,  was  eine  derartige  angemessene  Pacht  ist. 

2)  Die  von  dem  Gerichtshofe  festgestellte  Pacht  (in  gegen- 
wärtigem Gesetze  wird  darauf  als  auf  die  gerichtliche  Pacht 
Bezug  genommen)  soll  als  diejenige  Pacht  darstellend  erachtet 
werden,  welche  von  dem  Pächter  zahlbar  ist  von  dem  Zeit- 
räume an,  der  an  dem  zunächst  auf  die  Entscheidung  des 
Gerichtshofes  folgenden  Pacht-Fälligkeitstage  anfängt. 

3)  Wenn  die  gerichtliche  Pacht  einer  gegenwärtigen 
Pächterschaft  durch  den  Gerichtshof  festgestellt  worden  ist, 
dann  soll  bis  zum  Ablauf  eines  Zeitraumes  von  fünfzehn  Jahren 
von  dem  auf  den  Tag,  an  welchem  die  Entscheidung  des  Ge- 
richtshofes gefällt  wurde,  zunächst  folgenden  Pacht-Fälligkeits- 
tage an  (in  gegenwärtigem  Gesetze  wird  darauf  als  auf  einen 
statutarischen  Zeitraum  Bezug  genommen)  eine  solche  gegen- 
wäi'tige  Pächterschaft  (falls  sie  so  lange  zu  bestehen  fortfährt) 
als  eine  Pächterschaft  erachtet  werden,  welche  statutarischen 
Bedingungen  unterworfen  ist  und  welche  dieselben  Incidentien 
besitzt,  wie  eine  Pächterschaft,  die  infolge  einer  Steigerung 
der  Pacht  durch  den  Grundbesitzer  den  statutarischen  Be- 
dingungen unterworfen  ist,  mit  dieser  Modifikation,  dass 
während  des  statutarischen  Zeitraumes  bei  einer  gegenwärtigen 
Pächterschaft,  welcher  auf  die  erste  Feststellung  einer  ge- 
richtlichen Pacht  dieser  Pächterschaft  durch  den  Gerichtshof 
folgt,  ein  Ansuchen  des  Grundbesitzers,  die  Zurücknahme  des 
Pachtgutes  oder   eines  Theiles  desselben  durch  ihn  zu  einem 
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Zwecke  zu  genehmigen,  welcher  mit  dem  Besten  des  Pacht- 
gutes oder  des  Gutsbezirks  in  Beziehung  steht,  durch  den 
Gerichtshof  nicht  in  Betracht  gezogen  werden  soll,  es  sei 
denn,  dass  — 

a)  eine  solche  gegenwärtige  Pächterschaft  entstanden  ist 
beim  Ablauf  einer  gerichtlichen  Zeitverpachtung*)  oder 
einer  Zeitverpachtung,  welche  zur  Zeit  des  Erlasses 
gegenwärtigen  Gesetzes  bestand  und  ursprünglich  für  einen 
Zeitraum  von  nicht  weniger  denn  einunddreissig  Jahren 
gemacht  war;  oder  dass 

b)  es  dem  Gerichtshof  überzeugend  dargethan  wird,  dass 
vor  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  der  Heimfall  für 
den  Zeitpunkt  der  Beendigung  einer  Zeitverpachtung  des 
PachtgutQS  von  dem  Grundbesitzer  oder  seinen  Rechts- 
vorgängern  angekauft  wurde  mit  der  Absicht,  das  Land 
bei  der  Beendigung  einer  solchen  Zeitverpachtung  zu 
Bauzwecken  zu  verpachten  oder  dazu  in  anderer  Weise 
zu  verwenden,  und  dass  es  von  ihm  für  solchen  Zweck 
bona  fide  benöthigt  wird. 

4)  Wenn  in  Gemässheit  gegenwärtiger  Sektion  ein  An- 
suchen bezüglich  einer  Pächterschaft  an  den  Gerichtshof  ge- 
stellt wird,  so  kann  der  Gerichtshof  nach  seinem  Dafürhalten 
ein  solches  Ansuchen  verwerfen,  falls  der  Gerichtshof  der 
Ueberzeugung  ist,  dass  auf  dem  Pachtgute,  worauf  eine 
solche  Pächterschaft  besteht,  die  dauernden  Meliorationen,  in 
Berücksichtigung  deren,  wenn  sie  von  dem  Pächter  oder 
seinen  Rechtsvorgängern  gemacht  worden  wären,  der  Pächter 
zur  Entschädigung  gemäss  den  durch  gegenwärtiges  Gesetz 
abgeänderten  Bestimmungen  des  (irischen)  Grundbesitzer-  und 
Pächter-Gesetzes  von  1870  berechtigt  gewesen  wäre,  von  dem 
Grundbesitzer  oder  seinen  Rechtsvorgängern  gemacht  und  von 
dem  Grundbesitzer  und  seinen  Rechtsvorgängern  im  Wesent- 
lichen erhalten  und  von  dem  Pächter  oder  seinen  Rechts- 
vorgängern nicht  gemacht  oder  erworben  worden  sind. 

5)  Bei  der  Gelegenheit,  wo  an  den  Gerichtshof  ein  An- 
suchen in  Gemässheit  gegenwärtiger  Sektion  gerichtet  wird 
behufs  Feststellung  einer  gerichtlichen  Pacht  mit  Bezug  auf 
ein  Pachtgut,  welches  nicht  dem  Ulster-Pächterrecht-Geb rauche 
oder  einer  dem  Ulster-Pächterrecht-Gebrauche  entsprechenden 
Gepflogenheit  unterworfen  ist,  können  der  Grundbesitzer  und 
der  Pächter  sich  verständigen,   einen  spezifizirten  Werth  für 

*)  lease. 
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die  Pächterschaft  festzustellen,  oder  im  Streitfalle  kann  der 
Gerichtshof  ihn  entweder  auf  das  Ansuchen  des  Grundbesitzers 
oder  des  Pächters  feststellen;  und  wenn  ein  solcher  Werth 
festgestellt  worden  ist,  dann  kann,  falls  der  Pächter  zu  irgend 
einer  Zeit  während  der  Dauer  des  statutarischen  Zeitraums 
dem  Grundbesitzer  von  seiner  Absicht,  die  Pächterschaft  zu 
verkaufen,  Anzeige  macht,  der  Grundbesitzer  die  Pächterschaft 
ankaufen  gegen  Bezahlung  des  Betrages  des  dermaassen  fest- 
gestellten Werthes  unter  Hinzurechnung  des  Werthes  irgend 
welcher  Meliorationen,  welche  von  dem  Pächter  seit  der  Zeit, 
wo  jener  Werth  festgestellt  wurde,  gemacht  worden  sind,  aber 
vorbehaltlich  des  Abzugs  mit  Rücksicht  auf  irgend  welchen, 
seit  der  Zeit,  wo  der  Werth  dermaassen  festgestellt  wurde, 
durch  Verfallenlassen  der  Gebäude  oder  Verschlechterung  des 
Bodens  verursachten  Schaden. 

6)  Vorbehaltlich  der  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  erlas- 
senen Regeln  können  der  Grundbesitzer  und  der  Pächter  einer 
gegenwärtigen  Pächterschaft,  auf  welche  gegenwärtiges  Gesetz 
Anwendung  findet,  schriftlich  vereinbaren  und  erklären,  was 
die  angemessene  Pacht  eines  Pachtgutes  ist,  und  zwar  können 
sie  dies  zu  irgend  einer  Zeit,  falls  die  Pächtei-schaft  einem 
statutarischen  Zeitraum  nicht  unterworfen  ist,  oder,  falls  die 
Pächterschaft  einem  statutarischen  Zeitraum  unterworfen  ist, 
dann  können  sie  es  während  der  letzten  zwölf  Monate  dieses 
Zeitraums  thun;  und  eine  solche  Vereinbarung  und  Erklärung 
soll,  wenn  sie  in  der  vorgeschriebenen  Weise  beim  Gerichts- 
hof vorgebracht  wird,  dieselbe  Wirkung  und  dieselben  Folgen 
in  jeder  Hinsicht  haben,  als  ob  die  solchergestalt  vereinbarte 
Pacht  eine  durch  den  Gerichtshof  gemäss  den  Bestimmungen 
gegenwärtigen  Gesetzes  festgestellte  gerichtliche  Pacht  wäre. 

7)  Ein  fernerer  statutarischer  Zeitraum  soll  nicht  be- 
ginnen, als  bis  zum  Ablauf  eines  vorhergehenden  statutarischen 
Zeitraums,  und  eine  Aenderung  der  gerichtlichen  Pacht  soll 
nicht  in  geringeren  Zwischenräumen,  als  solchen  von  fünfzehn 
Jahren,  stattfinden. 

8)  Während  des  Laufes  eines  statutarischen  Zeitraums 
soll  ein  Ansuchen  an  den  Gerichtshof  zur  Feststellung  einer 
gerichtlichen  Pacht  nicht  gestellt  werden,  ausgenommen 
während  der  letzten  zwölf  Monate  des  laufenden  statutarischen 
Zeitraums. 

9)  Keine  Pacht  soll  in  irgend  welchen  ,  gemäss  gegen- 
wärtigem Gesetze  stattfindenden  Prozeduren  gestattet  oder  zahl- 
bar gemacht  werden  in  Bezug  auf  Meliorationen,  welche  von 
dem  Pächter  oder  seinen  Rechtsvorgängern  gemacht    wurden 

Wiss,  Irische  Landakte.  11 


162         Landgesetz-Akte  (für  Irland)  1881.    [44  u.  45  Vict.  CH.  49.] 

und  für  welche,  nach  dem  Dafürhalten  des  Gerichtshofs,  dem 
Pächter  oder  seinen  Rechtsvorgängern  keine  Zahlung  oder 
anderweitige  Entschädigung  von  dem  Grundbesitzer  oder  seinen 
Rechtsvorgängern  geleistet  wurde. 

10)  Der  Betrag  an  Geld  oder  Geldeswerth,  welcher  für 
die  Pächterschaft  eines  Pachtgutes  von  dem  Pächter  oder 
seinen  Rechtsvorgängern  in  anderer  Weise  als  an  den  Grund- 
besitzer oder  seine  Rechtsvorgänger  bezahlt  oder  gegeben 
wurde,  soll  nicht  an  und  für  sich,  abgesehen  von  anderen 
Erwägungen,  als  ein  Grund  erachtet  werden  für  die  Herab- 
minderung oder  Steigerung  der  Pacht  eines  solchen  Pacht- 
gutes. 

9.  Wenn  der  Gerichtshof  beim  Anhören  eines  Ansuchens 
entweder  seitens  des  Grundbesitzers  oder  des  Pächters  be- 
treffs irgend  einer  von  gegenwärtigem  Gesetze  berührten  An- 
gelegenheit dafür  hält,  class  das  Verhalten  entweder  des 
Grundbesitzers  oder  des  Pächters  unbillig  gewesen  ist,  oder 
dass  der  eine  unbilligerweise  irgend  einen  von  dem  andern 
gemachten  Vorschlag  abgelehnt  hat,  so  kann  der  Gerichtshof 
verfahren,  wie  folgt: 

Er  kann  sich  weigern,  dem  Ansuchen  zu  willfahren,  oder 
kann  demselben  willfahren  unter  dem  Vorbehalt  von  entweder 
durch  den  Grundbesitzer  oder  den  Pächter  zu  erfüllenden 
Bedingungen,  oder  kann  irgend  einer  Partei  des  Ansuchens 
die  Zahlung  der  Kosten  oder  des  grösseren  Theils  der  Kosten 
irgend  welcher  Prozeduren  auferlegen  und  im  Allgemeinen 
einen  solchen  Befehl  in  der  Angelegenheit  erlassen,  wie  ihn 
der  Gerichtshof  für  am  meisten  mit  der  Billigkeit  im  Einklang 
stehend  erachtet. 


T  h  e  i  1   III. 

Ausschliessung  des  Gesetzes  durch  Vereinbarung. 

Gerichtliche  Zeitverpachtungen. 

10.  Der  Grundbesitzer  und  der  Pächter  einer  gewöhn- 
lichen Pächterschaft  und  der  Grundbesitzer  und  der  vor- 
geschlagene Pächter  eines  Pachtgutes,  auf  welches  gegenwär- 
tiges Gesetz  Anwendung  findet,  und  welches  einer  bestehen- 
den Pächterschaft  nicht  unterworfen  ist,  können  vereinbaren, 
dass  der  eine  gewährt  und  der  andere  annimmt  eine  Zeit- 
verpachtung für  einen  Zeitraum  von  einunddreissig  Jahren 
oder  darüber  (in  gegenwärtigem  Gesetze  wird  darauf  als  auf 


1 


Landgesetz- Akte  (für  Irland)  1881.    [44  u.  45  Vict.  CH.  49.]         163 

eine  gerichtliche  Zeitverpachtung  Bezug  genommen),  auf  solche 
Bedingungen  hin  und  solche  Vorschriften  enthaltend,  wie  sie 
die  Parteien  einer  solchen  Zeitverpachtung  gegenseitig  verein- 
baren mögen,  und  eine  solche  Zeitverpachtung  soll,  wenn  sie 
nach  Erwägung  des  Interesses  des  Pächters  und ,  falls  solche 
Zeitverpachtung  von  einem  beschränkten  Eigenthümer  ge- 
macht wird,  des  Interesses  aller  hinter  dem  Antheil  oder 
Interesse  solchen  beschränkten  Eigenthümers  zu  irgend  einem 
Antheil  oder  Interesse  an  dem  Pachtgute  berechtigten  Per- 
sonen von  dem  Gerichtshofe  gutgeheissen  ist,  als  an  die  Stelle 
der  früheren  Pächterschaft  des  Pachtgutes  gesetzt  erachtet 
werden,  wenn  eine  solche  vorhanden  war;  und  die  Pächter- 
schaft soll  während  der  Dauer  einer  solchen  Zeitverpachtung 
nur  den  Vorschriften  dieser  Zeitverpachtung  allein  unterliegen 
und  soll  nicht  als  eine  Pächterschaft  erachtet  werden,  auf 
welche  gegenwärtiges  Gesetz  Anwendung  findet. 

Beim  Ablauf  einer  gerichtlichen  Zeitverpachtung, 
welche  an  den  Pächter  einer  gegenwärtigen  Pächterschaft  für 
einen  sechzig  Jahre  nicht  überschreitenden  Zeitraum  verliehen 
wurde,  soll  der  Pachtnehmer  als  der  Pächter  einer  gegen- 
wärtigen gewöhnlichen  Pachtung  von  Jahr  zu  Jahr  zu  der 
Pacht  und  unter  den  Bedingungen  der  Zeitverpachtung  er- 
achtet werden,  insofern  diese  Bedingungen  auf  eine  solche 
Päehterschaft  anwendbar*)  sind. 

Feste  Pächterschaften. 

11.  Der  Grundbesitzer  und  der  Pächter  einer  Pächter- 
schaft können  vereinbaren,  dass  diese  Pächterschaft  eine  feste 
Pächterschaft  im  Sinne  gegenwärtigen  Gesetzes  werden  soll,  und 
wenn  eine  solche  feste  Pächterschaft  hergestellt  ist,  soll  sie 
an  die  Stelle  der  früher  für  das  Pachtgut  geltenden  Pächter- 
schaft gesetzt  werden  und  soll  nicht  als  eine  Pächterschaft 
erachtet  werden,  auf  welche  gegenwärtiges  Gesetz  Anwendung 
findet. 

13.  Eine  feste  Pächterschaft  soll  eine  Pächterschaft  sein, 
welche  unter  solchen  Bedingungen  besteht,  wie  sie  zwischen 
dem  Grundbesitzer  und  dem  Pächter  vereinbart  werden 
mögen,  die  diese  Pächterschaft  herstellen,  und  falls  der  Grund- 
besitzer ein  beschränkter  Eigenthümer  ist,  soll  der  Gerichts- 
hof nach  Erwägung  des  Interesses  aller  hinter  dem  Antheil 
oder  Interesse  solchen  beschränkten  Eigenthümers  zu  irgend 


*)  Nämlich:  eine  gegenwärtige  gewöhnliche  Pächterschaft. 
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einem  Antheil  oder  Interesse  an  dem  Pachtgute  berechtigten 
Personen  seine  Gutheissung  geben,  vorbehaltlich  der  folgen- 
den Einschränkungen,  nämlich: 

1)  Der  Pächter  soll  eine  fee-farm  *)- Pacht  bezahlen, 
welche  der  Neueinschätzung  durch  den  Gerichtshof  in  solchen 
Zwischenräumen  von  nicht  weniger  denn  fünfzehn  Jahren,  wie 
sie  zwischen  dem  Grundbesitzer  und  dem  Pächter  vereinbart 
werden  mögen,  unterworfen  werden  mag  oder  niclit,  wobei 
die  Pacht  gelegentlich  irgend  einer  solchen  Neueinschätzung 
derart  sein  soll,  wie  sie  der  Gerichtshof  nach  Anhörung  der 
Parteien  und  unter  Berücksichtigung  der  Interessen  des  Grund- 
besitzers und  resp.  des  Pächters  und  unter  Erwägung  aller 
Verhältnisse  des  Falles,  des  Pachtgutes  und  des  Bezirks  als 
angemessen  erklärt;  und 

2)  Der  Pächter  soll  nicht  gezwungen  sein,  sein  Pachtgut 
zu  verlassen,  ausgenommen  in  Folge  des  Bruchs  einer  oder 
mehrerer  der  in  diesem  Gesetze  als  statutarische  Bedingungen 
bezeichneten  Bedingungen. 


T  h  e  i  1    IV. 

Vorschriften  zur  Ergänzung  der  vorhergehenden 

Theile. 

Verschiedenes. 
13.  1)  In  den  Fällen,  wo  durch  den  Grundbesitzer  Pro- 
zeduren unternommen  werden  oder  unternommen  worden  sind, 
um  den  Pächter  zum  Verlassen  seines  Pachtgutes  zu  zwingen, 
kann  der  Pächter  seine  Pächterschaft  verkaufen  zu  irgend 
einer  Zeit  vor,  aber  nicht  nach  dem  Ablauf  von  sechs  Monaten 
nach  der  Exekution  eines  Besitzergreifungs-Befehls  oder  -De- 
krets in  einem  Exmissionsverfahren  wegen  Nichtbezahlung 
der  Pacht  und  zu  irgend  einer  Zeit  vor,  aber  nicht  nach  der 
Execution  eines  solchen  Befehls  oder  Dekrets  in  irgend 
einem  andern  Exmissions  verfahren  als  dem  für  Nicht- 
bezahlung der  Pacht;  und  irgend  eine  derart  verkaufte 
Pächterschaft  soll,  ungeachtet  besagter  Prozeduren,  ohne 
Präjudiz  der  Rechte  des  Grundbesitzers,  im  Falle  be- 
sagte Pächterschaft  nicht  innerhalb  besagten  Zeitraums  von 
sechs  Monaten  zurückgekauft  wird ,  eine  bestehende  Pächter- 
schaft sein  und  als  solche  erachtet  werden;  und  wenn  vor 
dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  irgend  ein  Urtheil  oder  De- 
kret  im   Exmissionsverfahren    erlangt  worden  ist,   kann  ein 


*)  Fee-farm  ist  eine  von  Lehnsdiensten  freie  Pachtung. 
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solcher  Pächter  innerhalb  derselben  bezüglichen  Zeiträume 
sich  an  den  Gerichtshof  behufs  Feststellung  der  gerichtlichen 
Pacht  des  Pachtgutes  wenden;  aber  vorbehaltlich  der  hierin 
enthaltenen  Vorschriften  soll  ein  derartiges  Ansuchen  ein 
solches  Urtheil  oder  Dekret  nicht  unwirksam  machen  oder 
präjudiziren,  und  es  soll  in  voller  Kraft  und  Wirkung  bleiben. 

2)  In  den  Fällen,  wo  der  Verkauf  einer  Pächterschaft 
wegen  der  Stellung  eines  Ansuchens  an  den  Gerichtshof  oder 
aus  irgend  einer  anderen  vernunftgemässen  Ursache  verzögert 
wird ,  kann  der  Gerichtshof  auf  Ansuchen  des  Pächters  und 
auf  solche  Bedingungen  und  Konditionen  hin,  wie  sie  der 
Gerichtshof  vorschreiben  mag,  die  Zeit  ausdehnen,  während 
welcher  der  Pächter  sein  Verkaufsrecht  ausüben  oder  im  Falle 
der  Exmission  wegen  Nichtbezahlung  der  Pacht  die  Päehter- 
schaft  zurückkaufen  kann. 

3)  In  den  Fällen,  wo  irgend  welche  Prozeduren ,  um  den 
Pächter  einer  gegenwärtigen  Pächterschaft  zum  Verlassen 
seines  Pachtgutes  zu  zwingen,  vor  oder  nach  einem  An- 
suchen auf  Feststellung  einer  gerichtlichen  Pacht  unternommen 
wurden  und  vor  der  Erledigung  eines  solchen  Ansuchens  in 
der  Schwebe  sind,  soll  der  Gerichtshof,  vor  welchem  jene  Pro- 
zeduren schweben,  die  Befugniss  haben,  auf  solche  Bedingungen 
und  Konditionen  hin,  wie  der  Gerichtshof  sie  vorschreiben 
mag,  jene  Prozeduren  hinauszuschieben  oder  zu  suspendiren 
bis  zur  Beendigung  der  Prozeduren  betreffs  des  Ansuchens 
um  eine  solche  gerichtliche  Pacht;  und  das  Schweben  irgend 
welcher  derartigen  Prozeduren,  um  den  Pächter  zum  Ver- 
lassen seines  Pachtgutes  zu  zwingen,  'soll  den  Gerichtshof 
nicht  in  der  Befugniss  zur  Feststellung  einer  solchen  Pacht 
oder  den  Pächter  an  irgend  einem  aus  der  so  festgestellten 
Pacht  erfliessenden  Rechte  hindern;  und  in  einem  solchen 
Falle  soll  irgend  ein  von  dem  Gerichtshof  erlassener  Befehl 
zur  Feststellung  der  Pacht  in  derselben  Weise  wirksam  sein, 
als  wenn  dieser  Befehl  an  dem  Tage  des  Datums  des  An- 
suchens erlassen  worden  wäre. 

Unter  dem  Vorbehalte,  dass  Prozeduren,  um  den  Pächter 
zum  Verlassen   seines  Pachtgutes  wegen  Bruchs   irgend  einer 
statutarischen  Bedingung  zu  zwingen,  von  einem  Grundbesitzer 
nicht  unternommen  werden  sollen,  es  sei  denn  in  der  folgen- 
den AVeise: 
a)  wenn    die   verletzte  Bedingung    eine   auf  Bezahlung   der 
Pacht  bezügliche   Bedingung  ist,    durch   Exmissionsver- 
fahren vorbehaltlich  der  Vorschriften   der  auf  Exmission 
für  Nichtbezahlung  der  Pacht  bezüglichen  Statuten;  und 
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b)  wenn  die  verletzte  Bedingung  irgend  eine  andere  statu- 
tarisclie  Bedingung  ist,  durch  Exmissionsverfahren  auf 
Grund  von  'Aufkündigung. 

4)  In  den  Fällen,  wo  von  dem  Grundbesitzer  einem 
Pächter  eine  Kündigung  zu  dem  Zwecke  zugestellt  wird,  um 
den  Pächter  zum  Verlassen  seines  Pachtgutes  während  der 
Dauer  eines  statutarischen  Zeitraums  für  seine  Pächterschaft 
zu  zwingen,  infolge  des  von  dem  Pächter  begangenen  Bruchs 
irgend  einer  anderen  statutarischen  Bedingung,  als  der  auf 
Zahlung  der  Pacht  bezüglichen  Bedingung,  kann  der  Pächter 
zu  irgend  einer  Zeit  vor  dem  Anfang  eines  auf  solche  Kün- 
digung gegründeten  Exniissionsverfahrens  sich  an  die  Boden- 
kommission und  nach  dem  Anfange  oder  bei  der  Verhandlung 
eines  solchen  Exmissionsverfahrens  an  den  Gerichtshof,  bei 
welchem  das  Exmissionsverfahren  angebracht  ist,  zur  Er- 
langung eines  Befehls  wenden,  um  den  Grundbesitzer  von  der 
Ergreifung  fernei-er  Prozeduren  zur  Durchführung  einer  solchen 
Kündigung  zurückzuhalten. 

Wenn  die  Bodenkommission  oder  der  Gerichtshof,  an 
welchen  ein  derartiges  Ansuchen  gestellt  wurde,  der  Ansicht 
ist,  dass  angemessene  Genugthuung  für  den  Bruch  einer 
solchen  Bedingung  durch  die  Zahlung  von  Entschädigung  an 
den  Grundbesitzer  geleistet  werden  und  dass  der  Pächter 
von  der  Verbindlichkeit,  infolge  eines  solchen  Bruchs  zum 
Verlassen  seines  Pachtgutes  gezwungen  zu  werden,  billiger- 
weise entlastet  werden  kann,  so  kann  die  Kommission  oder 
der  Gerichtshof  einen  Befehl  erlassen  zur  Hemmung  fernerer 
Prozeduren  auf  Grund  der  Kündigung  gegen  von  dem  Pächter 
zu  leistende  Bezahlung  einer  solchen  Entschädigungssumme, 
wie  sie  dieselbe  alsdann  oder  nach  gebührender  Untersuchung 
dem  Grundbesitzer  zur  Genugthuung  für  den  Bruch  der  statu- 
tarischen Bedingung,  zusammen  mit  den  dem  Grundbesitzer 
in  Bezug  auf  die  Kündigung  und  die  darauf  folgenden  Pi-oze- 
duren  erwachsenen  Kosten,  zuerkennen  mögen. 

Wenn  die  Bodenkommission  oder  der  Gerichtshof  der 
Ansicht  sind,  dass  dem  Gutsbesitzer  aus  dem  Bruche  einer 
solchen  Bedingung  kein  nachweisbarer  Schaden  erwachsen 
ist,  und  dass  der  Pächter,  wie  vorbesagt,  billigerweise  entlastet 
werden  kann,  so  können  sie  einen  Befehl  erlassen  zur  Hem- 
mung fernerer  Prozeduren  auf  Grund  der  Kündigung  gegen 
solche  Bedingungen  bezüglich  der  Kosten,  wie  sie  dieselben 
für  angemessen  erachten  mögen. 

5)  Die  Zustellung  einer  Kündigung,  zu  deren  Durchfüh- 
rung von  dem  Grundbesitzer  keine  Prozeduren  unternommen 
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wurden,  oder  bezüglich  deren  die  Prozeduren  zur  Durchfüh- 
rung von  dem  Gerichtshofe  gehemmt  wurden,  soll  nicht  zur 
Beendigung  der  Pächterschaft  wirksam  sein.» 

6)  Ein  Pächter,  welcher  infolge  des  Bruchs  irgend  einer 
statutarischen  Bedingung  durch  den  Pächter  zum  Verlassen 
seines  Pachtgutes  während  der  Dauer  emes  statutarischen 
Zeitraums  für  seine  Pächtersehaft  gezwungen  wird ,  soll  nicht 
zur  Entschädigung  für  Störung  berechtigt  sein. 

14.  Wenn  dem  Gerichtshof  befriedigend  nachgewiesen 
wird,  dass  der  Pächter  irgend  eines  Pachtgutes  innerhalb  der 
Jurisdiktion  des  Gerichtshofes  gestorben  ist,  und  dass  die 
Pächterschaft  eines  solchen  Pächters  gemäss  gegenwärtigem 
Gesetze  verkauft  werden  sollte,  und  dass  kein  gesetzlicher  per- 
sönlicher Repräsentant  des  Pächters  vorhanden  ist  oder  kein 
gesetzlicher  Repräsentant,  dessen  Dienste  zum  Zwecke  des  Ver- 
kaufs der  Pächterschaft  verwendbar  sind,  vorhanden  ist,  so 
kann  er  auf  solche  Bedingungen  und  Konditionen  hin,  wenn 
er  deren  überhaupt  vorschreibt,  wie  er  für  angemessen  er- 
achten mag,  irgend  eine  geeignete  Person  in  für  die  Zwecke 
eines  solchen  Verkaufs  beschränkter  Weise  zum  Administrator 
des  verstorbenen  Pächters  ernennen ,  und  ein  solcher  be- 
schränkter Administrator  soll  für  den  Zweck  des  Verkaufs 
der  Pächterschaft  den  verstorbenen  Pächter  in  derselben 
Weise  vertreten,  als  ob  der  Pächter  ohne  Testament  gestorben 
wäre  und  einem  solchen  beschränkten  Administrator  die  Admi- 
nistration des  sämmtlichen  persönlichen  Vermögens  und  der 
sämmtlichen  persönlichen  Elffekten  in  gebührender  Weise  über- 
tragen worden  wäre. 

Ein  solcher  beschränkter  Administrator  soll  an  den  Grund- 
besitzer aus  dem  Kaufgelde  irgend  welche  dem  Grundbesitzer 
durch  den  verstorbenen  Pächter  mit  Bezug  auf  seine  Pächter- 
schaft geschuldeten  Summen  bezahlen  und  kann  den  Rest  des 
Kaufgeldes  an  einen  General-Administrator  (wenn  ein  solcher 
vorhanden)  oder  an  den  Gerichtshof  einzahlen. 

15.  Wenn  in  dem  Falle  irgend  eines  Pachtgutes  das 
Anrecht  des  zeitigen  unmittelbaren  Grundbesitzers  während 
der  Dauer  einer  von  Jahr  zu  Jahr  laufenden  Pächterschaft, 
gleichviel  ob  sie  statutarischen  Bedingungen  unterworfen  ist 
oder  nicht,  zu  Ende  kommt,  so  soll  der  zeitige  nächstberech- 
tigte *)  Grundbesitzer  während  der  Dauer  einer  solchen  Päch- 


supenor. 
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terschaft,  für  die  Zwecke  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  dem  Pächter 
der  Pächterschaft  als  unmittelbarer  Grundbesitzer  in  Bezie- 
hung stehen  und  die  Rechte  und  Verpflichtungen  eines  un- 
mittelbaren Grundbesitzers  haben. 

16.  Eine  Pächterschaft  für  ein  festes  Jahr,  welche  nach 
Erlassung  gegenwärtigen  Gesetzes  geschaffen  wurde,  soll  für 
die  Zwecke  gegenwärtigen  Gesetzes  und  des  (irischen)  Grund- 
besitzer- und  Pächter-Gesetzes  von  1870  als  eine  von  Jahr  zu 
Jahr  laufende  Pächterschaft  erachtet  werden. 

Ein  Pächter,  der  unter  einer  Pächterschaft  eingesetzt 
ist,  welche  geringer  als  eine  jährliche  Pächterschaft  ist  und 
nach  Erlassung  gegenwärtigen  Gesetzes  geschaffen  wurde,  soll 
dieselben  Rechte  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  haben,  wie  ein 
jährlicher  Pächter,  ausgenommen  in  den  Fällen,  wo  das  Land 
blos  zu  einem  zeitweiligen  Zwecke  oder  zur  Befriedigung 
eines  zeitweiligen  Bedürfnisses  verpachtet  ist. 

17.  Wenn  der  Pächter  eines  Pachtgutes  »kraft  seiner 
Pächterschaft  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Personen  ein  Recht 
ausübt,  Vieh  oder  andere  Thiere  auf  uneingefriedigtem *) 
Lande  zu  weiden  oder  sie  darauf  zu  treiben,  oder  in  Gemein- 
schaft mit  anderen  Personen  (auf  welche  anderen  Personen 
zusammen  mit  dem  Pächter  in  dieser  Sektion  als  Gemeinde- 
gut-Theilhaber  Bezug  genommen  wird)  ein  Recht  ausübt, 
Torf  zu  stechen  und  zu  entnehmen,  dann  kann,  falls  solches 
Pachtgut  einem  statutarischen  Zeitraum  unterworfen  wird, 
der  Gerichtshof  während  der  Dauer  eines  solchen  Zeitraumes, 
auf  Anstehen  des  Grundbesitzers  odei-  irgend  eines  Gemeinde- 
gut-Theilhabers,  durch  Befehl  dem  Pächter  verwehren,  sein 
Recht  zur  Weide  oder  zum  Stechen  oder  Entnehmen  von 
Torf  in  irgend  einer  anderen  Weise  auszuüben,  als  in  der,  in 
welcher  er  billigerweise  zur  Ausübung  desselben  nach  dem, 
dem  Gerichtshofe  zu  liefernden  Beweise  unter  den  Umständen 
und  gemäss  dem  gewöhnlichen  Gebrauche  berechtigt  ist,  der 
unter  den  Gemeindegut -Theilhabern  mit  der  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Zustimmung  des  Grundbesitzers  geltend 
gewesen  ist 

18.  Irgend  eine  Person,  welcher  es  gemäss  gegenwärtigem 
Gesetze  untersagt  ist,  ein  Pachtgut  zu  verpachten  oder  zu  unter- 
verpachten, kann,  nach  Zustellung  der  vorgeschriebenen 
Anzeige  an  den   Grundbesitzer,    mit   der   Genehmigung    des 


*)  d.  h.  nicht  in  Privatbesitz  genommenem. 
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Gerichtsliofes  und  mit  der  Ermäelitigung  für  den  Gerichtshof, 
solche  Bedingungen  bezüglich  der  Pacht  und  anderer  Dinge 
vorzuschreiben,  wie  sie  der  Gerichtshof  für  angemessen  hält, 
irgend  einen  Theil  des  Landes  in  einer  von  dem  Grund- 
besitzer zu  genehmigenden  oder,  in  Ermangelung  solcher  Ge- 
nehmigung, von  dem  Gerichtshofe  zu  bestimmenden  Lage  mit 
Wohnhäusern  oder  ohne  dieselben  darauf  verpachten  zu  dem 
und  für  den  Gebrauch  von  Arbeitern,  welche  für  die  Bewirth- 
schaftung  des  Pachtgutes  bona  fide  beschäftigt  und  erforder- 
lich sind,  und  eine  derartige  Verpachtung  soll  nicht  als  eine 
Unterverpachtung  im  Sinne  gegenwärtigen  Gesetzes  oder  als 
eine  durch  gegenwärtiges  Gesetz  untei'sagte  Verpachtung  er- 
achtet werden ;  und  ungeachtet  solcher  Unterverpachtung  soll 
der  Pächter  für  die  Zwecke  des  gegenwärtigen  Gesetzes  als 
das  Pachtgut  noch  innehabend  erachtet  werden. 

Unter  dem  Vorbehalte,  class  das  durch  jene  Verpachtung 
umfasste  Land  einen  halben  Acre  in  Ausdehnung  nicht  über- 
schreiten soll  und  dass,  wenn  das  Pachtgut  nicht  mehr  als 
fünfundzwanzig  Acres  Ackerland  enthält,  die  Zahl  solcher 
Verpachtungen  Eine  nicht  überschreiten  soll  und  dass,  wenn 
das  Pachtgut  mehr  als  fünfundzwanzig  Acres  Ackerland,  aber 
nicht  mehr  als  fünfzig  Acres  solchen  Landes  enthält,  die 
Zahl  solcher  Verpachtungen  nicht  zwei  überschreiten  soll, 
und  so  weiter  im  Verhältnis«  zur  Zahl  der  Acres  Ackerlandes 
des  Pachtgutes  über  fünfzig  Acres  Ackerlandes  hinaus. 

19.  Wenn  ein  Ansuchen  an  den  Gerichtshof  zur  Fest- 
stellung einer  gerichtlichen  Pacht  in  Bezug  auf  irgend  ein 
Pachtgut  gestellt  wird,  kann  der  Gerichtshof,  falls  er  der 
Ueberzeugung  ist,  dass  eine  Nothwendigkeit  zur  Verbesserung 
vorhandener  Arbeiterwohnungen  oder  zum  Bau  neuer  Arbeiter- 
wohnungen oder  zur  Ueberweisung  einer  einen  halben  Acre 
nicht  überschreitenden  Grundzutheilung  *)  an  irgend  eine 
solche  Wohnung  für  die  Unterbringung  der  auf  einem  solchen 
Pachtgute  beschäftigten  Arbeiter  vorliegt,  wenn  er  es  für  an- 
gemessen hält,  beim  Erlass  des  jene  Pacht  feststellenden 
Befehls  die  Bedingungen  bezüglich  der  Pacht  und  der  sonsti- 
gen Verhältnisse  hinzufügen,  unter  welchen  eine  solche  Vor- 
kehrung für  Arbeiter  von  der  Person  zu  treffen  ist,  welche 
das  Ansuchen  stellt. 

Wenn  der  Gerichtshof  bei  irgend  einem  solchen  An- 
suchen von   dem  Pächter  des  Pachtgutes   die   Verbesserung 


*)  für  Gärten. 
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einer  bestehenden  Arbeiterwohnung  oder  den  Bau  einer 
neuen  Arbeiterwohnung  verlangt,  dann  soll  ein  solcher  Päch- 
ter als  eine  Person  erachtet  werden,  an  die  nach  den  (irischen) 
Gesetzen  über  Grundbesitz-Verbesserung  ein  Darlehen  für  die 
Verbesserung  oder  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  gemacht 
werden  kann,  als  ob  eine  solche  Person  ein  p]igenthümer  im 
Sinne  der  siebenten  Sektion  des  Gesetzes  der  Session  des  zehn- 
ten und  elften  Regierungsjahres  Ihrer  gegenwärtigen  Majestät, 
Kapitel  zweiunddreissig,  wäre;  aber  ein  solches  Darlehen 
kann  zu  einem  geringeren  Betrage  als  dem  Betrage  von  ein- 
hundert Pfund  geleistet  werden. 

20.  Eine  Pächterschaft,  auf  welche  dieses  Gesetz  Anwen- 
dung findet,  soll  als  beendigt  erachtet  werden,  wann  immer 
der  Grundbesitzer  den  Besitz  des  Pachtgutes  wieder  aufge- 
nommen hat,  entweder  bei  Gelegenheit  eines  Ankaufs  der 
Pächterschaft  durch  ihn  oder  einer  Versäumniss  des  Pächters, 
zu  verkaufen,  oder  durch  Wirkung  des  Gesetzes  oder  durch 
Anheimfall  oder  auf  andere  Weise  unter  folgenden  Vorbe- 
halten: 

1)  Die  Ueberlieferung  einer  Pächterschaft  an  den  Grund- 
besitzer zum  Zwecke  der  Annahme  oder  Zulassung  eines 
Pächters  oder  auf  andere  Weise  im  Wege  der  Uebertragung 
an  einen  Pächter  soll  nicht  als  eine  Beendigung  der  Pächter- 
schaft erachtet  werden ; 

2)  Wenn  der  Grundbesitzer  den  Besitz  einer  Pächter- 
sehaft  von  einem  gegenwärtigen  Pächter  wieder  aufgenommen 
hat,  so  kann  er,  falls  er  es  für  passend  erachtet,  so  zu 
handeln,  einen  solchen  Pächter  in  sein  Pachtgut  als  einen 
gegenwärtigen  Pächter  wieder  einsetzen;  und  daraufhin  soll 
eine  solche  Pächterschaft  wiederum  all  denjenigen  Vorschriften 
gegenwärtigen  Gesetzes  unterworfen  sein,  welche  auf  gegen- 
wärtige Pächterschaften  anwendbar  sind: 

vorbehalten  immer,  dass  der  Grundbesitzer  und  der 
Pächter  zur  Zeit  einer  solchen  Wiedereinsetzung  sich  über 
die  von  dem  Pächter  zu  bezahlende  Pacht  vereinbaren  können, 
und  dass  in  solchem  Falle  eine  derartige  Vereinbarung  die- 
selbe Wirkung  haben  soll,  als  wenn  die  solchergestalt  ver- 
einbarte Pacht  eine  von  dem  Gerichtshofe  gemäss  den  Vor- 
schriften gegenwärtigen  Gesetzes  festgestellte  gerichtliche 
Pacht  wäre; 

3)  W^enn  eine  gegenwärtige  Pächterschaft  eines  Pacht- 
gutes durch  den  Grundbesitzer  in  Ausübung  seines  Vorkaufs- 
rechtes gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  von  dem  Pächter  ange- 
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kauft  wird  und  nicht  auf  das  Ansuchen  oder  den  Wunsch 
des  Pächters  oder  durch  Ansteigerung  im  offenen  Markte, 
dann  soll,  falls  der  Grundbesitzer  innerhalb  fünfzehn  Jahre 
vom  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  dasselbe  Pachtgut  an  einen 
anderen  Pächter  wiederverpachtet,  dieses  von  und  nach  der 
Zeit,  wann  es  solchergestalt  wiederverpachtet  wurde,  all  den- 
jenigen Vorschriften  gegenwärtigen  Gesetzes  unterworfen  sein, 
welche  auf  gegenwärtige  Pächterschaften  anwendbar  sind; 

4)  Ein  Pächter,  welcher  unter  dem  Ulster- Pächterrecht- 
Gebrauche  oder  einer  dem  Ulster -Pächterrecht -Gebrauche 
entsprechenden  Gepflogenheit  gepachtet  hat,  soll  auf  die 
Wohlthat  eines  solchen  Gebrauches  Anspruch  haben,  unge- 
achtet einer  Beendigung  seiner  Pächterschaft  durch  Bruch 
einer  statutarischen  Bedingung  oder  einer  Handlung  oder 
einer  Unterlassung  von  demselbigen  Charakter  wie  der  Bruch 
einer  statutarischen  Bedingung. 

Wann  immer  eine  gegenwärtige  Pächterschaft  infolge 
eines  durch  den  Pächter  nach  dem  Erlass  gegenwärtigen  Ge- 
setzes begangenen  Bruchs  einer  statutarischen  Bedingung  oder, 
im  Falle  einer  statutarischen  Bedingungen  nicht  unterworfenen 
Pächterschaft,  infolge  einer  nach  dem  Erlass  gegenwärtigen  Ge- 
setzes seitens  eines  Pächters  begangenen  Handlung  oder  Unter- 
lassung verkauft  wird,  welche  bei  einer  solchen  Bedingungen 
unterworfenen  Pächterschaft  einen  Bruch  derselben  ausgemacht 
haben  würde,  sollen  der  Ankäufer  oder  seine  Rechtsnach- 
folger in  einer  solchen  Pächterschaft  nicht  berechtigt  sein,  zu 
irgend  einer  darauf  folgenden  Zeit  sich  gemäss  gegenwärtigem 
Gesetze  an  den  Gerichtshof  behufs  Feststellung  einer  gericht- 
lichen Pacht  für  das  Pachtgut  zu  wenden;  aber  diese  Be- 
stimmung soll  nicht  das  Recht  eines  solchen  Ankäufers  oder 
seiner  Nachfolger  präjudiziren  oder  berühren,  zu  einer  solchen 
gerichtlichen  Pacht  während  des  Restes  eines  derartigen  sta- 
tutarischen Zeitraumes,  falls  ein  solcher  vorhanden,  in  Pacht 
zu  halten,  wie  ihr  das  Pachtgut  alsdann  gemäss  den  Be- 
stimmungen gegenwärtigen  Gesetzes  unterworfen  sein  mag. 

"21.  Irgend  welche  Zeitverpachtungen  oder  andere  am 
Tage  des  Erlasses  gegenwärtigen  Gesetzes  bestehende  Kontrakte 
über  Pächterschaft,  ausgenommen  jährliche  Pächterschaften 
und  Pächterschaften  von  geringerer  als  Jahresdauer,  auf 
welch  besagte  bestehende  Zeitverpachtungen  und  Kontrakte 
über  Pächterschaften  (mit  vorbemeldeten  Ausnahmen)  in  dieser 
Sektion  als  auf  bestehende  Zeitverpachtungen  Bezug  genom- 
men wird,  sollen  in  demselben  Umfange  in  Kraft  verbleiben, 
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als  ob  gegenwärtiges  Gesetz  nicht  erlassen  worden  wäre,  und 
solchen  bestehenden  Zeitverpachtungen  unterworfene  Pacht- 
güter sollen  den  in  den  besagten  Zeitverpachtungen, enthal- 
tenen gesetzlich  erlaubten  Bestimmungen  unterliegen  und 
nicht  den  auf  Pächterschaften  bezüglichen  Bestimmungen, 
welche  7a\  diesem  Behufe  in  gegenwärtigem  Gesetze  enthalten 
sind:  unter  dem  Vorbehalte,  dass  bei  dem  Ablaufe  solcher 
bestehender  Zeitverpachtungen  oder  derjenigen  von  ihnen, 
welche  binnen  sechzig  Jahren  nach  dem  Erlass  gegenwärtigen 
Gesetzes  ablaufen  werden,  die  Zeitpachtnehmer,  wenn  sie  ihre 
Pachtgüter  bona  fide  innehaben,  als  Pächter  gegenwärtiger, 
gewöhnlicher,  von  Jahr  zu  Jahr  laufender  Pächterschaften  zu 
den  Pachtbeträgen  und  resp.  unter  den  Bedingungen  ihrei' 
Zeitpachtungen,  soweit  solche  Bedingungen  auf  von  Jahr 
zu  Jahr  laufende  Pächterschaften  anwendbar  sind,  er- 
achtet werden  sollen;  aber  diese  Bestimmung  soll  keine  An- 
wendung finden  in  den  Fällen,  wo  eine  dem  Heimfall  unter- 
worfene Zeitverpachtung  des  Pachtgutes  bona  fide  vor  dem 
Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  gemacht  worden  ist ;  und  es  ist 
ferner  vorbehalten,  dass,  wenn  es  zur  Ueberzeugung  des  Ge- 
richtshofes erhellt,  dass  der  Grundbesitzer  das  Pachtgut 
wieder  an  sich  zu  nehmen  wünscht  zu  dem  wirklichen*) 
Zwecke,  dasselbe  als  Wohnsitz  für  sich  selbst  oder  als  mit 
seinem  Wohnsitz  verbundene  Meierei**)  einzunehmen,  oder 
zu  dem  Zwecke,  einen  Wohnsitz  für  irgend  ein  Mitglied  seiner 
Familie  zu  besorgen,  der  Gerichtshof  ihn  ermächtigen  kann, 
dasselbe  demgemäss  wieder  an  sich  zu  nehmen  in  der  Art 
und  unter  den  Bedingungen,  welche  durch  die  fünfte  Sektion 
gegenwärtigen  Gesetzes  mit  Bezug  auf  die  Wiederaufnahme  eines 
Pachtgutes  durch  einen  Grundbesitzer  vorgeschrieben  sind: 
vorbehalten  immer,  dass,  wenn  das  solchergestalt  wiederein- 
gezogene Pachtgut  zu  irgend  einer  Zeit  innerhalb  fünfzehn 
Jahre  nach  einer  solchen  Wiederaufnahme  wieder  an  einen 
Pächter  verpachtet  wird,  dasselbe  von  und  nach  der  Zeit 
seiner  derartigen  Wiederverpachtung  all  denjenigen  Bestim- 
mungen gegenwärtigen  Gesetzes  unterworfen  sein  soll,  welche 
auf  gegenwärtige  Pächterschaften  anwendbar  sind. 

Bei  der  Beendigung  irgend    einer   solchen  bestehenden 
Zeitverpachtung  betreffs  eines  Pachtgutes,   welches,  wenn  es 


*)  bona  fide  im  engl.  Texte  hier  als  Adjektiv. 

**)  home-farm  ist  die  direkt  mit  dem  herrschaftlichen  Sitze  verbun- 
dene und  von  dem  Grundbesitzer  entweder  selbst  oder  durch  einen  Ver- 
walter betriebene  Meierei. 
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von  Jahr  zu  Jahr  gepachtet  gewesen  wäre,  dem  Ulster- 
Pächterrecht -Gebrauche  oder  einer  diesem  entsprechenden 
Gepflogenheit  unterworfen  gewesen  sein  würde,  soll  die  Per- 
son, welche  berechtigt  gewesen  wäre,  einen  Anspruch  gemäss 
der  ersten  oder  zweiten  Sektion  des  (irischen)  Grundbesitzer- 
und Pächter-Gesetzes  von  1870  in  Bezug  auf  selbiges  Pachtgut 
zu  erheben,  berechtigt  sein,  dies  zu  thun,  ungeachtet  das 
Pachtgut  in  Gemässheit  einer  derartigen  Zeitverpachtung  in 
Pacht  gehalten  wurde;  aber  dieser  Vorbehalt  soll  keine  An- 
wendung finden  auf  Zeitverpachtungen,  in  denen  eine  Be- 
stimmung enthalten  ist,  welche  den  Ulster-Pächterrecht-Ge- 
brauch oder  eine  diesem  entsprechende  Gepflogenheit  aus- 
drücklich ausschliesst. 

In  irgend  einem  Falle,  in  welchem  der  Gerichtshof  die 
Ueberzeugung  gewinnt,  dass  seit  dem  Erlass  des  (irischen) 
Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetzes  von  1870  die  durch  einen 
Jahrespächter  erfolgte  Annahme  einer  Zeitverpachtung  seines 
Pachtgutes,  welche  Bedingungen  enthält,  die  nach  der  An- 
sicht des  Gerichtshofes  zur  Zeit  dieser  Annahme  für  den 
Pächter  unter  Berücksichtigung  der  Vorschriften  besagten 
Gesetzes  nicht  vernunftgemäss  oder  unbillig  waren,  seitens  des 
Grundbesitzers  durch  Drohung  mit  Exmission  oder  ungebüh- 
rende Beeinflussung  herbeigeführt  wurde,  kann  der  Gerichts- 
hof auf  das  von  dem  Pächter  innerhalb  sechs  Monate  nach 
demErlass  gegenwärtigen  Gesetzes  gestellte  Ansuchen,  eine  der- 
artige Zeitverpachtung  als  vom  Tage  des  Ansuchens  oder  des 
Befehls  an  nichtig  erklären ,  und  zwar  unter  solchen  Be- 
dingungen bezüglich  der  Kosten  und  sonstigen  Dinge,  wie  es 
dem  Gerichtshof  angemessen  erscheint;  und  daraufhin  soll 
der  Pächter  von  jenem  Tage  an  als  Pächter  einer  gegenwär- 
tigen, gewöhnlichen,  von  Jahr  zu  Jahr  laufenden  Pächterschaft 
zu  der  in  einer  solchen  Zeitverpachtung  erwähnten  Pacht 
erachtet  werden.  Irgend  eine  Person,  welche  sich  durch  die 
Entscheidung  des  Gerichtshofes  in  irgend  welchen ,  gemäss 
gegenwärtiger  Sektion  unternommenen  Prozeduren  beschwert 
fühlt,  kann  mit  Erlaubniss  des  Gerichtshofes,  welche  Erlaub- 
niss  gewährt  werden  soll,  es  sei  denn,  dass  der  Gerichtshof 
die  Berufung  für  frivol  oder  vexatorisch  erachtet,  Berufung 
an  Ihrer  Majestät  Appellhof  in  Irland  einlegen,  und  die  Ent- 
scheidung des  besagten  Appellhofes  soll  definitiv  und  end- 
gültig sein. 
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Ausdehnung  des   Rechts,   das   Gesetz   durch  Kontrakt  aus- 
zuschliessen. 

33.  Ein  Pächter,  dessen  Pachtgut  oder  die  Gesammtheit 
von  dessen  Pachtgütern  gemäss  dem  auf  die  Einschätzung 
steuerpflichtigen  Eigenthums  in  Irland  bezüglichen  Gesetze  zu 
einem  jährlichen  Werthe  von  nicht  weniger  als  einhundert 
und  fünfzig  Pfund  eingeschätzt  ist,  soll  berechtigt  sein,  schrift- 
lich durch  Kontrakt  irgend  eine  der  Bestimmungen  gegen- 
wärtigen Gesetzes  oder  des  (irischen)  Grundbesitzer-  und 
Pächter-Gesetzes  von  1870  auszuschliessen. 

Wenn  die  Pächterschaft  eines  dem  Ulster-Pächterrecht- 
Gebrauche  oder  irgendeiner  entsprechenden  Gepflogenheit 
unterworfenen  Pachtgutes  durch  den  Grundbesitzer  von  dem 
Pächter  durch  freiwilligen  Kauf  vor  dem  Erlass  gegenwärtigen 
Gesetzes  angekauft  worden  ist,  dann  soll,  falls  der  Eigenthümer 
eines  solchen  Pachtgutes  am  Tage  des  Erlasses  gegenwärtigen 
Gesetzes  dieses  wirklich  innehat,  in  dem  Falle  der  ersten  nach 
dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  für  das  Pachtgut  geschaflfenen 
Pächterschaft  es  den  dieselbe  schatfenden  Kontrahenten  ge- 
setzlich zustehen,  schriftlich  zu  bestimmen,  dass  solche  Päch- 
terschaft von  den  Vorschriften  der  Sektion  Eins  gegenwärtigen 
Gesetzes  ausgeschlossen  sein  soll. 

Ausgenommen  die  in  gegenwärtiger  Sektion  erwähnten 
Fälle  soll  jede  in  irgend  einer  Zeitverpachtung  oder  einem 
Pächterschaftskontrakte  oder  einem  anderen  Vertrage,  welche 
nach  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  abgeschlossen  wurden, 
enthaltene  Bestimmung,  welche  Bestimmung  mit  irgend  einer 
der  vorstehenden  Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  oder  mit 
irgend  einer  der  Bestimmungen  des  (irischen)  Grundbesitzer- 
und Pächter-Gesetzes  von  1870  unvereinbar  ist,  nichtig  sein. 

Beschränkte  Eigenthümer. 

33.  Ein  Grundbesitzer,  welcher  im  Sinne  der  sechsund- 
zwanzigsten Sektion  des  (irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter- 
Gesetzes  von  1870  beschränkter  Eigenthümer  ist,  kann  irgend 
welche  Rechte  gemäss  den  vorstehenden  Bestimmungen  gegen- 
wärtigen Gesetzes  ausüben,  welche  er  auszuüben  im  Stande  sein 
würde,  wenn  er  absoluter  Eigenthümer  wäre,  mit  dieser  Aus- 
nahme, dass,  den  Fall  einer  Korporation,  Kommission  oder 
einer  anderen  ähnlichen  Körperschaft  ausgenommen,  ein  be- 
schränkter Eigenthümer  keine  gerichtliche  Zeitverpachtung 
gewähren  oder  keine  feste  Pächterschaft  Schäften  soll  ohne 
die  Genehmigung  des  Gerichtshofes.  Mit  irgendwelchen  von 
der  Ausübung  solcher  Rechte   herrührenden   Lehnsgebühren 


Landgesetz-Akte  (für  Irland)  1881.     [44  u.  45  Vict.  CH.  49.]       175 

oder  Kapitalsiimmen  soll  nach  dei-  in  den  Lands-Claiises-Con- 
solidation- Gesetzen  vorgesehenen,  weiter  unten  in  gegenwär- 
tigem Gesetze  näher  bestimmten  Weise  bezüglich  des  den  be- 
schränkte Interessen  habenden  Parteien  zustehenden  Kauf- 
geldes oder  Entschädigungsbetrages  verfahren  werden. 

In  dem  Falle  eines  einer  Hypothek  unterworfenen  Pacht- 
gutes soll  die  vorgeschriebene  Anzeige  irgend  einer  zwischen 
Grundbesitzer  und  Pächter  behufs  Gewährung  einer  gericht- 
liehen Zeitverpachtung  oder  Schaffung  einer  festen  Pächter- 
schaft solchen  Pachtgutes  gemäss  den  vorstehenden  Bestim- 
mungen gegenwärtigen  Gesetzes  getroffenen  Vereinbarung  dem 
Hypothekargläubiger  zugestellt  werden,  und  der  Hypothekar- 
gläubiger soll  berechtigt  sein,  in  diesen  Prozeduren  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  und  unter  den  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen zu  interveniren. 


T  h  e  i  1   V. 

Erwerbung   v  o  n  L  a  n  d   durch  Pächter,    Urbar- 
machung  von   Land   und   Auswanderung. 

Erwerbung   von  Land   durch   Pächter. 

24,  1)  Die  Boden-Kommission  kann,  wenn  sie  mit  der 
Sicherheit  zufrieden  i.st,  aus  in  ihren  Händen  befindlichen 
Geldern  Summen  an  Pächter  vorstrecken  zu  dem  Zwecke,  um 
sie  in  den  Stand  zu  setzen,  ihre  Pachtgüter  anzukaufen,  in 
folgender  Weise,  und  zwar:  — 

a)  Wenn  ein  Gutsbesitzer  im  Begriff  ist,  zum  Verkauf  eines 
Pachtgutes  an  einen  Pächter  gegen  Bezahlung  einer 
Kapitalssumme  zu  schreiten, 

kann  die  Boden -Kommission  dem  Pächter  zu  dem 
Zwecke  eines  solchen  Kaufes  eine  drei  Viertel  be- 
sagter Kapitalssumme  nicht  überschreitende  Summe 
vorstrecken. 

b)  Wenn  ein  Grundbesitzer  im  Begriffe  ist,  zum  Verkauf 
eines  Pachtgutes  an  einen  Pächter  zu  schreiten  gegen  Be- 
zahlung eines  Lehnsbetrages  durch  den  Pächter  und  gegen 
Uebernahme  der  Verpflichtung  durch  denselben,  dem 
Grundbesitzer  einen  Erblehnszins  zu  bezahlen, 

kann  die  Boden  -  Kommission  dem  Pächter  zu  dem 
Zwecke  eines  solchen  Kaufes  eine  die  Hälfte  des  an 
den  Grundbesitzer  zahlbaren  Lehnsbetrages  nicht 
überschreitende  Summe  vorstrecken: 
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unter  dem  Vorbehalt,  class  kein  Vorschuss  seitens  der 
Boden -Kommission  gemäss  gegenwärtiger  Sektion  geleistet 
werden  soll  auf  ein  einem  Erblehnszins  unterworfenes  Pacht- 
gut, wenn  der  Betrag  dieses  Erblehnszinses  fünfundsiebenzig 
Prozent  derjenigen  Pacht  überschreitet,  welche  nach  der  An- 
sicht der  Boden-Kommission  eine  angemessene  Pacht  für  das 
Pachtgut  sein  würde. 

2)  Verkäufe  seitens  Grundbesitzer  an  Pächter  können  . 
auf  Ansuchen  entweder  des  Grundbesitzers  oder  des  Pächters 
durch  die  Vermittelung  der  Boden -Kommission  verhandelt 
und  vollzogen  werden  zu  einem  festgesetzten  Preise  oder  Pro- 
zentsatze gemäss  einer  durch  die  Boden-Kommission  von  Zeit 
zu  Zeit  unter  Zustimmung  des  Schatzamtes  festzustellenden 
Skala. 

3)  Wenn  ein  Besitzthum  Belastungen  unterworfen  ist, 
oder  irgend  ein  Zweifel  bezüglich  des  Titels  entsteht,  kann 
die  Boden -Kommission,  falls  sie  mit  der  Sicherheit  oder 
den  Bedingungen,  welche  der  Grundbesitzer  giebt,  zufrieden- 
gestellt ist,  selber  den  Pächter  gegen  irgend  welche  derartigen 
Belastungen  oder  irgend  ein  Recht,  einen  Titel  oder  ein  In- 
teresse, welche  dem  Titel  des  Grundbesitzes  entgegenstehen 
oder  ihn  schmälern,  sicherstellen,  und  eine  solche  Sicherstel- 
lung der  Boden-Kommission  soll  dem  konsolidirten  Fonds  oder 
dem  wachsenden  Erträgniss  desselben  zur  Last  geschrieben 
werden. 

25.  Ein  Grundbesitzer  eines  Pachtgutes,  welcher  im 
Sinne  der  sechsundzwanzigsten  Sektion  des  (irischen)  Grund- 
besitzer- und  Pächter-Gesetzes  von  1870  beschränkter  Eigen- 
thümer  ist,  kann  durch  Vereinbarung,  vorbehaltlich  der  Bestim- 
mungen des  Lands-Clauses-Consolidation- Gesetzes  (ausgenom- 
men soweit  sich  dieselben  auf  den  Ankauf  von  Land  in  anderer 
Weise  als  durch  Vereinbarung  beziehen)  solches  Pachtgut  an 
den  Pächter  verkaufen  und  übertragen  und  kann  in  demselben 
Umfange,  als  ob  er  absoluter  Eigenthümer  wäre,  das  Recht 
ausüben,  zu  gestatten,  dass  irgend  eine  den  Betrag  von  einem 
Viertel  des  Preises,  welchen  der  Pächter  als  Ankaufsgeld  be- 
zahlen mag,  nicht  überschreitende  Summe  als  eine  durch  eine 
Hypothek  sichergestellte  Belastung  solchen  Pachtgutes  stehen 
bleibt,  und  im  Falle  irgend  ein  Vorschuss  seitens  der  Boden- 
Kommission  gemäss  den  Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes 
an  den  Pächter  zu  dem  Ankauf  eines  solchen  Pachtgutes 
geleistet  wird,  soll  irgend  welche  derartige  Hypothek  irgend 
einer   behufs  Erlangung  jenes  Vorschusses    zu   Gunsten   der 
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Boden-Kommission  gegebenenBelastung  nachstehen ;  und  irgend 
eine  derartige  Hypothek  und  die  durch  sie  sichergestellten 
Kapitalssummen  sollen  als  ein  Theil  des  bezüglich  des  An- 
kaufs solchen  Pachtgutes  zahlbaren  Kaufgeldes  oder  Ent- 
schädigungsbetrages erachtet  werden,  und  es  soll  mit  ihnen 
demgemäss  nach  der  in  den  Lands-Clauses-Consolidation-Ge- 
setzen  vorgeschriebenen  Weise  verfahren  werden,  und  in  der 
Auslegung  der  besagten  Gesetze  zu  den  Zwecken  gegen- 
wärtiger Sektion  soll  der  Ausdruck  „das  spezielle  Gesetz" 
als  gegenwärtiges  Gesetz  bedeutend  ausgelegt  werden,  und 
der  Ausdruck  „die  Beförderer  des  Unternehmens"  soll  als  den 
Pächter  bedeutend  ausgelegt  werden. 

36.  1)  Irgend  ein  Besitzthum  kann  von  der  Boden- 
Kommission  angekauft  werden  zu  dem  Zwecke,  um  den 
Pächtern  der  in  solchem  Besitzthum  enthaltenen  Ländereien 
ihre  bezüglichen  Pachtgüter  wieder  zu  verkaufen,  wenn  die 
Boden-Kommission  von  der  Rathsamkeit  des  Ankaufes  über- 
zeugt ist  und  ferner  überzeugt  ist,  dass  eine  angemessene*) 
Zahl  der  Pächter  im  Stande  und  Willens  ist,  ihre  Pacht- 
güter von  der  Boden-Kommission  anzukaufen. 

2)  Der  Verkauf  eines  Pachtgutes  an  den  Pächter  des- 
selben durch  die  Boden  -  Kommission  kann  vorgenommen 
werden  entweder  gegen  eine,  als  ganzer  Preis  bezahlte  Kapi- 
talssumme (sei  es,  dass  diese  unmittelbar  oder  vermittels 
eines  solchen  Vorschusses  bezahlt  wird,  wie  in  diesem  Theile 
gegenwärtigen  Gesetzes  erwähnt)  oder  gegen  einen  Lehnsbetrag 
und  einen  Erblehnszins,  mit  der  Beschränkung,  dass  der  Be- 
trag des  Erblehnzinses  nicht  fünfundsiebenzig  Prozent  der- 
jenigen Pacht  überschreiten  soll,  welche  nach  der  Ansicht 
der  Boden-Kommission  eine  angemessene  Pacht  für  das  Pacht- 
gut sein  würde. 

3)  Für  die  .Zwecke  gegenwärtiger  Sektion  bedeutet  eine 
angemessene  Zahl  von  Pächtern  eine  Gesammtheit  von  Päch- 
tern, welche  an  Zahl  nicht  geringer,  als  drei  Viertel  der 
ganzen  Zahl  von  Pächtern  auf  dem  Besitzthum,  sind,  und 
welche  an  Pacht  nicht  weniger,  als  zwei  Drittel  der  ganzen 
Pacht  des  Besitzthums,  bezahlen,  und  von  denen  eine,  nicht 
weniger,  als  die  Hälfte  der  ganzen  Zahl  von  Pächtern  auf  dem 
Besitzthum,  umfassende  Zahl  im  Staude  und  Willens  ist,  den 
ganzen  Preis  ihrer  Pachtgüter  entweder  unmittelbar  oder  ver- 


*)  Ausreichende,  engl.:  „competent". 

Wiss,  Irische  Landakte.  .  12 
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mittels  solcher  Vorschüsse  zu  bezahlen,  wie  in  diesem  Theile 
gegenwärtigen  Gesetzes  erwähnt. 

Die  Bedingung  bezüglich  drei  Viertel  der  Zahl  von  Päch- 
tern kann  aus  besonderen  Gründen  mit  der  Zustimmung  der 
Lords-Kommissäre  des  Schatzamtes  gemildert  werden,  jedoch 
so,  dass  in  keinem  Falle  weniger  als  die  Hälfte  der  Zahl  von 
Pächtern  zum  Ankaufe  im  Stande  und  Willens  sein   soll. 

4)  Die  Boden-Kommission  kann  einem  Pächter,  welcher 
beabsichtigt,  den  ganzen  Preis  seines  Pachtgutes  zu  bezahlen, 
eine  fünfundsiebenzig  Prozent  des  besagten  Preises  nicht  über- 
schreitende Summe  vorstrecken  und  einem  Pächter,  welcher 
unter  einem  Erblehnszinse  ankauft,  eine  die  Hälfte  der  Summe 
des  von  dem  Pächter  zahlbaren  Lehnsbetrages  nicht  über- 
schreitende Summe. 

5)  Bei  Verkäufen,  welche  durch  die  Boden -Kommission 
an  Pächter  in  Verfolg  gegenwärtiger  Sektion  geschehen,  soll 
eine  besondere  Forderung  für  irgendwelche  auf  den  Ankauf, 
den  Verkauf  oder  die  Uebertragung  des  Eigenthums  bezüg- 
lichen Auslagen  nicht  gestellt  werden,  sondern  derartige  Aus- 
lagen sollen  in  den  vom  Ankäufer  zu  zahlenden  Preis  oder 
Lehnsbetrag  eingeschlossen  werden. 

Wenn  die  Boden-Kommission  mit  der  Sicherstellung  oder 
den  Bedingungen  einverstanden  ist,  welche  seitens  des  Ver- 
käufers angeboten  oder  gegeben  werden,  kann  sie  für  die 
Zwecke  gegenwärtiger  Sektion  ein  Belastungen  unterworfenes 
Besitzthum,  oder  ein  Besitzthum,  w.elches  irgend  einem  Rechte, 
Titel  oder  Interesse  unterworfen  ist,  die  dem  Titel  des  Ver- 
käufers entgegenstehen  oder  ihn  schmälern,  ankaufen;  und 
die  Boden  -  Kommission  kann  irgend  eine  Person,  an  welche 
sie  irgend  ein  Paehtgut  gemäss  gegenwärtiger  Sektion  ver- 
kaufen mag,  gegen  irgend  welche  derartigen  Belastungen  oder 
den  Vollzug  irgend  eines  derartigen  Rechtes,  Titels  oder  In- 
teresses sicherstellen,  und  eine  solche  Sicherstellung  soll  dem 
konsolidirten  Fonds  oder  dem  w^achsenden  Erträgniss  des- 
selben zur  Last  geschrieben  werden. 

"37.  Wenn  die  Boden  -  Konnnission  ein  Besitzthum  an- 
gekauft hat,  kann  sie  irgend  welche  Theile,  welche  sie  nicht 
an  die  Pächter  derselben  verkauft,  in  solcher  Weise  ver- 
kaufen, wie  sie  es  für  angemessen  hält,  entweder  gegen  eine 
Kapitalssumme  als  ganzen  Preis  oder  gegen  einen  Lehnsbetiag 
und  einen  Erblehnszins  oder  theilweise  in  der  einen  und  theil- 
weise  in  der  anderen  Art. 

Die  Boden-Kommission  kann  irgend  einem,   welcher  ge- 
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mass  gegenwärtiger  Sektion  einen  Gutstheil  ankauft,  auf 
Sicherheit  eines  solchen  Gutstheiles  hin  die  Hälfte  der  als 
ganzer  Preis  bezahlten  Kapitalssumme  oder  des  Lehnsbetrages 
vorstrecken. 

Die  Vorschriften  dieses  Theiles  gegenwärtigen  Gesetzes  mit 
Bezug  auf  die  Forderungen  für  Auslagen  und  auf  die  Weise, 
nach  welcher  Verkäufe  vorzunehmen  sind,  und  auf  die  Sicher- 
stellung, welche  die  Boden-Kommission  dem  Ankäufer  geben 
kann,  sollen,  ausgenommen  insoweit,  als  die  Boden-Kommission 
anders  verfügt,  auf  den  Verkauf  eines  Gutstheiles  in  Verfolg 
gegenwärtiger  Sektion  in  gleicher  Art  Anwendung  finden,  als 
ob  der  Ankäufer  zur  Zeit  des  von  ihm  bewirkten  Ankaufes 
der  Pächter  des  Pachtgutes  gewesen  wäre. 

28.  1)  Ein  von  der  Boden- Kommission  geleisteter  Vor- 
schuss  zu  dem  Zwecke,  um  Geld  für  den  Ankauf  eines  Pacht- 
gutes von  einem  Grundbesitzer  oder  eines  Pachtgutes  oder 
Gutstheiles  von  der  Boden  -  Kommission  zu  verschaffen,  soll 
zurückbezahlt  werden  durch  eine  fünfunddreissigjährige  Annui- 
tät zu  Gunsten  der  Boden-Kommission  von  fünf  Pfund  für  je 
hundert  Pfund  eines  solchen  Vorschusses  und  in  dem  näm- 
lichen Verhältniss  für  irgend  eine  kleinere  Summe. 

2)  Jeder  solche  Vorschuss  soll  der  Kommission  sicher- 
gestellt werden  entw-eder  in  einer  solchen  Weise,  wie  sie 
zwischen  der  Kommission  und  der  Person,  an  welche  der  Vor- 
schuss geleistet  wird,  vereinbart  werden  mag  und  wie  sie  die 
Kommission  für  zureichend  hält,  oder  in  der  durch  Theil  III 
des  (irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter- Gesetzes  von  1870 
gemäss  der  Abänderung  durch  das  (irische)  Grundbesitzer-  und 
Pächter-Gesetz  von  1872  vorgeschriebenen  Weise,  in  gleicher 
Weise  in  allen  Beziehungen,  als  wäre  derselbe  ein  solcher 
Vorschuss,  wie  er  in  jenen  Gesetzen  erwähnt  ist,  und  als  wäre 
die  Boden-Kommission  das  darin  erwähnte  Amt  und  als  wäre 
die  den  Vorschuss  empfangende  Person  der  darin  erwähnte 
Pächter  oder  Ankäufer. 

3)  Eine  zur  Zahlung  einer  in  gegenwärtiger  Sektion  er- 
wähnten Annuität  verpflichtete  Person  kann  dieselbe  oder 
irgend  einen  Theil  derselben  ablösen  oder  irgend  welche  Ter- 
mine derselben  vorausbezahlen  in  solcher  Weise  und  unter 
solchen  Bedingungen,  wie  durch  Sektion  einundfünfzig  des 
(irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetzes  von  1870  vorge- 
schrieben ist,  oder  in  solcher  anderen  Weise  und  unter  solchen 
anderen  Bedingungen,  wie  sie  das  Schatzamt  von  Zeit  zu 
Zeit  unter  Rücksichtnahme  auf  die   gebührende  Piückzahlung 
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des  Darlehens  und  die   Beschützung  der  Boden -Kommission 
gegen  Verhiste  durch  das  besagte  Darlehen  genehmigen  mag. 

39.  1)  Die  Boden-Kommission  soll  nicht  ein  Zeitpacht- 
Besitzthum  auf  Grund  dieses  Theiles  gegenwärtigen  Gesetzes 
ankaufen,  es  sei  denn,  dass  die  Zeitverpachtung  auf  Leben  *) 
oder  Jahre  auf  immerdar  erneubar  ist,  oder  auf  einen  Zeit- 
raum von  Jahren  lautet,  wovon  zur  Zeit,  wann  der  Verkauf 
vorgenommen  wird,  nicht  weniger  als  sechszig  unabgelaufen 
sind,  oder  dass  die  Boden -Kommission  ein  grösseres  Recht 
oder  Interesse,  worin  der  Zeitpachtbesitz  aufgehen  würde,  an- 
gekauft hat:     unter  folgenden  Vorbehalten  — 

a.  Dieser  Theil  gegenwärtigen  Gesetzes  soll  den  Besitzer  eines 
Zeitpachtbesitzes,  welcher  diesen,  gemäss  einem  Zeitpacht- 
kontrakte, innehat,  der  ein  Verbot  gegen  Veräusserung 
enthält,  nicht  ermächtigen,  einen  solchen  Zeitpachtbesitz 
zu  verkaufen ,  es  sei  denn ,  dass  solches  Verbot  aufge- 
hoben oder  aufgegeben  wird;  und 

b.  Nichts  in  dieser  Sektion  Enthaltene  soll  den  Ankauf 
eines  Besitzthums  einzig  aus  dem  Grunde  verhindern, 
dass  ein  kleiner  Theil  desselben  Zeitpachtbesitz  ist. 

2)  Irgend  welche  Korporation,  öffentliche  Gesellschaft, 
Kuratoren  von  Wohlthätigkeitseinrichtungen ,  Kommissäre, 
oder  Kuratoren  für  kollegiale  oder  andere  öffentliche  Zwecke, 
oder  irgend  eine  Person,  welche  ein  beschränktes  Interesse 
an  einem  Besitzthum  oder  irgend  ein  Recht  oder  Interesse 
daran  hat,  können  dasselbe  an  die  Boden -Kommission  ver- 
kaufen, und  zum  Zwecke  des  Ankaufs  irgend  eines  Besitz- 
thums oder  irgend  eines  Rechtes  oder  Interesses  daran  durch 
die  Boden-Kommission  sollen  die  Lands-Glauses-Consolidation- 
Gesetze  (ausgenommen  soweit  sie  sich  auf  den  Ankauf  von  Land 
in  anderer  Weise  als  durch  Vereinbarung  beziehen)  gegen- 
wärtigem Gesetze  einverleibt  werden,  und  in  Auslegung  jener 
Gesetze  für  die  Zwecke  gegenwärtiger  Sektion  soll  das  „spe- 
zielle Gesetz"  als  gegenwärtiges  Gesetz  bedeutend  ausgelegt 
werden,  und  „die  Beförderer  des  Unternehmens"  soll  als  die 
Boden-Kommission  bedeutend  ausgelegt  werden,  und  „Land" 
soll  als  irgend  welches  Recht  oder  Interesse  am  Lande 
einschliessend  ausgelegt  werden. 

3)  Für  den  Zweck  gegenwärtigen  Gesetzes  bedeuten  ;,die 
Lands  -  Clauses  -  Consolidation  -  Gesetze"  die  Lands- Clauses- 
Consolidation- Gesetze  von  1845  gemäss  der  Abänderung  durch 
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das  Abänderungs  -  Gesetz    der   Lands  -  Clauses  -  Consolidation- 
Gesetze  von  1860, 

4)  Irgend  ein  Verkauf  eines  Pachtgutes  an  einen  Pächter 
durch  einen  Grundbesitzer,  ebenso  wie  irgend  ein  Verkauf 
eines  Paehtgutes  an  einen  Pächter  durch  die  Boden -Kom- 
mission in  Verfolg  dieses  Theils  gegenwärtigen  Gesetzes  kann 
vorgenommen  werden  entweder  in  Verfolg  von  Theil  II  des 
(irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetzes  von  1870  oder 
in  solcher  Weise,  wie  sie  die  Boden-Kommission  für  angezeigt 
erachten  mag ;  und  zum  Zwecke  der  Anwendung  des  besagten 
Theils  II  soll  „der  Preis"  in  Sektion  zweiunddreissig  des 
(irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter -Gesetzes  von  1870  als 
einen  Lehnsbetrag  und  einen  Erblehnszins  sowohl  wie  eine 
Kapitalssumme  einschliessend  erachtet  werden,  und  die  ge- 
setzliehen Bestimmungen  bezüglich  der  Vertheilung  des  Preises 
sollen  mit  den  nöthigen  Abänderungen  Anwendung  finden. 

30.  1)  Für  das  Verhältniss  zwischen  der  Boden -Kom- 
mission und  dem  zeitigen  Eigenthümer  irgend  eines  Pacht- 
gutes, für  dessen  Ankauf  die  Boden -Kommission  in  Verfolg 
dieses  Theiles  gegenwärtigen  Gesetzes  Geld  vorgestreckt  hat, 
sollen  die  folgenden  Bedingungen  auferlegt  werden ,  solange 
solches  Pachtgut  irgend  einer  Forderung  mit  Bezug  auf  eine 
Annuität  zu  Gunsten  der  Boden-Kommission  unterworfen  ist; 
Dämlich : 

a.  Das  Pachtgut  soll  seitens  eines  solchen  Eigenthümers 
nicht  ohne  die  Zustimmung  der  Boden-Kommission  unter- 
vertheilt  oder  -verpachtet  werden,  bis  die  ganze  an  die 
Boden-Kommission  geschuldete  Forderung  zurückbezahlt 
worden  ist; 

b.  "Wenn  der  Eigenthümer  ein  Pachtgut  oder  einen  Theil 
eines  Pachtgutes  in  Zuwiderhandlung  gegen  die  vor- 
gehenden Bestimmungen  gegenwärtiger  Sektion  unter- 
vertheilt  oder  -verpachtet,  kann  die  Boden  -  Kommission 
den  Verkauf  des  Pachtgutes  veranlassen; 

c.  Wenn  der  Eigenthümer  von  dem  Titel  des  Pachtgutes 
durch  Bankerott  entkleidet  wird,  kann  die  Boden -Kom- 
mission den  Verkauf  des  Pachtgutes  veranlassen; 

d.  Wenn  beim  iVbleben  des  Eigenthümers  das  Pachtgut  auf 
Grund  irgend  welchen  Vermächtnisses,  Testaments,  In- 
testaterbfolge oder  auf  andere  Weise  zur  Untervertheilung 
gelangen  würde,  kann  die  Boden  -  Kommission  fordern, 
dass  das  Pachtgut  binnen  zwölf  Monaten  nach  dem  Tode 
des  Eigenthümers  an   irgend   eine   einzelne  Person   ver- 
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kauft  werde,  und  falls  der  Verkauf  desselben  verabsäumt 
wird,  kann  die  Boden-Kommission  den  Verkauf  desselben 
veranlassen. 

2)  Die  Boden-Kommission  kann  den  Verkauf  irgend  eines 
Pachtgutes,  dessen  Verkauf  sie  gemäss  gegenwärtiger  Sektion 
veranlassen  kann,  oder  irgend  eines  Theiles  eines  solchen 
Pachtgutes  durch  öffentliche  Versteigerung-  oder  Privatkontrakt 
veranlassen,  und  zwar  unter  irgendwelchenVerkaufsbedingungen, 
wie  sie  dieselben  für  entsprechend  erachten  mag,  und 
nach  solcher  Anzeige  bezüglich  der  Zeit,  des  Ortes,  der  Be- 
dingungen und  Konditionen  dieses  Verkaufs ,  wie  sie  es  für 
passend  und  angemessen  erachtet;  und  die  Boden-Kommission 
kann  ein  solches  Pachtgut  an  den  Ankäufer  in  derselben  Weise 
in  jeder  Beziehung  übertragen,  als  ob  die  Boden-Kommission 
im  Besitze  des  Pachtgutes  gewesen  wäre. 

3)  Die  Boden  -  Kommission  soll  den  von  einem  solchen 
Verkauf  herrührenden  Erlös  zunächst  anwenden  zur  Bezah- 
lung aller  ihr  mit  Bezug  auf  das  Pachtgut  geschuldeten  Gelder 
und  um  nach  den  in  Sektion  einundfünfzig  des  (irischen) 
Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetzes  von  1870  angegebenen  Be- 
dingungen irgend  welche,  zu  Gunsten  der  Kommission  auf  be- 
sagtem Pachtgute  lastende  Annuität  oder  soviel,  als  davon 
unbezahlt  ist,  abzulösen,  und  zur  Begleichung  aller  der  Boden- 
Kommission  mit  Bezug  auf  einen  solchen  Verkauf  oder  auf 
andere  Weise  mit  Bezug  auf  das  Pachtgut  erwachsenen  Aus- 
lagen, und  soll  den  Ueberschuss  an  diejenigen  Personen  be- 
zahlen, welche  der  Boden-Kommission  als  zur  Zeit  zum  Em- 
pfange desselben  berechtigt  erscheinen: 

unter  dem  Vorbehalt,  dass  mit  Bezug  auf  irgend  ein 
Pachtgut,  welches  irgend  einer  Belastung  mit  Bezug  auf  eine 
Annuität  zu  Gunsten  des  in  Verfolg  des  (irischen)  Grund- 
besitzer- und  Pächter- Gesetzes  von  1870  geschaffenen  Arbeits- 
Amtes  unterworfen  ist,  das  besagte  Amt,  wenn  es  dies  für 
angemessen  erachtet,  zu  irgend  einer  Zeit  während  der  Dauer 
einer  solchen  Belastung  auf  das  Ansuchen  der  zur  Zeit  zur 
Bezahlung  derselben  verpflichteten  Person  erklären  kann, 
dass  solches  Pachtgut  den  Bedingungen  unterworfen  ist,  die 
durch  gegenwärtiges  Gesetz  einem  Pachtgute  auferlegt  werden, 
welches  irgend  einer  Belastung  mit  Bezug  auf  eine  Annuität 
zu  Gunsten  der  Boden-Kommission  unterliegt;  und  von  jetzt 
an  sollen  diejenigen  Theile  der  vierundvierzigsten  und  fünf- 
undvierzigsten Sektion  des  besagten  (irischen)  Grundbesitzer- 
und Pächter-Gesetzes  von  1870,  welche  dieVeräusserung,  Besitz- 
übertragung,  Untervertheilung   oder  Unterverpachtung  eines 
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nach  der  in  besagter  Sektion  erwähnten  Weise  belasteten 
Pachtgutes  ohne  die  Zustimmung  des  Amtes  verbieten  und 
erklären,  dass  im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen  dieses 
Verbot  das  Pachtgut  an  das  Amt  verwirkt  sein  soll,  und 
ebenfalls  derjenige  Theil  der  Sektion  zwei  des  (irischen) 
Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetzes  von  1872,  welcher  sich  auf 
den  Verkauf  von  Pachtgütern  an  Stelle  der  Verwirkung  be- 
zieht, hinsichtlich  des  Pachtgutes,  in  Bezug  auf  welches  eine 
solche  Erklärung  gemacht  worden  ist,  aufgehoben  werden, 
und  die  Bedingungen,  die  durch  gegenwärtiges  Gesetz  einem 
Pachtgute,  welches  irgend  einer  Belastung  in  Bezug  auf  eine 
Annuität  zu  Gunsten  der  Boden-Kommission  unterliegt,  auf- 
erlegt wei'den,  sollen  auf  das  Pachtgut,  hinsichtlich  dessen 
besagte  Erklärung  gemacht  wurde,  in  derselben  Weise  An- 
wendung finden,  als  ob  die  besaj^ten  Bedingungen  auf  das 
besagte,  letzterwähnte  Pachtgut  durch  die  besagten  Gesetze  von 
Ein  Tausend  Acht  Hundert  und  siebenzig  und  Ein  Tausend  Acht 
Hundert  und  zweiundsiebenzig  anwendbar  gemacht  worden 
wären  und  das  besagte  Amt  dadurch  zur  Durchführung  der 
besagten  Bedingungen  ermächtigt  worden  wäre. 

Urbarmachung  von  Land  und  Auswanderung. 

31.  1 )  Das  Schatzamt  kann  das  Arbeitsamt  ermächtigen, 
von  Zeit  zu  Zeit  aus  irgend  welchen  in  seinen  Händen  be- 
findlichen Geldern  an  Gesellschaften,  wenn  es  bezüglich  der 
Sicherheit  zufriedengestellt  ist,  solche  Summen,  wie  sie  das 
Schatzamt  für  angemessen  erachtet,  vorzustrecken  zum  Zwecke 
der  Urbarmachung  oder  Melioration  von  öden  oder  unan- 
gebauten  Ländereien  oder  Seeufern,  zur  Drainirung  von  Land 
oder  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  oder  zu  irgend  welchen 
anderen  landwirthschaftlichen  Meliorationsarbeiten. 

2)  Das  Schatzamt  kann  das  Arbeitsamt  ermächtigen, 
Vorschüsse  zu  gleichen  Zwecken  an  einen  Inhaber  von  Land 
zu  machen,  wenn  es  der  Ueberzeugung  ist,  dass  die  Pächter- 
schaft oder  eine  andere  Sicherheit,  welche  er  zu  bieten  haben 
mag,  von  der  Art  ist,  um  die  Rückzahlung  von  Kapital  und 
Zinsen  innerhalb  einer  solchen  Anzahl  von  Jahren  zu  sichern, 
wie  sie  das  Schatzamt  feststellen  mag,  oder  wenn  der  Grund- 
besitzer sich  dem  Inhaber  in  der  Leistung  einer  solchen 
Sicherheit  anschliesst. 

Irgend  ein,  gemäss  gegenwärtiger  Untersektion  an  einen 
Inhaber  geleisteter  Vorschuss  soll  den  Vorschriften  der  (iri- 
schen) Gesetze  über  die  Verbesserung  des  Grundbesitzes  unter- 
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liegen ,  insofern  das  Schatzamt  dieselben  als  anwendbar  er- 
klären mag,  und  soll  Prioi'ität  vor  allen,  wie  immer  gearteten, 
an  der  Pächterschaft  eines  solchen  Inhabei-s  haftenden  Forde- 
rungen und  Belastungen  mit  Ausnahme  der  Pacht  haben,  es 
sei  denn,  dass  der  Grundbesitzer  an  dem  Vorschusse  theil- 
nimmt  und  darein  willigt,  die  Pacht  ihm  nachzustellen;  jedoch 
soll,  bevor  ein  derartiger  Vorschuss  gemacht  wird,  eine  ein- 
monatliche vorgängige  Anzeige  davon  in  einer  Zeitung,  welche 
in  dem  Bezirke,  worin  das  besagte  Pachtgut  gelegen  ist,  Ver- 
breitung hat,  und  in  solcher  anderen  Weise  gegeben  werden, 
wie  sie  das  Arbeitsamt  vorschreiben  mag;  und  ein  solcher 
Vorschuss  soll  keine  Priorität  vor  irgend  einer  Forderung 
oder  Belastung  haben,  von  welcher  dem  Arbeitsamt  vor  der 
Leistung  des  Vorschusses  schriftliche  Anzeige  erstattet  wird. 

3)  Das  Arbeitsamt  soll  in  Verfolg  gegenwärtiger  Sektion 
an  eine  Gesellschaft  keine  Vorschüsse  machen,  welche  zusam- 
mengenommen diejenige  Summe  überschreiten,  die  eine  der- 
artige Gesellschaft  während  eines  von  dem  Arbeitsamte  zu 
bestimmenden  Zeitraumes  aus  ihren  eigenen  Geldern  für 
irgend  einen  der  Zwecke  gegenwärtiger  Sektion  vorgestreckt 
oder  verausgabt  haben  mag,  noch  auch  irgend  welche  Vor- 
schüsse ohne  gebührende  Sicherheit,  dass  diese  Vorschüsse 
für  vorbemeldete  Zwecke,  in  Hinzufügung  zu  den  von  der 
Gesellschaft  aus  ihren  eigenen  Geldern  vorgestreckten  oder 
verausgabten  Summen,  verausgabt  werden  sollen. 

4)  Vorschüsse,  welche  in  Verfolg  gegenwärtiger  Sektion 
von  dem  Arbeitsamte  an  eine  Gesellschaft  geleistet  worden 
sind,  sollen  rückzahlbar  gemacht  werden  innerhalb  solcher 
Zeiträume  und  zu  solchem  Zinsfusse,  wie  dies  in  einer  am 
sechszehnten  August  Ein  Tausend  Acht  Hundert  neunund- 
siebenzig  mit  Bezug  auf  Darlehen,  worauf  Sektion  zwei  des  Ge- 
setzes von  1879  über  Darlehen  zu  öffentlichen  Arbeiten  Anwen- 
dung findet,  erlassenen  Resolution  des  Schatzamtes  bekannt  ge- 
macht worden  ist,  oder  wie  dies  das  Schatzamt  in  Verfolg  jener 
Sektion  von  Zeit  zu  Zeit  feststellen  mag,  und  unbeschadet 
solcher  Zeiträume  und  solchen  Zinsfusses  sollen  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  mit  Bezug  auf  Darlehen,  welche  von 
dem  Arbeitsamte  für  gleiche  Zwecke,  wie  die  oben  in  gegen- 
wärtiger Sektion  erwähnten,  gemacht  werden,  insofern  es  mit 
gegenwärtiger  Sektion  im  Einklänge  steht,  in  gleicher  \Yeise 
Anwendung  finden,  als  ob  ein  gemäss  gegenwärtiger  Sektion 
geleisteter  Vorschuss  ein  in  Verfolg  jener  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gemachtes  Darlehen  wäre. 
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33.  Die  Boden-Kommission  kann  von  Zeit  zu  Zeit  mit 
der  Genehmigung  des  Schatzamtes  und  wenn  sie  überzeugt 
ist,  dass  eine  hinreichende  Anzahl  von  Leuten  in  irgend  einem 
Bezirke  auszuwandern  wünscht,  mit  irgend  einer  Person  oder 
irgend  welchen  Personen,  welche  Ermächtigung  haben,  für 
einen  Staat  oder  eine  Kolonie  oder  eine  öffentliche  Körper- 
schaft oder  eine  öffentliche  Gesellschaft  zu  kontrahiren,  be- 
züglich deren  Verfassung  und  Sicherheit  die  Boden-Kommission 
zufriedengestellt  ist,  Vereinbarungen  treffen,  um  seitens  der 
Kommission  im  Wege  des  Darlehens  aus  den  in  ihren  Händen 
befindlichen  Geldern  solche  Summen  vorzustrecken ,  wie  die 
Kommission  es  für  wünschenswerth  halten  mag  zur  Unter- 
stützung der  Auswanderung,  besonders  von  Familien  und  von 
den  ärmeren  und  dichter  bevölkerten  Bezirken  Irlands,  zu 
verausgaben.  Derartige  Vereinbarungen  sollen  bezüglich  der 
Art  der  Anwendung  der  Darlehen  und  der  Sicherstellung  und 
Rückzahlung  derselben  an  die  Kommission  und  für  die  Siche- 
rung der  befriedigenden  Einschiffung,  Transportirung  und 
Empfangnahme  der  Auswanderer  und  für  andere  Zwecke 
solche  Vorschriften  enthalten,  wie  die  Kommission  sie  mit 
dei^i^ustimmung  des  Schatzamtes  billigt.  Derartige  Darlehen 
sollen  rückzahlbar  gemacht  werden  innerhalb  der  Zeiträume 
und  zu  dem  Zinsfusse,  in  welchen  und  zu  welchem  von  dem 
Arbeitsamte  für  den  Zweck  der  Urbarmachung  oder  Melio- 
ration von  Land  geleistete  Vorschüsse  nach  Vorschrift  gegen- 
wärtigen Gesetzes  rückzahlbar  zu  machen  sind :  vorbehalten 
immer,  dass  kraft  der  hierdurch  gegebenen  Ermächtigung 
keine  grössere  Summe  verausgabt  werden  soll,  als  Zwei  Hundert 
Tausend  Pfund  im  Ganzen,  noch  auch  eine  grössere  Summe 
als  ein  Drittel  davon  in  irgend  einem  einzelnen  Jahre. 

Ergänzende  Bestimmungen. 

33.  Das  Schatzamt  kann  von  Zeit  zu  Zeit,  wie  es  dies 
für  angemessen  hält,  die  für  Vorschüsse  und  für  Ankäufe 
von  Besitzthümern  durch  die  Boden  -  Kommission  gemäss 
diesem  Theile  gegenwärtigen  Gesetzes  erforderlichen  Summen 
herausgeben,  ohne  dabei  die  alljährlich  von  dem  Parlament 
für  diesen  Zweck  bewilligten  Summen  zu  überschreiten;  und 
die  Sektionen  zwölf,  dreizehn,  vierzehn  und  fünfzehn  des 
(irischen)  Gesetzes  von  1877  über  Darlehen  für  öffentliche 
Arbeiten  sollen  in  gleicher  Weise  Anwendung  finden ,  als 
wären  sie  hierdurch  erlassen,  unter  Substitution  von  „Boden- 
Kommission"  für  „die  Kommissäre  für  öffentliche  Arbeiten", 
und  als  ob  die  besagten  für  die  Boden-Kommission  erforderlichen 
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Summen  die  in  den  besagten   Sektionen   erwähnten  Darlehen 
wären. 

34.  1)  Ehe  die  Boden-Kommission  ein  Besitzthum  kauft, 
soll  sie  sich  in  vernunftgemässer  Weise  überzeugen,  dass  ein 
Wiederverkauf  ohne  Verlust  bewirkt  werden  kann. 

2)  Beim  Ankauf  eines  Besitzthums  soll  die  Boden-Kom- 
mission dem  Schatzamt  bescheinigen,  dass  sie  bezüglich  der- 
jenigen Dinge  zufriedengestellt  ist,  hinsichtlich  deren  sie  nach 
der  Vorschrift  der  gegenwärtigen  Sektion  oder  irgend  einer 
anderen  Bestimmung  dieses  Theils  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
vor  einem  solchen  Ankaufe  zufriedengestellt  sein  muss,  und 
diese  Bescheinigung  soll  gegenüber  irgend  welchem  Ankäufer 
ein  bündiger  Beweis  dafür  sein,  dass  sie  deigestalt  zufrieden- 
gestellt war,  und  dass  der  Ankauf  in  Uebereinstimmung  mit 
gegenwärtigem  Gesetze  gemacht  wurde. 

3)  Ein  durch  die  Boden-Kommission  an  einen  Ankäufer 
irgend  eines  Pachtgutes  oder  irgend  eines  Grundstückes  ge- 
machter Vorschuss  mit  Bezug  auf  irgend  einen  einzelnen, 
durch  ihn  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  entweder  von  dem 
Grundbesitzer  oder  von  der  Boden  -  Kommission  gemachten 
Ankauf  soll  drei  Tausend  Pfund  nicht  überschreiten,  es  sei 
denn,  dass  die  Kommission  an  das  Schatzamt  berichtet,  dass 
sie  es  auf  Grund  besonderer  Umstände  für  angemessen  er- 
achtet, einen  fünf  Tausend  Pfund  nicht  überschreitenden  Vor- 
schuss zu  machen ,  in  welchem  Falle  sie  solchen  Vorschuss 
mit  der  Genehmigung  des  Schatzamtes  machen  kann. 

4)  Die  Boden-Kommission  soll  von  Zeit  zu  Zeit  durch 
Versteigerungsverkauf  oder  in  solch  anderer  Weise,  wie  es 
von  dem  Schatzamte  erlaubt  werden  mag,  alle,  zur  Zeit  in 
ihrem  Besitz  befindlichen  Erblehnszinse  veräussern. 

5)  Die  Boden-Kommission  soll  beim  Ankauf  von  Besitz- 
thümern,  bei  Leistung  von  Vorschüssen,  bei  Verfügung  über 
die  in  ihren  Besitz  gelangenden  Fonds  und  bei  Verrechnung 
derselben  und  überhaupt  bei  der  Ausübung  ihrer  Obliegen- 
heiten gemäss  diesem  Theile  gegenwärtigen  Gesetzes  sich  nach 
irgend  welchen,  entweder  bei  besonderen  Gelegenheiten  oder 
durch  allgemeine  Verordnung  oder  in  anderer  Weise  er- 
lassenen Verfügungen,  welche  ihr  von  Zeit  zu  Zeit  durch  das 
Schatzamt  gegeben  werden  mögen,  richten  und  soll  von  Zeit 
zu  Zeit,  wie  es  das  Schatzamt  verfügen  mag,  alle  Angelegen- 
heiten berichten,  welche  von  der  Boden-Kommission  behandelt 
werden  mögen. 
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6)  Alle  von  der  Kommission  als  Rückzahlungen  für  irgend 
einen  Vorschuss  empfangenen  Summen  und  alle  von  der 
Kommission  für  Gebühren,  Prozente,  Pachten  oder  in  anderer 
Weise  empfangenen  Summen  sollen,  ausgenommen,  insoweit 
dieselben  gemäss  den  Verfügungen  des  Schatzamtes  zur  Be- 
zahlung von  Auslagen  verwendet  werden  dürfen,  an  die 
Schatzkammer  einbezahlt  werden. 

35,  Alle  durch  das  Arbeitsamt  gemäss  dem  (irischen) 
Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetze  von  1870  und  dem  (irischen) 
Grundbesitzer-  und  Pächter -Gesetze  von  1872  mit  Bezug  auf 
den  Ankauf  ihrer  Pachtgüter  durch  Pächter  auszuübenden 
Befugnisse  sollen  nach  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  und 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  gegenwärtigen  Gesetzes  an  die 
Boden-Kommission  übertragen  sein  und  von  ihr  ausgeübt 
werden  können,  und  die  besagten  Gesetze  und  irgend  welche 
dieselben  abändernden  gesetzlichen  Bestimmungen,  soweit  sie 
sich  auf  die  vorbesagte  Angelegenheit  beziehen,  sollen  so 
ausgelegt  werden,  als  ob  die  Boden-Kommission  für  das  Amt 
substituirt  wäre:  unter  dem  Vorbehalte,  dass  gegenwärtige 
Sektion  keine  von  den  Befugnissen  des  Arbeitsamtes  berühren 
oder  beeinträchtigen  soll,  die  Bezug  haben  auf  irgend  welche 
Transaktionen,  welche  vor  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes 
erledigt  sind  oder  hinsichtlich  welcher  das  Amt  erklärt,  dass 
sie  beim  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  im  Vollzug  begriffen  sind. 

36.  Bei  Feststellung  der  Ankaufsgelder ,  Lehnsbeträge, 
Pachten,  Gebühren,  Prozente  oder  anderer  Summen,  welche 
mit  Bezug  auf  Transaktionen  gemäss  diesem  Theile  gegen- 
wärtigen Gesetzes  zu  berechnen  oder  an  die  Boden-Gommission 
zahlbar  zu  machen  sind,  soll  Sorge  getragen  werden,  dass 
dieselben  in  einer  solchen  Weise  festgestellt  werden,  dass  der 
sich  daraus  ergebende  Betrag,  so  genau,  als  dieser  geschätzt 
werden  kann,  nicht  geringer  wird,  als  der  zur  Bestreitung 
der  Auslasen  erforderliche  Betrag:. 


T  h  e  i  I   VI. 

Gerichtshof  und  Boden-Kommission. 
ßescLreibung  des  Gerichtshofes  und  der  Prozeduren. 

37.  1)  Der  Ausdruck  „der  Gerichtshof" ,  wie  er  in 
gegenwärtigem  Gesetze  gebraucht  wird,  soll  den  Civil-Bill- 
Court  derjenigen  Grafschaft  bedeuten,  in  der  die  Angelegen- 
heit entspringt,  welche  die  Kenntnissnahme  des  Gerichtshofes 
erheischt. 
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2)  Wenn  eine,  die  Kenntnissnahme  des  Gerichtshofes  er- 
heischende Angelegenheit  mit  Bezug  auf  ein  Pachtgut  ent- 
springt, welches  innerhalb  der  Jurisdiktion  von  mehr  als  einem 
Civil-Bill-Court  gelegen  ist,  kann  irgend  ein  Civil-Bill- Court, 
innerhalb  dessen  Jurisdiktion  irgend  ein  Theil  des  Pachtgutes 
gelegen  ist,  von  der  Angelegenheit  Kenntniss  nehmen. 

3)  Irgend  welche  Prozeduren,  welche  vor  dem  Civil-Bill- 
Court  begonnen  werden  könnten,  können  nach  der  Wahl  der, 
solche  Prozeduren  unternehmenden  Person  vor  der  Boden- 
Kommission  begonnen  werden,  und  daraufhin  soll  die  Boden- 
Kommission  mit  Bezug  auf  diese  Prozeduren  als  der  Gerichtshof 
erachtet  werden. 

4)  Wenn  Prozeduren  in  dem  Civil-Bill-Court  angefangen 
worden  sind,  kann  irgend  eine  der  bezüglichen  Parteien  sich 
innerhalb  des  vorgeschriebenen  Zeitraumes  an  die  Boden- 
Kommission  wenden  behufs  der  Uebertragung  solcher  Proze- 
duren von  dem  Civil-Bill-Court  an  die  Boden-Kommission; 
und  darauf  kann  die  Boden- Kommission  verordnen,  dass  die- 
selben dem  entsprechend  übertragen  werden. 

5)  Der  Gerichtshof  soll  Jurisdiktion  haben  betreffs  aller 
zwischen  Grundbesitzern  und  Pächtern  entstehenden  Streitig- 
keiten in  Bezug  auf  gegenwärtiges  Gesetz. 

6)  Bei  Entscheidung  irgend  einer  auf  ein  Pachtgut  be- 
züglichen Frage  kann  der  Gerichtshof  einen  unabhängigen 
Taxator  beauftragen,  an  den  Gerichtshof  seine  Ansicht  über 
irgend  eine  Angelegenheit  zu  berichten,  bezüglich  deren  der 
Gerichtshof  sich  an  einen  solchen  Taxator  zu  wenden  wünschen 
mag;  ein  solcher  Bericht  ist,  wenn  dies  so  verlügt  wird,  mit 
einer  Auseinandersetzung  aller  derjenigen  Thatsachen  und 
Umstände  zu  begleiten,  welche  zu  dem  Zwecke  erforderlich 
sind,  um  den  Gerichtshof  zur  Bildung  eines  Urtheils  über 
das  Objekt  solchen  Berichtes  in  Stand  zu  setzen.  Der  Ge- 
richtshof kann  nach  seinem  Gutdünken  den  Bericht  eines 
solchen  Taxators  adoptiren  oder  nicht,  und  er  kann  mit  Bezug 
auf  die  hinsichtlich  eines  derartigen  Berichts  ergangenen 
Kosten  einen  solchen  Befehl  erlassen,  wie  er  es  für  billig  hält. 

38,  In  das  gegenwärtige  Gesetz  sollen  die  folgenden  Be- 
stimmungen des  (irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetzes 
von  1870  einverleibt  werden,  als  ob  die  Zwecke,  auf  welche 
darin  Bezug  genommen  wird,  die  Zwecke  gegenwärtigen  Ge- 
setzes einschlössen,  nämlich: 

1)  Sektion  dreiundzwanzig,  sich  auf  die  Befugnisse  des 
Richters  des  Civil-Bill-Court  beziehend,  und  Sektion  ftinfund- 
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zwanzig,    sich    auf    die   Befugnisse    des   Schiedsgerichtshofes 
beziehend ; 

2)  Sektion  vierzig,  sich  auf  die  Vertheilung  von  Pacht- 
beträgen beziehend,  und  in  dieser  Sektion  sollen  Pachtbeträge 
irgend  welche  an  die  Krone  zahlbare  Pacht  einschliessen ; 

3)  Sektion  neunundfünfzig,  sich  auf  die  Administration 
l^eim  Tode  des  Pächters  beziehend; 

4)  Sektion  sechszig,  Bestimmungen  bezüglich  verheira- 
theter  Frauen  enthaltend; 

5)  Sektion  einundsechszig ,  Bestimmungen  bezüglich  an- 
derer Personen  enthaltend,  welche  Rechtsbeschränkungen 
unterworfen  sind; 

6)  Sektion  zweiundsechszig,  sich  auf  zusätzliche  Sitzungen 
des  Civil-ßill-Court  beziehend; 

7)  Sektion  vierundsechszig,  sich  auf  die  Befugniss  be- 
ziehend, einen  Substituten  im  Civil-Bill-Court  zu  ernennen, 
falls  der  Richter  nicht  erscheinen  kann. 

39.  Aus  vom  Parlamente  bereitzustellenden  Geldern 
sollen  an  Friedensgerichts-Schreiber,  welche  vor  dem  vier- 
zehnten August  Ein  Tausend  Acht  Hundert  Siebenundsiebenzig 
zu  ihrem  Amte  ernannt  worden  sind,  und  welche  keine  dau- 
ernde Anstellung  in  Gemässheit  des  (irischen)  Gesetzes  von  1877 
über  Grafschaftsbeamte  und  Gerichtshöfe  angenommen  haben, 
und  auch  an  Krön-  und  Friedensgerichts-Schreiber,  welche 
gemäss  den  Bestimmungen  der  sechszehnten  Sektion  besagten 
Gesetzes  sich  zur  Fortsetzung  der  Sachwalter-Praxis  entschlossen 
haben,  solche  jährliche  Summen  als  Entschädigung  für  irgend 
welche  ihnen  durch  gegenwärtiges  Gesetz  auferlegten  vermehrten 
Obliegenheiten  bezahlt  werden,  wie  dies  der  Lord-Lieutenant 
mit  der  Zustimmung  des  Schatzamtes  verfügen  mag. 

Unbeschadet  der  durch  irgend  welche  anderen  Gesetze 
bezüglich  der  Gewährung  eines  Ruhegehaltes  an  einen  Graf- 
schaftsrichter vorgeschriebenen  Bedingungen  soll  es  dem  Lord- 
Lieutenant  unter  der  Mitwirkung  des  Lord-Kanzlers  und  des 
Schatzamtes  zu  irgend  einer  Zeit  vor  dem  ersten  Januar  Ein 
Tausend  acht  Hundert  vierundachtzig  gesetzlich  zustehen, 
irgend  einem  Grafschaftsrichter,  welcher  gegenwärtig  zur 
Advokaten-Praxis  berechtigt  ist  und  welcher  zur  Ueberzeugung 
des  Lord-Lieutenant  und  des  Schatzamtes  darthut,  dass  die 
Erfüllung  der  durch  gegenwärtiges  Gesetz  ihm  auferlegten  ver- 
mehrten Obliegenheiten  ihm  advokatorische  Einkünfte  ent- 
ziehen würde,  welche  er  erhalten  hätte,  wenn  gegenwärtiges 
Gesetz  nicht  erlassen  worden  wäre,  ein  solches  spezielles,  zwei 
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Drittel  seines  Gehaltes  nicht  überschreitendes  Ruhegehalt  zu 
gewähren,  wie  es  unter  Berücksichtigung  der  Umstände  jedes 
einzelnen  Falles  dem  Lord-Lieutenant  und  dem  Schatzamte 
billig  erscheinen  mag. 

Schiedsverfahren. 

40.  Irgend  eine  Angelegenheit,  welche  durch  den  Ge- 
richtshof gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  entschieden  werden 
kann,  darf,  wenn  die  Parteien  dahin  übereinkommen,  durch 
Schiedsverfahren  entschieden  werden,  und  ein  Schiedsverfahren 
soll  durch  den  Schiedsgerichtshof  nach  der  durch  das  (irische) 
Grundbesitzer-  und  Pächter- Gesetz  von  1870  vorgeschriebenen 
Weise  geführt  werden,  und  wenn  der  Betrag  der  Pacht  durch 
Schiedsverfahren  festgestellt  ist,  soll  eine  derartige  Pacht  für 
die  Zwecke  gegenwärtigen  Gesetzes  als  die  gerichtliche  Pacht 
erachtet  werden, 

Ernennung  und  Verfahren   der  Boden-Kommission. 

41.  Gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  soll  eine  aus  einem 
richterlichen  Kommissär  und  zwei  anderen  Kommissären  be- 
stehende Boden-Kommission  eingesetzt  werden. 

Der  gerichtliche  Kommissär  und  jeder  Nachfolger  in  seinem 
Amte  soll  eine  Persönlichkeit  sein,  welche  am  Tage  ihrer  Er- 
nennung prakticirender  Advokat  beim  irischen  Barreau  ist 
und  demselben  nicht  weniger  als  zehn  Jahre  angehört. 

Der  zeitige  gerichtliche  Kommissär  soll  bei  seiner  Er- 
nennung sofort  zusätzlicher  Richter  des  obersten  Gerichtshofes 
von  Irland  werden  mit  demselben  Range,  Gehalte,  der- 
selben Amtsdauer  und  demselben  Rechte  auf  ein  Ruhegehalt, 
als  wenn  er  zum  jüngeren  Richter  in  einer  der  Gemeinrechts- 
Abtheilungen  des  hohen  Gerichtshofes  ernannt  worden  wäre. 
Er  kann  durch  Geheimerathsbefehl  des  Lord-Lieutenant  ver- 
anlasst werden,  irgend  welche  Obliegenheit  zu  erfüllen,  deren 
Erfüllung  von  einem  Richter  des  besagten  hohen  Gerichts- 
hofes durch  das  Gesetz  erheischt  wird;  aber  wenn  er  nicht 
dergestalt  dazu  veranlasst  wird,  soll  er  nicht  verpüichtet  sein, 
irgend  eine  von  diesen  Obliegenheiten  zu  erfüllen. 

Der  erste  gerichtliche  Kommissär  soll  Herr  Serjeant 
0'  Hagan  sein. 

Wenn  durch  Tod,  Abdankung,  Unfähigkeit  oder  auf  an- 
dere Weise  eine  Vakanz  in  dem  Amte  des  gerichtlichen 
Kommissärs  eintritt,  kann  Ihre  Majestät  durch  Befehl  unter 
dem  Königlichen  Handzeichen  irgend  eine  andere  qualifizirte 
Persönlichkeit  zur  Ausfüllung  der  Vakanz  ernennen. 
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Die  zwei  nichtgerichtlichen  Kommissäre  sollen  beziehungs- 
weise ihr  Amt  für  die  auf  den  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes 
zunächst  folgenden  sieben  Jahre  innehaben. 

Wenn  innerhalb  des  besagten  Zeitraums  von  sieben  Jahren 
durch  Tod,  Abdankung,  Unfähigkeit  oder  auf  andere  Weise 
eine  Vakanz  in  dem  Amte  eines  der  nichtgerichtlichen  Kom- 
missäre eintritt,  kann  Ihre  Majestät  durch  Befehl  unter  dem 
Königlichen  Handzeichen  eine  andere  geeignete  Persönlichkeit 
zur  Ausfüllung  solcher  Vakanz  ernennen;  jedoch  soll  die  der- 
gestalt ernannte  Persönlichkeit  ihr  Amt  nur  bis  zum  Ablauf 
des  besagten  Zeitraumes  von  sieben  Jahren  innehaben. 

Die  ersten  nichtgerichtlichen  Kommissäre  sollen  Herr 
Edward  Falconer  Litton  und  Hen  John  E.  Vernon  sein. 

43,  Die  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  eingesetzte  Boden- 
Kommission  soll  eine  Korporation  sein,  mit  einem  gemein- 
samen Siegel  und  der  Befähigung,  für  die  Zwecke  gegenwär- 
tigen Gesetzes  Land  zu  erwerben  und  innezuhaben,  und  soll 
den  Titel  führen  „Die  irische  Boden-Kommission". 

Von  dem  Korporations-Siegel  der  Boden-Kommission  soll 
seitens  aller  Gerichtshöfe  gerichtliche  Kenntniss  genommen 
werden,  und  irgend  ein  Befehl  oder  anderes  Instrument,  dessen 
Siegelung  damit  angekündigt  wird,  soll  ohne  ferneren  Beweis 
als  Beweisstück  angenommen  werden. 

43.  Der  Lord-Lieutenant  kann  von  Zeit  zu  Zeit  Hülfs- 
kommissäi-e,  welche  die  vorgeschriebenen  Qualifikationen  be- 
sitzen und  für  die  vorgeschriebenen  Zeiträume  ihr  Amt  inne- 
haben sollen,  unter  Zustimmung  des  Schatzamtes  bezüglich  der 
Anzahl  ernennen  und  durch  Geheim erathsbefehl  entlassen. 

Das  Centralbureau  der  Boden-Kommission  soll  in  Dublin 
sein;  jedoch  kann  sie  in  irgend  einem  anderen  Theile  Irlands 
Sitzungen  halten.  Die  Boden-Kommission  kann  Unterkommis- 
sionen in  irgend  einer  Provinz,  irgend  einem  besonderen  Be- 
zirk oder  irgend  welchen  besonderen  Bezirken  Irlands  bilden, 
und  derartige  Unterkommissionen  sollen  aus  einer  solchen 
Anzahl  der  besagten  Hülfskommissäre  oder  aus  einem  Kom- 
missär und  einem  oder  mehreren  Hülfskommissären  bestehen, 
wie  die  Boden- Kommission  es  für  angemessen  erachten  mag, 
und  die  Boden-Kommission  kann  an  irgend  welche  Unter- 
kommission solche  von  den  durch  gegenwärtiges  Gesetz  der 
Boden-Kommission  ertheilten  Befugnissen,  die  auf  Appelle 
bezüglichen  ausgenommen,  übertragen,  wie  sie  es  für  ange- 
messen hält,  und  kann  von  Zeit  zu  Zeit  irgend  welche,  der- 
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gestalt    an    eine    Unterkommission    übertragenen   Befugnisse 
widerrufen,  ändern  oder  modifiziren. 

44.  Irgend  eine  durch  gegenwärtiges  Gesetz  der  Boden- 
Kommission  verliehene  Befugniss  oder  Amtshandlung,  zu 
deren  Vornahme  sie  dadurch  ermächtigt  wurde,  mit  Ausnahme 
der  Befugniss,  Appelle  zu  hören,  kann  durch  irgend  ein  ein- 
zelnes Mitglied  der  Boden-Kommission  oder  durch  irgend  eine 
Unterkommission  ausgeübt  oder  vorgenommen  werden,  mit 
der  Einschränkung,  dass  irgend  eine  durch  irgend  welchen 
Befehl  eines  einzelnen  Kommissärs  oder  durch  irgend  welchen 
Befehl  einer  Unterkommission  sich  beschwert  fühlende  Person 
verlangen  kann,  dass  ihr  Fall  von  allen  drei  Kommissären  in 
gemeinschaftlicher  Sitzung  aufs  neue  gehört  werde,  ausge- 
nommen in  dem  Falle  der  Krankheit  oder  unvermeidlichen 
Abwesenheit  irgend  eines  einzelnen  Kommissärs,  wann  irgend 
ein  solcher  Fall  durch  zwei  Kommissäre  in  gemeinschaftlicher 
Sitzung  gehört  werden  kann:  unter  dem  Vorbehalte,  dass 
keiner  von  diesen  beiden  Kommissären  der  Kommissär  ist, 
vor  welchem  der  Fall  ursprünglich  gehört  wurde. 

45.  Die  Boden-Kommission  kann  von  Zeit  zu  Zeit  mit 
der  Zustimmung  des  Lord-Lieutenant  einen  Sachwalter  und 
einen  Sekretär  und  solche  Beamten,  Agenten,  Schreiber  und 
Boten  ernennen  und  entlassen,  wie  sie  dieselben  mit  der  Zu- 
stimmung des  Schatzamtes  und  unter  Beobachtung  solcher 
Regulative,  wie  das  Schatzamt  von  Zeit  zu  Zeit  sie  vor- 
schreiben mag,  für  die  Zwecke  gegenwärtigen  Gesetzes  für 
nothwendig  erachtet. 

Sie  kann  ferner  mit  der  Zustimmung  des  Schatzamtes 
solche  Aktuare,  Feldmesser  und  andere  Personen  beschäftigen, 
wie  sie  dieselben  zu  dem  Zwecke,  um  die  Boden-Kommission 
zur  Ausführung  irgendwelcher  der  Bestimmungen  gegenwärtigen 
Gesetzes  in  den  Stand  zu  setzen,  für  angemessen  erachten  mag. 

46.  Es  soll  bezahlt  werden  an  jeden  der  nichtgericht- 
lichen Kommissäre  ein,  drei  Tausend  Pfund  pro  Jahr  nicht 
übersteigendes  Gehalt  und  an  die  Hülfskommissäre ,  den  Se- 
kretär, die  Beamten  und  an  die  anderen  oben  erwähnten 
Personen  solche  Gehälter  oder  Piemunerationen ,  wie  sie  der 
Lord  Lieutenant  mit  der  Zustimmung  des  Schatzamtes  be- 
stimmen mag. 

Die  Gehälter  der  nichtgerichtlichen  Kommissäre  und  der 
Hülfskommissäre  und  aller  von  der  Boden-Kommission  be- 
schäftigten Personen  und  alle  der  Boden-Kommission  bei  Aus- 
führung gegenwärtigen  Gesetzes  erwachsenden  Auslagen,  sofern 
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dafür  nicht  in  anderer  Weise  Vorkehrung  getroffen  ist,  sollen 
aus  vom  Parlamente  bewilligten  Geldern  bezahlt  werden. 

47.  Irgend  eine  Person,  welche  sich  durch  die  Entschei- 
dung eines  Civil-Bill-Court  mit  Bezug  auf  die  Erledigung 
irgend  einer  Angelegenheit  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  oder 
gemäss  dem  (irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetze  von 
1870  beschwert  fühlt,  kann  an  die  Boden-Kommission  appel- 
liren,  und  diese  Kommission  kann  die  Entscheidung  des 
Civil-Bill-Court  bestätigen,  abändern  oder  umstossen.  Alle 
gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  an  die  Boden-Kommission  ge- 
richteten Appelle  sollen  von  allen  drei  Kommissären  in  gemein- 
schaftlicher Sitzung  gehört  werden,  ausgenommen  im  Falle 
der  Krankheit  oder  unvermeidlichen  Abwesenheit  irgend  eines 
einzelnen  Kommissärs,  wo  dann  irgend  ein  Appell  durch  zwei 
Kommissäre,  von  denen  einer  der  gerichtliche  Kommissär  sein 
soll,  in  gemeinschaftlicher  Sitzung  gehört  werden  kann. 

Die  Boden -Kommission  kann  irgend  einen  Appell  in 
Dublin  erledigen  oder  kann  sich  an  irgend  einen  Ort  oder 
irgend  welche  Orte  in  Irland  begeben  zu  dem  Zwecke,  um 
von  Zeit  zu  Zeit  denselben  zu  eiledigen. 

Die  vierundzwanzigste  Sektion  des  (irischen)  Grundbesitzer- 
und Pächter-Gesetzes  von  1870  ist  hierdurch  widerrufen.  Alle 
gemäss  besagter  Sektion  zur  Zeit  des  Erlasses  gegenwärtigen 
Gesetzes  schwebenden  Appelle  werden  hierdurch  an  die  Boden- 
Kommission  übertragen;  und  alle  ferneren  bezüglichen  Pro- 
zeduren sollen  in  der  vorgeschriebenen  Weise  unternommen 
werden. 

48.  1)  Für  die  Zwecke  gegenwärtigen  Gesetzes  soll  die 
Boden-Kommission  volle  Befugniss  und  Jurisdiktion  haben, 
alle  Angelegenheiten,  gleichviel  ob  in  Bezug  auf  Gesetz  oder 
Thatsachen,  zu  hören  und  zu  entscheiden,  und  soll  in  der 
Ausübung  der  ihr  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  zustehenden 
Befugnisse  weder  durch  den  Befehl  ii-gend  eines  Gerichtshofes 
gehemmt  werden  können,  noch  sollen  irgend  welche  vor  ihr 
schwebenden  Prozeduren  durch  Certiorari*)  in  irgend  einen 
Gerichtshof  hinübergebracht  werden. 

2)  Die  Boden-Kommission  kann  nach  ihrem  eigenen  Er- 
messen  oder   soll   auf  das  Anstehen  irgend  einer  Partei  in 


*)  Certiorari  ist  ein  Befehl  eines  höheren  Gerichtshofes,  um  die 
Akten  von  einem  niedrigeren  Gerichtshof  einzufordern  oder  eine  vor 
letzterem  schwebende  Angelegenheit  behufs  der  Verhandlung  in  dem 
höheren  Gerichtshofe  hinwegzunehmen. 

W  i  SS,  Irische  Landakfe.  13 


194     Landgesetz-Akte  (für  Irland)  1881.    [44  u.  45  Vict.  CH.  49.] 

einer  vor  ihr  schwebenden  Prozedur,  es  sei  denn,  dass  sie 
solches  Anstehen  als  frivol  oder  vexatorisch  betrachtet,  in 
Bezug  auf  irgend  eine  aus  solchen  Prozeduren  entstehende 
Gesetzesfrage  befinden,  dass  ein  Zweifelfall  vorliegt,  und  den- 
selben zur  Erwägung  und  Entscheidung  an  Ihrer  Majestät 
Appellhof  in  Irland  verweisen. 

Die  Boden-Kommission  kann  ferner,  im  Falle  sie  es  für 
angemessen  erachtet,  irgend  einer  Partei,  welche  sich  durch 
die  Entscheidung  der  Boden-Kommission  in  irgend  welchen 
Prozeduren  beschwert  fühlt,  gestatten,  in  Bezug  auf  irgend 
eine  in  solchen  Prozeduren  auftauchende  Angelegenheit  an 
Ihrer  Majestät  Appellhof  in  Irland  zu  appelliren:  unter  dem 
Vorbehalte,  dass  kein  Appell  von  der  Boden-Kommission  an 
den  Appellhof  in  Irland  gestattet  werden  soll,  mit  Bezug  auf 
irgend  eine  hinsichtlich  des  Tlieils  V  gegenwärtigen  Gesetzes 
auftauchende  Angelegenheit  oder  in  Bezug  auf  irgend  eine 
Entscheidung  hinsichtlich  des  Betrages  einer  angemessenen 
Pacht  oder  irgend  einer  Frage  betreffs  Werthschätzung  oder 
Entschädigungssummen  oder  irgend  einer  der  Diskretion  der 
Boden-Commission  anheimgestellten  Angelegenheit, 

Die  Entscheidung  des  besagten  Appellhofes  über  irgend 
eine  solche,  dergestalt  an  ihn  verwiesene  Frage  soll  definitiv 
und  endgültig  sein. 

3)  Mit  Bezug  auf  die  folgenden  Angelegenheiten,  nämlich : 

a.  Erzwingung  des  Erscheinens  von  Zeugen  (nach  einem 
Angebote  ihrer  Auslagen),  der  mündlichen  oder  proto- 
kollarischen Vernehmung  von  Zeugen  und  der  Vorlegung 
von  Urkunden,  Büchern,  Papieren  und  Dokumenten ; 

b.  Erlass  irgend  welchen  Auftrages  für  die  Vernehmung  von 
Zeugen ; 

c.  Bestrafung  von  Personen,  welche  die  Zeugnissgabe  oder 
die  Vorlage  von  Dokumenten  verweigern  oder  sich  ach- 
tungswidrigen Betragens  in  Gegenwart  der  in  offenem 
Gerichtshofe  sitzenden  Boden -Kommission  oder  irgend 
welcher  Mitglieder  derselben  schuldig  machen,  und 

d.  Erlass  und  Durchführung  irgend  welchen  von  ihr  erlassenen 
Befehles  zu  dem  Zwecke,  um  die  Objekte  gegenwärtigen 
Gesetzes  zur  Ausführung  zu  bringen, 

soll  die  Boden-Kommission  alle  diejenigen  Befugnisse,  Rechte 
und  Privilegien  haben,  welche  die  Kanzlei-Abtheilung  des 
hohen  Gerichtshofes  in  Irland  für  dieselben  oder  ähnliche 
Zwecke  besitzt,  und  alle  Pi-ozeduren  vor  der  Boden- Kommission 


Landgesetz- Akte  (für  Irland)  1881.    [44  u.  45  Vict.  CH.  49.]     195 

sollen  in  gesetzlicher  Hinsicht  als  gerichtliche  Prozeduren  vor 
einem  Court  of  record*)  erachtet  werden. 

4)  Bei  Entscheidung  irgend  einer  auf  ein  Pachtgut  be- 
züglichen Frage  kann  die  Kommission  einen  unabhängigen 
Taxator  beauftragen,  ihr  seine  Ansicht  über  irgend  eine  An- 
gelegenheit zu  berichten,  bezüglich  deren  die  Kommission 
sich  an  einen  solchen  Taxator  zu  wenden  wünschen  mag;  ein 
solcher  Bericht  ist,  wenn  dies  so  verfügt  wird,  mit  einer  Aus- 
einandersetzung aller  derjenigen  Thatsachen  und  Umstände 
zu  begleiten,  welche  zu  dem  Zwecke  erforderlich  sind,  um 
die  Kommission  zur  Bildung  eines  Urtheils  über  das  Objekt 
solchen  Berichtes  in  Stand  zu  setzen.  Die  Kommission  kann 
nach  ihrem  Gutdünken  den  Bericht  eines  solchen  Taxators 
adoptiren  oder  nicht,  und  sie  kann  mit  Bezug  auf  die  hin- 
sichtlich eines  derartigen  Berichtes  ergangenen  Kosten  einen 
solchen  Befehl  erlassen,  wie  sie  ihn  für  billig  hält. 

5)  Die  Boden-Kommission  kann  irgend  einen  früher  von 
ihr  oder  irgend  einem  ihrer  Mitglieder  erlassenen  Befehl  oder 
Entscheid  revidiren,  abändern  oder  umstossen;  jedoch  soll, 
ausgenommen,  insoweit  durch  gegenwärtige  Akte  vorgesehen, 
jeder  Befehl  oder  Entscheid  der  besagten  Kommission  end- 
gültig sein:  vorbehalten  immer,  dass  irgend  ein  durch  drei 
Mitglieder  der  Boden-Kommission  erlassener  Befehl  oder  Ent- 
scheid nicht  revidirt,  umgestossen  oder  abgeändert  werden 
soll,  es  sei  denn  durch  drei  Mitglieder  der  Boden-Kommission. 

Nichts  in  gegenwärtiger  Sektion  Enthaltene  soll  die  Boden- 
Kommission  ermächtigen ,  irgend  eine  Frage  zu  entscheiden 
oder  irgend  welche  richterliche  Befugniss  auszuüben  in  Bezug 
auf  irgend  einen  Ankauf  eines  Besitzthums  durch  sie  oder 
den  Ankauf  eines  Pachtgutes  durch  die  Vermittlung  der 
Boden-Kommission. 

49»  Wenn  die  Boden -Kommission  oder  irgend  eine 
Unter-Kommission  Sitzungen  anderwärts  als  in  Dublin  hält, 
kann  die  Boden  -  Kommission  oder  Unter -Kommission  die 
gewöhnlich  für  Civil -Bill -Zwecke  oder  für  die  Abhaltung 
von  kleinen  Friedensgerichtssitzungen  gebrauchten  Gerichts- 


*)  Nach  Blackstone  ist  ein  court  of  record  derjenige,  dessen  Akte 
und  gerichtliche  Prozeduren  registrirt  werden.  Der  Inhalt  dieser  Regi- 
straturen steht  über  jeden  sonstigen  Beweis  erhaben.  Die  meisten  be- 
stehenden Gerichtshöfe  gehören  zu  den  courts  of  record;  die  hauptsäch- 
lichen Ausnahmen  bilden  die  Billigkeits-Gerichtshöfe  und  die  Gerichtshöfe 
mit  kanonischem  Recht. 
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gebäude  benutzen,  und  die  Beamten  der  Civil-Bill-Courts 
sollen  verpflichtet  sein,  in  der  vorgeschriebenen  Weise  und  zu 
den  vorgeschriebenen  Zeiten  den  Sitzungen  der  besagten 
Boden  -  Kommission  und  Unter -Kommissionen  beizuwohnen 
und  ähnliche  Obliegenheiten  auszuüben,  wie  die,  welche  sie 
in  dem  Falle  einer  Sitzung  des  Civil-Bill- Court  ausüben. 

50,.  1)  Die  Boden -Kommission  soll  von  Zeit  zu  Zeit 
Gesuchsformulare  und  "Weisungen  bezüglich  der  Art,  in  welcher 
Gesuche  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  zu  machen  sind,  ver- 
breiten und  kann  von  Zeit  zu  Zeit  mit  Bezug  auf  die  fol- 
genden Angelegenheiten  oder  irgend  eine  derselben  Regeln 
machen  und,  wenn  dieselben  gemacht  sind,  sie  aufheben,  ab- 
ändern oder  erweitern: 

a.  Das  Verfahren  bei  der  Gelegenheit  von  Verkäufen  gemäss 
gegenwärtigem  Gesetze ; 

b.  Das  Verfahren  bei  der  Gelegenheit  von  Gesuchen,  ge- 
richtliche Pachtbeträge  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze 
festzustellen,  und  der  Zurückziehung  solcher  Gesuche; 

e.  Das  Verfahren  im  Civil-Bill- Court  gemäss  gegenwärtigem 
Gesetze; 

d.  Die  Konsolidation  von  Fällen  und  die  Vereinigung  der 
Parteien,  die  Entscheidung  von  gewissen  Einzelpunkten 
abhängig  zu  machen; 

e)  Die  Sicherheit  (wenn  solche  überhaupt  verlangt  wird), 
welche  von  Gesuchstellern  oder  von  Personen  zu  geben 
ist,  die  mit  der  Kommission  in  geschäftliche  Verbindung 
treten ; 

f.  Das  Verfahren  in  Appellen  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze; 

g.  Das  Verfahren  in  Bezug  auf  Zweifelfälle,  welche  für  die 
Entscheidung  von  Ihrer  Majestät  Appellhof  in  Irland  ge- 
mäss gegenwärtigem  Gesetze  vorbehalten  werden; 

h.  Das  Verfahren  bei  der  Gelegenheit  von  Gesuchen  für 
Uebertragung  von  Prozessfällen  von  dem  Civil-Bill-Court 
an  die  Boden-Kommission  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze ; 

i.  Die  Befähigungen  und  die  amtliche  Stellung  von  Hülfs- 
Kommissären ; 

j.  Die  für  die  Zwecke  gegenwärtigen  Gesetzes  anzuwenden- 
den Formulare; 

k.  Die  Skala  von  Kosten  und  Gebühren,  welche  bei  der  Durch- 
führung gegenwärtigen  Gesetzes  anzurechnen  sind,  und  die 
Taxation  solcher  Kosten  und  Gebühren  und  die  Personen, 
durch  welche  oder  von  welchen,  und  die  Weise,  in  welcher 
solche  Kosten  und  Gebühren  zu  bezahlen  oder  in  Abzug 
zu  bringen   sind,   vorbehaltlich  indess  der  Genehmigung 
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des  Schatzamtes  bezüglich  der  Höhe  der  anzurechnenden 
Gebühren ; 

1.  Das  Erscheinen  und  die  Erfüllung  der  Obliegenheiten 
seitens  der  Beamten  des  Civil-Bill-Court  vor  der  Boden- 
Kommission  und  den  Unter  -  Kommissionen ,  wenn  sie 
Sitzungen  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  halten; 

m.  Die  Art,  in  welcher  Zustimmungen  seitens  der  Boden- 
Kommission  oder  irgend  eines  Grundbesitzers,  Pächters 
oder  einer  andern  Person  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze 
kundgethan  werden  können; 

n.  Die  Zustellung  von  Anzeigen  an  Hypothekengläubiger 
und  Interessenten  und  irgend  eine  andere  Materie,  be- 
züglich welcher  durch  gegenwärtiges  Gesetz  oder  irgend 
einen  Theil  irgend  eines  ihm  einverleibten  Gesetzes  die 
Erlassung  von  Vorschriften  verfügt  wird; 

o.  Bezüglich  irgend  einer  anderen  Materie  oder  Sache, 
gleichviel  ob  den  erwähnten  ähnlich  oder  nicht,  in  Hin- 
sicht auf  welche  es  der  Boden-Kommission  angezeigt  er- 
scheinen mag,  Kegeln  zum  Zwecke  der  Durchführung 
gegenwärtigen  Gesetzes  oder  irgend  eines  Theiles  irgend 
eines  ihm  einverleibten  Gesetzes  zu  machen. 

2)  Von  irgend  welchen  in  Verfolg  gegenwärtiger  Sektion 
gemachten  Regeln  soll  in  allen  Gerichtshöfen  von  Ihrer  Ma- 
jestät Gebieten  gerichtlich  Kenntniss  genommen  werden. 

3)  Irgend  welche  in  Verfolg  gegenwärtiger  Sektion  ge- 
machten Regeln  sollen  dem  Parlamente  vorgelegt  werden 
innerhalb  drei  Wochen,  nachdem  sie  gemacht  wurden,  wenn 
das  Parlament  alsdann  versammelt  ist,  und,  wenn  das  Par- 
lament alsdann  nicht  versammelt  ist,  innerhalb  drei  Wochen 
nach  dem  Anfang  der  nächstfolgenden  Parlamentssession; 
und  wenn  durch  eines  der  beiden  Häuser  des  Parlaments 
innerhalb  der  nächstfolgenden  Einhundert  Tage,  nachdem  das 
besagte  Haus  gesessen  hat,  Ihrer  Majestät  eine  Adresse  vor- 
gelegt wird  mit  der  Bitte,  dass  irgend  eine  derartige  Regel 
annullirt  werde,  kann  Ihre  Majestät  daraufhin  durch  Ge- 
heimrathsbefehl  dieselbe  annulliren,  und  die  solchergestalt 
annuUirte  Regel  soll  von  da  ab  nichtig  und  wirkungslos  sein, 
jedoch  ohne  Präjudiz  für  die  Gültigkeit  irgend  welcher  Pro- 
zeduren, welche  in  der  Zwischenzeit  auf  Grund  derselben 
unternommen  worden  sein  mögen. 

4)  Das  Gesetz  von  1879  über  Gebühren  bei  öffentlichen 
Aemtern  soll  auf  die  gemäss  gegenwärtigem  Gesetze  zahlbaren 
Gebühren  Anwendung  finden. 
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51.  Der  Erlass  von  Regeln  und  Befehlen  zur  Ordnung 
und  Regelung  der  Weise  der  Vollstreckung  von  Civil -Bill- 
Prozessen  behufs  Exmission  und  für  Eintreibung  von  Pacht 
wird  hierdurch  als  innerhalb  der  Vorschriften  der  neunund- 
siebenzigsten  Sektion  des  (irischen)  Gesetzes  von  1877  über 
Grafschafts  -  Beamte  und  -Gerichtshöfe  liegend  erklärt;  und 
ungeachtet  irgend  einer  anderen  gesetzlichen  Bestimmung 
soll  die  Vollstreckung  derartiger  Prozesse  in  der  durch  solche 
Regeln  oder  Befehle  vorgeschriebenen  Weise  gültig  und  ge- 
nügend sein. 

Wenn  immer  eine  Klagesache  für  die  Eintreibung  einer 
zwanzig  Pfund  nicht  überschreitenden  Pachtschuld  oder  für 
die  Wiedererlangung  von  Land,  sei  es  wegen  Nichtbezahlung 
von  Pacht  oder  wegen  Festhaltung  über  die  Zeit  hinaus,  bei 
dem  hohen  Gerichtshofe  in  Irland  in  irgend  einem  Falle  an- 
gebracht wird,  in  welchem  der  Kläger  in  solcher  Klagesache 
um  die  Erlangung  solcher  Pacht  oder  solchen  Landes  in 
einem  Civil-Bill-Court  hätte  klagen  können,  soll  der  Kläger 
in  solcher  Klagesache  keinen  Anspruch  auf  irgend  welche 
Kosten  haben,  es  sei  denn,  dass  der  Richter,  vor  welchem 
solche  Klagesache  verhandelt  wird,  oder  die  Gerichtsabthei- 
lung, welcher  solche  Klagesache  überwiesen  ist,  durch  Befehl 
den  besagten  Kläger  als  zu  Kosten  berechtigt  erklärt. 

53.  Vorbehaltlich  der  auf  Grund  gegenwärtigen  Gesetzes 
gemachten  Regeln  soll  es  der  Partei  in  irgend  einem  Ver- 
fahren vor  der  Boden  -  Kommission  oder  irgend  einer  ünter- 
kommission  oder  mit  der  Erlaubniss  solcher  Kommission  oder 
Unterkommission  dem  Vater  oder  Ehemanne  einer  solchen 
Partei  oder  einem  Sachwalter  bei  dem  höchsten  Gerichtshof 
in  Irland  (aber  nicht  einem  Sachwalter,  welcher  durch  erst- 
erwähnten Sachwalter  als  Advokat  bestellt  ist)  oder  einem  von 
solcher  und  für  solche  Partei  bestellten  und  durch  seinen  oder 
ihren  Sachwalter  instruirten  Barrister,  jedoch  ohne  irgend  ein 
Recht,  ausschliesslich  oder  zuerst  gehört  zu  werden,  gesetzlich 
zustehen,  zu  erscheinen  und  solche  Kommission  oder  Unter- 
kommission anzureden  und  den  Fall  vorbehaltlich  solcher 
Regeln  und  Regulative,  wie  sie  von  Zeit  zu  Zeit  vorgeschrie- 
ben werden  mögen,  zu  führen. 

53.  Keine  Person,  welche  Mitglied  der  Boden-Kommis- 
sion ist,  mit  Ausnahme  des  gerichtlichen  Kommissärs,  oder 
welche  Hülfskommissär  ist  oder  von  der  Boden  -  Kommission 
verwendet  wird,  soll  auf  Grund  solcher  Mitgliedschaft  oder 
Verwendung  irgend  ein  Recht  auf  Entschädigung,  Pensioni- 


I 
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rung  oder  eine  andere  Vergütung  bei  Abschaffung  des  Amtes 
oder  auf  andere  Weise  erlangen. 

54.  Keine  Person,  welche  ein  Mitglied  oder  ein  Be- 
amter der  Boden -Kommission  oder  ein  Hülfskommissär  ist, 
soll  während  der  Zeit,  dass  sie  ihr  Amt  bekleidet,  fähig  sein, 
als  Mitglied  des  Parlamentshauses  der  Gemeinen  gewählt  zu 
werden  oder  darin  zu  sitzen. 

55.  Die  Boden-Kommission  soll  einmal  in  jedem  Jahre 
nach  dem  Jahr  Ein  Tausend  acht  Hundert  einundachtzig 
einen  Bericht  bezüglich  ihrer  Prozeduren  gemäss  gegenwär- 
tigem Gesetze  an  den  Lord -Lieutenant  erstatten,  und  jeder 
derartige  Bericht  soll  dem  Parlamente  vorgelegt  werden. 

56.  Die  Boden-Kommission  soll  von  Zeit  zu  Zeit  in 
solcher  Form  und  zu  solchen  Zeiten,  wie  das  Schatzamt  von 
Zeit  zu  Zeit  verfügt,  Rechnungen  über  ihre  Einnahmen  und 
Ausgabe  aufstellen,  und  innerhalb  sechs  Monate  nach  dem 
Ablaufe  des  Jahres,  auf  welches  sich  die  Piechnungen  bezie- 
hen, soll  die  Boden-Kommission  dieselben  an  den  Controller 
und  Auditor-General  übersenden,  damit  sie  revidirt,  beschei- 
nigt und  über  sie  berichtet  werde,  in  Uebereinstimmung  mit 
den  von  Zeit  zu  Zeit  von  dem  Schatzamte  für  diesen  Zweck 
gemachten  Regulativen,  und  die  Rechnungen  nebst  den  darauf 
bezüglichen  Berichten  des  Controller  und  Auditor-General 
sollen  dem  Hause  der  Gemeinen  vorgelegt  werden  nicht 
später  als  drei  Monate  nach  dem  Datum,  an  welchem  sie  zur 
Revision  übersandt  wurden,  falls  das  Parlament  zur  Zeit  ver- 
sammelt ist,  und,  falls  es  nicht  versammelt  ist,  innerhalb  vier- 
zehn Tage  nach  dem  nächsten  Zusammentritt  des  Parlaments : 

unter  dem  Vorbehalte,  dass  die  gemäss  gegenwärtiger 
Sektion  von  dem  Schatzamte  gemachten  Regulative  dem 
Hause  der  Gemeinen  vorgelegt  werden  sollen  innerhalb  eines 
Monates  nach  dem  Datum  derselben,  wenn  das  Parlament 
alsdann  versammelt  ist,  und.  wenn  nicht,  dann  innerhalb  vier- 
zehn Tage  nach  dem  nächsten  Zusammentritt  des  Parla- 
mentes, und  dass  solche  Regulative  keine  Kraft  haben  sollen, 
bis  dass  sie  dreissig  Tage  lang  auf  dem  Tische  des  Hauses 
gelegen  haben. 
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T  h  e  i  I    VII. 

Definitionen,  Anwendung  des  Gesetzes  und  Vor- 
behalte. 

57.  Bti  der  Auslegung  gegenwärtigen  Gesetzes  sollen 
die  folgenden  Worte  und  Ausdrücke  die  ihnen  hierdurch  bei- 
gelegte Bedeutung  haben,  es  sei  denn,  dass  etwas  in  dem 
Zusammenhange  (Context)  vorhanden  ist,  was  ihr  wider- 
streitet, nämlich 

„Lord-Lieutenant"  schliesst  die  Lords-Richter  oder 
irgend  einen  anderen  zeitigen  Obersten  Statthalter  oder 
iigend  welche  anderen  zeitigen  Obersten  Statthalter  von 
Irland  ein; 

„Schatzamt"  bedeutet  die  Kommissäre  von  Ihrer  Ma- 
jestät Schatzamt; 

„Arbeits-Amt"  bedeutet  die  Kommissäre  für  öifentliche 
Arbeiten  in  Irland; 

„Grafschaft"  schliesst  einen  Bezirk  einer  Grafschaft 
ein ; 

„Pächterschafts-Kontrakt"  bedeutet  eine  Verpachtung 
oder  Vereinbarung  für  die  Verpachtung  von  Land  für  einen 
Zeitraum  von  Jahren  oder  für  Leben*)  oder  für  Leben**) 
und  Jahre  oder  von  Jahr  zu  Jahr; 

„Pächter"  bedeutet  eine  Person,  welche  Land  gemäss 
einem  Pächterschaftskontrakte  innehat ,  und  schliesst  die 
Kechtsnachfolger  eines  Pächters  ein. 

Wenn  der  Pächter  einen  Theil  seines  Pachtgutes  mit  der 
Zustimmung  seines  Grundbesitzers  unterverpachtet,  soll  er. 
ungeachtet  solchen  Unterverpachtens,  füi-  die  Zwecke  gegen- 
wärtigen Gesetzes  so  angesehen  werden,  als  hätte  er  noch 
das  Pachtgut  inne. 

„Grundbesitzer'-  bedeutet  den  unmittelbaren  Grund- 
besitzer oder  die  Person,  die  zur  Zeit  berechtigt  ist,  die 
Pachtbeti'äge  und  Erträgnisse  zu  empfangen  oder  Besitz  von 
dem  Lande  zu  nehmen,  welches  sein  Pächter  innehat, 
und  schliesst  die  Rechtsnachfolger  eines  Grundbesitzers  ein ; 
„Pachtgut"  bedeutet  während  der  Dauer  einer  Päch- 
terschaft ein  Stück  Land,  welches  ein  Pächter  eines  Grund- 
besitzers für  den  nämlichen  Zeitraum  und  gemäss  dem 
nämlichen   Pächterschaftskontrakte  innehat,   und    bedeutet 


")  Plural. 
*)  Plural. 
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bei  der  Beendigung  solcher  Pächterschaft  dasselbe,  von  der 
Pächterschaft  befreite  Stück  Land: 

„Pächterschaft"  bedeutet  das  Interesse  eines  Pächters 
und  seiner  Rechtsnachfolger  an  einem  Pachtgut  während 
der  Dauer  einer  Pächterschaft;  und  „Pachtbetrag  einer 
Pächterschaft"  bedeutet  den  zur  Zeit  durch  solchen  Päch- 
ter oder  einen  oder  mehrere  seiner  Nachfolger  zahlbaren 
Pachtbetrag: 

^gegenwärtige  Pächterschaft"  bedeutet  eine  zur  Zeit 
des  Erlasses  gegenwärtigen  Gesetzes  bestehende  oder  vor  dem 
ersten  Januar  Ein  Tausend  acht  Hundert  dreiundachtzig 
geschaffene  Pächterschaft  eines  Pachtgutes,  für  welches 
zur  Zeit  des  Erlasses  gegenwärtigen  Gesetzes  eine  Pächter- 
sehaft  bestand,  und  jede  Pächterschaft,  auf  welche  gegen- 
wärtiges Gesetz  Anwendung  findet,  soll  als  eine  gegenwär- 
tige Pächterschaft  erachtet  werden,  bis  das  Gegentheil 
bewiesen  ist: 

„zukünftige  Pächterschaft"  bedeutet  mit  der  vorbesag- 
ten Ausnahme  eine  nach  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes 
beginnende  Pächterschaft : 

„gewöhnliche  Pächterschaft"  bedeutet  eine  Pächter- 
sehaft,  auf  welche  gegenwärtiges  Gesetz  Anwendung  findet 
und  welche  nicht  eine,  statutarischen  Bedingungen  unter- 
worfene Pächterschaft  oder  eine  gerichtliche  Zeitverpach- 
tung oder  eine  feste  Pächterschaft  ist; 

„Verkauf",  „verkaufen"  und  verwandte  Wörter  schliessen 
Veräusserung  und  veräussern  mit  einem  oder  ohne  ein 
Werthäquivalent  ein ; 

„Exmission"  schliesst  Prozess  für  Wiedererlangung  von 
Land  ein ; 

„Ein  Besitzthum"  bedeutet  irgend  welche  Ländereien, 
welche  die  Boden- Kommission  durch  Befehl  für  geeignet 
erklärt,  als  besonderes  Besitzthum  für  die  Zwecke  gegen- 
wärtigen Gesetzes  angekauft  zu  werden; 

„Vorgeschrieben"  bedeutet  vorgeschrieben  durch  in 
Verfolg  gegenwärtigen  Gesetzes  gemachte  Regeln : 

„(Irische)  Gesetze  zur  Melioi'ation  von  Grundbesitz"  be- 
deutet die  Gesetze  der  Session  des  zehnten  und  eilften  Re- 
gierungsjahres  Ihrer  gegenwärtigen  Majestät,  Kapitel  zwei- 
unddreissig ,  betitelt  „Ein  Gesetz  zur  Erleichterung  der 
Melioration  von  Grundbesitz  in  Irland",  und  irgend  welche 
dasselbe  abändernden  oder  erweiternden  Gesetze. 
Irgend  welche  Wörter  oder  Ausdrücke  in  gegenwärtigem 
Gesetze,  welche  nicht  hierdurch  definirt  sind,  und  welche  in  dem 
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'(irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetz  von  1870  definirt 
sind,  sollen,  Avenn  nicht  irgend  etwas  in  dem  Zusammenhang 
(Kontexte)  gegenwärtigen  Gesetzes  dem  widerstreitet,  dieselbe 
Bedeutung  haben,  wie  in  dem  letzterwähnten  Gesetze  und  dem 
(irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetze  von  1870,  aus- 
genommen, insofern  als  dieselbe  durch  gegenwärtige;^  Gesetz 
ausdrücklich  umgeändert  oder  abgeändert  oder  damit  unver- 
einbar ist,  und  dieses  Gesetz  soll  zusammen  als  Ein  Gesetz 
ausgelegt  werden. 

58.  Gegenwärtiges  Gesetz  soll  mit  Ausnahme  desjenigen 
Theiles  desselben,  welcher  das  (irische)  Grundbesitzer-  und 
Pächter-Gesetz  von  1870  in  Bezug  auf  Entschädigung  für  Me- 
liorationen abändert ,  und  mit  Ausnahme  von  Theil  fünf 
gegenwärtigen  Gesetzes  keine  Anwendung  finden  auf  Pächter- 
sehaften  — 

1)  an  irgend  einem  Pachtgute,  welches  in  seinem  Cha- 
rakter nicht  der  Landwirthschaft  oder  Weidewirthschaft  oder 
theilweise  der  Landwirthschaft  und  theilweise  der  Weide- 
wirthschaft angehört;  oder 

2)  an  irgend  welchem  herrschaftlichen  Lande  oder  irgend 
welchem  Lande,  das  eine  home-farm*)  oder  einen  Theil  der- 
selben bildet,  oder  irgend  welchem,  gewöhnlich  „Stadt-Park" 
genannten,  an  irgend  eine  city  oder  Stadt  angrenzenden  oder 
nahe  dabei  gelegenen  Pachtgute,  welches  als  Nutzland  einen 
erhöhten  Werth  über  den  gewöhnlichen  Pachtwerth  von  als 
Ackerhof  benutztem  Lande  besitzt  und  welches  eine  in  einer 
solchen  city  oder  Stadt  oder  in  deren  Vorstädten  wohnende 
Person  innehat;  oder 

3)  an  irgend  einem  Pachtgute,  welches  verpachtet  ist, 
um  ganz  oder  hauptsächlich  zu  Weidezwecken  benutzt  zu 
werden,  und  gemäss  den  auf  die  Eigenthums-Einschätzung  be- 
züglichen Gesetzen  zu  einem  jährlichen  Werthe  von  nicht  weni- 
ger als  fünfzig  Pfund  eingeschätzt  ist;  oder 

4)  an  irgend  einem  Pachtgute,  welches  verpachtet  ist, 
um  ganz  oder  hauptsächlich  zu  Weidezwecken  benutzt  zu 
werden,  und  dessen  Pächter  nicht  wirklich  auf  demselben 
wohnt,  es  sei  denn,  dass  solches  Pachtgut  an  ein  Pachtgut, 
auf  welchem  solcher  Pächter  wirklich  wohnt,  angrenzt  oder 
gewöhnlich  damit  zusammen  benutzt  wird;  oder 


*)  Home-farm  ist  die  direkt  mit  dem  herrschaftlichen  Sitze  verbun- 
dene und  von  dem  Grundbesitzer  entweder  selbst  oder  durch  einen  Ver- 
walter betriebene  Meierei. 
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5)  an  irgend  einem  Pachtgute,  welches  der  Pächter  aus 
dem  Grunde  innehat,  weil  er  ein  gedungener  Arbeiter  oder 
ein  gedungener  Diener  ist;  oder 

6)  an  irgend  einer  Verpachtung  zur  Einzelernte,  oder 
zum  Zwecke  der  Weideberechtigung  oder  für  zeitweilige  Ab- 
weidung; oder 

7)  an  irgend  einem  Pachtgute,  welches  dem  Pächter 
während  seines  Verbleibens  in  irgend  einem  Amte,  irgend 
einer  Anstellung  oder  Beschäftigung  oder  zu  zeitweiliger  Be- 
quemlichkeit oder  zur  Begegnung  eines  zeitweiligen  Bedürf- 
nisses, sei  es  des  Grundbesitzers  oder  des  Pächters,  verpach- 
tet ist:  unter  dem  Vorbehalte,  dass  irgend  welche  derartige 
nach  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  vorgenommene  Ver- 
pachtung durch  schriftlichen  Vertrag  stattfinden  soll,  der  den 
Zweck ,  für  welchen  solche  Verpachtung  vorgenommen  wird, 
ausdrücken  soll; 

8)  an  irgend  welcher,  einen  halben  Acre  nicht  über- 
steigenden Landzutheilung  zu  einem  ländlichen  Wohnhause; 

9)  an  irgend  welchem  „Kirchenland",  wie  dies  durch  das 
Gesetz  des  achtunddreissigsten  und  neununddreissigsten  Re- 
gierungsjahres von  Victoria,  Capitel  zweiundvierzig,  defi- 
nirt  ist  und  welches  gegenwärtig  oder  zukünftig  von  irgend 
welchen  „kirchlichen  Personen",  wie  sie  durch  dasselbe  Gesetz 
definirt  werden,  innegehabt  oder  eingenommen  wird,  und 
keine  solche  kirchliche  Person  soll  in  Bezug  auf  solches 
Kirchenland  berechtigt  sein,  irgend  welchen  Anspruch  auf 
Entschädigung  gemäss  irgend  einer  der  Bestimmungen  des 
(irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter-Gesetzes  von  1870  oder 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  machen. 

59.  Wenn  es  bei  dem  gemeinschaftlichen  Ansuchen  des 
Grundbesitzers  und  des  Pächters  irgend  eines  Pachtgutes, 
welches  gemäss  dem  auf  die  Einschätzung  steuerbaren  Eigen- 
thums  in  Irland  bezüglichen  Gesetze  zu  einer,  dreissig  Pfund 
pro  Jahr  nicht  übertsteigenden  Summe  eingeschätzt  ist,  dem 
Gerichtshofe  erscheint,  — 

dass  der  Pächter  die  ganze  Pacht  (oder  eine  solche 
Summe,  wie  sie  der  Grundbesitzer  als  das  Aequivalent  der 
ganzen  anzunehmen  gewillt  sein  mag)  bezahlt  hat,  die  in 
Bezug  auf  das  Jahr  der  Pächterschaft  zahlbar  ist,  welches 
an  dem,  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  zunächst  vor- 
hergehenden Termintage  abläuft,  und  dass  frühere  Rück- 
stände geschuldet  werden,  so  kann  die  Boden-Kommission 
in  Bezug  auf  solche  frühere  Rückstände  einen  Vorschuss 
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von  einer  Summe  machen,  welche  einen  einjährigen  Pacht- 
betrag des  Pachtgutes  nicht  überschreitet  und  die  Hälfte 
der  früheren  Rückstände  nicht  überschreitet,  und  darauf- 
hin soll  der  Gerichtshof  durch  Befehl  erklären,  dass  das 
Pachtgut  zu  belasten  ist  mit  der  Rückzahlung  des  Vor- 
schussses  an  die  Boden-Kommission  durch  eine  Renten- 
belastung, welche  halbjährlich  während  fünfzehn  Jahre  von 
dem  in  dem  Befehle  bezeichneten  Datum  zahlbar  und  nach 
dem  Satze  von  acht  Pfund  zehn  Schilling  jährlich  für  je 
hundert  Pfund  des  Vorschusses  berechnet  ist. 

Wann  immer,  im  Falle  eines  seit  dem  ersten  Mai  Ein 
Tausend  acht  Hundert  und  achtzig  wegen  Nichtbezahlung 
von  Pacht  exmittirten  Pächters,  der  Grundbesitzer  darein- 
willigt, einen  solchen  Pächter  unter  den  in  gegenwärtiger 
Sektion  auseinandergesetzten  Bedingungen  wieder  einzu- 
setzen, soll  gegenwärtige  Sektion  Anwendung  finden,  als 
ob  solcher  Pächter  nicht  von  seinem  Pachtgut  exmittirt 
worden  wäre. 

Die  durch  den  Befehl,  wie  vorbemeldet,  erklärte  Be- 
lastung soll  vor  allen  das  Pachtgut  berührenden  Belastungen 
Priorität  haben,  ausgenommen  Erbzins  und  Kronrente  und 
Summen,  welche  an  die  Kommissäre  für  öffentliche  Arbeiten 
oder  die  Kommissäre  der  Kirchengüter  in  Irland  zahlbar 
sind,  und  der  zeitige  Grundbesitzer  des  Pachtgutes  soll  an 
die  Boden-Kommission  die  zur  Zeit  schuldige  Summe  auf 
Rechnung  jener  Rentenbelastung  bezahlen. 

Jeder  halbjährliche  Betrag  einer  solchen  Rentenbelastung 
soll  als  ein  Zusatz  zu  der  halbjährlichen  Pacht  des  Pacht- 
gutes (sei  diese  eine  gerichtliche  Pacht  oder  nicht),  welche 
von  dem  Pächter  an  den  Grundbesitzer  geschuldet  wird,  er- 
achtet werden  und  kann  durch  den  Grundbesitzer  dem  ent- 
sprechend eingetrieben  werden. 

Auf  den  Erlass  des  voi-bemeldeten  Befehls  des  Gerichts- 
hofes mit  Bezug  auf  iigend  ein  Pachtgut  hin  sollen  alle 
Pachtrückstände,  welche  in  Hinsicht  auf  dieses  Pachtgut  an 
oder  vor  dem,  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  zunächst  vor- 
hergehenden Termintage  geschuldet  werden,  als  vollständig 
entlastet  erachtet  werden. 

Der  Grundbesitzer  und  der  Pächter  können  vereinbaren, 
dass  irgend  welche  Pacht,  welche  durch  den  Pächter  während 
der,  dem  Erlasse  gegenwärtigen  Gesetzes  unmittelbar  vorher- 
gehenden zwölf  Monate  bezahlt  worden  ist ,  für  die  Zwecke 
gegenwärtiger  Sektion  so  angesehen  werden  soll,  als  ob  sie 
in  Bezug  auf  die  für  das  damals  laufende   Jahr  geschuldete 


Landgesetz- Akte  (für  Irland)  1881.    [44  u.  45  Vict.  CH.  49.]  205 

Pacht  bezahlt  worden  sei  und  nicht  in  Bezug  auf  Pacht- 
rückstände. 

Wenn  Pachtrückstände  mit  Bezug  auf  ein  Pachtgut  an 
eine  oder  mehrere  Personen  ausser  dem  Grundbesitzer  ge- 
schuldet werden,  soll  der  von  der  Boden-Kommission  gemäss 
gegenwärtiger  Sektion  gemachte  Vorschuss  von  dem  Gerichts- 
hofe unter  die  dazu  berechtigten  Personen  pro  rata  vertheilt 
werden. 

Ein  Ansuchen  um  einen  Vorschuss  gemäss  gegenwärtiger 
Sektion  soll  nicht  nach  dem  achtundzwanzigsten  Februar 
Ein  Tausend  acht  Hundert  zweiundachtzig  gemacht  werden. 

Die  Unterlassung  oder  Weigerung,  sei  es  durch  den 
Grundbesitzer  oder  den  Pächter  irgend  eines  Pachtgutes,  sich 
dem  andern  in  der  Erlangung  eines  Darlehens  von  der  Boden- 
Kommission  gemäss  gegenwärtiger  Sektion  anzuschliessen, 
soll  kein  anderes  Ansuchen  oder  keine  andere  Prozedur  prä- 
judiciren,  welche  jeder  von  beiden  gemäss  gegenwärtigem 
Gesetze  oder  dem  (irischen)  Grundbesitzer-  und  Pächter- Gesetze 
von  1870  in  Bezug  auf  das  Pachtgut  machen  oder  beginnen 
kann. 

Die  Boden-Kommission  kann  Vorschüsse  für  den  Zweck 
gegenwärtiger  Sektion  aus  irgend  welchen  Geldern  machen, 
die  zur  Zeit  für  die  Zwecke  gegenwärtigen  Gesetzes  in  ihren 
Händen  sind. 

Die  Boden-Kommission  soll  zu  solcher  Zeit  nach  dem 
Ablauf  jeglicher  Periode  von  zwölf  Monaten,  wie  das  Schatz- 
amt dies  von  Zeit  zu  Zeit  bestimmen  mag,  eine  Rechnung 
aufstellen,  welche  für  die  besagte  Periode  von  zwölf  Monaten 
den  Betrag  all  derjenigen,  ihr  in  Bezug  auf,  an  sie  gemäss 
gegenwärtiger  Sektion  zahlbare  Rentenbelastungen  geschul- 
deten Zahlungen  nachweist,  welche  sie  beim  Ablauf  der  be- 
sagten Periode  nicht  hatte  eintreiben  können  (in  gegenwär- 
tiger Sektion  wird  darauf  als  auf  rückständige  Bezahlungen 
Bezug  genommen),  und  die  Kommissäre  der  Kirchengüter  in 
Irland  sollen  aus  irgend  welchen  ihnen  zur  Verfügung  stehen- 
den Geldern  der  Boden-Kommission  irgend  welche  Summen 
bezahlen  ^  welche  gemäss  solcher  Rechnung  als  der  Boden- 
Kommission  geschuldet  erscheinen.  Irgend  eine  solche  Be- 
zahlung durch  die  Kommissäre  der  Kirchengüter  in  Irland 
soll  keine,  gegenüber  der  Boden- Kommission  in  Bezug  auf 
irgend  welche  rückständigen  Bezahlungen  in  Schuld  befindliche 
Person  entlasten,  und  es  soll  die  Pflicht  der  Boden-Kommission 
sein,  irgend  welche  Prozeduren,  welche  ihr  angerathen  wer- 
den, für  die  Eintreibung  rückständiger  Zahlungen   zu  unter- 
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nehmen  und  den  Kommissären  der  Kirchengüter  in  Irland 
irgend  welche  dergestalt  beigetriebenen  Summen  zurückzu- 
bezahlen. 

60,  Irgend  ein  Ansuchen,  welches  ein  Pächter  durch 
gegenwärtiges  Gesetz  an  den  Gerichtshof  zu  stellen  ermächtigt 
ist,  soll,  falls  es  an  den  Gerichtshof  bei  der  ersten  Gelegen- 
heit, wo  dieser  nach  dem  Erlass  gegenwärtigen  Gesetzes  sitzt, 
gestellt  wird,  dieselbe  Wirkung  haben,  als  wenn  es  an  dem 
Tage  gestellt  worden  wäre,  an  welchem  gegenwärtiges  Gesetz 
in  Kraft  tritt;  und  irgend  ein,  auf  solches  Ansuchen  hin  er- 
lassener Befehl  soll  von  der  nämlichen  Wirkung  sein,  als 
wenn  er  an  dem  Tage  erlassen  worden  wäre,  an  welchem 
gegenwärtiges  Gesetz  in  Kraft  tritt,  es  sei  denn,  dass  der  Ge- 
richtshof anderweitig  verfügt;  und  die  Person,  durch  welche 
solches  Ansuchen  gestellt  wird,  soll,  falls  der  Gerichtshof  es 
für  billig  erachtet,  in  derselben  Lage  sein  und  in  Bezug  auf 
ihre  Pächterschaft  dieselben  Rechte  haben,  in  welchen  sie  sich 
befunden  hätte  und  welche  sie  gehabt  hätte,  wenn  das  An- 
suchen an  dem  Tage  gestellt  worden  wäre,  an  welchem  ge- 
genwärtige Gesetz  in  Kraft  tritt. 

61.  Gegenwärtiges  Gesetz  soll  keine  Anwendung  auf 
England  oder  Schottland  finden. 

63«  Gegenwärtiges  Gesetz  kann  zu  allen  Zwecken  als 
das  Landgesetz  (für  Irland)  von  1881  angeführt  werden. 


Land  Law  (Ireland)  Act,  1881. 

[44  &  45  Vict.     CH.  49.] 


Arrangement  of  Sections. 

Part  I. 

Ordinary  Conditions   of  Tenancies. 

Section. 

1.  Sale  of  tenancies. 

2.  Prohibition  of  subdividing  and  subletting. 

3.  Devolution  of  tenancies. 

4.  Increase  of  rent   to  attract  statutory  conditions   or  enhance  price 

on  sale. 

5.  Incidents  of  tenancy  subject  to  statutory  conditions. 

Amendment   of  Law  as  to   Compensation  for 
Disturbance. 

6.  Repeal  of  33  &  34  Vict.  c.  46  s.  3.  (in  part),  and  s.  13. 

Amendment   of  Law  as.  to   Compensation  for 
Improvements. 

7.  Amendment  of  83  &  34  Vict.  c.  46    as  to  compensation  for  im- 

provements. 

P  a  r  t    II. 

Intervention  of  Court. 

S.    Determination  by  court  of  rent  of  present  tenancies. 

9.  Equities   to   be   administered   by  court  between   landlord    and 

tenant. 

Part    III. 

Exclusion  of  Act  by  Agreement. 
Judicial  Leases. 

10.  Lease  approved   l)y  court  during  its  continuance  to  exclude  pro- 

visions of  the  Act. 


208        Land  Law  (Ireland)  Act,  1881.    [44  &  45  Vict.    CH.  49.] 

Section. 

Fixed  Tenancies. 

11.  Present  ordinary  tenancy  converted  into  fixed  tenancy. 

12.  Conditions  of  fixed  tenancy. 

Part    IV. 

Provisions  Supplemental  to  Preceding  Parts. 

Miscellaneous. 

1.3.  Regulations  as  to  sales  and  application  to  court  to  fix  rent. 

14.  Limited  administration  for  purposes  of  sale. 

15.  Provision  for  determination  of  estate  of  immediate  landlord. 

16.  Provision  as  to  certain  small  tenancies. 

17.  Provision  as  to  certain  claims  of  pasturage  and  turbary. 

18.  Letting  for  labourers   cottages  not  to  be  within  the  restrictions 

of  Act. 

19.  Power  of  court,  on  application  for  the  determination  of  a  judicial 

rent,  to  impose  conditions  as  to  labourers  cottages. 

20.  Rules  as  to  determination  of  tenancy. 

21.  Provisions  as  to  existing  leases. 

Extent  of  Power  to  contract  out  of  Act. 

22.  Contracts  inconsistent  with  Act,  how  far  void. 

Limited  Owner. 

23.  Powers  of  limited  owner. 

Part   V. 

Acquisition  of  Land  by  Tenants,  Reclamation 
of  Land  and  Emigration. 

Acquisition   o^  Land  by  Tenants. 

24.  Advances  to  tenants  by  commission  for  purchase  of  holdings. 

25.  Power  to   limited   owner  to  sell  holding  and  leave  one-fourth  of 

price  of  holding  on  mortgage. 

26.  Purchase  of  estates  by  commission  and  resale  in  parcels  to  tenants. 

27.  Sale  to  public  of  parcels  not  purchased  by  tenants. 

28.  Terms  of  repayment  of  advances  made  by  commission. 

29.  Provision  as  to  purchases  and  sales  by  land  commission. 

30.  Conditions  annexed  to  holdings  whilst  subject  to  advances. 

Reclamation  of  Land  and  Emigration. 

81.    Reclamation  of  land. 
32.    Emigration. 

Supplemental  Provisions. 

88.     Supply  of  money  to  land  commission  for  purposes  of  Act. 

84.  Proceedings  of  commission. 

85.  Transfer  of  purchase  powers  of  Board  of  Works  to  land  com- 

mission. 
36.    Rule  as  to  fixing  percentages,  purchase  moneys,  &c. 
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Section. 

Part  VI. 

Court  and  Land  Commission. 

Description  of  Court   and  Proceedings. 

37.  Court  to  mean  civil  bill  court. 

38.  Incorporation  of  certain  provisions  of  33  &  34  Vict.  c.  46. 

39.  Exceptional  provisions  for  certain  officers. 

Arbitration. 

40.  Reference  to  arbitration. 

Appointment  and  Proceedings  of  Land  Commission. 

41.  Constitution  of  land  commission. 

42.  Incorporation  of  commission. 

43.  Appointment  of  assistant  commissioners. 

44.  Quorum  of  commission. 

45.  Appointment  of  officers. 

46.  Salaries  of  commission. 

47.  Appeal  to  land  commission. 

48.  Powers  of  commission. 

49.  Power  for  land  commission  and  sub-commissioners  to  employ  offi- 

cers and  servants  of  civil  bill  court. 

50.  Rules  for  carrying  Act  into  effect. 

51.  Service  of  civil  bill  processes  and  limitation  of  costs. 

52.  Appearance  of  parties  before  commission  and  sub-commission. 

53.  Existence  of  land  commission  not  to  create  vested  interests. 

54.  Disqualification  for  seat  in  Parliament. 

55.  Annual  report  by  land  commission. 

56.  Audit  of  account  of  land  commission. 

Part  VII. 

Definition,  Applications  of  Act  and  Savings. 

57.  Definitions. 

58.  Tenancies,  to  which  the  Act  does  not  apply. 

59.  Arrears  of  rent,  how  dealt  with. 

60.  Saving  in  case  of  inability  to  make'  immediate  application  to  court. 

61.  Application  of  Act. 

62.  Short  title  of  Act. 
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Chapter  49. 

An  Act  to  further  amend  the  Law  relating  to  the  Occupa- 
tion and  Ownership  of  Land  in  Ireland,  and  for  other 
purposes  relating  thereto.  [22nd  August  18bl.] 

Be  it  enacted  by  the  Queen's  most  Excellent  Majesty,  by  and  with 
the  advice  and  consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal,  and  Com- 
mons, in  this  present  Parliament  assembled,  and  by  the  authority  of 
the  same,  as  follows: 

Part  I. 

Ordinary  Conditions  of  Tenancies. 

1.  The  tenant  for  the  time  being  of  every  holding,  not  herein- 
after specially  excepted  from  the  provisions  of  this  Act,  may  sell  his 
tenancy  for  the  best  price  that  can  be  got  for  the  same,  subject  to  the 
following  regulations  and  subject  also  to  the  provisions  in  this  Act  con- 
tained with  respect  to  the  sale  of  a  tenancy  subject  to  statutory  con- 
ditions : 

1)  Except  with  the  consent  of  the  landlord,  the  sale  shall  be  made 
to  one  person  only; 

2)  The  tenant  shall  give  the  prescribed  notice  to  the  landlord  of 
his  intention  to  sell  his  tenancy; 

3)  On  receiving  such  notice  the  landlord  may  purchase  the  tenancy 
for  such  sum  as  may  be  agreed  upon,  or  in  the  event  of  disagreement 
may  be  ascertained  by  the  court  to  l>e  the  true  value  thereof; 

4)  Where  the  tenant  shall  agree  to  sell  his  tenancy  to  some  other 
person  than  the  landlord,  he  shall,  upon  informing  the  landlord  of  the 
name  of  the  purchaser,  state  in  writing  therewith  the  consideration  agi'eed 
to  be  given  for  the  tenancy; 

5)  If  the  tenant  fails  to  give  the  landlord  the  notice  or  inform- 
ation required  by  the  foregoing  sub-sections,  the  court  may,  if  it  think 
fit  and  that  the  just  interests  of  the  landlord  so  require,  declare  the  sale 
to  be  void; 

6)  Where  the  tenancy  is  sold  to  some  other  person  than  the  land- 
lord, the  landlord  may  within  the  prescribed  period  refuse  on  reasonable 
grounds  to  accept  the  purchaser  as  tenant; 

In  case  of  dispute  the  reasonableness  of  the  landlord's  refusal 
shall  be  decided  by  the  court:  provided,  that  the  landlord's  objection  shall 
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be  conclusive  in  the  case  of  any  tenancy  in  a  holding  where  the  perma- 
nent improvements  in  respect  of  which,  if  made  by  the  tenant  or  his 
predecessors  in  title,  the  tenant  would  have  been  entitled  to  compen- 
sation under  the  provisions  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act, 
1870,  as  amended  by  this  Act,  have  been  made  by  the  landlord  or  his 
predecessors  in  title,  and  have  been  substantially  maintained  by  the  land- 
lord and  his  predecessors  in  title,  and  not  by  the  tenant  or  his  prede- 
cessors in  title; 

7)  Where  the  tenancy  is  subject  to  any  such  conditions  as  are  in 
this  Act  declared  to  be  statutory  conditions,  and  the  sale  is  made  in 
consequence  of  proceedings  by  the  landlord  for  the  purpose  of  reco- 
vering possession  of  the  holding  by  reason  of  the  breach  of  any  of  such 
conditions,  the  court  shall  grant  to  the  landlord  out  of  the  purchase 
moneys  payment  of  any  debt,  including  arrears  of  rent,  due  to  him  by 
the  tenant  and  compensation  by  way  of  damages  for  any  injury  he  may 
have  sustained  from  the  tenant  by  breach  of  any  of  such  conditions, 
except  the  condition  relating  to  the  payment  of  reut; 

8)  Where  permanent  improvements  on  a  holding  have  been  made 
by  the  landlord  or  his  predecessors  in  title  solely  or  by  him  or  them 
jointly  with  the  tenant  or  his  predecessors  in  title,  or  have  been  paid 
for  by  the  landlord  or  his  predecessors  in  title,  and  the  landlord,  on  the 
application  of  the  tenant,  consents  that  his  property  in  such  improvements 
shall  be  sold  along  with  the  tenancy,  and  the  same  is  so  sold  accordingly, 
the  purchase  money  shall  be  apportioned  by  the  court  as  between  the 
landlord's  property  in  such  improvements  and  the  tenancy,  and  the  part 
of  tne  purchase  money  so  found  to  represent  the  landlord's  property  in 
such  improvements  (but  subject  to  any  set-off  claimed  by  the  tenant) 
shall  be  paid  to  the  landlord;  and  such  improvements  so  sold  shall  be 
deemed  to  have  been  made  by  the  purchaser  of  the  tenancy; 

9)  Where  a  tenant  sells  his  tenancy  to  any  person  other  than  the 
landlord,  the  landlord  may  at  any  time  within  the  prescribed  period  give 
notice  both  to  the  outgoing  tenant  and  to  the  purchaser  of  any  sums 
which  he  may  clainr  from  the  outgoing  tenant  for  arrears  of  rent  or  other 
breaches  of  the  contract  or  conditions  of  tenancy.    And 

a)  If  the  outgoing  tenant  does  not  within  the  prescribed  period  give 
notice  to  tbe  purchaser  that  he  disputes  such  claims  or  any  of  them, 
the  purchaser  shall  out  of  the  purchase  moneys  pay  the  full  amount 
thereof  to  the  landlord;  and 

b)  If  the  outgoing  tenant  disputes  such  claims  or  any  of  them,  the 
purchaser  shall  out  of  the  purchase  moneys  pay  to  the  landlord  so 
much  (if  any)  of  such  claims  as  the  outgoing  tenant  admits,  and  pay 
the  residue  of  the  amount  claimed  by  the  landlord  into  court  in  the 
prescribed  manner. 

Until  the  pui'chaser  has  satisfied  the  requirements  of  this  sub-section, 
it  shall  not  be  obligatory  on  the  landlord^  to  accept  the  purchaser  as 
his  tenant; 

10)  Where  any  purchase  money  has  been  paid  into  court  it  shall 
be  lawful  for  the  landlord  and  also  for  the  outgoing  tenant  and  for  the 
purchaser  respectively  to  make  applications  to  the  court  in  respect  of 
such  purchase  money;  and  the  court  shall  hear  and  determine  such 
applications,  and  make  such  order  or  orders  thereupon  as  to  the  court 
may  seem  just; 

14* 
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11)  A  tenant  who  has  sold  his  tenancy  on  any  occasion  of  quitting 
his  holding  shall  not  be  entitled  on  the  same  occasion  to  receive  com- 
pensation for  either  disturbance  or  improvements;  and  a  tenant  who  has 
received  compensation  for  either  disturbance  or  improvements  on  any 
occasion  of  quitting  his  holding  shall  not  be  entitled  on  the  same  occa- 
sion to  sell  his  tenancy; 

12)  The  tenant  of  a  holding  subject  to  the  Ulster  tenant  -  right 
custom  or  to  a  usage  corresponding  to  the  Ulster  tenant-right  custom 
may  sell  his  tenancy  either  in  pursuance  of  that  custom  or  usage,  or  in 
pursuance  of  this  section,  but  he  shall  not  be  entitled  to  sell  partly 
under  the  custom  or  usage  and  partly  under  the  provisions  of  this 
section ; 

13)  If  the  tenant  of  a  tenancy  subject  to  the  Ulster  tenant-right 
custom  or  to  a  usage  corresponding  to  the  Ulster  tenant-right  custom 
sells  his  tenancy  in  pursuance  of  this  section,  the  tenancy,  unless 
purchased  by  the  landlord,  shall  continue  to  be  subject  to  such  custom 
or  usage; 

14)  "Where  a  sale  of  a  tenancy  is  made  under  a  judgment  or  other 
process  of  law  against  the  tenant,  or  for  the  payment  of  the  debts  of 
the  deceased  tenant,  the  sale  shall  be  made  in  the  prescribed  manner, 
subject  to  the  conditions  of  this  section,  so  far  as  the  same  are  applicable; 

15)  Any  sum  payable  to  the  landlord  out  of  the  purchase  moneys 
of  the  tenancy  under  this  section  shall  be  a  first  charge  upon  the  pur- 
chase moneys; 

16)  A  landlord,  on  receiving  notice  of  an  intended  sale  of  the 
tenancy,  may,  if  he  is  not  desirous  of  purchasing  the  tenancy  otherwise 
than  as  a  means  of  securing  the  payment  of  any  sums  due  to  him  for 
arrears  of  rent  or  other  breaches  of  the  contract  or  conditions  of  tenancy, 
give  notice  within  the  prescribed  time  of  the  sum  claimed  by  him  in 
respect  of  such  arrears  and  breaches,  such  sum  failing  agreement  between 
the  landlord  and  tenant  to  be  determined  by  the  court,  and  should  the 
tenant  determine  to  proceed  with  the  sale,  may  claim  to  purchase  the 
tenancy  for  such  sum  if  no  purchaser  is  found  to  give  the  same  or  a 
greater  sum;  and  the  landlord,  if  no  purchaser  be  found  within  the  pre- 
scribed time  to  give  the  same  or  a  greater  sum,  shall  be  adjudged  the 
pui chaser  of  the  tenancy  at  that  sum. 

2.  The  tenant  from  year  to  year  of  a  tenancy  to  which  this  Act 
applies  shall  not,  without  the  consent  of  the  landlord  in  writing,  sub- 
divide his  holding  or  sublet  the  same  or  any  part  thereof. 

Agistment  or  the  letting  of  land  for  the  purpose  of  temporary 
depasturage,  or  the  letting  in  conacre  of  land  for  the  purpose  of  its  being 
solely  used  and  which  shall  be  solely  used  for  the  grovnng  of  potatoes 
or  other  green  crops,  the  land  being  properly  manured,  shall  not  be 
deemed  a  subletting  for  the  purposes  of  this  Act. 

3.  "Where  the  tenant  of  a  tenancy  to  which  this  Act  applies  has 
bequeathed  his  tenancy  to  one  person  only,  and  the  personal  represen- 
tatives of  the  tenant  have  assented  to  the  bequest,  such"  person  shall 
have  the  same  claim  to  be  accepted  as  tenant  by  the  landlord  as  if  the 
tenancy  had  been  sold  to  him  by  the  testator. 

Where  the  tenant  of  any  such  tenancy  has  bequeathed  his  tenancy 
to  more  than  one  person  or  dies  intestate,  then,  if  his  personal  represen- 
tatives serve  notice  on  the  landlord  nominating  some  one  of  the  legatees 
or  persons  entitled  under  the  Statutes  of  Distribution  to  his  personal 
estate,  to  succeed  to  the  tenancy,  such  person  shall  have  the  same  claim 
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to  be  accepted  bj'  the  landlord  as  if  the  tenancy  had  been  sold  to  him 
by  the  testator  or  intestate,  and  in  default  of  such  notice  the  personal 
representatives  shall,  if  the  landlord  requires  a  sale  to  be  made,  within 
twelve  months  after  the  death  of  the  tenant  sell  the  tenancy,  and  in  case 
of  their  default  the  landlord  may  sell  the  same  under  the  direction  of 
the  court. 

Where  the  tenant  of  a  tenancy  dies  intestate  and  without  leaving 
any  person  entitled  to  his  personal  estate,  or  any  part  thereof,  such 
tenancy  shall  pass  to  the  landlord,  subject,  however,  to  the  debts  and 
liabilities  of  the  deceased  tenant. 

4.  AMiere  the  landlord  demands  an  increase  of  rent  from  the  tenant 
of  a  present  tenancy  (except  where  he  is  authorised  by  the  court  to  in- 
crease the  same  as  hereafter  in  this  Act  mentioned)  or  demands  an  in- 
crease of  rent  from  the  tenant  of  a  future  tenancy  beyond  the  amount 
fixed  at  the  beginning  of  such  tenancy,  then, 

1)  Where  the  tenant  accepts  such  increase,  until  the  expiration  of 
a  term  of  fifteen  years  from  the  time  when  such  increase  was  made  (in 
this  Act  referred  to  as  a  statutory  term)  such  tenancy  shall  (if  it  so  long 
continues  to  subsist)  be  deemed  to  be  a  tenancy  subject  to  statutory 
conditions,  with  such  incidents  during  the  continuance  of  the  said  term 
as  are  in  this  Act  in  that  behalf  mentioned; 

2)  Where  the  tenant  of  any  future  tenancy  does  not  accept  such 
increase  and  sells  his  tenancy,  the  same  shall  be  sold  subject  to  the  in- 
creased rent,  and  in  addition  to  the  price  paid  for  the  tenancy  he  shall 
be  entitled  to  receive  from  his  landlord  the  amount  (if  any)  by  which  tue 
court  may,  on  the  application  of  the  landlord  or  tenant,  decide  the 
selling  value  of  his  tenancy  to  have  been  depreciated  below  the  amount 
■which  would  have  been  such  selling  value  if  the  rent  had  been  a  fair 
rent,  together  with  such  further  sum  (if  any)  as  the  court  may  award  in 
respect  of  his  costs  and  expenses  in  effecting  such  sale; 

3)  Where  the  tenant  does  not  accept  such  increase  and  is  compelled 
to  quit  the  tenancy  by  or  in  pursuance  of  a  notice  to  quit,  but  does 
not  sell  the  tenancy,  he  shall  be  entitled  to  claim  compensation  as  in  the 
case  of  disturbance  by  the  landlord; 

4)  The  tenant  of  a  present  tenancy  may  in  place  of  accepting  or 
declining  such  increase  apply  to  the  court  in  manner  hereafter  in  this 
Act  mentioned  to  have  the  rent  fixed. 

o.  A  tenant  shall  not,  during  the  continuance  of  a  statutory  term 
in  his  tenancy,  be  compelled  to  pay  a  higher  rent  than  the  rent  payable 
at  the  commencement  of  such  term,  and  shall  not  be  compelled  to  quit 
the  holding  of  which  he  is  tenant,  except  in  consequence  of  the  breach, 
of  some  one  or  more  of  the  conditions  following  (in  this  Act  referred 
to  as  statutory  conditions);  that  is  to  say, 

1)  The  tenant  shall  pay  his  rent  at  the  appointed  time; 

2)  The  tenant  shall  not,  to  the  prejudice  of  the  interest  of  the 
landlord  in  the  holding,  commit  persistent  waste  by  the  dilapidation  of 
buildings  or,  after  notice  has  been  given  by  the  landlord  to  the  tenant 
not  to  commit  or  to  desist  from  the  particular  waste  specified  in  such 
notice,  by  the  deterioration  of  the  soil; 

3)  The  tenant  shall  not,  without  the  consent  of  his  landlord  in 
writing,  subdivide  his  holding  or  sublet  the  same  or  any  part  thereof,  or 
erect  or  suffer  to  be  erected  thereon,  save  as  in  this  Act  provided,  any 
dwelling-house  otherwise  than  in  substitution  for  those  already  upon  the 
holding  at  the  time  of  the  passing  of  this  Act: 
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Agistment  or  the  letting  of  laud  for  the  purpose  of  temporary 
depasturage,  or  the  letting  in  conacre  of  land  for  the  purpose  of  its  being 
solely  used  and  which  shall  be  solely  used  for  the  growing  of  potatoes 
or  other  green  crops,  the  land  being  properly  manured,  shall  not  be 
deemed  a  subletting  for  the  purposes  of  this  Act. 

4)  The  tenant  shall  not  do  any  act  whereby  his  tenancy  becomQß 
vested  in  an  assignee  in  bankruptcy; 

5)  The  landlord,  or  any  person  or  persons  authorised  by  him  in 
that  behalf  (he  or  they  making  reasonable  amends  and  satisfaction  for 
any  damage  to  be  done  or  occasioned  thereby),  shall  have  the  right  to 
enter  upong  the  holding  for  any  of  the  purposes  following  (that  is 
to  say): 

Mining  or  taking  minerals,   or  digging  or  searching  for  minerals; 
Quarrying   or  taking   stone,  marble,  gravel,  sand,   brick  clay,   fire 
clay,  or  slate; 

Cutting  or  taking  timber  or  turf,  save  timber  and  other  trees 
planted  by  the  tenant  or  his  predecessors  in  title,  or  that  may  be 
necessary  for  ornament  or  shelter,  and  save  also  such  turf  as  may  be 
required  for  the  use  of  the  holding; 

Opening  or  making  roads,  fences,  drains  and  watercourses; 
Passing  and  re-passing  to  and  from  the  sea  shore  with  or  without 
horses   and  carriages   for   exercising   any  right    of  property   or  royal 
franchise  belonging  to  the  landlord; 

Viewing  or  examining  at  reasonable  times  the  state  of  the  holding 
and  all  buildings  or  improvements  thereon; 

Hunting,  shooting,  fishing,  or  taking  game  or  fish,  and  if  the  land- 
lord at  the  commencement  of  the  statutory  term  so  requires,  then  as 
between  the  landlord  and  tenant  the  right  of  shooting  and  taking  game, 
and  of  fishing  and  taking  fish  shall  belong  exclusively  to  the  landlord, 
subject  to  the  provisions  of  the  Ground  Game  Act,  1880,  and  the  pro- 
visions of  the  Act  twenty-seventh  and  twenty  -  eighth  Victoria,  chapter 
sixty-seven,  shall  extend  .where  such  right  of  shooting  and  taking  game 
belongs  exclusively  to  the  landlord  as  though  such  exclusive  right  were 
reserved  by  the  landlord  to  himself  by  deed.  The  word  „game'"  for 
the  purposes  of  this  subsection  means  hares,  rabbits,  pheasants,  par- 
tridges, quails,  landrails,  grouse,  woodcock,  snipe,  wild  duck,  widgeon, 
and  teal; 

And  the  tenant  shall  not  persistently  obstruct  the  landlord,  or  any 
any  person  or  persons  authorised  by  him  in  that  behalf  as  aforesaid,  in 
the  exercise  of  any  right  conferred  by  this  subsection. 

During  the  continuance  of  a  statutory  term,  all  mines  and  minerals, 
coals  and  coal  pits,  subject  to  such  rights  in  respect  thereof  as  the 
tenant,  under  the  contract  of  tenancy  subsisting  immediately  before  the 
commencement  of  the  statutory  term,  was  lawfully  entitled  to  exercise, 
shall  be  deemed  to  be  exclusively  reserved  to  the  landlord; 

6)  The  tenant  shall  not  on  his  holding,  without  the  consent  of  his 
landlord,  open  any  house  for  the  sale  of  intoxicating  liquors. 

Nothing  contained  in  this  section  shall  prejudice  or  aflfect  any 
ejectment  for  nonpayment  of  rent  instituted  by  a  landlord  whether  before 
or  after  the  commencement  of  a  statutory  term,  in  respect  of  rent  accrued 
due  for  a  holding  before  the  commencement  of  such  term. 

During  the  continuance  of  a  statutory  term  in  a  tenancy,  save  as 
herein-after  provided,  the  court  may,  on  the  application  of  the  landlord 
and  upon  being  satisfied  that  he  is  desirous  of  resuming  the  holding  or 
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part  thereof  for  some  reasonable  and  sufficient  purpose  having  re- 
lation to  the  good  of  the  holding  or  of  the  estate,  including  the  use  of 
the  ground  as  building  ground,  or  for  the  benefit  of  the  labourers  in 
respect  of  cottages,  gardens,  or  allotments,  or  for  the  purpose  of  making 
grants  or  leases  of  sites  tor  churches  or  other  places  of  religious  worship, 
schools,  dispensaries,  or  clergymen's  or  schoolmasters  residences,  authorise 
the  resumption  thereof  by  the  landlord  upon  such  conditions  as  the 
court  may  think  fit,  and  require  the  tenant  to  sell  his  tenancy  in  the 
whole  or  such  part  to  the  landlord  upon  such  terms  as  may  be  approved 
by  the  court,  including  full  compensation  to  the  tenant. 

Provided,  that  the  rent  of  any  holding  subject  to  statutory  condi- 
tions may  be  increased  in  respect  of  capital  laid  out  by  the  landlord 
under  agreement  with  the  tenant  to  such  an  amount  as  may  be  agreed 
upon  between  the  landlord  and  tenant 

Amendment    of  Law   as    to   Compensation  for  Disturbance. 

6.  There  shall  be  repealed  so  much  of  section  three  of  the  Land- 
lord and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  as  provides  for  the  scale  of  com- 
pensation, and  so  much  of  the  same  section  as  declares  that  in  no  case 
shall  the  compensation  exceed  the  sum  of  two  hundred  and  fifty  pounds, 
and  so  much  of  the  same  section  as  declares  that  a  tenant  in  a  higher 
class  of  the  scale  may  at  his  option  claim  compensation  under  a  lower 
class,  and  so  much  of  the  same  section  as  prohibits  tenants  of  holdings 
valued  at  such  sums  as  are  in  the  said  section  mentioned,  and  making 
such  claims  for  compensation  for  disturbance  as  are  in  the  said  section 
mentioned,  from  being  entitled  to  make  separate  or  additional  claims  for 
improvements  other  than  permanent  buildings  and  reclamation  of  waste 
land,  and  the  said  section  three  shall  hereafter  be  read  as  if  from  such 
section  were  omitted  the  words  ,,for  the  loss  which  the  court  shall  find 
to  be  sustained  by  him  by  reason  of  quitting  his  holding,"  so  that  the 
said  section  shall  be  read  as  providing  that  the  tenant  therein  mentioned 
shall  be  entitled  to  such  compensation  as  the  court,  in  view  of  all  the 
circumstances  of  the  case,  shall  think  just,  subject  to  the  scale  of  com- 
pensation herein-after  mentioned. 

The  compensation  payable  under  the  said  section  three  in  the  case 
of  a  tenant  disturbed  in  his  holding  by  the  act  of  a  landlord  after 
the  passing  of  this  Act  shall  be  as  follows  in  the  case  of  hol- 
dings — 

Where  the  rent  is  thirty  pounds  or  under,  a  sum  not  exceeding 
seven  years  rent; 

"Where  the  rent  is  above  thirty  pounds  and  not  exceeding  fifty 
pounds,  a  sum  not  exceeding  five  years  rent; 

Where  the  rent  is  above  fifty  pounds  and  not  exceeding  one  hun- 
dred pounds,  a  sum  not  exceeding  four  years  rent; 

Where  the  rent  is  above  one  hundred  pounds  and  not  exceeding 
three  hundred  pounds,  a  sum  not  exceeding  three  years  rent; 

Where  the  rent  is  above  three  hundred  pounds  and  not  exceeding 
five  hundred  pounds,  a  sum  not  exceeding  two  years  rent; 

Where  the  rent  is  above  five  hundred  pounds,  a  sura  not  exceeding 
one  year's  rent. 

Any  tenant  in  a  higher  class  of  the  scale  may,  at  his  option,  claim 
compensation  under  a  lower  class,  provided  such  compensation  shall  not 
exceed  the  sum  to  which  he  would  be  entitled  under  such  lower  class 
on  the  assumption  that  the  rent  of  his  holding  was  reduced  to  the  sum 
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(or   where  two   sums   are  mentioned,   the  higher  sum)  stated  in  such 
lower  class. 

From  and  after  the  passing  of  this  Act  the  thirteenth  section  of 
the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  shall  be  and  the  same  is 
hereby  repealed. 

Amendment   of  Law  as  to  Compensation  for  Improvements. 

7.  A  tenant  on  quitting  the  holding  of  which  he  is  tenant  shall 
not  be  deprived  of  his  right  to  receive  compensation  for  improvements 
under  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  by  reason  only  of 
the  determination  by  surrender  or  otherwise  of  the  tenancy  subsisting  at 
the  time  when  such  improvements  were  made  by  such  tenant  or  his 
predecessors  in  title,  and  the  acceptance  by  him  or  them  of  a  new 
tenancy. 

Where  in  tracing  a  title  for  the  purpose  of  obtaining  compensation 
for  improvements,  it  appears  that  an  outgoing  tenant  has  surrendered 
his  tenancy  in  order  that  some  other  person  may  be  accepted  by  the 
landlord  as  tenant  in  his  place,  and  such  other  person  is  so  accepted  as 
tenant,  the  outgoing  tenant  shall  not  be  precluded  from  being  deemed 
the  predecessor  in  title  of  the  incoming  tenant  by  reason  only  of  such 
surrender  of  tenancy  by  him. 

The  court,  in  adjudicating  on  a  claim  for  compensation  for  impro- 
vements made  before  any  such  change  of  tenancy  or  of  tenants,  shall 
take  into  consideration  all  the  circumstances  under  which  such  change 
took  place,  and  shall  admit,  reduce,  or  disallow  altogether  such  claim  as 
to  the  court  may  seem  .just. 

A  flax  scutching  mill  otherwise  suitable  to  the  holding  on  which 
it  is  erected  shall  not  be  deemed  to  be  unsuitable  to  the  holding  on  which 
it  is  erected  by  reason  only  that  it  is  available  for  purposes  beyond 
those  of  the  holding  on  which  it  is  situate. 


Part   II. 

Intervention  of  Court. 

S.  1)  The  tenant  of  any  present  tenancy  to  which  this  Act  applies, 
or  such  tenant  and  the  landlord  jointly,  or  the  landlord,  after  having 
demanded  from  such  tenant  an  increase  of  rent  which  tlae  tenant  has 
declined  to  accept,  or  after  the  parties  have  otherwise  failed  to  come  to 
an  agreement,  may  from  time  to  time  during  the  continuance  of  such 
tenancy  apply  to  the  court  to  fix  the  fair  rent  to  be  paid  by  such  tenant 
to  the  landlord  for  the  holding,  and  thereupon  the  court,  after  hearing 
the  parties,  and  having  regard  to  the  interest  of  the  landlord  and  tenant 
respectively,  and  considering  all  the  circumstances  of  the  case,  holding, 
and  district,  may  determine  what  is  such  fair  rent. 

2)  The  rent  fixed  by  the  court  (in  this  Act  referred  to  as  the  ju- 
dicial rent)  shall  be  deemeä  to  be  the  rent  payable  by  the  tenant  as  from 
the  period  commencing  at  the  rent  day  next  succeeding  the  decision  of 
the  court. 

3)  Where  the  judical  rent  of  any  present  tenancy  has  been  fixed  by 
the  court,  then,  until  the  expiration"  of  a  term  of  fifteen  years  from  the 
rent  day  next  succeeding  the  day  on  which  the  determination  of  the 
court  has  been  given  (in  "this  Act  referred  to  as  a  statutory  term),  such 
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present  tenancy  shall  (if  it  so  long  continue  to  subsist)  be  deemed  to  be 
a  tenancy  subject  to  satutory  conditions,  and  having  the  same  incidents 
as  a  tenancy  subject  to  statutory  conditions  consequent  on  an  increase 
of  rent  by  a  landlord,  with  this  modification,  that,  during  the  statutory 
term  in  a  present  tenancy  consequent  on  the  first  determination  of  a  ju- 
dicial rent  of  that  tenancy  by  the  court,  application  by  the  landlord  to 
authorise  the  resumption  of  the  holding  or  part  thereof  by  him  for  some 
purpose  having  relation  to  the  good  of  the  holding  or  of  the  estate,  shall 
not  be  entertained  by  the  court,  unless  — 

a.  Such  present  tenancy  has  arisen  at  the  expiration  of  a  judicial  lease, 
or  of  a  lease  existing  at  the  time  of  the  passing  of  this  Act,  and 
originally  made  for  a  term  of  not  less  than  thirtj-one  years;  or 

b.  It  is  proved  to  the  satisfaction  of  the  court  that  before  the  passing 
of  this  Act  the  reversion  expectant  on  the  determination  of  a  lease 
of  the  holding  was  purchased  by  the  landlord  or  his  predecessors  in 
title  with  the  view  of  letting  or  otherwise  disposing  of  the  land  for 
building  purposes  on  the  determination  of  such  lease,  and  that  it  is 
bona  fide  required  by  him  for  such  purpose. 

4)  Where  an  application  is  made  to  the  court  under  this  section 
jn  respect  of  any  tenancy,  the  court  may,  if  it  think  fit,  disallow  such 
application  where  the  court  is  satisfied  that  on  the  holding  in  which  such 
tenancy  subsists  the  permanent  improvements  in  respect  of  which,  if 
made  by  the  tenant  or  his  predecessors  in  title,  the  tenant  would  have 
been  entitled  to  compensation  under  the  provisions  of  the  Landlord  and 
Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  as  amended  by  this  Act,  have  been  made  by 
the  landlord  or  his  predecessors  in  title,  and  have  been  substantially 
maintained  by  the  landlord  and  his  predecessors  in  title,  and  not  made 
or  acquired  by  the  tenant  or  his  predecessors  in  title. 

5)  On  the  occasion  of  any  application  being  made  to  the  court 
under  this  section  to  fix  a  judicial  rent  in  respect  of  any  holding  which 
is  not  subject  to  the  Ulster  tenant-right  custom,  or  an  usage  correspon- 
ding to  the  Ulster  tenant-rigt  custom,  the  landlord  and  tenant  may  agree 
to  fix,  or  in  the  case  of  dispute  the  court  may  fix,  on  the  application 
of  either  landlord  or  tenant,  a  specified  value  for  the  tenancy;  and, 
where  such  value  has  been  fixed,  then  if  at  any  time  during  the  con- 
tinuance of  the  statutory  term  the  tenant  gives  notice  to  the  landlord  of 
his  intention  to  sell  the  tenancy,  the  landlord  may  purchase  the  tenancy 
on  payment  to  the  tenant  of  the  amount  of  the  value  so  fixed ,  together 
with  the  value  of  any  improvements  made  by  the  tenant  since  the  time 
at  which  such  value  was  fixed,  but  subject  to  deduction  in  respect  of 
any  damage  caused  by  dilapidation  of  buildings  or  deterioration  of  soil 
since  the  time  at  which  the  value  was  so  fixed. 

6)  Subject  to  rules  made  under  this  Act,  the  landlord  and  tenant 
of  any  present  tenancy,  to  which  this  Act  applies,  may,  at  any  time  if 
such  tenancy  is  not  subject  to  a  statutory  term,  or  if  the  tenancy  is 
subject  to  a  statutory  term,  then  may,  during  the  last  twelwe  months  of  such 
term,  by  writing  under  their  hands,  agree  and  declare  what  is  then  the 
fair  rent  of  the  holding;  and  such  agreement  and  declaration  on  being 
filed  in  Court  in  the  prescribed  manner,  shall  have  the  same  eflect  and 
consequences  in  all  respects  as  if  the  rent  so  agreed  on  were  a  judicial 
rent  fixed  by  the  court  under  the  provisions  of  this  Act. 

7)  A  further  statutory  term  shall  not  commence  until  the  expiration 
of  a  preceding  statutory  terra,  and  an  alteration  of  judicial  rent  shall 
not  take  place  at  less  intervals  than  fifteen  years. 
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8)  During  the  currency  of  a  statutory  term  an  application  to  the 
» ourt  to  determine  a  judicial  rent  shall  not  be  made  except  during  the 
last  twelve  months  of  the  current  statutory  term. 

9)  No  rent  shall  be  allowed  or  made  payable  in  any  proceedings 
under  this  Act  in  respect  of  improvements  made  by  the  tenant  or  his 
predecessors  in  title,  and  for  which,  in  the  opinion  of  the  court,  the 
tenant  or  his  predecessors  in  title  shall  not  have  been  paid  or  otherwise 
compensated  by  the  landlord  or  his  predecessor  in  title. 

10)  The  amount  of  money  or  money's  worth  that  may  have  been 
paid  or  given  for  the  tenancy  of  any  holding  by  a  tenant  or  his  prede- 
cessors in  title,  otherwise  than  to  the  landlord  or  his  predecessors  in 
title,  shall  not  of  itself,  apart  from  other  considerations,  be  deemed  to 
be  a  ground  for  reducing  or  increasing  the  rent  of  such  holding. 

9.  Where  the  court,  on  the  hearing  of  an  application  of  either 
landlord  or  tenant  respecting  any  matter  under  this  Act,  is  of  opinion 
that  the  conduct  of  either  landlord  or  tenant  has  been  unreasonable,  or 
that  the  one  has  unreasonably  refused  any  proposal  made  by  the  other, 
the  court  may  do  as  follows: 

It  may  refuse  to  accede  to  the  application,  or  may  accede  to  the 
same,  subject  to  conditions  to  be  performed  by  either  landlord  or  tenant, 
or  may  impose  on  either  party  to  the  application  the  payment  of  the 
costs  or  the  greater  part  of  the  costs  of  any  proceedings,  and  generally 
may  make  such  order  in  the  matter  as  the  court  thinks  most  consistent 
with  justice. 


Part   III. 

Exclusion  of  Act  by  Agreement. 
Judicial  Leases. 

10.  The  landlord  and  tenant  of  any  ordinary  tenancy  and  the 
landlord  and  proposed  tenant  of  any  holding  to  which  this  Act  applies, 
which  is  not  subject  to  a  subsisting  tenancj-,  may  agree,  the  one  to  grant 
and  the  other  to  accept  a  lease  for  a  term  of  thirty-one  years  or  upwards 
(in  this  Act  referred  to  as  a  judicial  lease),  on  such  conditions  and  con- 
taining such  provisions  as  the  parties  to  such  lease  may  mutually  agree 
upon,  and  such  lease,  if  sanctioned  by  the  court,  after  considering  the 
interest  of  the  tenant,  and  where  such  'lease  is  made  by  a  limited  owner, 
the  interest  of  all  persons  entitled  to  any  estate  or  interest  in  the  hol- 
ding subsequent  to  the  estate  or  interest  of  such  limited  owner,  shall 
be  deemed  to  be  substituted  for  the  former  tenancy,  if  any,  in  the  hol- 
ding; and  the  tenancy  shall  during  the  continuance  of  such  lease  be 
regulated  by  the  provisions  of  that  lease  alone,  and  shall  not  be  deemed 
to  be  a  tenancy  to  \vhich  this  Act  applies. 

At  the  expiration  of  a  judicial  lease  made  to  the  tenant  of  a  present 
tenancy  and  for  a  term  not  exceeding  sixty  years  the  lessee  shall  be 
deemed  to  be  the  tenant  of  a  present  ordinary  tenancy  trom  year  to  year 
at  the  rent  and  subject  to  the  conditions  of  the  lease,  so  far  as  such 
conditions  are  applicable  to  such  tenancy. 

Fixed  Tenancies. 

11.  The  landlord  and  tenant  of  any  tenancy  may  agree  that  such 
tenancy  shall  become  a  lixed  tenancy   within  the  meaning   of  this  Act, 
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and  such  fixed  tenancy  upon  being  established  shall  be  substituted  for 
the  tenancy  previsously  existing  in  the  holding,  and  shall  not  be  deemed 
to  be  a  tenancy  to  which  this  Act  applies. 

12.  A  fixed  tenancy  shall  be  a  tenancy  held  upon  such  conditions 
as  may  be  agreed  upon  between  the  landlord  and  tenant  establishing 
such  tenancy,  and  in  the  case  of  a  landlord  who  is  a  limited  owner  the 
court  shall  approve  after  considering  the  interest  of  all  persons  entitled 
to  any  estate  or  interest  in  the  holding  subsequent  to  the  estate  or  in- 
terest of  such  limited  owner,  subject  to  the  following  restrictions;  that 
is  to  say: 

1)  The  tenant  shall  pay  a  fee-farm  rent  which  may  or  may  not  be 
subject  to  re-valuation  by  the  court  at  such  intervals  of  not  less  than 
fifteen  years  as  may  be  agreed  upon  betvieen  the  landlord  and  tenant, 
the  rent  on  any  such  re-valuation  being  such  as  the  court,  after  hearing 
the  parties ,  and  having  regard  to  the  interests  of  the  landlord  and 
tenant  respectively,  and  considering  all  the  circumstances  of  the  case, 
holding,  and  district,  shall  determine  to  be  fair;  and 

2)  The  tenant  shall  not  be  compelled  to  quit  his  holding  except  on 
breach  of  some  one  or  more  of  the  conditions  in  this  Act  declared  to  be 
statutory  conditions. 


Part    IV. 

Provisions  Supplemental   to  preceding  Parts. 

Miscellaneous. 
13.  1)  Where  proceedings  are  or  have  been  taken  by  the  landlord 
to  compel  a  tenant  to  quit  his  holding,  the  tenant  may  sell  his  tenancy 
at  any  time  before  but  not  after  the  expiration  of  six  months  from  the 
execution  of  a  writ  or  decree  for  possession  in  an  ejectment  for  non- 
payment of  rent  and  at  any  time  before  but  not  after  the  execution  of 
such  writ  or  decree  in  any  ejectment  other  than  for  nonpayment  of  rent; 
and  any  such  tenancy  so  sold  shall  be  and  be  deemed  to  be  a  subsisting 
tenancy  notwithstanding  such  proceedings,  without  prejudice  to  the  land- 
lord's rights,  in  the  event  of  the  said  tenancy  not  being  redeemed  within 
said  period  of  six  months;  and,  if  any  judgment  or  decree  in  ejectment 
has  been  obtained  before  the  passing  of  this  Act,  such  tenant  may  Mithin 
the  same  periods  respectively  apply  to  the  court  to  fix  the  judicial  rent 
of  the  holding;  but  subject  to  the  provisions  herein  contained  such  appli- 
cation shall  not  invalidate  or  prejudice  any  such  judgment  or  decree, 
which  shall  remain  in  full  force  and  effect. 

2)  Where  the  sale  of  any  tenancy  is  delayed  by  reason  of  any  ap- 
plication being  made  to  the  court  or  for  any  other  reasonable  cause, 
the  court  may,  on  the  application  of  the  tenant,  and  on  such  terms  and 
conditions  as  the  court  may  direct,  enlarge  the  time  during  which  the 
tenant  may  exercise  his  power  of  sale,  or  in  case  of  ejectment  for  non- 
payment of  rent  redeem  the  tenancy. 

3)  Where  any  proceedings  for  compelling  the  tenant  of  a  present 
tenancy  to  quit  his  holding  shall  have  been  taken  before  or  after  an 
application  to  fix  a  judicial  rent  and  shall  be  pending  before  such  appli- 
cation is  disposed  of,  the  court  before  which  such  proceedings  are  pen- 
ding shall  have  power,  on  such  terms  and  conditions  as  the  court  may 
direct,  to  postpone  or  suspend  such  proceedings  until  the  termination  of 
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the  proceedings  on  the  application  for  such  judicial  rent;  and  the  pen- 
dency of  any  such  proceedings  for  compelling  the  tenant  to  quit  his 
holding  shall  not  interfere  with  the  power  of  the  court  to  fix  such 
rent,  or  with  any  right  of  the  tenant  resulting  from  the  rent  heing  so 
fixed;  and  in  such  case  any  order  made  by  the  court  for  fixing  the  rent 
shall  operate  in  the  same  manner  as  if  such  order  had  been  made  on 
the  day  of  the  date  of  application. 

Provided,  that  proceedings  shall  not  be  taken  by  a  landlord  to 
compel  a  tenant  to  quit  his  holding  for  breach  of  any  statutory  condition, 
save  as  follows: 

a.  Where  the  condition  broken  is  a  condition  relating  to  payment  of 
rent,  then  by  ejectment  subject  to  the  provisions  of  the  statutes  re- 
lating to  ejectment  for  nonpayment  of  rent;  and 

b.  "Where  the  condition  broken  is  any  other  statutory  condition,  then 
by  ejectment  founded  on  notice  to  quit. 

4)  Where  a  notice  to  quit  is  served  by  a  landlord  upon  a  tenant 
for  the  purpose  of  compelling  the  tenant  to  quit  his  holding  dui'ing  the 
continuance  of  a  statutory  term  in  his  tenancy  in  consequence  of  the 
breach  by  the  tenant  of  any  statutory  condition  other  than  the  condition 
relating  to  payment  of  rent,  the  tenant  may,  at  any  time  before  the  com- 
mencement of  an  ejectment  founded  on  such  notice  to  quit,  apply  to  the 
land  commission,  and  after  the  commencement,  or  at  the  hearing  of  any 
such  ejectment,  may  apply  to  the  court  in  which  the  ejectment  is  brought, 
for  an  order  restraining  the  landlord  from  taking  further  proceedings 
to  enforce  such  notice  to  quit. 

If  the  land  commission  or  court  to  which  such  application  is  made 
are  of  opinion,  that  adequate  satisfaction  for  the  breach  of  such 
condition  can  be  made  by  the  payment  of  damages  to  the  landlord,  and 
that  the  tenant  may  justly  be  relieved  from  the  liability  to  be  compelled 
to  quit  his  holding  in  consequence  ot  such  breach ,  the  commission  or 
court  may  make  an  order  restraining  fui'ther  proceedings  on  the  notice 
to  quit,  upon  the  payment  by  the  tenant  of  such  sum  for  damages  as 
they  shall  then,  or  after  due  inquiry,  award  to  the  landlord  in  satis- 
faction for  the  breach  of  the  statutorj-  condition,  together  with  the  costs 
incurred  by  the  landlord  in  respect  to  the  notice  to  quit  and  the  pro- 
ceedings subsequent  thereto. 

If  the  land  commission  or  court  are  of  opinion,  that  no  appreciable 
damage  has  accrued  to  the  landlord  from  the  breach  of  such  condition, 
and  that  the  tenant  may  justly  be  relieved  as  aforesaid,  they  may  make 
an  order  restraining  further  proceedings  on  the  notice  to  quit,  upon  such 
terms  as  to  costs  as  they  may  think  just. 

5)  The  service  of  a  notice  to  quit,  to  enforce  which  no  proceedings 
ai'e  taken  by  the  landlord,  or  the  proceedings  to  enforce  which  are  re- 
strained by  the  court,  shall  not  operate  to  determine  the  tenancy. 

6)  A  tenant  compelled  to  quit  his  holding  during  the  continuance 
of  a  statutory  term  in  his  tenancy,  in  consequence  of  the  breach  by  the 
tenant  of  any  statutory  condition,  shall  not  be  entitled  to  compensation 
for  disturbance. 

14.  The  court  on  being  satisfied  that  the  tenant  of  any  holding 
within  the  jurisdiction  of  the  court  has  died,  and  that  the  tenancy  of 
such  tenant  ought  to  be  sold  under  this  Act,  and  that  there  is  no  legal 
personal  representative  of  such  tenant,  or  no  legal  personal  representative 
whose  services  are  available  for  the  purpose  of  selling  the  tenancy,  may, 
on  such  terms   and   conditions,   if  any,   as   they  may  think  fit,   appoint 
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any  proper  person  to  be  administrator  of  the  deceased  tenant,  limited  to 
the  purposes  of  such  sale,  and  such  limited  administrator  shall,  for  the 
purpose  of  selling  the  tenancy,  represent  the  deceased  tenant  in  the  same 
manner  as  if  the  tenant  had  died  intestate,  and  administration  had  been 
duly  granted  to  such  limited  administrator  of  all  the  personal  estate  and 
effects  of  the  deceased  tenant. 

Such  limited  administrator  shall  pay  to  the  landlord,  out  of  the 
purchase  money,  any  sums  due  to  the  landlord  by  the  deceased  tenant 
in  respect  of  his  tenancy,  and  may  pay  the  residue  of  the  purchase  money 
to  a  general  administator  (if  any)  or  into  court. 

15.  If  in  the  case  of  any  holding  the  estate  of  the  immediate 
landlord  for  the  time  being  is  determined  during  the  continuance  of  any  te- 
nancy from  year  to  year,  whether  subject  or  not  subject  to  statutory  coditions, 
the  next  superior  landlord  for  the  time  being  shall,  for  the  purposes  of 
this  Act,  during  the  continuance  of  such  tenancy  stand  in  the  relation  of 
immediate  landlord  to  the  tenant  of  the  tenancy,  and  have  the  rights  and 
be  subject  to  the  obligations  of  "an  immediate  landlord. 

16.  A  tenancy  for  a  year  certain  created  after  the  passing  of  this 
Act  shall,  for  the  purposes  ot  this  Act  and  of  the  Landlord  and  Tenant 
(Ireland)  Act,  1870,  be  deemed  to  be  a  tenancy  from  yrtir  to  year. 

A  tenant  holding  under  a  tenancy  less  than  a  yearly  tenancy  cre- 
ated after  the  passing  of  this  Act  shall  have  the  same  rights  under  this 
Act  as  a  yearly  tenant,  except  where  land  is  let  merely  for  temporary 
convenience  or  to  meet  a  temporary  necessity. 

17.  Where  the  tenant  of  a  holding  by  virtue  of  his  tenancy  exer- 
cises, in  common  with  other  persons,  over  uninclosed  land  a  right  of 
pasturing  or  turning  out  cattle  or  other  animals,  or  exercises  a  right 
of  cutting  and  taking  turf  in  common  with  other  persons  (which  other 
persons,  together  with  the  tenant,  are  in  this  section  referred  to  as  com- 
moners), then  if  such  holding  becomes  subject  to  a  statutory  term  the 
court  may,  during  the  continuance  of  such  term,  on  the  application  of 
the  landlord,  or  of  any  commoner,  by  order  restrain  the  tenant  from 
exercising  his  right  of  pasture  or  cutting  or  taking  turf  in  any  manner 
other  than  that  in  which  it  may  be  proved  to  the  court  that  he  is,  under 
the  circumstances  and  according  to  the  ordinary  usage  which  has  prevailed 
with  the  express  or  implied  consent  of  the  landlord  amongst  the  com- 
moners, reasonably  entitled  to  exercise  the  same. 

18.  Any  person  prohibited  under  this  Act  from  letting  or  sub- 
letting a  holding  may,  after  service  of  the  prescribed  notice  upon  the 
landlord,  with  the  sanction  of  the  court,  and  with  power  for  the  court 
to  prescribe  such  terms  as  to  rent  and  otherwise  as  the  court  thinks 
just,  let  any  portion  of  land  in  a  situation  to  be  approved  by  the  land- 
lord, or  failing  such  approval  to  be  determined  by  the  court,  with  or 
without  dwelling-houses  thereon  to  or  for  the  use  of  labourers  bona  fide 
employed  and  required  for  the  cultivation  of  the  holding,  and  such  letting 
shall  not  be  deemed  to  be  a  sub-letting  within  the  meaning  of  this  Act, 
or  to  be  a  letting  prohibited  by  this  Act;  and  notwithstanding  such 
sub-letting  the  tenant  shall  for  the  purposes  of  this  Act  be  deemed  to 
be  still  in  occupation  of  the  holding. 

Provided,  that  the  land  comprised  in  each  letting  shall  not  exceed 
half  an  acre  in  extent,  and  that  where  the  holding  contains  not  more 
than  twenty-five  acres  of  tillage  land,  the  number  of  such  lettings  shall 
not  exceed  one,  and  that  where  the  holding  contains  not  more  than  twenty- 
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five  acres  of  tillage  land,  the  number  of  such  lettings  shall  not  exceed 
one,  and  that  where  the  holding  contains  more  than  twenty-five  acres 
of  tillage  land,  but  not  more  than  fifty  acres  of  such  land,  the  number 
of  such  lettings  shall  not  exceed  two ;  and  so  in  proportion  to  the  acreage 
of  tillage  land  in  the  holding  after  fifty  acres. 

19.  Where  an  application  is  made  to  the  court  for  the  determina- 
tion of  a  judicial  rent  in  respect  of  any  holding,  the  court ,  if  satisfied 
that  there  is  a  necessity  for  improving  any  existing  cottages  or  building 
any  new  cottages,  or  assigning  to  any  such  cottage  an  allotment  not  ex- 
ceeding half  an  acre,  for  the  accommodation  of  the  labourers  employed 
on  such  holding,  may,  if  it  thinks  fit,  in  making  the  order  determining 
such  rent,  ad  thereto  the  terms  as  to  rent  and  otherwise  on  which 
such  accommodation  for  labourers  is  to  be  provided  by  the  person  making 
the  application. 

Where  upon  any  such  application  the  court  requires  the  tenant  of 
the  holding  to  improve  any  existing  cottage,  or  to  build  any  new  cottage, 
such  tenant  shall  be  deemed  to  be  a  person  to  whom  a  loan  may  be 
made  under  the  Landed  Property  Improvement  (Ireland)  Acts  for  the 
improvement  or  building  of  dwellings  for  labourers,  as  if  such  person 
were  an  owner  within  the  meaning  of  the  seventh  section  of  the  Act  of 
the  session  of  the  tenth  and  eleventh  years  of  the  reign  of  Her  present 
Majesty,  chapter  thirty-two;  but  any  such  loan  may  be  made  for  a  less 
sum  than  the  sum  of  one  hundred  pounds. 

20.  A  tenancy  to  which  this  Act  applies  shall  be  deemed  to  have 
determined  whenever  the  landlord  has  resumed  possession  of  the  holding 
either  on  the  occasion  of  a  purchase  by  him  of  the  tenancy,  or  of  de- 
fault of  the  tenant  in  selling,  or  by  operation  of  law,  or  reverter,  or 
otherwise.    Provided,  that: 

1)  The  surrender  to  the  landlord  of  a  tenancy  for  the  purpose  of 
the  acceptance  or  admission  of  a  tenant  or  otherwise  by  way  of  transfer 
to  a  tenant  shall  not  be  deemed  to  be  a  determination  of  the  tenancy; 

2)  Where  the  landlord  has  resumed  possession  of  a  tenancy  from  a 
present  tenant,  he  may ,  if  he  thinks  fit  so  to  do ,  reinstate  such  tenant 
in  his  holding  as  a  present  tenant;  and  thereupon  such  tenancy  shall 
again  become  subject  to  all  the  provisions  of  this  Act  which  are  appli- 
cable to  present  tenancies; 

Provided  always,  that  the  landlord  and  tenant  may  at  the  time  of 
such  reinstatement' agree  on  the  rent  to  be  paid  by  such  tenant,  and  in 
such  case  such  agreement  shall  have  the  same  effect  as  if  the  rent  so 
agreed  on  were  a  judicial  rent  fixed  by  the  court  under  the  provisions 
of  this  Act; 

3)  Where  a  present  tenancy  in  a  holding  is  purchased  by  the  land- 
lord from  the  tenant  in  exercise  of  his  right  of  pre-emption  under  this 
Act,  and  not  on  the  application  or  by  the  wish  of  the  tenant ,  or  as  a 
bidder  in  the  open  market,  then  if  the  landlord  within  fifteen  years  from 
the  passing  of  this  Act  re-lets  the  same  holding  to  another  tenant,  the 
same  shall  be  subject  from  and  after  the  time  when  it  has  been  so  re- 
let, to  all  the  provisions  of  this  Act  which  are  applicable  to  present 
tenancies ; 

4)  A  tenant  holding  under  the  Ulster  tenant-right  custom,  or  a  usage 
corresponding  to  the  Ulster  tenant-right  custom,  shall  be  entitled  to  the 
benefit  of  such  custom,  notwithstanding  any  determination  of  his  tenancy 
by  breach  of  a  statutory  condition,  or  of  an  act  or  default  of  the  same 
character  as  the  breach  of  a  statutory  condition. 

Whenever  a  present  tenancy  is  sold  in  consequence  of  a  breach  by 
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the  tenant,  after  the  passing  of  this  Act,  of  a  statutory  condition,  or,  in 
the  case  of  a  tenancy  not  subject  to  statutory  conditions,  of  an  act  or 
default  on  the  part  of  a  tenant,  after  the  passingjof  this  Act,  which  would, 
in  a  tenancy  subject  to  such  conditions,  have  constituted  a  breach  thereof, 
the  purchaser  or  his  successors  in  title  in  such  tenancy  shall  not  at  any 
time  thereafter  be  entitled  to  apply  to  the  court  under  this  Act  to  fix  a 
judicial  rent  for  the  holding;  but  this  provision  shall  not  prejudice  or 
affect  the  right  of  such  purchaser  or  his  successors  to  hold  at  such  ju- 
dicial rent  during  the  residue  of  such  statutory  term,  if  any,  as  the  hol- 
ding may  then  be  subject  to,  under  the  provisions  of  this  Act. 

21.  Any  leases  or  other  contracts  of  tenancy  existing  at  the  date 
of  the  passing  of  this  Act,  except  yearly  tenancies  and  tenancies  less  than 
yearly  tenancies,  which  said  existing  leases  and  contracts  of  tenancies 
(except  as  aforesaid)  are  in  this  section  referred  to  as  existing  leases, 
shall  remain  in  force  to  the  same  extent  as  if  this  Act  had  not  passed, 
and  holdings  subject  to  such  existing  leases  shall  be  regulated  by  the 
lawful  provisions  contained  in  the  said  leases,  and  not  by  the  provisions 
relating  to  tenancies  in  that  behalf  contained  in  this  Act:  provided,  that 
at  the  expiration  of  such  existing  leases,  or  of  such  of  them  as  shall 
expire  within  sixty  years  after  the  passing  of  this  Act,  the  lessees,  if 
bona  fide  in  occupation  of  their  holdings,  shall  be  deemed  to  be  tenants 
of  present  ordinary  tenancies  from  year  to  year,  at  the  rents  and  subject 
to  the  conditions  of  their  leases  respectively,  so  far  as  such  conditions 
are  applicable  to  tenancies  from  year  to  year;  but  this  provision  shall 
not  apply  where  a  reversionary  lease  of  the  holding  has  been  bona  fide 
made  before  the  passing  of  this  Act;  and  provided  also,  that  where  it 
shall  appear  to  the  satisfaction  of  the  court  that  the  landlord  desires  tci 
resume  the  holding  for  the  bona  fide  purpose  of  occupying  the  same  as 
a  residence  for  himself,  or  as  a  home-farm  in  connexion  with  his  resi- 
dence, or  for  the  purpose  of  providing  a  residence  for  some  member  of 
his  family,  the  court  may  authorise  him  to  resume  the  same  accordingly, 
in  the  manner  and  on  the  terms  provided  by  the  fifth  section  of  this 
Act  with  respect  to  the  resumption  of  a  holding  by  a  landlord:  provided 
always,  that  if  the  holding  so  resumed  shall  be  at  any  time  within  fifteen 
years  after  such  resumption  re-let  to  a  tenant,  de  same  shall  be  subject, 
from  and  after  the  time  of  its  being  so  re-let,  to  all  the  provisions  of 
this  Act  which  are  applicable  to  present  tenancies. 

On  the  termination  of  any  such  existing  lease  in  any  holding  which 
if  it  had  been  held  from  year  to  year  would  have  been  subject  to  the 
Ulster  tenant-right  custom,  or  any  usage  corresponding  therewith,  the 
person  who  would  have  been  entitled  to  make  a  claim  under  the  first  or 
second  section  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  in  re- 
spect of  the  same  holding  shall  be  entitled  to  do  so  notwithstanding 
that  te  holding  was  held  under  any  such  lease;  but  this  proviso  shall 
not  apply  to  leases  in  which  there  is  contained  a  provision  expressly 
excluding  the  Ulster  tenant-right  custom  or  a  usage  corresponding 
therewith. 

In  any  case  in  which  the  court  shall  be  satisfied  that  since  the  pas- 
sing of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  the  acceptance  by 
a  tenant  from  year  to  year  of  a  lease  of  his  holding  containing  terms 
which,  in  the  opinion  of  the  court,  were  at  the  time  of  such  acceptance 
unreasonable  or  unfair  to  the  tenant,  having  regard  to  the  provisions  of 
the  said  Act,  was  procured  by  the  landlord  by  threat  of  eviction  or 
undue  influence,  the  court  may,  upon  the  application  of  the  tenant  made 
within  six  months  after  the  passing  of  this  Act,  declare  such  lease  to  be 
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void  as  and  from  the  date  of  the  application  or  order,  and  upon  such 
terms  as  to  costs  or  otherwise  as  to  the  court  shall  seem  just;  and  the- 
reupon the  tenant  shall  as  and  from  such  date  be  deemed  to  be  the 
tenant  of  a  present  ordinary  tenancy  from  year  to  year  at  the  rent 
mentioned  in  such  lease.  Any  person  aggrieved  by  the  decision  of  the 
court  in  any  proceedings  under  this  section  may  by  leave  of  the  court, 
which  leave  shall  be  granted  unless  the  court  shall  consider  the  appeal 
frivolous  or  vexatious,  appeal  to  Her  Majesty's  Court  of  Appeal  in  Ire- 
land, and  the  decision  of  the  said  Court  of  Appeal  shall  be  final  and 
conclusive. 

Extent  of  Power  to  contract  out  of  Act. 

22.  A  tenant  whose  holding  or  the  aggregate  of  whose  holdings 
is  valued  under  the  Act  relating  to  the  valuation  of  rateable  iiroperty  in 
Ireland  at  an  annual  value  of  not  less  than  one  hundred  and  fifty  pounds 
shall  be  intitled  by  writing  under  his  hand  to  contract  himself  out  of 
any  of  the  provisions  of  this  Act  or  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ire- 
land) Act,  1870. 

Where  the  tenancy  in  a  holding  subject  to  the  Ulster  tenant-right 
custom  or  to  any  corresponding  usage,  has  been  purchased  by  the  land- 
lord from  the  tenant  by  voluntary  purchase  before  the  passing  of  this 
Act,  then,  if  at  the  date  of  the  passing  of  this  Act  the  owner  of  any  such 
holding  is  in  actual  occupation  thereof,  it  shall  be  lawful,  in  the  case  of 
the  first  tenancy  created  in  the  holding  after  the  passing  of  this  Act,  for 
the  parties  to  the  contract  creating  the  same,  by  writing  under  their 
t^nds,  to  provide  that  such  tenancy  shall  be  exempt  from  the  provisions 
of  section  one  of  this  Act. 

Save  as  in  this  section  mentioned  any  provision  contained  in  any 
lease  or  contract  of  tenancy  or  other  contract  made  after  the  passing  of 
this  Act,  which  provision  is  inconsistent  with  any  of  the  foregoing  pro- 
visions of  this  Act  or  with  any  of  the  provisions  of  the  Landlord  and 
Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  shall  be  void. 

Limited   Owner. 

23.  A  landlord  being  a  limited  owner,  as  defined  by  the  twenty- 
sixth  section  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  may  exer- 
cise under  the  foregoing  provisions  of  this  Act  any  powers  which  he 
might  exercise  if  he  were  an  absolute  owner,  with  this  exception,  that 
except  in  the  case  of  a  body  corporate,  commissioners,  or  other  like 
body,  a  limited  owner  shall  not  grant  a  judicial  lease  or  create  a  fixed 
tenancy  without  the  sanction  of  the  court.  Any  fines  or  principal  moneys 
arising  from  the  exercise  of  such  powers  shall  be  dealt  with  in  manner 
provided  by  the  Lands-Clauses-Consolidation-Acts  hereafter  in  this  Act 
defined  with  respect  to  the  purchase  money  or  compensation  coming  to 
parties  having  limited  interests. 

In  the  case  of  any  holding  subject  to  mortgage  the  prescribed  notice 
of  any  agreement  between  landlord  and  tenant  for  granting  a  judicial 
lease  or  creating  a  fixed  tenancy  of  such  holding  under  the  foregoing 
provisions  of  this  Act,  shall  be  served  upon  the  mortgagee,  and  the 
mortgagee  shall  be  entitled  to  intervene  in  such  proceedings  in  the 
prescribed  manner  and  subject  to  the  prescribed  conditions. 
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Part  V. 

Acquisition    of    Land    by    Tenants,    Reclamation 
ofLand  and  Emigration. 

Acquisition  of  Land   by  Tenants. 

24.  1)  The  land  commission,  out  of  moneys  in  their  hands,  may,  if 
satisfied  with  the  security,  advance  sums  to  tenants  for  the  purpose  of 
enabling  them  to  purchase  their   holdings,  as  follows,  that  is  to  tay:  — 

a.  Where  a  sale  of  a  holding  is  about  to  be  made  by  a  landlord  to  a 
tenant  in  consideration  of  the  payment  of  a  principal  sum, 

the  land  commission  may  advance  to  the  tenant  for  the  purposes 
of  such  purchase,  any  sum  not  exceeding  three  fourths  of  the 
said  principal  sum; 

b.  Where  a  sale  of  a  holding  is  about  to  be  made  by  a  landlord  to 
a  tenant  in  consideration  of  the  tenant  paying  a  fine  and  engaging 
to  pay  to  the  landlord  a  fee  farm  rent, 

the  land  commission  may  advance  to   the  tenant  for  the  purposes 

of  such  purchase,  any  sum  not  exceeding    one  half  of  the  fine 

payable  to  the  landlord. 

Provided,  that  no   advance  shall  be  made  by  the  land  commission 

under  this  section  on   a  holding   subject  to   a  fee  farm  rent,  where  the 

amount  of  such  fee  farm  rent  exceeds  seventy-five   per  cent,   of  the  rent 

which,  in  the  opinion  of  the  land  commission,  would  be   a  fair  rent  for 

the  holding. 

2)  Sales  by  landlords  to  tenants  may  on  the  application  of  either 
landlord  or  tenant  be  negotiated  and  completed  through  the  medium  of 
the  land  commission  at  a  fixed  price  or  percentage,  according  to  a  scale 
to  be  settled  from  time  to  time  by  the  land  commission  with  the  consent 
of  the  Treasury. 

3)  Where  an  estate  is  subject  to  incumbrances,  or  any  doubt  arises 
as  to  the  title,  the  land  commission,  if  satisfied  with  the  indemnity  or 
terms  given  by  the  landlord,  may  themselves  indemnify  the  tenant  against 
any  such  incumbrances,  or  any  right,  title,  or  interest  adverse  to  or  in 
derogation  of  the  title  of  the  landlord ,  and  any  such  indemnity  of  the 
land  commission  shall  be  a  charge  upon  the  Consolidated  Fund  or  the 
growing  produce  thereof 

25.  A  landlord  of  a  holding,  being  a  limited  owner  as  defined  by 
the  twenty-sixth  section  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870, 
may  by  agreement,  subject  to  the  provisions  of  the  Lands-Clauses- Con- 
solidation-Acts (except  so  much  of  the  same  as  relates  to  the  purchase 
of  lands  otherwise  than  by  agreement),  sell  and  convey  such  holding  to 
the  tenant,  and  may  exercise  to  the  same  extent  as  if  he  were  an  abso- 
lute owner  the  power  of  permitting  any  sum  not  exceeding  one-fourth  in 
amount  of  the  price  which  the  tenant  may  pay  as  purchase  money,  to 
remain  as  a  charge  upon  such  holding  secured  by  a  mortgage,  and  in 
case  of  any  advance  being  made  by  the  land  commission  under  the  pro- 
visions of  this  Act  to  the  tenant  for  the  purchase  of  such  holding  any 
such  mortgage  shall  be  subject  to  any  charge  in  favour  of  the  land  com- 
mission for  securing  such  advance;  and  any  such  mortgage  and  the  prin- 
cipal moneys  secured  thereby  shall  be  deemed  to  be  part  of  the  purchase 
money  or  compensation  payable  in  respect  of  the  purchase  of  such  holding, 
and  shall  be  dealt  with  accordingly  in  manner  provided  by  the  Lands- 
Clauses-Consolidation- Acts  ;  and  in  the  construction  of  the  said  Acts  for 
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tlie  purposes  of  this  section  the  expression  "  the  special  Act "  shall  be 
construed  to  mean  this  Act,  and  the  expression  "  the  promoters  of  the 
undertaking  "  shall  be  construed  to  mean  the  tenant. 

26.  1)  Any  estate  maj'  be  purcliased  by  the  land  commission  for 
the  purpose  of  reselling  to  the  tenants  of  the  lands  comprised  in  such 
estate  their  respective  holdings,  if  the  land  commission  are  satisfied  with 
the  expediency  of  the  purchase,  and  are  further  satisfied  that  a  competent 
number  of  the  tenants  are  able  and  willing  to  purchase  their  holdings 
from  the  land  commission. 

2)  The  sale  by  the  land  commission  of  a  holding  to  the  tenant 
thereof  may  be  made  either  in  consideration  of  a  principal  sum  being 
paid  as  the  whole  price  (whether  paid  immediately  or  by  means  of  such 
advance  as  in  this  part  of  this  Act  mentioned)  or  in  consideration  of  a 
fine  and  of  a  fee  farm  rent,  with  this  qualification,  that  the  amount  of 
the  fee  farm  rent  shall  not  exceed  seventy-five  per  cent,  of  the  rent  which 
in  the  opinion  of  the  land  commission  would  be  a  fair  rent  for  the 
holding. 

3)  For  the  purposes  of  this  section  a  competent  number  of  tenants 
means  a  body  of  tenants  who  are  not  less  in  number  than  three  fourths 
of  the  whole  number  of  tenants  on  the  estate,  and  who  pay  in  rent  not 
less  than  two  thirds  of  the  whole  rent  of  the  estate,  and  of  whom  a 
number,  comprising  not  less  than  one  half  of  the  whole  number  of 
tenants  on  the  estate,  are  able  and  willing  to  pay  the  whole  price  of 
their  holdings,  either  immediately  or  hj  means  of  such  advances  as  in 
this  part  of  this  Act  mentioned. 

The  condition  as  to  three  fourths  of  the  number  of  tenants  may 
be  relaxed  on  special  grounds  with  the  consent  of  the  Lords  Commis- 
sioners of  the  Treasury,  but  so  that  in  no  case  less  than  half  the 
number  of  tenants  shall  be  able  and  willing  to  purchase. 

4)  The  land  commission  may  advance  to  a  tenant  proposing  to  pay 
the  whole  price  of  his  holding  any  sum  not  exceeding  seventy-five  per 
cent,  of  the  said  price,  and  to  a  tenant  purchasing  subject  to  a  fee  farm 
rent  a  sum  not  exceeding  one  half  of  the  amount  of  the  fine  payable  by 
the  tenant. 

5)  In  sales  by  the  land  commission  to  tenants  in  pursuance  of  this 
section,  a  separate  charge  shall  not  be  made  for  any  expenses  relating  to 
the  purchase,  sale,  or  conveyance  of  the  property,  but  such  expenses 
shall  be  included  in  the  price  or  fine  payable  by  the  purchaser. 

The  land  commission  may,  if  they  are  satisfied  with  the  indemnity 
or  terms  offered  or  given  by  the  vendor,  purchase  for  the  purposes  ot 
this  section  an  estate  subject  to  incumbrances",  or  an  estate  subject  to 
any  right,  title,  or  interest  adverse  to  or  in  derogation  of  the  title  of 
the  vendor,  and  the  land  commission  may  indemnify  any  person  to  whom 
they  may  sell  any  holding  under  this  section  against  any  such  incum- 
brances or  the  enforcement  of  any  such  right,  title,  or  interest,  and  such 
indemnity  shall  be  a  charge  on  the  Consolidated  Fund  or  the  growing 
produce  thereof 

27.  Where  the  land  commission  have  purchased  an  estate,  they 
may  sell  any  parcels  which  they  do  not  sell  to  the  tenants  tliereof  in 
such  manner  as  they  think  fit,  in  consideration  either  of  a  principal  sum 
as  the  whole  price ,  or  of  a  fine  and  a  fee  farm  rent ,  or  partly  in  one 
way  and  partly  in  the  other. 
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The  land  commission  may  advance  to  any  purchaser  of  a  parcel 
under  this  section,  on  the  security  of  such  parcel,  one  half  of  the  prin- 
cipal sum  paid  as  the  whole  price  or  of  the  fine. 

The  provisions  of  this  part  of  this  Act  with  respect  to  the  charges 
for  expenses  and  to  the  mode  in  which  sales  are  to  be  made  and  to  the 
indemnity  which  the  land  commission  may  give  to  the  purchaser  shall, 
except  so  far  as  the  land  commission  otherwise  direct,  apply  to  the  sale 
of  a  parcel  in  pursuance  of  this  section  in  like  manner  as  if  the  purchaser 
had  been  the  tenant  of  the  holding  at  the  time  of  his  making  the 
purchase. 

28.  1)  Any  advance  made  by  the  land  commission  for  the  purpose 
of  supplying  money  for  the  purchase  of  a  holding  from  a  landlord  or 
of  a  holding  or  parcel  from  tlie  land  commission,  shall  be  repaid  by  an 
annuity  in  favour  of  the  land  commission  for  thirty-five  years  of  five 
pounds  for  every  hundred  pounds  of  such  advance,  and  so  in  proportion 
for  any  less  sum. 

2)  Every  such  advance  shall  be  secured  to  the  commission  either  in 
such  manner  as  may  be  agreed  on  between  the  commission  and  the  per- 
son to  whom  the  advance  is  made,  and  as  the  commission  think  sufficient, 
or  in  manner  provided  by  Part  III  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland) 
Act,  1870,  as  amended  by  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1872, 
in  Uke  manner  in  all  respects  as  if  the  same  were  such  an  advance  as 
is  mentioned  in  those  Acts ,  and  as  if  the  land  commission  were  the 
Board  therein  mentioned,  and  as  if  the  person  receiving  the  advance  were 
a  tenant  or  purchaser  therein  mentioned. 

3)  Any  person  liable  to  pay  an  annuity  in  this  section  mentioned 
may  redeem  the  same,  or  any  part  thereof,  or  may  pre-pay  any  instal- 
ments tliereof  in  such  manner  and  on  such  terms  as  is  provided  by 
section  fifty-one  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  or  in 
such  other  manner,  and  on  such  other  terms,  as  the  Treasury  may  fi-om 
time  to  time  approve,  having  regard  to  the  due  repayment  of  the  loan 
and  the  protection  of  the  land  commission  against  loss  by  the  said  loan. 

29.  1)  The  land  commission  shall  not  purchase  a  leasehold  estate 
under  this  part  of  this  Act,  unless  the  lease  is  for  lives  or  years  rene- 
wable for  ever,  or  is  for  a  term  of  years  of  which  not  less  than  sixty 
are  unexpired  at  the  time  when  the  sale  is  made,  or  unless  the  land 
commission  have  purchased  some  greater  right  or  interest  in  the  estate 
in  which  the  leasehold  would  be  merged:  provided,  that  — 

a.  This  part  of  this  Act  shall  not  empower  the  owner  of  a  leasehold 
holding  under  a  lease  containing  a  prohibition  against  alienation  to 
sell  such  leasehold  unless  such  prohibition  is  determined  or  is 
waived;  and 

b.  Nothing  in  this  section  shall  prevent  the  purchase  of  an  estate  by 
reason  only  of  a  small  part  thereof  being  leasehold. 

2)  Any  body  corporate,  public  company,  trustees  for  charities,  com- 
missioners or  trustees  for  collegiate  or  other  public  purposes,  or  any 
person  having  a  limited  interest  in  an  estate  or  any  right  or  interest 
therein,  may  sell  the  same  to  the  land  commission,  and  for  the  purpose 
of  the  purchase  by  the  land  commission  oi  any  estate  or  any  right  or 
interest  therein  the  Lauds- Clauses- Consolidation- Acts  (except  so  much 
as  relates  to  the  purchase  of  land  otherwise  than  by  agreement)  shall  be 
incorporated  with  this  Act,  and  in  construing  those  Acts  for  the  purposes 
of  this  section  the  „  special  Act  "  shall   be   construed  to   mean  this  Act. 
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and  „  the  promoters  of  the  undertaking  "  shall  be  construed  to  mean  the 
land  commission,  and  „  land  "  shall  be  construed  to  include  any  right  or 
interest  in  land. 

3)  For  the  purpose  of  this  Act  "  the  Lands -Clauses- Consolidation - 
Acts"  means  the  Lands,  Clauses,  Consolidation  Act,  1845,  as  amended 
by  the  Lands,  Clauses,  Consolidation,  Acts,  Amendmend-Act,  1860. 

4)  Any  sale  of  a  holding  to  a  tenant  by  a  landlord,  also  any  sale  to 
a  tenant  of  a  holding  by  the  land  commission  in  pursuance  of  this  part 
of  this  Act,  may  be  made  either  in  pursuance  of  Part  II  of  the  Landlord 
and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  or  in  such  manner  as  the  laud  com- 
mission may  think  expedient;  and  for  the  purpose  of  the  application  of 
the  said  Part  II.,  "  price  "  in  section  thirty- two  of  the  Landlord  and 
Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  sball  be  deemed  to  include  a  fine  and  a  fee 
farm  rent  as  well  as  a  principal  sum,  and  the  enactments  relating  to  the 
distribution  of  the  price  shall  apply  with  the  necessary  modifications. 

30.  1)  As  between  the  land  commission  and  the  proprietor  for  the 
time  being  of  any  holding  for  the  purchase  of  which  the  land  commission 
have  advanced  money  in  pursuance  of  this  part  of  this  Act,  the  following 
conditions  shall  be  imposed  so  long  as  such  holding  is  subject  to  any 
charge  in  respect  of  an  annuity  in  favour  of  the  land  commission;  that 
is  to  say: 

a.  The  holding  shall  not  be  subdivided  or  let  by  such  proprietor 
without  the  consent  of  the  land  commission  until  the  whole  charge 
due  to  the  land  commission  has  been  repaid; 

b.  "Where  the  proprietor  subdivides  or  lets  any  holding  or  part  of  a 
holding  in  contravention  of  the  foregoing  provisions  of  this  section, 
the  land  commission  may  cause  the  holding  to  be  sold; 

c.  Where  the  title  to  the  holding  is  divested  from  the  .proprietor  by 
bankruptcy,   the  land  commission  may  cause  the  holding  to  be  sold; 

d.  Where,  on  Ithe  decease  of  tbe  proprietor,  the  holding  would  by 
reason  of  any  devise,  bequest,  intestacy,  or  otherwise,  become  sub- 
divided, the  land  commission  may  require  the  holding  to  be  sold 
within  twelve  months  after  the  death  of  the  proprietor  to  some  one 
person,  and  if  default  is  made  in  selling  the  same,  the  land  com- 
mission may  cause  the  same  to  be  sold; 

2)  The  land  commission  may  cause  any  holding  which  under  this 
section  they  can  cause  to  be  sold,  or  any  part  of  such  holding,  to  be 
sold  by  public  auction  or  private  contract,  and  subject  to  any  conditions 
of  sale  they  may  think  expedient,  and  after  such  notice  of  the  time,  place, 
terms  and  conditions  of  such  sale,  as  they  think  just  and  expedient;  and 
the  land  commission  may  convey  such  holding  to  the  purchaser  in  like 
manner  in  all  respects  as  if  the  holding  had  been  vested  in  the  land 
commission. 

3)  The  land  commission  shall  apply  the  proceeds  derived  from  such 
sale  in  payment,  in  the  first  instance,  of  all  moneys  due  to  them  in  re- 
spect of  the  holding,  and  in  redemption  on  the  terms  specified  in  section 
fifty-one  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  of  any  annuity 
charged  on  the  said  holding,  in  favour  of  the  commission,  or  of  so  much 
thereof  as  remains  unpaid,  and  of  all  expenses  incurred  by  the  land 
commission  in  relation  to  such  sale  or  otherwise  with  respect  to  the 
holding,  and  shall  pay  the  balance  to  the  persons  appearing  to  the  land 
commission  to  be  for  the  time  being  entitled  to  receive  the  same. 

Provided,  that  in  respect  of  any  holding  which  is  subject  to  any 
charge   in    respect    of   an   annuity   in    favour    of  the  Board   of  Works, 


Land  Law  (Ireland)  Act,  188L    [44  u.  45  Vict.  CH.  49.J         229 

created  in  pursuance  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870, 
the  said  Board  may,  if  they  shall  see  fit,  at  any  time  during  the  con- 
tinuance of  such  charge,  upon  the  application  of  the  person  for  the  time 
being  liable  to  pay  the  same,  declare  such  holding  to  be  subject  to  the 
conditions  imposed  by  this  Act  on  a  holding  subject  to  any  charge  in 
respect  of  an  annuity  in  favour  of  the  land  commission;  and  thenceforth 
so  much  of  the  forty-fourth  and  forty-fifth  sections  of  the  said  Landlord 
and  tenant  (Ireland)  Act,  1870,  as  prohibits,  without  the  consent  of  the 
Board,  the  alienation,  assignment,  sub-division,  or  sub-letting  of  a  hold- 
ing charged  as  in  the  said  section  mentioned ,  and  declares  that  in  the 
event  of  such  prohibition  being  contravened  the  holding  shall  be  forfeited 
to  the  Board,  and  also  so  much  of  section  two  of  the  Landlord  and 
Tenant  (Ireland)  Act,  1872,  as  relates  to  the  sale  of  holdings  in  lieu  of 
forfeiture,  shall,  as  to  the  holding  in  respect  of  which  such  a  declaration 
has  been  made,  be  repealed,  and  the  conditions  imposed  by  this  Act  on 
a  holding  subject  to  any  charge  in  respect  of  an  annuity  in  favour  of 
the  land  commission  shall  apply  to  the  holding  in  respect  whereof  the 
said  declaration  has  been  made  in  the  same  manner  as  if  the  said  con- 
ditions had  been  made  applicable  to  the  said  last-mentioned  holding  by 
the  said  Acts  of  one  thousand  eight  hundred  and  seventy  and  one 
thousand  eight  hundred  and  seventy-two,  and  the  said  Board  had  thereby 
been  authorised  to  enforce  the  said  conditions. 

Reclamation  of  Land    and  Emigration.: 

31.  1)  The  Treasury  may  authorise  the  Board  of  Works  to  advance 
from  time  to  time  out  of  any  moneys  in  their  hands  to  companies,  if 
they  are  satisfied  with  the  security,  such  sums  as  the  Treasury  think 
expedient  for  the  purpose  of  the  reclamation  or  improvement  of  waste 
or  uncultivated  land  or  foreshores,  drainage  of  land,  or  for  building  of 
labourers  dwellings,  or  any  other  works  of  agricultural  improvement. 

2)  The  Treasury  may  authorise  the  Board  of  Works  to  make  ad- 
vances for  like  purposes  to  an  occupier  of  land,  when  satisfied  that  the 
tenancy  or  other  security  which  he  may  have  to  offer  is  such  as  to  in- 
sure repayment  of  principal  and  interest  within  such  number  of  years  "s 
the  Treasury  may  fix,  or  when  the  landlord  joins  the  occupier  in  giving 
such  security. 

Any  advance  to  an  occupier  under  this  sub-section  shall  be  sub- 
ject to  the  provisions  of  the  Landed  Property  Improvement  (Ireland) 
Acts,  so  far  as  the  Treasury  may  declare  the  same  to  be  applicable,  and 
shall  have  priority  over  all  charges  and  incumbrances  whatever  upon  the 
tenancy  of  such  occupier,  except  rent,  unless  the  landlord  is  a  party  to 
the  advance,  and  agrees  to  postpone  the  rent  to  it;  but  before  such 
advance  is  made  one  month's  previous  notice  thereof  shall  be  given  in  a 
newspaper  circulating  in  the  district  within  which  the  said  holding  is 
situated,  and  in  such  other  manner  as  the  Board  of  Works  may  prescribe ; 
and  such  advance  shall  not  have  priority  over  any  charge  or  incumbrance 
of  which  the  Board  of  Works  may  have  had  notice  in  writing  given  them 
before  making  the  advance. 

3)  The  Board  of  Works  shall  not  make  to  any  company  in  pursuance 
of  this  section  any  advances  exceeding  in  the  whole  the  sums  which  such 
company  may,  within  such  period  as  may  be  determined  by  the  Board 
of  Works,  have  advanced  or  expended  out  of  their  own  moneys  for  some 
one  of  the  purposes  of  this  section,  nor  any  advances  without  i)roper 
security    that  those    advances   shall  be  expended  for  such  purposes  as 
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aforesaid  in  addition  to  the  sums  advanced  or  expended  by  the  company 
out  of  their  own  moneys. 

4)  Advances  made  by  the  Board  of  Works  to  a  company  in  pur- 
suance of  this  section  shall  be  made  repayable  within  such  periods  and 
at  such  rate  of  interest  as  are  set  forth  in  a  minute  of  the  Treasury 
made  on  the  sixteenth  day  of  August,  one  thousand  eight  hundred  and 
seventy-nine,  with  reference  to  loans  to  which  section  two  of  the  Public 
Works  Loans  Act,  1879,  applies,  or  as  the  Treasury  may  from  time  to 
time  fix  in  pursuance  of  that  section,  and  save  as  regards  such  periods 
and  rate  of  interest  the  enactments  relating  to  loans  made  by  the  Board 
of  Works  for  the  like  purposes  to  those  above  in  this  section  mentioned 
shall,  so  far  as  is  consistent  with  this  section,  apply  in  like  manner  as 
if  an  advance  under  this  section  were  a  loan  made  in  pursuance  of  those 
enactments. 

32.  The  land  commission  may  from  time  to  time,  with  the  con- 
ciurence  of  the  Treasury,  and  on  being  satisfied  that  a  sufficient  number 
of  people  in  any  district  desire  to  emigrate,  enter  into  agi-eements  with 
any  persons  or  person  having  authority  to  contract  on  behalf  of  any  state 
or  colony  or  public  body  or  public  company  with  whose  constitution  and 
security  the  land  commission  may  be  satisfied,  for  the  advance  by  the 
commission  by  way  of  loan ,  out  of  the  moneys  in  their  hands,  of  such 
sums  as  the  commission  may  think  it  desirable  to  expend  in  assisting 
emigration  especially  of  families  and  fr-om  the  poorer  and  more  thickly 
populated  districts  of  Ireland.  Such  agreements  shall  contain  such  pro- 
visions relative  to  the  mode  of  the  application  of  the  loans  and  the  se- 
curing and  repayment  thereof  to  the  commission,  and  for  securing  the 
satisfactory  shipment,  transport  and  reception  of  the  emigrants ,  and  for 
other  purposes,  as  the  commission  with  the  concurrence  of  the  Treasury 
approve.  Such  loans  shall  be  made  repayable  within  the  periods  and  at 
the  rate  of  interest  within  and  at  which  advances  by  the  Board  of  Works 
for  the  purpose  of  the  reclamation  or  improvement  of  land  are  directed 
by  this  Act  to  l)e  made  repayable:  provided  always,  that  there  shall  not 
be  expended  by  virtue  of  the  authority  hereby  given  a  greater  sum  than 
two  hundred  thousand  pounds  in  all ,  nor  a  greater  sum  than  one-third 
part  thereof  in  any  single  year. 

Supplemental  Provisions. 

33.  The  Treasury  may  from  time  to  time,  as  they  think  fit.  issue 
the  sums  required  for  advances  or  purchases  of  estates  by  the  land  com- 
mission under  this  part  of  this  Act  not  exceeding  the  sums  annually 
granted  by  Parliament  for  the  purpose;  and  sections  twelve,  thirteen, 
fourteen  and  fifteen  of  the  Public  Works  Loans  (Ireland)  Act,  1877,  shall 
apply  in  like  manner  as  if  they  were  herein  enacted,  with  the  substitution 
of  "  Land  Commission  "  for  „  the  Commissioners  of  Public  Works, "  and 
as  if  the  said  sums  required  by  the  land  commission  were  the  loans  in 
the  said  sections  mentioned. 

34r.  1)  The  land  commission  before  buying  any  estate  shall  reason- 
ably satisfy  themselves  that  a  resale  can  be  effected  without  loss. 

2)  The  laud  commission  upon  purchasing  any  estate  shall  certify  to 
the  Treasury  that  they  are  satisfied  with  the  matters  of  which  they  are 
by  this  section,  or  by  any  other  provision  of  this  part  of  this  Act,  re- 
quired to  be  satisfied  before  such  purchase,  and  such  certificate  shall  be 
conclusive  evidence  to  any  purchaser  that  they  were  so  satisfied  and  that 
the  purchase  was  made  in  accordance  with  this  Act. 
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3)  An  advance  made  by  the  land  commission  to  a  purchaser  of  a 
holding  or  of  any  jtarcel  of  land,  in  respect  of  any  one  purchase  by  him 
under  this  Act  whether  from  the  landlord  or  from  the  land  commission, 
shall  not  exceed  three  thousand  pounds,  unless  the  commission  report 
to  the  Treasury  that  by  reason  of  special  circumstances  they  deem  it 
expedient  to  make  an  advance  not  exceeding  five  thousand  pounds,  in 
which  case  they  may  make  such  advance  with  the  approval  of  the 
Treasury. 

4)  The  land  commission  shall,  from  time  to  time,  by  sale  by  auction, 
or  in  such  other  manner  as  may  be  allowed  by  the  Treasury,  dispose  of 
all  fee  farm  rents  for  the  time  being  vested  in  them. 

b)  The  land  commission  shall  in  purchasing  estates,  in  makini;  ad- 
vances, in  dealing  with  the  funds  that  come  into  their  possession,  and  in 
accounting  for  the  same,  and  generally  in  the  performance  of  their  duties 
under  this  part  of  this  Act,  conform  to  any  directions,  whether  given  on 
special  occasions  or  liy  general  rule  or  otherwise,  which  may  from  time 
to  time  be  given  to  them  by  the  Treasury,  and  shall  from  time  to  time 
report  as  the  Treasury  may  direct  all  matters  which  may  be  transacted 
by  the  land  commission. 

6)  All  sums  received  by  the  commission  as  repayments  of  any  ad- 
vance, and  all  sums  received  by  the  commission  for  fees,  percentages, 
rents ,  or  otherwise  shall,  except  so  far  as  they  may  be  applied  under 
directions  from  the  Treasury  in  payment  of  expenses,  be  paid  into  the 
Exchequer. 

35.  All  powers  exerciseable  by  the  Board  of  Works  under  the 
Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  and  the  Landlord  and  Tenant 
(Ireland)  Act,  1872,  in  relation  to  the  purchase  by  tenants  of  their  hold- 
ings shall,  after  the  passing  of  this  Act,  and  subject  to  the  provisions 
of  this  Act,  be  transferred  to  and  may  be  exercised  by  tlie  land  com- 
mission, and  the  said  Acts  and  any  enactments  amending  the  same  so 
far  as  they  relate  to  the  matter  aforesaid  shall  be  construed  as  if  the 
land  commission  were  substituted  for  the  Board :  provided,  that  this  section 
shall  not  aifect  or  interfere  with  any  of  the  powers  of  the  Board  of  Works 
in  relation  to  any  transactions  which  are  completed  before  tlie  passing 
of  tliis  Act  or  which  tlie  Board  declare  are  being  carried  into  etfect  at 
the  passing  of  this  Act. 

36.  In  fixing  the  purchase  moneys ,  fines ,  rents ,  fees,  per-centages 
and  other  sums  to  be  charged  or  made  payable  to  the  land  commission 
in  respect  of  transactions  under  this  part  of  tliis  Act  care  shall  be  taken 
to  fix  the  same  in  such  manner  as  to  make  tlie  amount  resulting  there- 
from, as  nearly  as  can  be  estimated ,  not  less  than  the  amount  required 
to  defray  the  expenses. 


Part    VI. 

Court  and  Land  Commission. 

Description  of  Court  and  Proceedings. 

37.  1)  The  expression  „The  Court"  as  used  in  this  Act  shall  mean 
the  civil  bill  court  of  the  county  where  the  matter  requiring  the  cognizance 
of  the  court  ariseg. 
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2)  Where  a  matter  requiring  the  cognizance  of  the  court  arrises  in 
respect  of  a  holding  situate  within  the  jurisdiction  of  more  than  one  civil 
bill  court,  any  civil  bill  court  within  the  jurisdiction  of  Avhich  any  part 
of  the  holding  is  situate  may  take  cognizance  of  the  matter. 

3)  Any  proceedings  which  might  be  instituted  before  the  civil  bill 
court  may,  at  the  election  of  the  person  taking  such  proceedings,  be 
instituted  before  the  land  commission,  and  thereupon  the  land  commission 
shall,  as  res])ects  such  proceedings,  be  deemed  to  be  the  court. 

4)  "Where  proceedings  have  been  commenced  in  the  civil  bill  court 
any  party  thereto  may,  within  the  prescribed  period,  apply  to  the  land 
commission  to  transfer  such  proceedings  from  the  civil  bill  court  to  the 
land  commission;  and  thereupon  the  land  commission  may  order  the 
same  to  be  transferred  accordingly. 

5)  The  court  shall  have  jurisdiction  in  respect  of  all  disputes  be- 
tween landlords  and  tenants  arising  under  this  Act. 

6)  In  determining  any  question  relating  to  a  holding,  the  court  may 
direct  an  independent  valuer  to  report  to  the  court  his  opinion  on  any 
matter  the  court  may  desire  to  refer  to  such  valuer,  such  report  to  be 
accompanied  with  a  statement,  if  so  directed,  of  all  such  facts  and  cir- 
cumstances as  may  be  required  for  the  purpose  of  enabling  the  court  to 
form  a  judgment  as  to  the  subject-matter  of  such  report.  The  court  may 
or  may  not,  as  it  thinks  fit,  adopt  the  report  of  such  valuer,  and  it 
may  make  such  order  with  respect  to  the  costs  incurred  in  respect  of 
such  report  as  it  thinks  just. 

38.  There  shall  be  incorporated  with  this  Act  the  following 
provisions  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  as  if  the 
purposes  therein  referred  to  included  the  purposes  of  this  Act;  that 
is  to  say : 

1)  Section  twenty-three,  relating  to  the  powers  of  the  judge  of  the 
civil  bill  court;  and  section  twenty-five,  relating  to  the  court  of  arbi- 
tration ; 

2)  Section  forty,  relating  to  the  apportionment  of  rents,  and  in  that 
section  rents  shall  include  any  rent  payable  to  the  Crown; 

3)  Section  fifty- nine,   relating  to  administration  on  death  of  tenant; 

4)  Section  sixty,  containing  provisions  as  to  married  women; 

5)  Section  sixty -one,  containing  provisions  as  to  other  persons 
ander  disability; 

6)  Section  sixty-two,  relating  to  additional  sittings  of  civil  bill  court; 

7)  Section  sixty-four,  relating  to  power  to  appoint  a  substitute  in 
civil  bill  court  if  judge  cannot  attend. 

39.  There  shall  be  paid,  out  of  moneys  to  be  provided  by  Parlia- 
ment, to  clerks  of  the  peace  appointed  to  their  office  before  the  fourteenth 
day  of  August  one  thousand  eight  hundred  and  seventy-seven,  and  who 
have  not  accepted  any  permanent  office  under  the  County  Officers  and 
Courts  (Ireland)  Act,  1877.  and  also  to  clerks  of  the  Crown  and  peace 
who,  under  the  provisions  of  the  sixteenth  section  of  the  said  Act,  have 
elected  to  continue  to  practise  as  solicitors  such  annual  sums,  by  way 
of  remuneration  for  any  additional  duties  imposed  on  them  by  this  Act, 
as  the  Lord  Lieutenant,  with  the  consent  of  the  Treasury,  may  direct. 

Notwithstanding  the  conditions  imposed  by  any  other  Act  upon  the 
grant  of  a  pension  to  a  county  court  judge ,  it  shall  be  lawful  for  the 
Lord  Lieutenant,  with  the  concurrence  of  the  Lord  Chancellor  and  of 
the  Treasury,  at  any  time  before  the  first  day  of  January  one  thousand 
eight  hundred   and  eighty-fom- ,   to  grant  to  any  countj  court  judge  now 
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entitled  to  practise  at  the  bar  who  shall  show  to  the  satisfaction  of  the 
Lord  Lieutenant  and  the  Treasury  that  the  discharge  of  the  additional 
duties  imposed  on  him  by  this  Act  would  deprive  him  of  professional 
emoluments  which,  if  this  Act  had  not  been  passed,  he  would  have  re- 
ceived, such  special  retiring  pension,  not  exceeding  two-thirds  of  his  salary, 
as  having  regard  to  the  circumstances  of  each  case,  shall  appear  to  the 
Lord  Lieutenant  and  the  Treasury  to  be  reasonable. 

Arbitration. 

40.  Any  matter  capable  of  being  determined  by  the  court  under 
this  Act,  may,  if  the  parties  so  agree,  be  decided  by  arbitration,  and  an 
arbitration  shall  be  conducted  by  the  court  of  arbitration  in  manner  pro- 
vided by  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  and  where  the 
amount  of  rent  is  decided  by  arbitration,  such  rent  shall  for  the  purposes 
of  this  Act  be  deemed  to  be  the  judicial  rent. 

Appointment  and  Proceedings   of  Land   Commission. 

41.  A  land  commission  shall  be  constituted  under  this  Act  con- 
sisting of  a  judicial  commissioner  and  two  other  commissioners. 

The  judicial  commissioner,  and  every  successor  in  his  office,  shall 
be  a  person  who  at  the  date  of  his  appointment  is  a  practising  barrister 
at  the  Irish  bar  of  not  less  than  ten  years  standing. 

The  judicial  commissioner  for  the  time  being  shall  forthwith  on 
his  appointment  become  an  additional  judge  of  the  Supreme  Court  of 
Judicature  in  Ireland  with  the  same  rank,  salary,  tenure  of  office  and 
right  to  retiring  pension  as  if  he  had  been  appointed  a  puisne  judge  of 
one  of  the  common  law  divisions  of  the  High  Court  of  Judice. 

He  may  be  required  by  order  of  the  Lord  Lieutenant  in  Council 
to  perform  any  duties  which  a  judge  of  the  said  Supreme  Court  of  Judi- 
cature is  by  law  required  to  perform;  but,  unless  so  required,  he  shall 
not  be  bound  to  perform  any  of  such  duties. 

The  first  judicial  commissioner  shall  be  Mr.  Serjeant  0'  Hagan. 

If  any  vacancy  occurs  in  the  office  of  the  judicial  commissioner  by 
death,  resignation,  incapacity",  or  otherwise,  Her  Majesty  may,  by  warrant 
under  the  Royal  Sign  Manual,  appoint  some  other  qualified  person  to 
fill  the  vacancy. 

The  two  commissioners,  other  than  the  judicial  commissioner,  shall 
respectively  hold  their  offices  for  seven  years  next  succeeding  the  passing 
of  this  Act. 

If  during  the  said  period  of  seven  years  a  vacancy  occurs  in  the 
office  of  any  of  such  other  commissioners  by  death,  resignation,  inca- 
pacity, or  otherwise,  Her  Majesty  may,  by  warrant  under  the  Royal  Sign 
Manual,  appoint  some  other  fit  person  to  fill  such  vacancy;  but  the  person 
so  appointed  shall  hold  his  office  iOnly  until  the  expiration  of  the  said 
period  of  seven  years. 

The  first  commissioners,  other  than  the  judicial  commissioner,  shall 
be  Mr.  Edward  Falconer  Litton  and  Mr.  John  E.  Vernon. 

42.  The  land  commission  under  this  Act  shall  be  a  body  cor- 
porate, with  a  common  seal  and  a  capacity  to  acquire  and  hold  If^nd 
for  the  purposes  of  this  Act,  and  shall  be  styled  "The  Irish  Land 
Commission." 

Judicial  notice  shall  be  taken  by  all  courts  of  justice  of  the  cor- 
porate seal  of  the  land  commission,    and  any  order  or  other  instrument 
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purporting   to   be  sealed  with   it   shall  be  received  as  evidence  without 
further  proof. 

13.  The  Lord  Lieutenant  may  from  time  to  time,  with  the  consent 
of  the  Treasury  as  to  number,  appoint  and  by  Order  in  Council  remove 
assistant  commissioners,  who  shall  have  the  prescribed  qualifications  and 
hold  office  for  the  prescribed  times. 

The  central  office  of  the  land  commission  shall  be  in  Dublin;  but 
tliey  may  hold  sittings  in  any  other  part  of  Ireland. 

The  land  commission  may  form  sub-commissions  in  any  province, 
particular  district  or  districts  of  Ireland,  and  such  sub-commissions  shall 
consist  of  such  number  of  the  said  assistant  commissioners  or  of  a  com- 
missioner and  one  or  more  assistant  commissioners,  as  the  land  com- 
mission may  think  fit,  and  the  land  commission  may  delegate  to  any 
sub-commission  such  of  the  powers,  except  as  to  appeals,  by  this  Act 
conferred  upon  the  land  commission,  as  they  think  expedient,  and  may 
f'-om  time  to  time  revoke,  alter,  or  modify  any  powers  so  delegated  to  a 
sub-commission. 

44.  Any  power  or  act  by  this  Act  vested  in  or  authorised  to  be 
done  by  the  land  commission,  except  the  power  of  hearing  appeals,  may 
be  exercised  or  done  by  any  one  member  of  the  land  commission  or  by 
any  sub-commission,  with  this  qualification,  that  any  person  aggrieved 
by  any  order  of  one  commissioner,  or  by  any  order  of  a  sub-commission, 
may  require  his  case  to  be  reheard  by  all  three  commissioners  sitting 
together,  except  in  the  case  of  the  illness  or  unavoidable  absence  of  any 
one  commissioner,  when  any  such  case  may  be  heard  by  two  commissio- 
ners sitting  together,  provided  that  neither  of  such  two  commissioners 
be  the  commissioner  before  whom  the  case  was  originally  heard. 

45.  The  land  commission  may  from  time  to  time,  with  the  consent 
of  the  Lord  Lieutenant,  appoint  and  remove  a  solicitor  and  a  secretary, 
and  such  officers,  agents,  clerks  and  messengers,  as  they,  with  the  con- 
sent of  the  Treasury,  and  subject  to  such  regulations  as  the  Ti'easury 
may  from  time  to  time  prescribe,  deem  necessary  for  the  purposes  of 
this  Act. 

The  may  also,  Avith  the  consent  of  the  Treasury,  employ  such  actu- 
aries, surveyors  and  other  persons,  as  they  may  think  fit  for  the  purpose 
of  enabling  the  land  commission  to  carry  into  effect  any  of  the  provisions 
of  this  Act. 

46.  There  shall  be  paid  to  each  of  the  commissioners,  other  than 
the  judicial  commissioner,  a  salary  not  exceeding  three  thousand  pounds 
a  year,  and  to  the  assistant  commissioners,  secretary,  officers  and  other 
persons  above  mentioned  such  salaries  or  remuneration,  as  the  Lord 
Lieutenant  may,  with  the  consent  of  the  Treasury,  determine. 

The  salaries  of  the  commissioners,  other  than  the  Judicial  Com- 
missioner, and  of  the  assistant  commissioners,  and  of  all  persons  employed 
by  the  land  commission  and  all  expenses  incurred  by  the  land  commission 
in  carrying  into  effect  this  Act,  not  otherwise  provided  for,  shall  be  paid 
out  of  moneys  provided  by  Parliament. 

47.  Any  person  aggrieved  by  the  decision  of  any  civil  bill  court 
with  respect  to  the  determination  of  any  matter  under  this  Act  or  under 
the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  may  appeal  to  the  land 
commission,  and  such  commission  may  confirm,  modify,  or  reverse  the 
decision  of  the  civil  bill  court.    All  appeals  to  the  land  commission  under 
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this  Act  shall  be  heard  by  all  three  commissioners  sitting  together,  except 
in  the  case  of  illnes  or  unavoidable  absence  of  any  one  commissioner, 
■when  any  appeal  may  be  heard  by  two  commissioners  sitting  together, 
one  of  whom  shall  be  the  Judicial  Commissioner. 

The  land  commission  may  determine  any  appeal  in  Dublin  or  may 
proceed  to  any  place  or  places  in  Ireland  for  the  purpose  of  from  time 
to  time  determining  the  same. 

The  twenty-fourth  section  of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland) 
Act,  1870,  is  hereby  repealed.  All  appeals  under  the  said  section  pending 
at  the  time  of  the  passing  of  this  Act  are  hereby  transferred  to  the  land 
commission;  and  all  further  proceedings  thereon  shall  be  taken  in  the 
prescribed  manner. 

48.  1)  For  the  purposes  of  this  Act  the  land  commission  shall 
have  full  power  and  jurisdiction  to  hear  and  determine  all  matters, 
•whether  of  law  or  fact,  and  shall  not  be  subject  to  be  restrained  in 
the  execution  of  their  powers  under  this  Act  by  the  order  of  any  court, 
nor  shall  any  proceedings  before  them  be  removed  by  certiorari  into 
any  court. 

2)  The  land  commission  may  of  its  own  motion,  or  shall  on  the 
application  of  any  party  to  any  proceeding  pending  before  it,  unless  it 
considers  such  application  frivolous  and  vexatious ,  state  a  case  in 
respect  of  any  question  of  law  arising  in  such  proceedings,  and  refer  the 
same  for  the  consideration  and  decision  of  Her  Majesty's  Court  of  Appeal 
in  Ireland. 

The  land  commission  may  also,  in  case  it  thinks  fit,  permit  any 
party  aggriveed  by  the  decision  of  the  land  commission  in  any  procee- 
dings to  appeal  in  respect  of  any  matter  arising  in  such  proceedings  to 
Her  Majesty's  Court  of  Appeal  in  Ireland ;  provided,  that  no  appeal  from 
the  land  commission  to  the  Court  of  Appeal  in  Ireland  shall  be  permitted 
in  respect  of  any  matter  arising  under  Part  V  of  this  Act,  or  in  respect 
of  any  decision  as  to  the  amount  of  fair  rent,  or  any  question  of 
value  or  of  damages ,  or  any  matter  left  in  the  discretion  of  the  land 
commission. 

The  decision  of  the  said  Court  of  Appeal  on  any  such  question  so 
referred  to  it  shall  be  final  and  conclusive. 

3)  The  land  commission  with  respect  to  the  following  matters;  that 
is  to  say: 

a.  Enforcing  the  attendance  of  witnesses  (after  a  tender  of  their  ex- 
penses), the  examination  of  witnesses  orally  or  by  affidavit,  and  the 
production  of  deeds,  books,  papers,  and  documents,  and 

b.  Issuing  any  commission  for  the  examination  ot  witnesses,   and 

c.  Punishing  persons  refusing  to  give  evidence  or  to  produce  documents, 
or  guilty  of  contempt  in  the  presence  of  the  land  commission  or  any 
of  them  sitting  in  open  court,  and 

d.  Making  or  enforcing  any  order  whatever  made  by  them  for  the  pur- 
pose of  carrying  into  effect  the  objects  of  this  Act, 

shall  have  all  such  powers,  rights  and  privileges  as  are  vested  in  the 
Chancery  Division  of  the  High  Court  of  Justice  in  Ireland  for  such  or 
the  like  purposes,  and  all  proceedings  before  the  land  commission  shall 
in  law  be  deemed  to  be  judicial  proceedings  before  a  court  of  record. 

4)  In  determining  any  question  relating  to  a  holding  the  commission 
may  direct  an  independent  valuer  to  report  to  it  his  opinion  on  any 
matter  the  commission  may  desire  to  refer  to  such  valuer,  such  report 
to  be  accompanied  with  a  statement,  if  so  directed,  of  all  such  facts  and 
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circumstances  as  may  be  required  for  the  purpose  of  enabling  tbe  com- 
mission to  form  a  judgment  as  to  the  subject  matter  of  such  report. 
The  commission  may  or  may  not,  as  it  thinks  fit,  adopt  the  report  of 
such  valuer,  and  it  may  make  any  such  order  with  respect  to  the  costs 
incurred  in  respect  of  such  in  respect  of  such  report,  as  it  thinks  just. 

5)  The  land  commission  may  re^^ew  and  rescind  or  vary  any  order 
or  decision  previously  made  by  them,  or  any  of  them;  but  save  as  by 
this  Act  provided  every  order  or  decision  of  the  said  commission  shall 
be  final:  provided  always,  that  any  order  or  decision  made  by  three 
members'  of  the  land  commission  shall  not  be  reviewed,  rescinded,  or 
varied,  except  by  three  members  of  the  land  commission. 

Nothing  in  this  section  shall  authorise  the  land  commission  to  de- 
termine any  question  or  to  exercise  any  power  of  a  judge  in  relation  to 
any  purchase  of  an  estate  by  them,  or  to  the  purchase  of  a  holding 
through  the  medium  of  the  land  commission. 

49.  Where  the  land  commission  or  any  sub-commission  hold  sit- 
tings elsewhere  than  in  Dublin,  such  land  commission  or  sub-commission 
may  use  the  courthouses  commonly  used  for  civil  bill  purposes  or  for 
the  holding  of  courts  of  petty  sessions .  and  the  officers  of  the  civil  bill 
courts  shall,  in  the  prescribed  manner  and  at  the  prescribed  times,  be 
bound  to  attend  the  sittings  of  the  said  land  commission  and  sub-com- 
missions, and  to  perform  analogous  duties  to  those  which  they  perform 
in  the  case  of  a  sitting  of  the  civil  bill  coui-t. 

50.  1)  The  land  commission  shall  from  time  to  time  circulate 
forms  of  application  and  directions  as  to  the  mode  in  which  applications 
are  to  be  made  under  this  Act,  and  may  from  time  to  time  make,  and 
when  made  may  rescind,  amend,  or  add  to,  rules  with  respect  to  the 
following  matters,  or  any  of  them: 

a.  The  proceedings  on  the  occasion  of  sales  under  this  Act; 

b.  The  proceedings  on  the  occasion  of  applications  to  fix  judicial  rents 
under  this  Act  and  the  withdrawal  of  such  appications; 

c.  The  proceedings  in  the  civil  bill  court  under  this  Act; 

d.  The  consolidation  of  cases  and  the  joinder  of  parties; 

6.  The  security  (if  any)  to  be  given  by  applicants  to,  or  persons  dealing 
with,  the  commission; 

f.  The  proceedings  in  appeals  under  this  Act; 

g.  The  proceedings  in  respect  of  cases  stated  for  the  decision  of  Her 
Majesty's  Court  of  Appeal  in  Ireland  under  this  Act; 

h.  The  proceedings  on  the  occasion  of  applications  for  transfer  of  cases 
from  the  Civil  Bill  Court  to  the  land  commission  under  this  Act; 

i.  The  qualification  and  tenure  of  office  of  assistant  commissioners; 

j.  The  forms  to  be  used  for  the  purposes  of  this  Act; 

k.  The  scale  of  costs  and  fees  to  be  charged  in  carrying  this  Act  into 
execution,  and  the  taxation  of  such  costs  and  fees,  and  the  persons 
by  or  from  whom  and  the  manner  in  which  such  costs  and  charges 
are  to  be  paid  or  deducted,  subject  nevertheless  to  the  sanction  of 
the  Treasury  as  to  the  amount  of  fees  to  be  charged; 

1.  The  attendance  and  discharge  of  duties  by  the  officers  of  the  civil 
bill  courts  before  the  land  commission  and  sub  -  commissions  when 
holding  sittings  under  this  Act; 
m.  The  mode  in  which  consents  on  the  part  of  the  land  commission 
or  of  any  landlord,  tenant,  or  other  person  may  be  signified  under 
this  Act: 

n.  The  service   of  notices   on  mortgagees   and   persons  interested,  and 
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any  other  matter  by  this  Act,  or  any  part  of  any  Act  incorporated 
herewith,  directed  to  be  prescribed; 
0.  As  to  any  other  matter  or  thing,  whether  similar  or  not  to  those 
above  mentioned,  in  respect  of  which  it  may  spem  to  the  land  com- 
mission expedient  to  make  rules  for  the  purpose  of  carrying  this  Act 
or  any  part  of  any  Act  incorporated  herewith  into  effect. 

2)  Any  rules  made  in  pursuance  of  this  section  shall  be  judicially 
noticed  in  all  courts  of  Her  Majesty's  dominions. 

3)  Any  rules  made  in  pursuance  of  this  section  shall  be  laid  before 
Parliament  within  three  weeks  after  they  are  made  if  Parliament  be  then 
sitting,  and  if  Parliament  be  not  then  sitting,  within  three  weeks  after 
the  beginning  of  the  then  next  session  of  Parliament;  and  if  an  Address 
is  presented  to  Her  Majesty  by  either  House  of  Parliament  within  the 
next  subsequent  one  hundred  days  on  which  the  said  House  shall  have 
sat  praying  that  any  such  rule  may  be  annulled,  Her  Majesty  may  the- 
reupon by  Order  in  Council  annul  the  same,  and  the  rule  so  annulled 
shall  thenceforth  become  void  and  of  no  effect,  but  without  prejudice  to 
the  validity  of  any  proceedings  which  may  in  the  meantime  have  been 
taken  under  the  same. 

4)  The  Public  Offices  Fees  Act,  1879,  shall  apply  to  fees  payable  under 
this  Act. 

51.  The  making  of  rules  and  orders  prescribing  and  regulating  the 
mode  of  service  of  civil  bill  processes  in  ejectment,  and  for  recovery  of 
rent,  is  hereby  declared  to  be  within  the  provisions  of  the  seventhy  ninth 
section  of  the  County  Officers  and  Courts  (Ireland)  Act,  1877;  and,  not- 
withstanding any  other  enactment,  the  service  of  such  processes  in  the 
manner  prescribed  by    such  rules  or  orders  shall  be  valid  and  sufficient. 

Whenever  an  action  for  the  recovery  of  rent  not  exceeding  twenty 
pounds  or  for  the  recovery  of  land,  whether  for  nonpayment  of  rent  or 
for  overholding,  is  brought  in  the  High  Court  of  Justice  in  Ireland,  in 
any  case  in  which  the  plaintiff  in  such  action  could  have  sued  for  the 
recovery  of  such  rent  or  land  in  a  civil  bill  court,  the  plaintiff  in  such 
action  shall  not  be  entitled  to  any  costs ,  unless  the  judge  before  whom 
such  action  is  tried,  or  the  divisional  court  to  which  such  action  is 
attached,  shall  by  order  declare  the  said  plaintiff  entitled  to  costs. 

52.  Subject  to  rules  made  under  this  Act,  it  shall  be  lawful  for 
the  party  to  any  proceeding  before  the  land  commission  or  any  sub- 
commission,  or,  with  the  leave  of  such  commission  or  sub  -  commission, 
for  the  father  or  husband  of  such  party,  or  for  a  solicitor  of  the 
Supreme  Court  of  Judicature  in  Ireland  (but  not  a  solicitor  retained  as 
an  advocate  by  such  first-mentioned  solicitor),  or  for  a  barrister  retained 
by  or  on  behalf  of  such  party  and  instructed  by  his  or  her  solicitor, 
but  without  any  right  of  exclusive  audience  or  pre-audience,  to  appear 
and  address  such  commission  or  sub -commission  and  conduct  the  case 
subject  to  such  rules  and  regulations,  as  may  be  from  time  to  time  pre- 
scribed. 

53.  No  person  being  a  member  of  the  land  commission  other  than 
the  judicial  commissioner,  or  being  an  assistant  commissioner  or  employed 
by  the  land  commission,  shall  by  reason  of  such  membership  or  employ- 
ment acquire  any  right  to  compensation,  superannuation,  or  other  allow- 
ance on  abolition  of  office  or  otherwise. 

54.  No  person  being  a  member  of,  or  holding  office  under,  the 
land  commission,   or   being  an  assistant  commissioner,  shall,  during  the 
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time  that  he  holds  his  office,  be  capable  of  being  elected  a  member  of 
or  sitting  in  the  Commons  House  of  Parliament. 

55.  The  land  commission  shall  once  in  every  year  after  the  year 
one  thousand  eight  hundred  and  eighty  -  one  make  a  report  to  the  Lord 
Lieutenant  as  to  their  proceedings  under  this  Act,  and  every  such  report 
shall  be  presented  to  Parliament. 

56.  The  land  commission  shall  from  time  to  time  prepare  in  such 
form  and  at  such  times  as  the  Treasury  from  time  to  time  direct  accounts 
of  their  receipts  and  expenditure,  and  within  six  months  after  the  expi- 
ration of  the  year  to  which  the  accounts  relate  the  land  commission  shall 
transmit  the  same  to  the  Controller  and  Auditor  General  to  be  audited, 
certified  and  reported  upon  in  conformity  with  the  regulations  from  time 
to  time  made  by  the  Treasury  for  that  purpose ,  and  the  accounts,  with 
the  reports  of  the  Controller  and  Auditor  General  thereon,  shall  be  laid 
before  the  House  of  Commons  not  later  than  three  months  after  the  date 
on  which  they  were  transmitted  for  audit  if  Parliament  be  then  sitting, 
and  if  not  sitting,  within  fourteen  days  after  Parliament  next  assembles. 

Provided,  that  the  regulations  made  by  the  Treasury  under  this 
section  shall  be  laid  before  the  House  of  Commons  within  one  month 
of  the  date  thereof,  if  Parliament  be  then  sitting,  and,  if  not,  then  within 
fourteen  days  after  Parliament  next  assembles,  and  that  such  regulations 
shall  not  have  eö"ect  until  they  have  lain  for  thirty  days  upon  the  Table 
of  the  House. 


Part    VII. 

Definitions,  Application  of  Act  and  Savings. 

57.  In  the  construction  of  this  Act  the  following  words  and  ex- 
pressions shall  have  the  meaning  hereby  assigned  to  them,  unless  there 
be  something  in  the  context  repugnant  thereto;  that  is  to  say: 

„Lord  Lieutenant"  includes  the  Lord  Justices  or  any  other  Chief 
Governor  or  Governors  of  Ireland  for  the  time  being; 

„Treasury"  means  the  Commissioners  of  Her  Majesty's  Treasury: 
„Board  of  Works"  means   the  Commissioners  of  Public  Works  in 
Ireland; 

„County"  includes  a  riding  of  a  county; 

„Contract  of  tenancy"  means  a  letting  or  agreement  for  the  letting 
of  land  for  a  term  of  years  or  for  lives,  or  for  lives  and  years,  or 
from  year  to  year; 

„Tenant"  means  a  person  occupying  land  under  a  contract  of  tenancy, 
and  includes  the  successors  in  title  to  a  tenant; 

Where  the  tenant  sub -lets  part  of  his  holding  with  the  consent  of 
his  landlord  he  shall,  notwithstanding  such  sub-letting,  be  deemed  for  the 
purposes  of  this  Act  to  be  still  in  occupation  of  the  holding. 

„Landlord"  means  the  immediate  landlord  or  the  person  for  the 
time  being  entitled  to  receive  the  rents  and  profits  or  take  possession 
of  the  land  held  by  his  tenant,  and  includes  the  successors  in  title  to 
a  landlord; 

„Holding"  during  the  continuance  of  a  tenancy  means  a  parcel  of 
land  held  by  a  tenant  of  a  landlord  for  the  same  term  and  under  the 
same  contract  of  tenancy,  and,  upon  the  deteimination  of  such  tenancy, 
means  the  same  parcel  of  laud  discharged  from  the  tenancy; 
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„Tenancy"  means  the  interest  in  a  holding  of  a  tenant  and  his 
successors  in  title  during  the  continuance  of  a  tenancy;  and  „rent  of  a 
tenancy"  means  the  rent  for  the  time  being  payable  by  such  tenant  or 
some  one  or  more  of  his  successors; 

„Present  tenancy"  means  a  tenancy  subsisting  at  the  time  of  the 
passing  of  this  Act  or  created  before  the  first  day  of  January  one 
thousand  eight  hundred  and  eighty  -  three  in  a  holding  in  which  a 
tenancy  was  subsisting  at  the  time  of  the  passing  of  this  Act,  and 
every  tenancy  to  which  this  Act  applies  shall  be  deemed  to  be  a  pre- 
sent tenancy  until  the  contrary  is  proved; 

„Future  tenancy"  means,  except  as  aforesaid,  a  tenancy  beginning 
after  the  passing  of  this  Act ; 

„Ordinary  tenancy"  means  a  tenancy  to  which  this  Act  applies,  and 
which  is  not  a  tenancy  subject  to  statutory  conditions,  or  a  judicial 
lease,  or  a  fixed  tenancy; 

„Sale",  „sell",  and  cognate  words,  include  alienation,  and  alienate, 
with  or  without  valuable  consideration; 

„Ejectment"  includes  action  for  recovery  of  land; 

„An  estate"  means  any  lands  which  the  land  commission  may  by 
order  declare  fit  to  be  purchased  as  a  separate  estate  for  the  purposes 
of  this  Act; 

„Prescribed"  means  prescribed  by  rules  made  in  pursuance  of 
this  Act; 

„Landed  Property  Improvement  (Ireland)  Acts"  means  the  Act  of 
the  session  of  the  tenth  and  eleventh  years  of  the  reign  of  Her  present 
Majesty,  chapter  thirty -two,  intituled  „An  Act  to  facilitate  the  impro- 
vement of  landed  property  in  Ireland,"  and  any  Acts  amending  or 
extending  the  same. 

Any  words  or  expressions  in  this  Act  which  are  not  hereby  defined, 
and  are  defined  in  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  shall, 
unless  there  is  something  in  the  context  of  this  Act  repugnant  thereto, 
have  the  same  meaning  as  in  the  last  -  mentioned  Act,  and  the  Landlord 
and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  except  in  so  far  as  the  same  is  expressly 
altered  or  varied  by  this  Act  or  is  inconsistent  therewith,  and  this  Act 
shall  be  construed  together  as  one  Act. 

58.  This  Act,  with  the  exception  of  so  much  thereof  as  amends 
the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  in  respect  of  compensation 
for  improvements,  and  with  the  exception  of  Part  Five  of  this  Act,  shall 
not  apply  to  tenancies  in  — 

1)  Any  holding  which  is  not  agricultural  or  pastoral  in  its  character, 
or  partly  agricultural  and  partly  pastoral;  or 

2)  Any  demesne  land,  or  any  land  being  or  forming  part  of  a  home 
farm  or  any  holding  ordinarily  termed  „town-parks"  adjoining  or  near  to 
any  city  or  town  which  bears  an  increased  value  as  accommodation  land 
over  and  above  the  ordinary  letting  value  of  land  occupied  as  a  farm, 
and  is  in  the  occupation  of  a  person  living  in  such  city  or  town,  or  the 
suburbs  thereof;  or 

3)  Any  holding  let  to  be  used  wholly  or  mainly  for  the  purpose  of 
pasture,  ana  valued  under  the  Acts  relating  to  the  valuation  of  property 
at  an  annual  value  of  not  less  than  fifty  pounds;  or 

4)  Any  holding  let  to  be  used  wholly  or  mainly  for  the  purposes 
of  pasture,  the  tenant  of  which  does  not  actually  reside  on  the  same, 
unless  such  holding  adjoins  or  is  ordinarily  used  with  the  holding  on 
wliich  such  tenant  actually  resides;  or 
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5)  Any  holding  which  the  tenant  holds  by  reason  of  his  being  a 
hired  labourer  or  hired  servant;  or 

6)  Any  letting  in  conacre  or  for  the  purposes  of  agistment  or  for 
temporary  depasturage;  or 

7)  Any  holding  let  to  the  tenant  during  his  continuance  in  any 
office,  appointment,  or  employment,  or  for  the  temporary  convenience  or 
to  meet  a  temporary  necessity  either  of  the  landlord  or  tenant:  provided, 
that  any  such  letting  made  after  the  passing  of  this  Act  shall  be  by 
contract  in  writing,  which  shall  express  the  purpose  for  which  such  let- 
ting is  made; 

8)  Any  cottage  allotment  not  exceeding  a  half  of  an  acre; 

9)  Any  „glebe"  as  defined  by  the  Act  of  thirty  -  eighth  and  thirty- 
ninth  Victoria,  chapter  forty -two,  which  now  is,  or  hereafter  shall  be 
held  or  occupied  by  any  „ecclesiastical  persons"  as  by  the  same  Act 
defined,  and  no  such  ecclesiastical  person  shall  in  respect  of  such  glebe 
be  entitled  to  make  any  claim  for  compensation  under  any  of  the  pro- 
visions of  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  or  of  this  Act. 

59.  Where  it  appears  to  the  court,  on  the  joint  application  of 
the  landlord  and  tenant  of  any  holding  valued  under  the  Acts  relating 
to  the  valuation  of  rateable  property  in  Ireland  at  a  sum  not  exceeding 
thirty  pounds  a  year  — 

That  the  tenant  has  paid  the  whole  (or  such  sum  as  the  landlord 
may  be  willing  to  accept  as  the  equivalent  of  the  whole)  of  the  rent 
payable  in  respect  of  the  year  of  the  tenancy  expiring  on  the  gale  day 
next  before  the  passing  of  this  Act,  and  that  antecedent  arrears  are 
due,  the  land  commission  may  make,  in  respect  of  such '^antecedent 
arrears,  an  advance  of  a  sum  not  exceeding  one  year's  lent  of  the 
holding,  and  not  exceeding  half  the  antecedent  arrears ,  and  thereupon 
the  court  shall  by  order  declare  the  holding  to  be  charged  with  the 
repayment  of  the  advance  to  the  land  commission,  by  a  rentcharge 
payable  half-yearly  during  the  fifteen  years  from  the  date  specified  in 
the  order,  and  calculated  at  the  rate  of  eight  pottnds  ten  shillings  a 
year  for  every  hundred  pounds  of  the  advance. 

Whenever  in  the  case  of  any  tenant  evicted  for  non  payment  of 
rent  since  the  first  day  of  May  one  tousand  eight  hundred  anci  eighty, 
the  landlord  agrees  to  re-instate  such  tenant  on  the  terms  in  this 
section  set  forth,  this  section  shall  apply  as  if  such  tenant  had  not 
been  so  evicted  from  his  holding. 

The  charge  declared  by  the  order  as  aforesaid  shall  have  priority 
over  all  charges  effecting  the  holding  except  quit -rent  and  Crown  rent 
and  sums  payable  to  the  Commissioners  of  Public  Works  or  the  Com- 
missioners of "^ Church  Temporalities  in  Ireland,  and  the  landlord  for  the 
time  being  of  the  holding  shall  pay  to  the  land  commission  the  sum  for 
the  time  being  due  on  account  of  such  rentcharge. 

Every  half-yearly  amount  of  such  rentcharge  shall  be  deemed  to  be 
an  addition  to  the  half-year's  rent  of  the  holding  (whether  a  judicial  rent 
or  otherwise)  due  from  the  tenant  to  the  landlord,  and  may  be  recovered 
by  the  landlord  accordingly. 

On  the  order  of  the  "court  being  made  as  aforesaid  in  relation  to 
any  holding,  all  arrears  of  rent  due  in  respect  of  that  holding  on  or 
prior  to  the  gale  day  next  before  tlie  passing  of  this  Act  shall  be  deemed 
to  be  absolutely  released. 

The  landlord  and  tenant  may  agree,  that  any  rent  paid  by  the 
tenant  during  the  twelwe  months  immediately   preceding  the  passing  of 
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this  Act  shall  be  deemed,  for  the  purposes  of  this  section,  to  have  been 
paid  in  respect  of  the  rent  due  for  the  then  current  year,  and  not  in 
respect  of  arrears  of  rent. 

Where  arrears  of  rent  in  respect  of  a  holding  are  due  to  some 
person  or  persons  besides  the  landlord,  the  advance  made  by  the  land 
commission  under  this  section  shall  be  rateably  distributed  by  the  court 
amongst  the  persons  entitled  thereto. 

An  application  for  an  advance  under  this  section  shall  not  be  made 
after  the  twenty  -  eighth  day  of  February  one  thousand  eight  hundred 
and  eighty-two. 

The  omission  or  refusal  by  either  landlord  or  tenant  of  any  hold- 
ing to  join  with  the  other  of  them  in  obtaining  a  loan  from  the  land 
commission  under  this  section  shall  not  prejudice  any  other  application 
or  proceeding  which  either  of  them  may  make  or  institute  under  this 
Act  or  the  Landlord  and  Tenant  (Ireland)  Act,  1870,  in  relation  to  the 
holding. 

The  land  commission  may  make  advances  for  the  purpose  of  this 
section  out  of  any  moneys  for  the  time  being  in  their  hands  for  the  pur- 
poses of  this  Act. 

The  land  commission  shall  at  such  time  after  the  expiration  of  each 
period  of  twelve  months,  as  the  Treasury  may  from  time  to  time  appoint, 
make  up  an  account  showing  for  the  said  period  of  twelve  months  the 
amount  of  all  such  payments  due  to  them  in  respect  of  rentcharges 
payable  to  them  under  this  section  as  they  have  failed  to  recover  at  the 
expiration  if  the  said  period  (in  this  section  referred  to  as  payments  in 
arrear),  and  the  Commissioners  of  Church  Temporalities  in  Ireland  shall, 
out  of  any  moneys  at  their  disposal,  pay  to  the  land  commission  any 
sums  appearing  from  such  account  to  be  due  to  the  land  commission. 
Any  such  payment  by  the  Commissioners  of  Church  Temporalities  in 
Ireland  shall  not  discharge  any  person  indebted  to  the  land  commission 
in  respect  of  any  payments  in  arrear,  and  it  shall  be  the  duty  of  the 
land  commission  to  take  any  proceedings  they  may  be  advised  for  the 
recovery  of  payments  in  arrear,  and  to  repay  to  the  Commissioners  ot 
Church  Temporalities  in  Ireland  any  sums  so  recovered. 

(JO.  Any  application  which  a  tenant  is  authorised  by  this  Act  to 
make  to  the  court  shall,  if  made  to  the  court  on  the  first  occasion  on 
which  it  sits  after  the  passing  of  this  Act,  have  the  same  operation  as 
if  it  had  been  made  on  the  day  on  which  this  Act  comes  into  force;  and 
any  order  made  upon  such  application  shall  be  of  the  same  effect  as.  if 
it  had  been  made  on  the  day  on  which  this  Act  comes  into  force,  unless 
the  court  otherwise  directs;  and  the  person  by  whom  such  application 
is  made  shall,  if  the  court  thinks  just,  be  in  the  same  position  and  have, 
the  same  rights  in  respect  of  his  tenancy  as  he  would  have  been  in  and 
would  have  had  if  the  application  had  been  made  on  the  day  on  which 
this  Act  comes  into  force. 

61.  This  Act  shall  not  apply  to  England  or  Scotland. 

62.  This  Act  may  be  cited  for  all  purposes  as  the  Land  Law 
(Ireland)  Act,  188L 
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